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Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenschr. 


Goethe und das Recht. 


Von Rechtsanwalt Dr. Siegfried von der Trend, Berlin. 


Die Frage des Titels ſtellen, heißt, an Joſef Kohler 
und ſein Shakeſpeare⸗Werk denken und die Frage verneinen. 

Keinerlei Aufſätze und Abhandlungen über Goethe als 
Rechtsanwalt !), über den Advokaten Goethe:), keine Feſt⸗ 
nummer über juriſtiſche Belange), kein Juriſtenkommentar 
des 2. Fauſt⸗) können aus der Welt ſchaffen, daß der deutſche 
Dichter von damals ſo wenig wie der deutſche Dichter von 
heute, in Recht und Staat etwa Zuſammengehö⸗ 
riges und in beiden ein letztes, höchſtes, innerſtes 
Erlebnis, das in ſein geſamtes Welterlebnis eingeht 
und es von innen her durchdringt, ſehen konnte, eben weil 
er der deutſche Dichter war, und weil durch mannigfache 
Schickſalsungunſt und Anlageart dem Deutſchen noch heute 
nicht die den großen Rechtsvölkern, wie altes und kirchliches 
Rom und eben England, für Recht und Staat notwendigen 
Weſensmomente das Innerſte wie das Außerſte find. Es 
geht zu weit, hier den Urſachen davon nachzuſpüren. 

Ob die Aufnahme des fremden Rechts mehr Urſache oder 
mehr Folge war, ſei dahingeſtellt. 

Tatſache iſt, daß Form wie Sache des Rechts der Mehr⸗ 
zahl der Volksgenoſſen noch heute ſo fern liegt, daß es, weit 
entfernt einen Gegenſtand der Poeſie zu bilden, durch ſeine 
bloße Exiſtenz erkältend, abſchreckend, proſaiſch wirkt. Der 
„trockene“ Juriſt, der „dialektiſche Anwaltsberuf“ uſw. 

Die Ereigniſſe der letzten Jahre haben nichts daran ge⸗ 
ändert. Im Gegenteil: die kaum geſchaffenen Spuren des 
Rechtsſtaats zerſtört, alte und neue Verfaſſung in Trümmer 
geſchlagen, aus Märtyrern des Rechts ſeine Saboteure ge⸗ 
macht. Im neuen Deutſchland faſt noch mehr als im alten 
fängt der Menſch erſt an Menſch zu ſein, wo er dem Recht 
enthoben wird. Staat und Recht werden in künſtlichen 
Gegenſatz gegeneinander gebracht, in Praxis wie in Theorie, 
ebenſo wie Staat und Volk. 

Die Erkenntnis, daß alle drei zuſammengehören und 
ihr Optimum ineinander finden, iſt nirgends auch 
nur angedeutet. 

Daß die ungeheueren außenpolitiſchen Erfolge der Rechts⸗ 
länder gerade darauf beruhen, daß den Funktionären ihrer 
Staaten angeſichts eiſerner Stabiliſierung der Souveränität 
des Bürgers der bequemere Weg der Unterdrückung im 
Innern verbaut iſt, ſo daß die Kraft zwangsläufig 
nach außen geleitet wird: das erkennen bei uns weder 
die Miniſter noch die Staatsrichter. Der Verwaltungsbeamte 
ſieht noch heute im Recht ſeinen Feind, Richter und Geſetz⸗ 
geber werden zugunſten der Verwaltung und der Verordnung 
außer Kurs geſetzt, und was das ſchlimmſte iſt: das Volk 
erkennt das nicht und findet nichts dabei. Zwiſchen lyriſcher 
Innenſchau der Stillen im Lande, denen das Recht zu roh 
iſt, weil es der Gewalt nicht entraten kann, und dem Ver⸗ 
fall in vorkulturellen Hordenſtreit teilt es ſich reſtlos auf. 
Die goldene Mitte der Syntheſe der Freiheit Eines mit der 
Freiheit Aller nach einem allgemeinen Geſetz (Kant) fällt nach 
wie vor aus. 

Das Kapitel „Recht und Dichtung“ iſt daher, 
ganz allgemein geſprochen, ein Anfänger⸗ 
kapitel. 

Es gilt die allererſte Verbindungslinie herzustellen zwi⸗ 
ſchen der Dichtung als dem Schaffenskreiſe, der recht eigent⸗ 
lich die höhere Menſchheit zum Gegenſtand hat, und dem 
Recht als der Form, in welcher Einzelner und Geſamtheit 
dieſe Menſchheit in der Welt der Tatſachen verwirklichen 
können. 


1) A. Wieruszowski, „Goethe als Rechtsanwalt“, Verlag 
von Paul Neubner, Köln a. Rh. (1909). 

2) Otto Weißel, „Der Advokat Goethe“, Manz⸗Verlag, 
Wien⸗Leipzig (1927). 

Johannes Fuchs, „Advokat Goethe“, Verlag Hermann 
Böhlaus Nachfolger, Weimar (1932). 

3) Goethe⸗Nummer, FrankfurtelK. 5. Jahrg. Nr. 1, Jan. 1932. 
Pinner, „Kollege Goethe und wir“: Anwgl. 1932, 51. 

4) Paul Reinhard, „Goethes Fauſt“, Verlag Wolfgang 
Jeß, Dresden 1931. 


Nur das Menſchliche, nicht das intuitiv Zweckmäßige; 
wofür uns das Organ fehlt, kann das Bindeglied ſein. 4 
Die Dichtung kommt für das Recht nicht als Ausdru 
einer bereits gegebenen Volksüberzeugung von der 1 
Notwendigkeit und der äußeren Größe derartigen Rechts 0 
Frage, ſondern kann höchſtens umgekehrt Führerdienſte un 
Vermittlerdienſte vom Recht ins Volk hinein und umgeke ) 
leiſten, dem Richter immer von neuem das ſeeliſche Weſen be? 
Volkes nahebringend, dem Volk das Ethos des Richters ohn 
äußere und innere Verzerrung nach Form und Sache wid 
ſpiegelnd. a 
Eine lohnende, aber ſchwierige Aufgabe, an der DM 
manchen Seiten im ſtillen gearbeitet iſt, und die auch nan 
außen einzuleiten der Beſte und Größte gerade gut und gW 
genug iſt. 1 
In dieſem Sinne hat die Rechtspflege allen Anlaß, aug 
ihrerſeits des Goethetages zu gedenken. N 
Goethe ſtand dem Recht aufgeſchloſſen gegenüber, wi 
jeder anderen Lebenserſcheinung. Er litt unter ſeinen >: 
vollkommenheiten, damals unter der Schwerfälfigfeit, dei 5 
übermaß an Statik, der ewig ſich forterbenden Krankheit de 
Geſetze und Rechte, wie er heute am Übermaß der Dyna für 
unter der Unbeſtändigkeit, der ſinnloſen, überſtürzenden, et 
das Leben ſchlechthin aufnahmeunfähigen, Qualität m! 
abſoluter Notwendigkeit vernichtenden Geſetzes 
maſſe, leiden würde. Er rief nach dem Rechte, das mit 
geboren iſt, wie wir heute, wenn wir große Phantaſten wären 
im bibliſchen Alter (vergeblich!) nach einem Rechte r 
würden, das mit uns ſtirbt. In beiden Fällen bleibt lt 
Grunderſcheinung: Volk und Staat, Staat und Recht, Volt 
und Recht, die ſich nicht decken. Daher Recht und Dichtung un 
ſo mehr im Widerſtreit, je mehr Dichtung und Menſchtum ſich 
decken, wie es der Maßſtab für Dichter und Dichtung iſt. 
Ein Dichter, dem dieſe Nöte zum Urerlebnis werden den 
er geſtaltet, oder wie bei Shakeſpeare ſich mit ſeinen ſonſtigen 
Urerlebniſſen innig vereinen, ſie durchwachſen, ſo in ihne 
leben und walten, daß man noch heute verſucht iſt, e 
Staatsmann und Rechtsphiloſophen in dem Dichter zu uche 
(Bacon⸗Theorie), fehlt in Deutſchland heute, hat damals ge 
fehlt. Es hat in Deutſchland noch keine Rechtsepoche gegeben, 
die einen Dichter hätte begeiſtern können, und keinen Dic 7 
der den Rechtszuſtand, als Ganzes geſehen, durch ſchöpferiſche. 
Werk auf eine höhere Stufe zu heben gewillt und befähtd! 
geweſen wäre (Sophokles). Der Dichter des WunfjchtraumM? 
Rechtsſtaat heißt Bähr. 5 
Der junge Goethe hat in feiner Diſſertation den Staat. 
abſolutismus aus Aufklärungshaß gegen die Kirche propagiſſt 
Der Goethe des Sturmes und Dranges ſtürzte ji 
während feiner kurzen Anwaltstätigkeit in einer Reihe 755 
Prozeſſen mit Leidenſchaft auf deren ſeeliſchen und gefühn 
mäßigen Inhalt und ſchüttelte den Staub der Jurisprube = 
von jeinen Füßen, als ſich ihm Gelegenheit bot, den bürgen 
lichen Kreis mit dem Hof und Verwaltungsleben zu ve 
tauſchen. = 
Sein Genie hat trotzdem die karikierende Vorviſion be 
Geldentwertungsſchwindels einerſeits und die mmauslöſchlian 
ſoziale Schlußviſion des Fauſt (freies Volk auf n 
Grunde) geſehen, während der Mann die rechtlichen Ma 
mittel des Abſolutismus und der Miniſterialbürokratie han 
habte, wie alle Geheimräte vor und nach ihm. Die SpA 
nung der Volksperſönlichkeit, die des bindenden Rahm 
des Rechts als Geſtalt gewordenen Grunderlebniſſes Me 
behrte, übertrug ſich notgedrungen auf die Perſönlichkeit, 
ihm wie bei uns allen. e vin⸗ 
Auch Bismarck hat trotz ſeiner ſtark amerikaniſchen — 
ſtellung im Rechtspunkte die angelſächſiſche Einſicht und © 18 
ſtellung in und auf Notwendigkeit und Größe des Na 
gefehlt. Auch er ſtand ihm, wie wir alle, mit dem Keil 
timent des Gehemmten gegenüber, wo es ihn hemmte, pm 
mit der Mißachtung des Überlegenen, wo es ihn nicht me 
hemmen konnte. 
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Venn ein Recht als Erlebnis und Lebensmacht das 
eigentliche Kennzeichen einer Neuzeit iſt, iſt Deutſchland nie 
aus dem Mittelalter ganz hinausgekommen und zur Zeit 
lo tief darin zurückverſunken wie nur möglich. 

„So beſchäftigen ſich denn auch die in den Noten 1—4 
erwähnten Werke nicht mit dem allgemeinen Problem des 
Rechts bei Goethe, ſondern umgekehrt mit der ſehr zufall⸗ 
haften Erſcheinung Goethes als Advokat, abgeſehen von dem 
Reinhard ſchen Buch, das in dieſen Zuſammenhang im 
weſentlichen überhaupt nur durch den umgekehrten perſön⸗ 
ichen Zufall gehört, nämlich dadurch, daß ber verdienſtvolle 
tläuterer der Zwangsverſteigerungsgeſetze hier eine Para⸗ 
phraſe des 2. Fauſt gibt, die, man kann wohl ſagen glück⸗ 
icherweiſe, nur am Schluß die ſogenannte Rechtsfrage ſtreift, 
ob Fauſt ſeine „Wette“ gewonnen hat oder nicht. Im übrigen 
dann das Buch der Erleichterung und dem Verſtändnis der 
Lektüre dienen. Wie wirklich tiefgründige Problemſtellung, 
ſelbſt eines erheblich ferneren Lebensgebiets, den Fauſt frucht⸗ 
— machen kann, ergibt der Verſuch Guſtav Kochheims !), 
er die theologiſche Frage an die Fauſtdichtung ftellt®). 

Goethes Anwaltstätigkeit iſt grundlegend belegt worden 
don Kriegk, wo als Anhang unter dem Titel „Goethe 
als Rechtsanwalt“ die Schriftſätze und Eingaben Goethes ver⸗ 
öffentlicht find (vgl. auch Meißner). Auf ihn gehen 
tetzten Endes ſowohl die Zeitſchriftenaufſätze wie die Bro⸗ 
ſchüren der Anm. 1—3 zurück. Dabei ſoll von einer Kritik 
im einzelnen abgeſehen werden. Jeder wird ji das ihn 
Intereſſierende herausſuchen. Es kommt darauf an, einer⸗ 
eits Koſtproben zu geben und andererſeits die Werke in 
einen großen Zuſammenhang zu ſtellen, der uns weiter führen 
ann. Denn zum bloßen Feſte feiern iſt unſere Zeit viel zu 
ernſt, auch wenn der Jubilar Goethe heißt. 

Der Zuſammenhang wird, um zunächſt die Zeitſchriften 
vorwegzunehmen, von Ernſt Beutler, dem Direktor des 

dethe⸗Gymnaſiums?) in feiner Weiſe betont. 
M, Von den weiteren Aufſätzen dieſes Heftes behandelt 
Böſebeck in intereſſanten Ausführungen einen der Pro⸗ 
zeſſe Goethes, Roſenmeyer ein Spezialthema (Goethe und 
as Theaterrecht), Rothbarth wiederum allgemeinere Fra⸗ 
gen (Goethe und die Jurisprudenz unſerer Zeit). Er kommt 
zu dem Ergebnis, daß Goethe an der Jurisprudenz ſeiner 
Seit abſchreckte (S. 19): 
„1. die Methode des Rechtsunterrichts, 

2. die Methode des Rechtsdenkens, 

3. der Widerſpruch zwiſchen den gewandelten Rechts⸗ 
anſchauungen ſeiner Zeit, denen ſeine eigene Auffaſſung 
entſprach, den gewandelten Verhältniſſen und den Geſetzen 
Jener Tage“, 

während Rothbarth ein intereſſantes kleines Goethe⸗Bre⸗ 
ar: für Juriſten zuſammenſtellt, aus dem nur der unter 
1 Kennwort „Notverordnungen“ erwähnte Ausſpruch her⸗ 
orgehoben werden ſoll (S. 29): 

„Wenn man alle Geſetze ſtudieren wollte, ſo hätte man 
gar keine Zeit, ſie zu übertreten.“ 

Pinners) meint, daß Goethe dem Advokatenberuf in⸗ 
fülic fremd geblieben ſei. Hier werden die oben ausge⸗ 
Unten Zuſammenhänge, wenigſtens in bezug auf die An⸗ 


5) Fauſt im Zeichen des Kreuzes, Verlag Hamburg 1931. 
b ‚Überhaupt ift krotz der viel größeren Entfernung beider Gebiete 
„einander die Verbindung zwiſchen Dichtung und Kirche bzw. Dich⸗ 
ung und Theologie ſchon viel weiter vorgeſchritten, als die zwiſchen, 
Lichtung und Recht. 
ad Es gibt eine eigene Zeitſchrift (Der Eckart), die ſeit zirka 
821 Jahren dieſe Beziehung pflegt, und zu Weihnachten 1931 kam 
ü ckartverlag ein Abdruck von Originalbeiträgen von Schriftſtellern 
er ihre Stellung zur Religion unter dem Titel „Dichterglaube, 
immen religiöſen Erlebens“ heraus. 
or, Gewiſſe Vorarbeiten im Deutſchen Sprachverein, die auf das 
gefureſie der Juſtizverwaltung und der Organe der Anwaltſchaft ſtatt⸗ 
Dlanden haben, laſſen es hoffen, daß endlich auch zwiſchen Juſtiz und 
A une der Brückenbau beginnt (der mit ungenügender Keuntnis 
Ar verzerrten Auffaſſungen hüben und drüben in mühſamer langer 
ver il wird aufräumen und materielles und formelles gegenſeitiges 
ſtändnisvolles Zuſammenarbeiten in die Wege leiten muͤſſen). 
acht 6) G. L. Kriegk in den „Deutſchen Kulturbildern aus dem 
Re „ehnten Jahrhundert“ als „Anhang“ unter dem Titel „Gothe als 
dteanwalk“, Verlag von S. Hirzel, Leipzig. 
) „Goethe als Juriſt“ (Berlin 1885). 
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waltſchaft, wenn auch nicht in bezug auf die Rechtsidee als 
ſolche, angeſchlagen und ebenfalls zutreffend peſſimiſtiſch be⸗ 
urteilt. Dabei ſei allerdings bemerkt, daß die Aufgabe des 
Dichters niemals die Idealiſierung, geſchweige denn die eines 
Standes oder gar ſeines Standes, iſt. Dementſprechend 
wären auch die dankenswerten Hinweiſe Pinners auf An⸗ 
waltsſchilderungen neuerer Zeit dahin zu ergänzen, daß der 
von ihm hervorgehobene Beradt in einem anderen als 
dem von Pinner angeführten Roman im Gegenſatz zu 
dem von Pinner erwähnten Idealanwalt ein denkbar ne⸗ 
gatives Anwaltsextrem hingeſtellt hat, übrigens auch ein 
Beweis der dichteriſchen Objektivität des Verf., den man 
bei der Zurückweiſung ſeiner Kritik von Mißſtänden bei Rich⸗ 
tern gebührend hätte beachten ſollen. 

Von den vorliegenden größeren Schriften ſtammt Wie⸗ 
ruszowski aus früherer Zeit (1909), Weißel aus 1927, 
Fuchs aus dem Jubiläumsjahr. Jedes gibt in ſeiner Art ein 
anſprechendes Bild des Advokaten Goethe, wobei Fuchs, 
der einen ſorgfältigen Literaturnachweis beifügt, den Vor⸗ 
teil hat, die früheren Werke benutzen zu können. Er ſieht als 
beſonders charakteriſtiſch für Goethes Anwaltstätigkeit den 
praktiſchen Geiſt und das ethiſche Empfinden, und für die 
Form ſeiner Darſtellung das Temperament der Ausfüh⸗ 
(8.85) an (vgl. „Sprüche in Proſa“ Nr. 1012). Fuchs 
Sb 00 i 
„Wer das Falſche vertheidigen will, hat alle Urſache, 

leiſe aufzutreten und ſich zu einer feinen Lebensart zu 
bekennen. Wer das Recht auf ſeiner Seite fühlt, muß 
derb auftreten; ein höfliches Recht will gar nichts 
heißen.“ 
Dieſen Standpunkt hat er aus der Fülle ſeiner Menſchheit 
heraus, die er ſich nicht verkümmern ließ, beibehalten, ob⸗ 
wohl er nach einem beſonders ſcharf geführten Prozeß im 
Urteil den folgenden richterlichen Verweis erhielt (Fuchs 
S. 72): 

„Den beyderſeitigen Advocatis causae werde die ge⸗ 
brauchte unanſtändige, nur zur Verbitterung der ohnehin 
aufgebrachten Gemüther ausſchlagende Schreibart ernſtlich 
verwieſen (Dekret v. 22. April 1772). 

Dankenswert iſt, daß er die Nachprüfung des Urteils durch 
eingehende Beifügung von Beiſpielen aus dem Kriegkſchen 
Werk ermöglicht, und das Ergebnis iſt (Fuchs S. 60), 
„daß ſeine dichteriſchen und künſtleriſchen Fähigkeiten auch 
nicht im entfernteſten von ſeinem juriſtiſchen Talent erreicht 
wurden. Goethe war aber jedenfalls ein über den Durch⸗ 
ſchnitt begabter Juriſt, der gute Geſetzeskenntniſſe 
mit praktiſchem Blick und leichter Auffaſſungs⸗ 
gabe für das Weſentliche verband“. 

Standesrechtlich intereſſant, übrigens nicht unbedenklich, 
iſt ein Schreiben an einen Klienten aus dem Jahre 1774, wo 
es heißt (Fuchs, „Advokat Goethe“, S. 92): 

„daß, wenn ich nicht über obgedachte Rechnung noch 
25 hieſige Gulden erhalte, ich nicht nach meiner Überzeu⸗ 
gung in der Sache fortfahren, ſondern ihr den gewöhnlichen 
Lauf laſſen muß.“. 

Goethe droht alſo nicht nur mit Niederlegung des Mandats, 
ſondern damit, daß er es in Zukunft mangels Sonderhonorie⸗ 
rung, nur mit der unbedingt notwendigſten Energie führen 
werde. Wie hoch er den Beruf ſeiner Idee nach einſchätzt, 
ergibt ſich aus dem Satz, mit dem die Neujahrsrundſchau 
dieſer Zeitſchrift ſchloß: 

„Ein durchgreifender Advokat in einer gerechten Sache, 
ein durchdringender Mathematiker vor dem Sternenhim⸗ 
mel, erſcheinen beide gleich gottähnlich.“ 

Weißel will in feiner Studie „in dem Advokaten 
Goethe den Menſchen ſuchen und finden“. Er iſt von eigener 
Begeiſterung für den Beruf erfüllt und glaubt, daß damals 
der Beruf noch nicht auf der Höhe geſtanden habe, während 
heute ihm (S. 7) „alles in den Schoß gefallen ſei, was die 
Götter einem Berufe ſchenken könnten“. Auch er rühmt 
Goethes Diktion (S. 19): 

„Schonungslos geht er zu Werke, nimmt 
kein Blatt vor den Mund und übt keine fal⸗ 
ſchen Rückſichten“ 

und hebt die Klarheit der tatſächlichen Darſtellung hervor 
(S. 66): „ſein geſchriebenes Wort habe die Kraft 
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und Lebendigkeit, die Unmittelbarkeit und den 
Reiz des geſprochenen Wortes.“ 

Er betont mit Recht, daß in der gleichen Zeit die ſtärk⸗ 
ſten Quellen ſeines dichteriſchen Werkes gefloſſen ſeien (S. 69): 

„Die ganze Lyrik, die Friederiken Brion, Lotten Buff 
und Lilli Schönemann galt, und die nie wieder ein Gegen⸗ 
ſtück auf dieſer Erde haben wird, iſt in dieſen Jahren zwi⸗ 
ſchen 1770 und 1775 aus ihm herausgequollen, wie ein 
Naturprodukt, und daneben als kaum erklärliche Gegen⸗ 
ſtücke die großen, mächtigen Naturgewaltgedichte, wie ‚Wan- 
derers Sturmlied“, „Prometheus“ und dergleichen mehr. 
Clavigo und Stella erblickten das Licht der Welt, Satyros 
entſtand.“ 

Daß Goethe wenigſtens zeitweiſe etwas von dem ein⸗ 
gangs Geſagten vorſchwebte, ergibt die von Wierus⸗ 
zowski (S. 13 Fußnote 18a) erwähnte Rezenſion aus den 
Frankfurter gelehrten Anzeigen, wo es heißt: 

„Wie ſo ganz anders würden die Urteile des Autors 
ausgefallen ſein, wenn er ſich heruntergelaſſen hätte, den 
Mann in ſeiner Familie, den Bauern auf ſeinem Hofe, 
die Mutter unter ihren Kindern, den Handwerksmann in 
ſeiner Werkſtatt, den ehrlichen Bürger bei ſeiner Kanne 
Wein und den Gelehrten und Kaufmann in ſeinem Kränz⸗ 
chen oder in ſeinem Kaffeehaus zu ſehen.“ 

Derſelbe führt auch das Gedicht an Schloſſer auf Goethe 
an, das den oben erwähnten Zwieſpalt, freilich nur als per⸗ 
ſönlichen, beleuchtet (Wieruszowski S. 20); 


„Du, dem die Muſen von den Aktenſtöcken 
Die Roſenhände willig ſtrecken, 
Der zweener Herren Diener iſt, A 
Die ärgre Feinde find, als Mammonas und Chriſt. 
Als Scherz ſei vermerkt, daß ihm einmal vom Prozeßgegner 
ſelbſt mit Verſen gedient wurde, nachdem Goethe ſich gegen 
beweisloſe Verdächtigungen in ſchärfſter Weiſe gewendet b 
Der 9 ſchreibt in ſeinem Schriftſatz (Wieruszows 
Sei 
„Mangel ift uns angeboren, 
Und ich habe tauſendmal mich außer mir verloren: 1 
Schlüge Gott mit Blitz und Keulen gleich auf ſolche ur 


4 70 
O wie wenig würden Greiſe, und wo blieben ich und DU? 
Wieruszowski faßt ſich S. 31 dahin zuſammen, Goethe 
habe „ſelbſt ſpäter dankbar bekannt, daß er als Juriſt 110 
Sohn eines Juriſten Genauigkeit und Vorſicht im Denke 
gelernt habe. Aber nicht dieſerhalb verdiene der Rechtsanwal 
Goethe ſeiner Verſchollenheit entriſſen zu werden. Er ver 
diene es, weil er, um auf Scherers Wort zurückzugreifen, 
zur Erkenntnis des Menſchen und Dichters beitrage“. 1 
Für den engeren Kreis der hier behandelten Beziehung 5 

hat die deutſche Juriſtenwelt in anerkennenswerter Weile ! 
Scherflein beigetragen. 2 
Abzuwarten bleibt, ob das Jubiläum das große Goethe, 
Buch bringt, das wir brauchen, und ob dieſes die eingang“ 

geſtellten großen Zuſammenhänge heranzieht. 


Goethe als Kechtsanwalt. 


Von Rechtsanwalt Dr. Johannes Fuchs, Leipzig. 


„Wenn ich z. B. Juriſt wäre und es träte der Rechtsanwalt 
Goethe bei mir ein, ſo könnte es geſchehen, daß die Geiſter der 
Ulpian und Papinian, die mich unſichtbar umſchwebten, ihre grauen 
Häupter ſchüttelten, daß das Corpus juris in einer Ecke unwillig zu 
wackeln anfinge und daß ich ſelbſt mich im Gefühl meiner juriſtiſchen 
Würde ſtolz in die Bruſt würfe, den verdutzten Eindringling von oben 
bis unten mit langen prüfenden Blicken mäße und ihn nicht eben 
freundlich alſo anredete: Was wollen Sie, junger Menſch? Wollen 
Sie mir Ihre alten Scripturen aufdrängen als eine beſondere Merk⸗ 
würdigkeit? Wir haben genug des alten Zeugs, Ihre Prozeßacten 
unterſcheiden ſich in nichts von den ähnlichen Schriftſtücken Ihrer Zeit. 
Und wenn Sie nachher ein großer Dichter geworden ſind, was küm⸗ 
mert mich Ihre mittelmäßige Jurisprudenz!“ ...“ 

Mit dieſen launigen Worten wandte ſich der große Li⸗ 
teraturhiſtoriker Wilhelm Scherer?) in ſeinem Auſſatz 
„Goethe als Rechtsanwalt“ gegen die Zweifler und Kritiker, 
die der von G. L. Kriegks) i. J. 1874 bewirkten erſt⸗ 
maligen Veröffentlichung der Goetheſchen Prozeßakten eine 
unfreundliche Aufnahme bereiteten. Philologen wie Juriſten 
waren von der an ſich ſo bedeutſamen Veröffentlichung 
Kriegks wenig befriedigt; denn ſie lernten Goethe von 
einer Seite kennen, die mit ihrer Vorſtellung von dem ge⸗ 
nialen Stürmer und Dränger, dem Dichter des Götz, des 
Clavigo, des Mahomet nicht in Einklang zu bringen war. 
Die Juriſten unterſuchten die Schriftſätze daraufhin, ob Goethe 
die Jurisprudenz ſeiner Zeit oder die Rechtswiſſenſchaft über⸗ 
haupt mit neuen Rechtsgedanken befruchtet hat, und als ſie 
gar feſtſtellten, daß die Goetheſchen Prozeßakten auch für 
ſeine Zeit nichts Bahnbrechendes und Ungewöhnliches brach⸗ 
ten, erklärten ſie die Kriegkſchen Veröffentlichungen für 
überflüſſig. 

Und doch iſt — wie Wilhelm Scherer richtig vor⸗ 
ausgeſagt und wofür er ſich mit der ganzen Autorität ſeines 
Namens eingeſetzt hat — der Advokat Goethe nicht mehr 
aus dem Geſamtbild ſeiner Perſönlichkeit hinwegzudenken. Es 
kommt auch für den Juriſten nicht darauf an, ob Goethe 
ein guter oder ſchlechter Juriſt geweſen iſt. Eine jede Zeit 
hat hierfür ihr eigenes Kriterium. Für den Juriſten und 
insbe]. feine heutigen Kollegen iſt bedeutſam, wie Goethe 


1) Wir verweiſen auf das ſoeben erſchienene Buch des Ver⸗ 
faſſers „Advokat Goethe“ (Verlag Hermann Böhlaus Nachf., 
Weimar), das auf S. 826 im einzelnen beſprochen iſt, und das auf 
S. 113—116 aufgeführte einſchlägige Schrifttum. D. S. 

2) „Aufjäge über Goethe“, 1886, S. 39 ff. 

8) „Deutſche Kulturbilder aus dem achtzehnten Jahrhundert“ 
nebſt Anhang „Goethe als Rechtsanwalt“ (Leipzig, S. Hirzel), 1874. 


zum Anwaltsberuf innerlich ſtand, wie er ſeine Aufgabe 
als Advokat auffaßte und wie er als Advokat arbeitete, kurz, 
ob er ſich gern als Anwalt und zum Anwaltsſtande bekann 

und ob wir, feine Kollegen, ihn nicht nur als den gro 25 
Dichter, ſondern auch als menſchlich ſympathiſchen Kollege 

für uns in Anſpruch nehmen können. 


I. „Da mich nähmlich, nach vollbrachten mehreren akademischen 
Jahren, die ich mit möglichſtem Fleiß der Rechtsgelehrſamkeit 7 
wiedmet, eine anſehnliche Juriſten⸗Fakultät zur Straßburg, nach bh. 
liegender Disputation, des Gradus eines Licentiati Juris gewürbigt! 
fo kann mir nunmehro nichts angelegner und erwünſchter ſeyn, © 
die bisher erworbene Kenntniſſe und Wiſſenſchafften meinem Ba 
lande brauchbaar zu machen, und zwar vorerſt als Anwald meine, 
Mitbürgern in ihren rechtlichen Angelegenheiten anhanden zu gehen. 

Als Goethe an ſeinem 22. Geburtstag mit dieſen A 
ten beim Magiſtrat zu Frankfurt feine Zulaſſung als Adv 5 
kat beantragte), war ſeine Studienzeit beendet. Er hatte 2 
nicht — entgegen den Hoffnungen und Wünſchen ſa 
Vaters — als „Doktor“ feine Studien abgeſchloſſen; be 
feine durch freiheitliche Gedanken bemerkenswerte Dole 
diſſertation war wegen ihres bedenklichen, ja ſtaatsgefüh 
lichen Inhalts für eine Drucklegung nicht geeignet befund. 
worden. „Der überwitzige Halbgelehrte und wahnſinnige en 
ligionsverächter, der in feinem Obergebäude einen Spalt 3 
zu viel oder zu wenig haben ſollte“, konnte auf Anraten 1 
Dekans ſich durch Aufſtellung und Verteidigung von ziel, 
wenigſtens nun noch den Lizenkiatentitel erwerben. Bor, 
tröftete ſich damit, daß in „Teutſchland beide Gradus ft 
chen Wehrt hätten“, und doch gab er ſich inſofern einer Selb 5 
täuſchung hin, als gerade die Frankfurter Kollegen ein 
Unterſchied zwiſchen beiden Titeln machten. So find Goethe 
Schriftſätze und ſonſtige Eingaben bei Gericht nicht 2 
„Doktor“, jondern nur mit „Lizentiat“ unterzeichnet. (gie 

Staatsexamina waren zu jener Zeit für die Nieden 
ſung als Anwalt nicht notwendig. Der junge Juriſt * 
ſchon nach Beendigung des Studiums in die Praxis u itt 
treten. Aber es war ihm überlaſſen, ob er vor dem 1 
in die Praxis ſich noch freiwillig einer praktiſchen 1 
bildungszeit unterziehen wollte. Goethe hat dies nicht 1 
ſchluß an die Beendigung der Univerſitätsſtudien, ſon 5 
erſt im zweiten Jahre feiner Advokatentätigkeit getan, als 


ſich am 25. Mai 1772 als Praktikant (Referendar) beim 


. 1 ze der 
4) Das Fakſimile dieſer Eingabe iſt in dankenswerter Weise De 
Goethe⸗Nummer der Ztſchr. der Anwaltskammer Kraukjurt beig 
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Reichskammergericht in Wetzlar immatrikulieren ließ. Doch 
zat dieſe Wetzlarer Zeit für den Advokaten Goethe 
einerlei Gewinn gebracht. Praktiſch hat Goethe nicht ge⸗ 
arbeitet. Für den Advokaten Goethe hatte die Wetzlarer 
n nur eine negative Bedeutung; denn er lernte die Miß⸗ 
Kande des damaligen Gerichtsverfahrens kennen, insbeſ. die 
traurigen Zuſtände, die am Reichskammergericht beſtanden 
es waren Richtern ſogar Beſtechlichkeiten nachgewieſen wor⸗ 
den Ihm mißfiel auch der Beamten⸗ und Klaſſendünkel der 
ortigen Juriſten; denn die Richter wollten mit den An⸗ 
wälten keineswegs zu einer Klaſſe gerechnet werden. Sie 
hatten es z. B. durchgeſetzt, daß die Anwälte in der Stadt 
„ine Kutſche gebrauchen durften, außer wenn ſie verreiſten. 
Auch wehrten fie ſich dagegen, daß den Advokaten von über⸗ 
wude höflichen Leuten die Betitelung „Exzellenz“ angehängt 
85 


Schon am 31. Aug. 1771, alſo ſchon drei Tage nach 
imreichung des Zulaſſungsgeſuchs, gab der Schöffenrat dem 
Geſuch ſtatt. Am 3. Sept. wurde Goethe als Advokat und 
ürger durch den Bürgermeiſter von Olenſchlager vereidigt. 

Goethes Advokatenzeit dauerte bis zu ſeinem Aufbruch 

nach Weimar, Anfang November 1775. Aber es wäre ein Irr⸗ 
tum, fo ohne weiteres von einer vierjährigen Advokaten⸗ 
tätigkeit zu ſprechen; denn Goethe hat dieſe nicht nur durch 
Kine Wetzlarer Zeit beim Reichskammergericht (1772), ſon⸗ 
ern auch durch längere Reiſen im Sommer 1774 und 1775 
— feine bekannten Reiſen nach Ems, an die Lahn, den Nieder⸗ 
rhein und mit den Brüdern Stollberg in die Schweiz — 
unterbrochen. 
„II. Die uns erhaltenen 28 Akten find nicht Goethes eigene 
Handakten — da dieſe nicht mehr erhalten ſind —, ſondern 
die Gerichtsakten, die G. L. Kriegk vor dem Einſtamp⸗ 
fen zu retten vermochte. 

Goethes Praxis war nicht nur Prozeßpraxis. Die Akten 
zeigen uns auch Fälle freiwilliger Gerichtsbarkeit, nämlich 
Vormundſchafts⸗, Nachlaß⸗ und Konkursangelegenheiten. Es 
gab aber auch Aufträge, die mit Vermögensverwaltungen ver⸗ 
unden waren. Sein und ſeines Vaters „ſich immer mehr 
ausdehnendes Geſchäft“ bezog ſich — wie Goethe in „Dich⸗ 
tung und Wahrheit“ bemerkt — „ſowohl auf Rechtsangelegen⸗ 
en als auf mancherlei Aufträge, Beſtellungen und Spe⸗ 
tionen‘, 

Aber gerade diejenigen Schriftſätze ſind die bemerkens⸗ 
wonteſten, ihrem Inhalt und ihrem Stil nach auch die reiz⸗ 
ollſten, die Goethe in Prozeßſachen bei Gericht einge⸗ 
reicht hat. 

„Das damalige Prozeßverfahren kannte das Prinzip der 
mündlichen Verhandlung nicht. Es fehlte jede perſönliche Füh⸗ 
Tan zwiſchen Gericht und den Parteien, und ſo beſtand die 
dertigkeit des Advokaten dem Gericht gegenüber lediglich in 
ger Abfaſſung und Einreichung von Schriftſätzen. Der 
Prozeßgegner hatte ſich dann binnen einer vom Gericht feſt⸗ 
gelegten, auf Antrag oft verlängerten Präkluſivfriſt zu er- 
et Nach umfangreichem Schriftwechſel der Parteien wur⸗ 
den die Akten daun meiſt an eine juriſtiſche Fakultät, z. B. 
e. Erlangen oder Tübingen verſandt, und der Spruch 
ihr Fakultät wurde demnächſt als Urteil des Gerichts ver⸗ 
undet. Hatte das Gericht die Entſcheidung ſelbſt gefällt, fo 
onnte die Aktenverſendung als Rechtsmittel zwecks Einlegung 
Fe Reviſion beantragt werden. Erſt das Vorliegen dreier 
onformer Entſcheidungen ſchnitt weitere Rechtsmittel ab. 
D gab ſogar eine Appellation beim „Reichshofrath“ zu Wien! 
aß ein derartiges ſchriftliches Verfahren — deſſen Beſeiti⸗ 
Zig man als einen der bedeutendſten Fortſchritte unſeres 
zwwilprozeßrechts betrachtet — ſich ungewöhnlich lange hin⸗ 
ziehen mußte, liegt auf der Hand. Der von Goethe geführte 
rozeß der Gebrüder Stiebel gegen den Geheimrat von Gün⸗ 
. dauerte beiſpielsweiſe ſechs Jahre, obwohl es ſich 
M eine dringliche, heute etwa als „einſtweilige Verfügung“ 
95 bezeichnende Sache mit einfachem Tatbeſtand handelte und 
flavobl der Prozeß nur in einer Inſtanz ſchwebte. Und ſo 
übe Goethe noch ſpäter in „Dichtung und Wahrheit“ dar⸗ 
0 er: „Die Förmlichkeiten dieſes Prozeſſes an ſich gingen alle 
En ein Verſchleifen; wollte man einigermaßen wirken und 
0 2 bedeuten, jo mußte man nur immer demjenigen dienen, 
15 unrecht hatte, ſtets dem Beklagten, und in der Fecht⸗ 
unſt der verdrehenden und ausweichenden Streiche recht ge⸗ 


wandt ſein.“ Alſo auch Goethes Zeit beklagte ſchon die heute 
ſo ſchmerzlich empfundene „Gläubigernot“! 

Mit dem ganzen Feuereifer des ſittlich entrüſteten jungen 
Advokaten verſuchte Goethe immer wieder gegen „Prozeß⸗ 
küzzel“ und „ſichtbaare Verſchleiffung“ anzukämpfen. Leider 
find feine Bemühungen in vielen Fällen ohne Erfolg ge 
blieben. 

„Steht das in der Willkür einer Partey den Termin zu 
beſtimmen, wie lang ſie einen Proceß hina lis ſchieben will! 
Und worüber iſt hier am meiſten zu erſtaunen: über die Un⸗ 
verſchämtheit des Gegentheils, oder über ſeine Bosheit. Doch 
ſo eine Stirn erröthet über nichts“, heißt es in 
ſeinem Schriftſatz v. 8. Sept. 1773. 

In der Anwendung des materiellen Rechts bekannte 
ſich Goethe als Kind der neuen Zeit, die ſich auf ihre Hu⸗ 
manitätsgedanken und Toleranz beſonders viel zugute tat. 

Goethe war ein überzeugter Schüler Rouſſeaus und 
Herders, und ſo betont er auch in ſeinen Schriftſätzen das 
ethiſche Moment im Recht, wie er ſpäter in der Unterhaltung 
mit dem Kanzler Friedrich von Müller forderte: „Der prak⸗ 
tiſche Juriſt muß ſich über die einzelnen Fälle geſchickt und 
mit Wohlwollen hinauszuhelfen ſuchen.“ Er vermied gern, 
ſoweit irgend möglich, Zitate aus dem Corpus juris und aus 
juriſtiſchen Kommentaren, obwohl er das Corpus juris ſehr 
gut beherrſchte; denn ſchon mit 14 Jahren hatte ihn ſein 
Vater das Aufſchlagen des Corpus juris gelehrt und ihm ſo 
beträchtliche Kenntniſſe beigebracht, daß er in ſeinen Leip⸗ 
ziger Vorleſungen nicht mehr viel zu lernen hatte. 

Goethe ſpöttelt auch einmal über die vom Gegner „mit 
großem Pompe angeführten Rechtsſtellen“, „die beglaubte tiefe 
Rechtsgelehrſamkeit“ und erklärt, daß „ſtatt dem prakti⸗ 
ſchen Geiſt, der in ihr herrſchen ſollte, die gemeinſten 
Grundſätze einer unverdauten Prozeßlehre hier und da auf⸗ 
geflickt“ ſeien. 

Er forderte, daß der Geſetzgeber den Präjudizienkult nach 
Art des Corpus juris durch eine neuzeitliche Faſſung der Ge⸗ 
ſctze beſeitigen müſſe. Er verlangte eine Trennung der grund⸗ 
legenden Rechtsnormen von dem durch Auslegung feſtgeſtell⸗ 
ten Rechtsinhalte. Die grundlegenden Rechtsnormen ſollten in 
möglichſt kurzer, inhaltlich aber möglichſt weittragender Faſ⸗ 
ſung feſtgelegt werden. 

Goethe ſtellte damit eine Forderung auf, mit der er 
ſeiner Zeit weit vorauseilte und deren Erfüllung uns längſt 
Selbſtverſtändlichkeit geworden iſt. 

Der geiſtigen Zopfigkeit des damaligen Verfahrens ent⸗ 
ſprach die ſtiliſtiſche; aber auch im Stiliſtiſchen wollte 
Goethe ſeine eigenen Wege gehen. 

Die meiſten und wichtigſten ſeiner Schriftſätze ſind von 
einem ganz ungewöhulichen rhetoriſchen Schwung getragen. 
Sie find flüffig und klar, ja ſogar elegant abgefaßt, und jo 
konnte einſt Wilhelm Scherer von Goethes Schriftſatz 
in dem ſogenannten „Porzell⸗anhof“⸗Prozeß Heckel gegen 
Heckel mit Recht behaupten, daß niemals „ein ähnliches Do⸗ 
kument bei Gericht eingereicht worden“ ſei, „worin der Dichter 
ſo glänzend durch den Advokaten hindurchbricht“. 

Goethe hat — wie er in ſeinen Schriftſätzen auch zum 
Ausdruck brachte — abſichtlich das ſehr empfehlenswerte Ver⸗ 
fahren eingeſchlagen, kurz zuſammengefaßt den geſamten Sach⸗ 
verhalt des Rechtsſtreits vorweg zu ſchildern, um dem Gericht 
von vornherein ein klares Bild über die Sachlage zu geben 
und auf dieſe Weiſe das Gericht für den Standpunkt ſeiner 
Partei einzunehmen. 

Dem damaligen ſchriftlichen Verfahren entſprechend, 
konnte ſich der Advokat Goethe als Redner nicht entfalten. 
Wir haben keine Belege dafür, daß Goethe auch als Straf⸗ 
verteidiger tätig geworden iſt. Da aber dem damaligen An⸗ 
walt die unmittelbare Einwirkung auf das Gericht durch den 
mündlichen Vortrag verſagt blieb, gab man den Schriftſätzen 
eine entſprechende ſchwungvolle und lebhafte Faſſung. Rhe⸗ 
toriſche Fragen beleben den Fluß der Rede. Goethe war ein 
ſcharfer Gegner! Sein Temperament beweiſt, daß er ſich mit 
Eifer, wenigſtens in der erſten Periode ſeiner Advokaten⸗ 
tätigkeit, ſeiner Mandantſchaft angenommen hat. Bilder be⸗ 
leben die Sprache, auch ſtarke Angriffe perſönlicher Art fehlen 
nicht, wie ſie heute wegen ihrer Schärfe ſowohl vom Gericht, 
als auch von der anwaltlichen Standesvertretung nicht ohne 
weiteres hingenommen werden würden. 
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Auffäge 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
— 


„Der Mantel der Unwahrheit iſt überall durchlöchert; je mehr 
man auf ſeiner Seite ihn zur Bedeckung ausſpannt, deſto mehr läßt 
er auf der andern unverhofft alle Blöße ſehen.“ 

„Damals war ſeine Caſſe ſtärcker als die meinige; die unter 
dem Titul Sparbüchſe aus der Societät verſchleppte Gelder, das aus 
dem verzapfften Stück Wein Gelößte ſetzte ihn in guten Stand den 
Proceß abzuwarten, mittlerweile ich, bey dieſen gewerbloſen Zeiten, die 
gantze Schuldenlaſt beſtreitten und mich wenden und drehen mußte, um 
ein ehrlicher Mann zu bleiben. Wie konnte oder ſollte ich bey 
ſo bewandten Umſtänden das Feuer ſchüren, woran 
ich gebraten wurde?“ 

„Iſt nun der mit ſo vielem Jauchzen gefunde 
Grund nichts als ein zugefrohrenes Waſſer, fo muß 
das darauff errichtete Gebäude durch das geringſte 
Frühlingslüfftgen in ein baldiges Grab verſincken. 
Ein Glück für den Werckmeiſter, er hat ſich eben keine 
Ehren Säule geſtifftet.“ 

„Was iſt von jo einem Gegner zu hoffen? Ihn überzeugen? 
Mein Glück iſt, daß es hier nicht darauf ankommt. Blindgebohrnen 
zum Geſichte zu verhelffen, gehören übermenſchliche Kräffte, und 
Raſende in Schrancken zu halten, iſt eine Policey⸗Sache.“ 

Auch der Advokatus Fiski, der Gegner in der bekannten 
Bauſtreitigkeit — dem „Häringshocken⸗Prozeß“ — muß ſich 
von Goethe folgendes ſagen laſſen: 

„So legal aber meine Riſſe ſind, von meinen Nachbaarn, die 
gewiß auf ihrer Hut waren, nicht widerſprochen, von einem ehrlichen 
geſchickten Mann verfertigt, fo illegal iſt des Herrn Gegners Meſſungs 
Verfahren. Ich würde ohne den Reſpeckt, den ich meiner 
gebietenden Obrigkeit ſchuldig binn, den Herrn Ad⸗ 
vocatum Fisci mit feiner Geſellſchafft aus meinem 
Hauſe gewieſen haben.“ 

Über die Urheberſchaft Goethes kann kein 
Zweifel beſtehen. Sicherlich iſt Goethe von ſeinem Vater 
unterſtützt worden. Aber nach ſeinen eigenen ausführlichen 
Darſtellungen in „Dichtung und Wahrheit“ leiſtete ſein Vater 
nur die Kleinarbeit und Vorarbeit. Die eigentliche Faſſung der 
Schriftſätze kann von ſeinem Vater nicht herrühren; denn aus 
den eigenen, noch erhaltenen Handakten, die der alte Rat 
Goethe in ſeinen eigenen Rechtsſtreitigkeiten und Vermögens⸗ 
verwaltungen führte, findet ſich der alte nüchterne und barocke 
Juriſtenſtil, von dem ſich Goethe, wenn auch nicht vollſtändig, 
ſo aber doch im großen ganzen freigemacht hat. Kleine und 
unwichtige Eingaben, wie Friſtgeſuche, Anzeigen und Auf⸗ 
gebote mögen vielleicht teilweiſe von ſeinem Vater oder, was 
noch wahrſcheinlicher iſt, von dem „mit den Förmlichkeiten 
des Rechtsganges genau bekannten“ Bürogehilfen Lie⸗ 
bold abgefaßt ſein. Aber es ſpricht für Goethes unzweifel⸗ 
hafte Autorſchaft auch der Umſtand, daß die Schriftſätze dann 
nicht mehr den gleichen ſchwungvollen Stil und die für ihn 
ſo charakteriſtiſche Schärfe aufweiſen, wenn ſie nicht von ihm, 
ſondern von einem der ihn vertretenden Kollegen, z. B. En⸗ 
gelbach, unterſchrieben worden ſind. 

Für Goethes Autorſchaft ſpricht auch das Urteil ſeines 
Freundes und Kollegen Schloſſer, der Goethe den Vorwurf 
macht, er habe ſich in ſeinen Schriftſätzen mehr als Schrift⸗ 
ſteller denn als Advokat bewieſen. Man müſſe niemals fragen, 
wie eine ſolche Schrift dem Klienten, ſondern 
wie ſie dem Richter gefalle. Auch ſchreibt Goethe im 
Brief v. 26. Dez. 1774 an Hieronymus Peter Schloſſer: 

„Hier ſchicke ich die Duplik Arrenſtein, die ich mit nüchternen 
Munde ſoeben diktiert habe.“ 

Wenn ſich auch in den Schriftſätzen des Vaters manche 
bemerkenswerte Schärfe in der Ausdrucksweiſe vorfindet, ſo 
war er doch zu nüchtern und zurückhaltend, um ſich durch 
allzu ſcharfe Ausdrücke einem Verweis des Gerichtes aus⸗ 
zuſetzen. 

Goethe hat ſich bekanntlich wegen der allzu großen 
Schärfe ſeiner Ausdrucksweiſe einen Verweis des Gerichtes 
zugezogen, und zwar durch Dekret v. 22. April 1772, in 
welchem es heißt: 

„Den beyderſeitigen Advocatis causae werde die ge⸗ 
brauchte unanſtändige, nur zur Verbitterung der ohnehin 
aufgebrachten Gemuͤther ausſchlagende Schreibart ernſt⸗ 
lich verwieſen.“ 

Goethes Advokatentätigkeit iſt nicht ſo umfangreich ge⸗ 
weſen, daß ihm nicht noch Zeit zu dichteriſcher und litera⸗ 
riſcher Betätigung übriggeblieben wäre. Es beſteht alſo keine 
Veranlaſſung, die Autorſchaft Goethes an den uns erhal⸗ 
tenen Schriftſätzen anzuzweifeln. 


III. Boeſebecks) hat den juriſtiſchen Gehalt der Goethe, 
ſchen Schriftſätze zu gering eingeſchätzt. Dies hängt aber da 
mit zuſammen, daß Boeſebeck den Maßſtab des heutigen 
Juriſten anlegt, der nicht nur ſein Doktor⸗, ſondern na 
jahrelangem Studium fein Referendar⸗ und Aſſeſſorexamen 
zu beſtehen hat. Sicherlich erfüllen die Schriftſätze Gee 
nicht die Anforderungen, die man heute an eine auch nu 
mittelmäßige Examensarbeit ſtellen würde. Goethes Leiſtung 
als Juriſt kann eben nur nach dem Maßſtab ſeiner Zeit ver 
ſtanden und beurteilt werden. Die uns erhaltenen Akten 
zeigen uns aber auch das juriſtiſche Niveau ſeiner Prozeß- 
gegner. Einen Vergleich mit dieſen und dem juriſtiſchen Ge 
halt ihrer Schriftſätze braucht Goethe nicht zu ſcheuen. 

Beſonders dankenswert iſt, daß Boeſebeck den Prozeß 
Stiebel gegen Günderrode auf ſeine intereſſanten juriſtiſceg 
Fragen unterſucht hat. Er kommt zu dem Ergebnis, 1 
Goethe die juriſtiſchen Möglichkeiten zugunſten ſeines Man 
danten nicht voll ausgeſchöpft hat. Aber auch an dieſem 
Standpunkt Boeſebecks iſt die Betrachtungsweiſe ſchul 
Für die damalige Zeit genügten vollkommen die von Goethe 
herangezogenen Geſichtspunkte, zumal, wie auch Boeſ en 
zugibt, durch das Beweisinterlokut dem Gegner einige ws 
tige Einwendungen von vornherein abgeſchnitten waren. # 
Tatbeſtand dieſes Prozeſſes findet ſich gerade heute häufig. 
Heute bedürfte es allerdings der Hervorhebung noch manche, 
rechtlicher Geſichtspunkte. So dankenswert die tiefgründig 
Unterſuchung Boeſebecks iſt, ſo muß man doch feſtſtellen, 
daß ſein Urteil über Goethes juriſtiſche Fähigkeiten zu ha 


ſein dürfte. * 
So oft Goethe neben ſeiner reinen Prozeßtätigkeit auch 
juriſtiſche Werke zu rezenſieren hatte, zeigte er ein große; 


rechtsgeſchichtliches Wiſſen, ein Beweis, daß Goethe ſich den 
Jurisprudenz nicht ſo ungern ergeben hat, wie oft in ſeine 
Biographien dargeſtellt wird. x 

Wenn er einſt in einer nicht tragiſch zu nehmenden Auf, 
wallung Frankfurt als ein „leidig Loch“ und als „Spelunke 
bezeichnete, jo erklärt ſich dies nicht aus feiner Abne! 
gung gegen den Beruf des Advokaten, ſondern Ba 
allgemein gegen die Enge des bürgerlichen Kreiſes, dem he 
durch ſeine Wanderjahre und insbeſ. durch die herrlich 
Straßburger Zeit entwachſen war. 

Goethe hat ſeiner Advokatenzeit nicht nur in „Dichtung 
und Wahrheit“, ſondern auch an anderen Stellen ausführ⸗ 
lich und mit auffallendem Wohlwollen gedacht. * 

Von der Warte des abgeklärten Mannes und Greiſe 
aus hat er wohl die Mängel des Rechts und Rechtsgange⸗ 
und manches Unbefriedigende beanſtandet, nicht aber ** 
Bitternis, ſondern oft mit feiner Ironie. Er hat aber bis 1. 
ſein hohes Alter nicht nur allen Rechtsfragen ſeiner de 
das größte Intereſſe entgegengebracht, ſondern immer . 
Achtung und gerechter Würdigung des Adv? 
katenſtandes gedacht. 4 

„Jeder Stand hat feinen eigenen Beſchränkungskreis,! 
dem ſich Fehler und Tugenden erzeugen“, heißt es im „Tag 
buch“ unter dem 19. Jan. 1782. 3 

Noch in ſpäteren Jahren hat er den Beruf des Abbe 
katen mit den Worten charakteriſiert, mit dem die Neujahr? 
rundſchau dieſer Zeitſchrift ſchließt: 

„Ein durchgreifender Advokat in einer 105 
rechten Sache, ein durchdringender Mathematiker 1 2 
dem Sternenhimmel, erſcheinen beide gleich got 
ähnlich.“ 7775 

Noch 27 Jahre nach ſeinem Weggang aus Frankfu 5 
am 1. Okt. 1802, ſchreibt ihm die immer beſorgte und imm 
von Anteilnahme erfüllte Frau Aja: 2 

„Du biſt und lebſt noch mitten unter uns, biſt Bingen 
trägſt alles mit, ftehft in Farrentraps Kalende! 
unter den Advokaten.“ 5 

Wenn Goethe in Weimar ſich als Verwaltungsbeamte 
und Miniſter erfolgreich bewährte, wenn er bekanntli dr 
der Verfaſſung eines Berggeſetzes, an der N 
löſung von Feudallaſten, an der Verbeſſerun 
des Wildſchadenrechtes, ja ſogar an dem Entwur, 


5) Goethes Proceß Stiebel contra Günderrode“: Frankfurt ak. 
„Goethe⸗Rummer“ v. 1. Jan. 1932 S. 3—13. 
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einer Konkursordnung mitarbeitete, jo geſchah dies 
nicht gezwungen, ſondern aus ſeiner Freude am praktiſchen 
Wirken. 
So hat er noch im Alter gern bekannt: „Wer als Juriſt 
und Sohn eines Juriſten Genauigkeit und Vorſicht im 
Denken gelernt habe, könne davon auch bei der Farbenlehre 
ebrauch machen.“ j 
Nicht nur ein Akt der Höflichkeit, ſondern auch innerſte 
5 erzeugung war es, als er ſich in ſeinem Schreiben v. 
24. Nov. 1825 an die Juriſtiſche Fakultät der Univerſität 
ena in Beantwortung ihres Gratulationsſchreibens zur Feier 
ſeines 50jährigen Weimarer Aufenthalts gern zu ſeiner ein⸗ 
fügen juriſtiſchen Studienzeit und juriſtiſchen Tätigkeit be⸗ 
kannte: „Wäre dieſes Fach zu jener Zeit auf Aka⸗ 
demien wie gegenwärtig behandelt worden ſo 
würde ich mich demſelben mit dem größten Eifer 
gewidmet haben. Alle Beſtrebungen, die ich weder miß⸗ 
billigen noch ſchelten kann, da ich in dieſen Anfängen nichts 
gewahr werde, was meinen gegenwärtigen Überzeugungen und 
der Überzeugung verdienter, mitlebender Männer geradezu 
widerſprechen möchte. Wie mich denn auch dieſe Geſinnungen 
und Grundſätze in einem langen vielfachen Geſchäftsleben, 


theils zu eigner Leitung, theils zu Beurtheilung fremden Be⸗ 
ginnens, niemals ohne Anweiſung und Beihülfe gelaſſen 
aben.“ 

N In ſeinen zahlreichen Außerungen über Fragen des 
Rechts und über Rechtsprobleme aller Art ſpricht er Ge⸗ 
danken aus, die auch für uns heute eine ungewöhnliche Friſche 
verraten. Es ſind Außerungen, die auch heute dem Juriſten 
wie dem Anwalt ſo lebensnahe erſcheinen, als ob ſie auf die 
heutige Zeit gemünzt wären. 

Ob Goethe im Urteil ſeiner Fachgenoſſen ein guter oder 
ſchlechter Juriſt geweſen iſt, ob er die Welt mit neuen Rechts⸗ 
gedanken bereichert hat, iſt demgegenüber unwichtig. Goethe 
hat ſeiner Advokatenzeit nicht nur ausführlich, ſondern ſtets 
gern gedacht. Er war ein eifriger und mitempfindender Sach⸗ 
walter ſeiner Partei. Und wenn zu dem diesjährigen Jubi⸗ 
läum nicht nur wir Deutſche, ſondern die ganze Welt ſich 
vor ſeiner Geiſtesgröße beugen, ſo dürfen wir Juriſten und 
Anwälte ſtolz ihn auch als unſeren Kollegen in Anſpruch 
nehmen. 

Was wir von dem Advokaten Goethe wiſſen und 
kennen, iſt nur ein weiterer Beweis für die Größe und Uni⸗ 
verſalität ſeines Geiſtes. 


Goethe als Juriſt. 


Von Erſtem Staatsanwalt Dr. Matthes, DiffeldorL ' 


Goethes Erkenntnisdrang und lebendig geſtraffte Tätig⸗ 
keit umfaßt jeglichen Bezirk menſchlichen Wiſſens. Sein 
Rieſengeiſt erkennt als Grenze für fein ſtrebendes Bemühen 
weder ſeine dichteriſche Sendung an, noch irgendein fachliches 
önnen. Dieſes gewaltige Schaffen dient dabei nicht etwa 
nur als eine Art Vorarbeit für die Werke des Dichters, ſon⸗ 
dern iſt ſelbſtändige Leiſtung und vertiefende Forſchung. 
€ iſt daher zu verſtehen, wenn alle künſtleriſchen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Gebiete Goethe für ſich in Anſpruch nehmen, und 
wenn ein jeder ſeine Perſönlichkeit in ihrer ruhevoll großen 
Verinnerlichung des geſamten Weltbildes gerade in dem 
tärzmonat dieſes Jahres von ſeinem Geſichtswinkel aus 
euten möchte. 

Darum bleibt für uns Juriſten die Tatſache dreifach be⸗ 
deutungsvoll: Kraft Vorbildung und Beruf iſt Goethe Ju⸗ 
ut Freilich war er kein begeiſterter Fachjuriſt im engen 

inne des Wortes. In Geſprächen und Briefen und in der 
Lebensbeſchreibung feiner Jugend „Dichtung und Wahrheit“ 
hat er das manchmal recht deutlich ausgeſprochen. Er hat 
aber dort ebenſo klar zu verſtehen gegeben, wie wertvoll ihm 
die Rechtsvorbildung und die Amtsarbeit geweſen iſt: „Im 
Grunde bin ich von Jugend her der Rechtsgelahrtheit näher 
verwandt, als der Farbenlehre“ 1). Von feinem Sohne ſchreibt 
er, dieſer habe ſich „der Jurisprudenz hauptſächlich beflei⸗ 
fügt, weil fie als Fundament des Geſchäftslebens anzuſehen 
iſt“2), Und als ihn die juriſtiſche Fakultät Jena zur 50. Wie⸗ 
derkehr feines Dienſtantritts beglückwünſcht — wobei fie be⸗ 
dauert, daß fie ihm, der ſchon Doktor der Rechte fei,, nicht 
auch wie die mediziniſche und philoſophiſche Fakultät die 
Joktorwürde ehrenhalber verleihen könne —, jagt er in 
ſeinem Dankſchreiben v. 24. Nov. 1825, daß er ſich „ſeinen 
ſrüheſten Studien und Beſtimmungen zufolge“ als zur juri⸗ 
den Fakultät gehörig betrachte. 

Auch erſcheint es für uns immerhin wertvoll, daß 
Goethe⸗Fauſt nicht abgewandelt beginnt: „Habe nun, ach! 
Philoſophie, Theologie und Medizin, und leider auch 
Juriſterei durchaus ſtudiert mit heißem Bemühn.“ Goethe, 
der Dichter, iſt feſt in ſeinen bürgerlichen Beruf hinein⸗ 
geſtellt geweſen. Neben den vier Jahren als Rechtsanwalt 
1 er 56 Jahre rechtskundiger Staatsmann in verantwor⸗ 
ungsvollſter Führerſtelle und ein Beamter von höchſter 

lichttreue. 
. Angeſichts dieſer Lebensumſtände und der Selbſtzeugniſſe 
Goethes iſt es verwunderlich, in welch geringem Maße ſich 
Schrifttum der letzten Jahrzehnte mit den Beziehungen 


rl An den Minifter v. Voigt 26. Sept. 1809 aus Jena. 
) An den Herzog Karl Auguſt im Bewerbungsſchreiben vom 


Okt. 1810 um die Stelle eines Kammeraſſeſſors für Auguſt 
Goethe. 


8 
8. 
b. 


Goethes zur Rechtswiſſenſchaft beſchäftigt hat. Während man 
in den anderen Zweigen der Goetheſchen Gedanken⸗ und 
Tatenwelt ihm bis in die feinſten Veräſtelungen in immer 
neuen Abhandlungen nachgeſpürt hat, ſind auf dem recht⸗ 
lichen Gebiete die Veröffentlichungen verhältnismäßig ſpär⸗ 
lich. Soweit dies mit der auch ſonſt leider zu bemerkenden 
Vernachläſſigung des Rechts im Kulturleben der Völker zu⸗ 
ſammenhängt, iſt das für uns eine doppelt bedauerliche Tat⸗ 
ſache. Aber auch die Juriſten ſelbſt haben Goethe als einen 
ihrer großen Berufsgenoſſen keine ſonderliche Aufmerkſam⸗ 
keit gewidmet. Über Goethe als Juriſten und Beamten find 
nur wenige Werke und nur eine im Verhältnis zu anderen 
Fächern kleine Anzahl verſtreuter Aufſätze veröffentlicht >). 


Eine erfreuliche Ausnahme macht nur der Rechtsanwalt 
Goethe. Seitdem der Stadtarchivar Kriegk die alten Akten 
des Frankfurter Schöffengerichts 1874 vor dem Vernichtet⸗ 
werden bewahrt und aus ihnen 28 Rechtsfälle mit teilweiſe 
ſehr ausführlichen Schriftſätzen herausgegeben hat, iſt dieſes 
reizvolle Tätigkeitsbereich Goethes mehrfach Gegenſtand ge⸗ 
haltreicher Schriften geweſen⸗). Aber auf den übrigen Feldern 
des Rechtsgebiets iſt für das Werk und den Mann merkwürdig 
wenig geerntet worden, obwohl auch hier gerade für den Ju⸗ 
riſten immer wieder allerlei wichtige und anregende Ent⸗ 
deckungen zu machen ſind. 

Es klingt weiterhin zwar ſehr ſchön, iſt aber nur ſehr 
bedingt richtig, wenn man ſich bei der Flut von Büchern 
und Aufſätzen, die das Goethejahr 1932 bringt, auf den 
Standpunkt ſtellt, jedes Schriftwerk über Goethe ſei jetzt 
fehl am Ort, und man feire ihn am beſten dadurch, daß man 
über ihn ſchweige und ihn leſe. Auch trifft es bei tieferer 
Betrachtung nicht zu, daß wir heute in den harten Tagen 
der Volksnot wichtigere Dinge im Kopf hätten, als uns mit 


s) 8.8. Meiſner, Goethe als Juriſt (Berlin 1885), das 
mir nicht vorlag; Rotbart, Goethe und die Jurisprudenz unſerer 
Zeit, und Roſenmeyer, Goethe und das Theaterrecht, in der 
Goethenummer der Anwaltskammer des OLGBEz. Frankfurt a. M. 
(vgl. Fuchs S. 115); Diezmann, Goethe als Miniſter Karl 
Augusts (Weimar 1857, 1925) S. 137 des ſpäter mehrfach hier 
erwähnten Buches; G. Müller, Das Recht in Goethes Fauſt 
(vgl. ſpätere Anmerkung); F. Hartung, Goethe als Staats⸗ 
mann (Kiel 1922); Jahrbücher der Goethegeſellſchaft Bd. 9 S. 295; 
Houben, Der polizeiwidrige Goethe (Verl. Grote, Berlin 1932). 

4) Insbeſ. Wieruszowski, Goethe als Rechtsanwalt (Köln 
1909); Weißel, Der Advokat Goethe (Wien 1927); J. Fuchs, 
Advokat Goethe (Weimar 1932); W. Scherer, Aufſätze über 
Goethe (Berlin 1886); R. Stammler, Deutſches Rechtsleben in 
alter und neuer Zeit (Charlottenburg 1928); R. Glaſer, Der 
geheime Referendar S. 265 ff. feines weiter unten erörterten 
Buches: Goethes Vater; Boeſebeck, Goethes Prozeß Stiebel kontra 
Günderode (vgl. Goethenummer Anm. 8). 
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dem 100jährigen Sterbetage ſelbſt eines großen Mannes zu 
befaſſen. Man darf auch in den Zeiten der Sorge nicht mit 
nackter Sachlichkeit die Geiſtigkeit eines Goethe und das 
ebenſo lebendige wie gegenwartsnahe deutſche Kulturgut, das 
ſein Schaffen und ſeine Perſönlichkeit für uns birgt, einfach 
als etwas Überflüſſiges beiſeite tun. Das Kunſtwerk des 
Goetheſchen Lebens, wunderbar in dem Zuſammenſtimmen 
von Menſch und Tat, von Weſen und Wort, von Sein und 
Schickſal, iſt voll unendlichen Reichtums in der Vereinigung 
ſeines dichteriſchen, künſtleriſchen, wiſſenſchaftlichen und amt⸗ 
lichen Wirkens. Denn mit den drei erſteren faſt feſtlichen 
Dingen gehört er in den beſten Mannesjahren in weitem, 
ihn oft ſogar ausfüllendem Maße ſeinem Berufe und den 
Akten der Alltagsarbeit. Das bringt uns auch den Men⸗ 
ſchen Goethe näher. 


Juriſten in der Familie. 


Die geiſtigen und ſeeliſchen Einwirkungen der Umwelt 
im elterlichen Hauſe und die ererbten Ankagen laſſen ſich 
aus Goethes Entwicklung nicht hinwegdenken. Wie ſtark hier⸗ 
bei juriſtiſche Eindrücke und Einflüſſe bewußt oder unbewußt 
in ihn übergegangen ſind, dem genauer nachzugehen, lohnt 
ſich. Denn der Vater war Juriſt, die Mutter ſtammt aus 
einer ausgeſprochenen Juriſten⸗Familie, und der Schwager 
war Juriſt und aus einem Juriſten⸗Hauſe. 

Der Vater Johann Kaſpar (1710—1782) war Dr. jur. 
und Kaiſerlicher Rat. Als ſolcher war er den erſten Beamten 
der Freien Reichsſtadt Frankfurt gleichgeſtellt. Goethe ſagt 
von ihm, daß er ein gründlicher und eleganter Juriſt ge⸗ 
weſen ſeis). Er war der erſte Akademiker in der Familie 
Goethe, die alſo nicht zu den alten Stadtgeſchlechtern gehörte. 
Seine Voreltern waren mitteldeutſche Handwerker. 

Aufgewecktheit und Fleiß hatten dem Vater den Auf- 
ſtieg nicht ſchwer gemacht. Er hatte in Koburg das Gym⸗ 
naſium beſucht, in Gießen und beſonders gern in Leipzig 
ſtudiert, in Gießen 1738 über den „Erbſchaftsantritt nach 
römiſchem und vaterländiſchem Recht“ promoviert, hatte meh⸗ 
rere Jahre in Wetzlar am Reichskammergericht, in Regens⸗ 
burg beim Reichstag und in Wien beim Reichshofrat ge⸗ 
arbeitet“). Dann hatte er eine Reife nach Italien unter⸗ 
nommen, die ihn bis Rom und Neapel geführt hatte, und 
auf der Rückreiſe ſich einige Zeit in Straßburg aufgehalten. 
Nach ſeiner Heimkehr gelang es ihm, dank ſeiner Wiener Be⸗ 
ziehungen 1742, gelegentlich der Krönung Karls VII. zum 
Deutſchen Kaiſer in Frankfurt, die Würde eines Kaiſerlichen 
Rates käuflich zu erlangen. Er hatte als ſolcher die kaiſer⸗ 
lichen Angelegenheiten wahrzunehmen und durfte daher weder 
als Rechtsanwalt noch in ſtädtiſchen Geſchäften tätig ſein. Da 
die Arbeit nicht umfangreich war, erledigte er jedoch Rechts⸗ 
geſchäfte feiner Freunde und Bekannten, bei denen zugelaſ⸗ 
ſene Advokaten die Ausfertigung ſeiner Schriftſätze unter⸗ 
zeichneten ). Später unterſtützte er den Sohn bei feiner Rechts⸗ 
anwaltspraxis ſo begeiſtert, daß dieſer ihn als ſeinen „Ge⸗ 
heimen Referendar“ bezeichnete. Er hatte eine gute 
Bücherei; auch ſeine Sammlung juriſtiſcher Diſſertationen 
vermehrte ſich alljährlich s). 

Die äußeren Lebensumſtände des Vaters ſpiegeln ſeinen 
Einfluß im Werdegang des Sohnes wieder: Studium in 
Leipzig und Straßburg, Praktizieren in Wetzlar, die Reiſe 
nach Italien. Obwohl Goethe ſelbſt meint, daß der Vater 
von einer „eleganteren und liberaleren Lebensweiſe“ als die 
meiſten ſeiner Frankfurter Mitbürger wars), hat er ihn 
manchmal reichlich ablehnend eingeſchätzt. Dadurch iſt eine 
faſt ungünſtige Anſicht über den Vater üblich geworden 10). 
Goethes eigenes Urteil wird aus weniger angenehmen Erin⸗ 


5) Dichtung und Wahrheit 17. Buch S. 498; 2. Buch S. 57, 34. 
(Die Seitenzahlen beziehen ſich hier und im folgenden auf die im 
Auftrage der Goethegeſellſchaft herausgegebene Auswahl der Werke 
Goethes im Inſel verlage.) 

°) Dichtung und Wahrheit 1. Buch S. 22, 23. 

?) Dichtung und Wahrheit 17. Buch S. 498. 

„) Dichtung und Wahrheit 1. Buch S. 18; 17. Buch S. 498. 

9) Dichtung und Wahrheit 2. Buch S. 57. 

10) So auch noch Gundolf, „Goethes Kindheit“ im Moſel⸗ 
Almanach 1932 S. 15, 16; den Vater habe Goethe auch innerlich 
lebenslang geſiezt, die Mutter geduzt. Anders Ziegler, Goethes 
Vater als Erzieher, und Zeiſſig, Goethes Vater und Mutter. 


nerungen an des Vaters Strenge in Erziehungspingen und 
aus ſeiner Frau und Kindern gegenüber oft notwendigen 
Sparſamkeit verſtändlich. Aber Goethe ſieht auch ein, daß 
die Schuld oft bei ihm ſelbſt lag und daß er den Vater auf 
mancherlei Weiſe verletzte und beleidigte“ 1). Es iſt das Ber 
dienft von Rudolf Glaſer in feinem vor kurzem erſchie⸗ 
nenen aufſchlußreichen Werke über Goethes Vater 12), deſſen 
Weſen und Wert in ein richtiges Licht gerückt zu haben, 
Man ſieht jetzt klar, daß der Vater bis zu ſeiner Krankheit 
(1777 traf ihn ein Schlaganfall) eine ganze und bedeutende 
Perſönlichkeit war, daß der Sohn von ihm mehr als Sta’ 
tur und ernſte Lebensführung!) mitbekommen hal, 
und daß es in hohem Grade gerade geiſtige und künſtleciſche 
Kräfte geweſen ſind, die er von ihm erbte. 

Der Vater leitete nicht nur des Sohnes (und der Tochter) 
Erziehung und den Unterricht durch Hauslehrer auf das ge⸗ 
naueſte, ſondern unterrichtete den Sohn auch in den ihm 
wichtig dünkenden Fächern ſelbſt. Sein ſtarr auf das Haupt- 
ziel: die Grundlage für eine mindeſtens der ſeinigen gleiche 
Lebensſtellung zu ſchaffen, gerichteter Stundenplan war leider 
nicht immer auf das kindliche Verſtändnis abgeſtimmt. Na. 
mentlich lag dem Vater daran, den Sohn möglichſt früh auf 
juriſtiſche Gegenſtände zu lenken. Er war dabei ein ſo ein 
gefleiſchter Juriſt, daß er den Jungen ganze Teile eines 
Buches von Hoppe, in dem die Inſtitutionen Juſtinians u 
Frage und Antwort bearbeitet waren, auswendig lernen 
ließ. Als er mit ihm darauf den kleinen Struve vornahm, 
ſtellte ſich allerdings heraus, daß die Art dieſes juriſtiſchen 
Buches doch über die Reife des Knaben hinausging. Weiter 
erzählt Goethe in Dichtung und Wahrheit 14), daß es eine 
Hauptübung war, das corpus juris — gleichermaßen br 
gens auch die Bibel — möglichſt flink und richtig aufs“ 
ſchlagen. Daß der jugendliche Goethe an derartigen Tor 
bereitungen auf einen künftigen Beruf oft wenig Freube 
hatte, iſt zu verſtehen. | 

Der Einfluß der Mutter in ihrer ſtarken und ſchönen 
Beſchwingtheit iſt von dem Sohn und ſonſt ſtets hervorgehoben 
worden. Für uns iſt aber ferner von Bedeutung, daß Goethe 
von der mütterlichen Seite her einen kräftigen Schuß juri 
ſtiſchen Blutes hatte. Die Mutter, Katharina Eliſabeth Tex 
tor — die im Mittelalter in Gelehrtenfamilien häufige = 
lateinerung des Namens aus „Weber“ — (17311808), MA 
die Tochter des Reichs⸗Stadt⸗ und Gerichts⸗Schultheißen un 
ſpäteren Bürgermeiſters Dr. jur. Johann Wolfgang Texto 
(1693—1771). Goethes Vater heiratete fie 1748 als Acht 
unddreißigjähriger, als ſie 17 Jahre alt war. Die urjprüng. 
lich ſüddeutſche Familie Textor gehörte zum Frankfurtee 
Patriziat; in ihr hatte ſich der Richter⸗ oder rechtsgelehrte 
Verwaltungsbeamtenberuf ſeit langer Zeit vom Vater auf 
den Sohn vererbt. 5 

Der Großvater Textor hatte feine ſtädtiſche und ge 
richtliche Tätigkeit auf dem Rathaus im Römer. Goethe it 
oft und gern im Haufe der Großeltern und bei ihm N 
Römer geweſen 15). Er erzählt von dem Großvater, befjen 
Vornamen er ja trug und den er hoch verehrte, daß er i 
Amtsgeſchäfte regelmäßig und genau betrieb und daß 1 
„immer die Regiſtrande ſeiner Proponenden für den andere 
Tag in Ordnung gebracht und die Akten geleſen habe“, e 
er Außerberufliches begann 16). Der Verkehr zwiſchen ber 
Großeltern und den Eltern Goethes war ſehr eng, bis 11 
die ſchleſiſchen Kriege und die Beſetzung Frankfurts 5 
die Franzoſen 1759 zwiſchen Beiden Zwiſt entſtand, da hr 
Vater und mit ihm Goethe „gut fritziſch“ und der Groß 
vater ſtreng kaiſerlich geſinnt war 17). K 

Die Großmutter, Anna Margarethe Textor, war 
eine geborene Lindheimer. Ihr Vater war Kammergericht. 
prokurator. Ihre Schweſter heiratete den bekannten Fra 


11) Dichtung und Wahrheit 9. Buch S. 251. 8 

0 were Goethes Vater. Sein Leben (Verlag due 
& Meyer, Leipzig). In dieſem leſenswerten Buche iſt namen pe⸗ 
auf das italieniſche Reiſebuch des Vaters, das bisher kaum 
kannt war, eingehend verwertet. 

13) Zahme Kenien 1827. 

18) Dichtung und Wahrheit 4. Buch S. 103. 

15) Dichtung und Wahrheit 1. Buch S. 11, 27. 

16) Dichtung und Wahrheit 1. Buch S. 28. 

17) Dichtunz und Wahrheit 2. Buch S. 34. 
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jurter Schriftſteller Johann Michael von Loén 18), der am 
Reuhskammergericht tätig geweſen war, ſpäter preußiſcher 
egierungspräfident wurde, und deſſen Schriften auf den 
jungen Goethe einen ziemlichen Einfluß hatten (1694 —1776). 
„Der Bruder der Mutter, fein Onkel Johann Joſt 
Textor, war Dr. jur. und Advokat. Nach dem Tode von 
der bes Großvater wurde er als deſſen Nachfolger Schöffe 
& Reichsſtadt. Für ihn hat Goethe übrigens als Leipziger 
= udent ein Hochzeitsgedicht gemacht, in dem er auf dem 
Rebnnp Venus und Themis über die Heirat des Frankfurter 
j echtsgelehrten in einen Prozeß geraten ließ, den Amor ent- 
eidet 19), 
elt Auch die Freunde ſowohl des Textorſchen wie des 
erlichen Hauſes waren großenteils Juriſten. Von denen 
m Eltern erwähnt Goethe in „Dichtung und Wahrheit“ als 
In anregend folgende: Den Profeſſor der Jurisprudenz in 
Steben und nachmaligen Reichshofrat Heinrich Chriſtian 
furickenberg, deſſen Familie zu den bedeutendſten Frank⸗ 
üͤrter Patrizierhäuſern gehörte. Der Vater dieſes Sencken⸗ 
erg war Hausarzt bei den Großeltern Goethe und der 
Zörderer des Vaters Goethe 20). Dann der Schöffe und 
bätere Frankfurter Bürgermeifter von Ohlenſchläger ri) der 
bie „eine neue Erläuterung der „goldenen Bulle“ ſchrieb, 
ie übrigens Goethe 1831 zum 4. Akt von Fauſt II. Teil 
erwendete, zur Szene, in der der Kaiſer an die Fürſten die 
zer Erzämter verteilt. Endlich der Hofrat Jüsgen??) und 
55 ſpätere Reichshofrat Karl Friedrich von Moſer ??), zwei 
ortreffliche Juriſten. 
„„Der Schwager Goethes, Johann Georg Schloſſer, der 
8 feine Schweſter Cornelia heiratete, gehörte zu den 
Freunden des jungen Goethe. Schloſſer war der Sohn des 
fer dermeiſters und Kaiſerlichen Rates Erasmus Karl Schloſ⸗ 
er und übte ſeit 1762 gemeinſam mit ſeinem älteren Bru⸗ 
er Hieronymus in Frankfurt eine gute Advokatenpraxis 
us; ſpäter ging er zur Verwaltung über 20). 
zii Auch Goethes Sohn und der zweite Enkel waren Ju⸗ 
Alten: Der einzige) Sohn Auguſt (1789—1830) ſtudierte 
195 Rechte in Heidelberg und Jena; er ſtarb als Kammerrat 
E. einer Reiſe nach Italien in Rom. Von den beiden 
nkeln Goethes wurde der jüngere Wolfgang (1820 —1883) 
- jur. in Heidelberg, 1852 der preußiſchen Geſandtſchaft 
5 om zugeteilt, dann Legationsſekretär und Legationsrat 
8 „Dresden. Er wurde 1859 in den erblichen Freiherrnſtand 
eit ben und trat 1860 aus dem Staatsdienſt aus. Er und 
ſtan älterer Bruder Walter, der Muſiker (18181885), 
Karben in Leipzig, beide unverheiratet?) Damit erloſch das 
8 eſchlecht Goethes eben an jenen Stätten, an denen der 
ichter ſelbſt als junger Menſch in blühendſtes Leben ſprang. 


Studiosus juris Goethe. 


in Nach Abſchluß der Schule wollte der 16jährige Goethe 
he Göttingen ſtudieren. Hier reizte es ihn beſonders, Sprach⸗ 
> Altertumswiſſenſchaften ſowie die Profeſſoren Heyne 
Bed. Michaelis zu hören 2). Er fügte ſich aber des Vaters 
Leſtimmung und ging Oktober 1765 zum Rechtsſtudium nach 
eipzig, einer der damals wichtigſten Hochſchulen. Nach 
einer nkunft dort war er, der nunmehr frei gewordene 
deungling, zunächſt entſchloſſen, umzuſatteln und ſich „von 
er Jurisprudenz frei und dem Studium der Alten verbun⸗ 
8 — — 


in 


Kal 18) Dichtung und Wahrheit 2. Buch S. 59. Vgl. Goethe⸗ 
Mesnder 1923 S. 150 und Goethe⸗Handbuch II, 472 (Verlag 
etzler, Stuttgart). 
©...) Dichtung und Wahrheit 7. Buch S. 215 und 13. Buch 
=. 409. Brief an die Schweſter v. 11. Mai 1767. N 
20) Dichtung und Wahrheit 2. Buch S. 58. Glaſer S. 8ff. 
21) Dichtung und Wahrheit 4. Buch S. 111. 
22) Dichtung und Wahrheit 4. Buch S. 114. 
25) Dichtung und Wahrheit 2. Buch S. 59. 
m 24) Dichtung und Wahrheit 12. Buch S. 369; 7. Buch S. 195; 
d Cornelia, Die Schweſter Goethes v. G. Witkowski S. 106 ff. 
in 26) Die hohe Kinderſterblichkeit in früheren Zeiten iſt auch 
6 Goethes Kreiſe zu beobachten: Es ſtarben von Goethes fünf 
Köſchwiſtern, von feinen fünf Kindern, von Frau v. Steins ſieben 
indern je vier. 
ir Se II, S. 7 ff.; K. er ar un 
ſann Sohn; Bernd. Lange, Goethes Enkel in Leipzig (Inſel⸗ 
ſchff XI, 3 S. 2040 N n 
27) Dichtung und Wahrheit 6. Buch S. 180 ff. 


den zu erklären“. Der Staatsrechtslehrer Böhme, an den er 
empfohlen worden war, hielt ihn jedoch davon ab, den Wil⸗ 
len des Vaters zu mißachten und ſtellte ihm einen Studien⸗ 
plan auf. Am 19. Okt. 1765 wurde er immatrikuliert. Ver⸗ 
gleichsweiſe ſei erwähnt, daß in jenem Winterſemeſter 
247 Studenten aufgenommen wurden. Da auf der Hochſchule 
in Leipzig nach dem Vorbilde von Prag und Paris die Pro⸗ 
feſſoren und Studenten in vier Nationen eingeteilt waren, 
deren jede eine beſtimmte Ländergruppe umfaßte, wurde er 
wie der Vater der „Bursa Bavarica“ als Süddeutſcher zu⸗ 
gewieſen. Der juriſtiſche Hörſaal war in einem Kollegiats⸗ 
gebäude an der Petersſtraße; und es iſt zeitgeſchichtlich reiz⸗ 
voll, daß auf den Bänken der erhöhten Reihen bei Straf⸗ 
androhung nur erlauchte und graduierte Perſonen ſitzen 
durften, während die gewöhnlichen Studenten in den unteren 
Reihen auf Stühlen ſaßen, die fie bezahlen mußten ?). 

Die Vorleſungen beſuchte er „anfangs emſig“. Am 
21. Okt. 1765 ſchreibt er an feinen Jugendfreund Rieſe ?”): 


„Heut habe ich angefangen Kollegia zu hören. Was für? Iſt 
es der Mühe wert zu fragen? Institiones imperiales. Historiam 
juris. Pandectas und ein privatissimum über die 7 erſten und 7 
letzten Titel des codieis. Denn mehr braucht man nicht. Das übrige 
vergißt ſich doch.“ 


Der Lehrbetrieb der Vorleſungen behagte ihm nur wenig. 
Es wurde, wie leider ſo oft, der Anfang zu breit genommen, 
ſo daß der Schluß überhetzt oder gar nicht gelehrt wurde. 
Zudem ſtellte er feſt vo), daß die jüngeren Profeſſoren eigent⸗ 
lich lehrten, um zu lernen, und daß die älteren „im ganzen 
nur fixe Anſichten und, was das Einzelne betrifft, vieles, 
was die Zeit ſchon als unnütz und falſch beurteilt hat, über⸗ 
liefern“. Nach zwei Jahren ſchreibt er der Schweſter i): 
„Die guten Studia, die ich ſtudiere, machen mich auch manch⸗ 
mal dumm. Die Pandekten haben mein Gedächtnis dieſes 
halbe Jahr her geplagt und ich habe wahrlich nichts ſonder⸗ 
lich behalten.“ 

Unter den Profeſſoren der Rechtswiſſenſchaft waren da⸗ 
mals keine Namen von bleibendem Klange; ſie boten Goethe 
weder als Perſönlichkeiten noch als akademiſche Lehrer eine 
Förderung. Dagegen waren bei den anderen Fakultäten teil⸗ 
weiſe hervorragende Männer, wie Gottſched, deſſen lite⸗ 
rariſcher Ruhm allerdings damals bereits geringer geworden 
war als ſeine Eitelkeit, und den Goethe in einem Briefgedicht 
an den Frankfurter Freund Rieſe verſpottete, Gellert, 
deſſen Vorleſungen über die deutſche Sprache Goethe anfäng⸗ 
lich gern hörte, Morus, Profeſſor der griechiſchen und römi⸗ 
ſchen Literatur, den Goethe ſchätzte, und Erneſti desſelben 
Faches, bei dem Goethe Vorleſungen über Cicero beſuchte “). 

Der erſte hartnäckige Fleiß im Nachſchreiben erlahmte “), 
und nach einiger Zeit bummelte er. Einmal, im Frühjahr 
1767, als einer ſeiner Bekannten, der Student Hermann, 
promovierte, ſtand ihm Goethe als Opponent zur Seite. 
Hierzu bereitete er ſich ernſthaft juriſtiſch vor“). Sonſt aber 
widmete er ſich, da er vom Vater einen reichlichen Wechſel 
bekam 35), den ſchönen Künſten, wobei er die Zeichenſtunden bei 
Oeſer, ſowie Kupferſtechen und Radieren bei Stock eifrig be⸗ 
trieb. Nachdem er im erſten Halbjahr an der Tiſchgeſellſchaft 
des derzeitigen Rektors, Hofrat Ludwig, namentlich mit Me⸗ 
dizinern teilgenommen hatte, brachte ihn Schloſſer, ſein ſpä⸗ 
terer Schwager, der ihn Oſtern 1766 beſuchte, in der Wein⸗ 
wirtſchaft von Schönkopf an einen anderen Mittagstiſch, an 
dem er eine Reihe dauernder Freunde und manche Anregung 
fand se). Es ſei erwähnt, daß er mit einem der livländiſchen 
Barone, die damals auf deutſchen Hochſchulen eine ziemliche 


28) Julius Vogel, Goethes Leipziger Studentenjahre, 
4. Aufl., S. 4 ff., 48 Ri a N 

29) Brief v. 26. Okt. 1765. Rieſe war damals stud. jur. in 
Marburg. 

50) Dichtung und Wahrheit 6. Buch S. 186. 

0 Mitte Okt. 1767. 

32) Vogel S. 52—62. 

95) Dichtung und Wahrheit 6. Buch S. 185, 186. Vgl. Fauſt 
Schülerſzene „Doch Euch des Schreibens ja befleißt, als diktiert 
es Euch der Heilig Geiſt“! 

34) Vogel G. 50. 

55) Die Ausgaben des Vaters für die Studienjahre find aus 
feinen „Haushaltungsbüchern“ bekannt. Glaſer S. 283. 

30) Dichtung und Wahrheit 7. Buch S. 197. 
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Rolle ſpielten, einem Guſtav von Bergmann, einen Zwei⸗ 
kampf gehabt haben ſollsꝛ). Anlaß ſoll eine Anrempelei im 
Schauſpielhauſe geweſen und Goethe ſoll am Oberarm ver⸗ 
wundet worden ſein. Feſtſtellungen hierüber fehlen jedoch, 
namentlich da Goethe von dem Vorfall nichts in „Dichtung 
und Wahrheit“ erzählt. In der Hauptſache lebte er ſeinen 
ſchriftſtelleriſchen Neigungen, dem Leben und ſeiner Liebe 
zu Käthchen Schönkopf. Im Juli 1768 erlitt er einen 
Blutſturz. An ſeinem Geburtstage fuhr er nach faſt drei⸗ 
jährigem Aufenthalt in Leipzig wieder heim. Die erſte Zeit 
der akademiſchen Freiheit „in ſtudentiſchem Dunkel und Dün⸗ 
kel taſtend“ war damit vorbei. 

Von September 1768 bis Ende März 1770 blieb Goethe, 
langſam geneſend, im elterlichen Hauſe in Frankfurt. 
Je länger die Geſundung dauerte, deſto unerquicklicher wurde 
das Verhältnis zum Vater. Goethe hat ſich während dieſer 
Zeit ziemlich wenig mit juriſtiſchen Dingen befaßt, was ſo⸗ 
wohl ſeine Aufzeichnungen in Dichtung und Wahrheit ss) wie 
in den „Ephemerides“, feinen „erzerpierenden und notieren⸗ 
den“ Eintragungen, die er in jenen Jahren machte, dartun. 

Da der Vater der immer mehr hervortretenden Abſicht 
des Sohnes, Schriftſteller zu werden, ſchärfſten Widerſtand 
entgegenſetzte, fügte ſich Goethe und ging gemäß des Vaters 
Wunſch nach Straßburg. Straßburg mit ſeiner Hochſchule 
war zwar franzöſiſch, aber Studenten und Bürgerſchaft waren 
deutſch 82). Dort ſollte er das Studium der Rechtswiſſenſchaf⸗ 
ten abſchließen und den Doktorhut erwerben. Am 18. April 
1770 wurde er in die Univerſitätsmatrikel eingetragen. Auch 
hier brachte ihn eine glückliche Schickſalsfügung in eine, 
weſentlich wieder aus Medizinern beſtehende, Tiſchgeſellſchaft 
bei den alten Jungfern Lauth. Er erwarb ſich dort wieder gute 
Lebensfreunde, wobei er beſonders betreut wurde von dem 
Präſidenten der Tiſchgeſellſchaft, dem Gerichtsaktuarius bei 
dem Pupillenkollegium (Vormundſchaftsabteilung) Dr. jur. 
Salzmann 40). Dieſer erklärte ihm, daß die franzöſiſchen Aka⸗ 
demien im Gegenſatz zu den deutſchen, deren Kollegs im ge⸗ 
lehrten Sinne zu bilden verſuchten, auf das Praktiſche ge⸗ 
richtet ſeien. Er verwies ihn auch an den „Repetenten“ 
Engelbach, der als Repetitor großes Anſehen genoß. In deſ⸗ 
ſen Stunden bemerkte Goethe zu ſeiner Freude, daß er, trotz 
Mangel an Fleiß in Leipzig 4), 

„An Einſicht in die Rechtserforderniſſe gewonnen hatte, ob⸗ 
gleich mein ganzer Erwerb nur als ein allgemeiner enzyklopädiſcher 


Überblick und nicht als eigentliche beſtimmte Kenntnis gelten 
konnte.“ 


Von den Vorleſungen gefielen ihm am meiſten die 
ſtaatsrechtlichen des Profeſſors Schöpflin. Im Sommer 
ſchreibt er z): 


„Die Jurisprudenz fangt an, mir ſehr zu gefallen. So iſts 
doch mit Allem wie mit dem Merſeburger Biere, das erſte Mal 
ſchauert man, und hat man's eine Woche getrunken, fo kann man's 
nicht mehr laſſen.“ 


Schon am Ende des erſten Straßburger Semeſters, am 
10. Sept. 1768, beſtand er das erſte juriſtiſche Examen. 
Er war nunmehr cand. jur. und brauchte als ſolcher keine 
Vorleſungen mehr zu hören. Damit hatte er wieder mehr 
Freiheit. Er beſuchte insbeſ. chirurgiſche Vorleſungen, ritt 
mit Freunden in die Vogeſen, fand im benachbarten Seſen⸗ 
heim Friedericke Brion und gewann als ſtärkſten Gewinn 
die Freundſchaft zu Herder. Dieſer, der fünf Jahre Altere, 
aber ein ausgereifter Geiſt, feſſelte ihn auf das Fruchtbarſte 4“). 

Mitte des nächſten Jahres bereitet er ſich ſchärfer auf 
die Doktordisputation vor. In „Dichtung und Wahrheit“ 
ſchreibt er über ſeine eigenen und die allgemeinen damaligen 
juriſtiſchen Anſichten eingehend und für heutige Verhältniſſe 
bemerkenswert ): 


97) Vogel S. 85. 

36) Dichtung und Wahrheit 8. Buch im zweiten Teil S. 240 ff. 
Goethe⸗Handbuch I, S. 486. 

de) Dichtung und Wahrheit 9. Buch S. 250; 11. Buch S. 354. 
Ernſt Traumann, Goethe, der Straßburger Student. 

40) Dichtung und Wahrheit 9. Buch S. 254, 259. 

41) Dichtung und Wahrheit 9. Buch S. 255. 

42) An Fräulein v. Klettenberg. 26. Aug. 1770. 

45) Dichtung und Wahrheit 10. Buch S. 286. 

44) Dichtung und Wahrheit 11. Buch S. 346. 


„Eine Überfiht der Rechtswiſſenſchaft und ihres ganzen Fan 
werks hatte ich 55 ſo en ee Rabehne rechtliche “2 
fände intereſſierten mich hinlänglich, und ich glaubte, mit meln 
kleinen Menſchenverſtand ziemlich durchzukommen. Es zeigten N 
große Bewegungen in der Jurisprudenz: Es follte mehr 5 2 
Billigkeit geurteilt werden; alle Gewohnheitsrechte ſah man 955 
lich gefährdet, und beſonders dem Kriminalweſen ſtand eine ge HL, 
Veränderung bevor. Was mich ſelbſt betraf, fo fühlte ich un 
daß mir zur Ausfüllung jener Rechtstopik, die ich mir g 
hatte, unendlich Vieles fehlte; das eigentliche Wiſſen ging mit 0“ 
und keine innere Richtung drängte mich zu dieſen Gegenſtände "7 
So hatte ich mir einige Materien wohl gemerkt, auch 1 
darauf geſammelt, und nahm auch meine Kollektaneen vor, een 
legte das, was ich behaupten, das Schema, wonach ich die einen 
Elemente ordnen wollte, nochmals, und arbeitete jo eine Zeitlang. 

Da er ſich nicht ſicher genug pro gradu doctorale, alſo 
zur eigentlichen Doktorprüfung, fühlte, rieten ihm 7 
Freunde, den an der franzöſiſchen Hochſchule möglichen 5 57 
facheren Weg zu gehen, und nicht über ein Traktat, ſonde . 
über Theſen pro licentia zu disputieren. Er ſchrieb beabe 
an den Vater; dieſer verlangte jedoch die regelrechte Do to 9 
arbeit. In Sonderfächern war er zu ſchwach beſchlagen; DIT 
um beſchloß er, ein allgemeines Thema, und zwar ® uf 
dem Kirchenrecht, zu wählen, weil er ſich außerjuriſtiſch Sa 
dieſem Gebiete bereits beſchäftigt hatte, Dieſes lautete: et 
der Geſetzgeber nicht allein berechtigt, ſondern verpfli die 
ſei, einen gewiſſen Kultus feſtzuſetzen, von welchem weder ich 
Geiſtlichkeit noch die Laien ſich losſagen dürften.“ Er ſchrie 
die Arbeit!), in der er nur eigenſte Anſichten vertrat, 10 
guter Lateiner ſchnell nieder, und beurteilte ſie ſelbſt 10 
„die Sache hatte wenigſtens einigen Grund, die Darſtellun 
war nicht übel, das Ganze hatte eine ziemliche Rundung. 
Weder der Vater, dem er eine Abſchrift ſchickte, noch ji 
Dekan der Fakultät, Ehrlein, waren mit dem Werke eind at 
fanden, wiewohl man die Kühnheit der darin verfochten 
Auffaſſungen anerkannte. Andererſeits aber fand man © w 
Hauptthema überkühn: nicht Chriſtus ſei der Gründer 5 
ſerer Relegion geweſen, ſondern einige andere weiſe Mär 
hätten ſie unter ſeinem Namen gemacht; die chriſtliche Kr 
ligion ſei nichts weiter als eine vernünftige politiſche © 
richtung 46). 5 iefe 

Der Dekan bezeichnete es daher als nicht rätlich, he 
Abhandlung als akademiſche Diſſertation abzugeben. Goe 
ſetzte fi daraufhin mit feinem Einpauker zufammen; 7 
wurden nunmehr Theſen ausgewählt und bei Heitz in S 
burg gedruckt. Am 6. Aug. 1771 disputierte er über ne: 
feine positiones juris, wobei ihm fein Tiſchfreund Lerſe op si 
nierte. Aus der erheblichen Anzahl von lateiniſchen Theſ 
ſind folgende auffallend: 

Die erſte lautet: 75 

Naturrecht iſt, was die Natur alle Geſchop 

lehrt. 7 

Die 41.: Das Studium der Rechtswiſſenſchal 

iſt das herrlichſte. „ Ge⸗ 

43 und 44: Dem Fürſten allein gebührt die 

ſetzgebung und ihre Interpretation. 2s 

46: Das Heil des Staates muß als oberſt 

Geſetz gelten. 27 
Die Lodesſtrafe ſoll nicht abgeſchafl 
werden. 85 
55: Soll ein Weib, das ſein neugeborene 
Kind tötet, am Leben beſtraft werben 

Er beſtand die Prüfung, wobei ihm ſeine Übung 
Aufſchlagen des corpus juris, die der Vater mit ihm a4 
Schüler einererziert hatte, zuſtatten kam. Damit promo tor⸗ 
er zum Lizentiaten der Rechte. Ein guter Ponte 
ſchmaus mit Freunden ſchloß die Examensnöte ab. dos 
Studentenzeit war beendet. Daß er ein flotter Student * 
mit Verſtändnis für ſtudentiſchen Geiſt, beweiſen ſeine 10 


46) Dichtung und Wahrheit 11. Buch S. 347. g — 
40 e De S. 86 (Aus dem Briefe ein 
ud. med. Metzger v. 7. Aug. 1771). 8 
8 47) 8 1 Wieruszowski unten S. 842. Goethe. auch 
buch I. 419; Brandes ©. 86; Dichtung und Wahrheit 11. anten 
S. 349; Goethe⸗Kalender 1925 S. 100. Mit den beiden erſtgenar über 
Theſen hat Goethe — wie man faſt allgemein annimmt — ſi lichen 
die hohe Fakultät wegen der Ablehnung ſeiner keirchenrechtl 
Doktorarbeit ein wenig luſtig machen wollen. 
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teren Trinklieder s), von denen der 1810 entſtandene „Ergo 

bamus“⸗Sang als der bekannteſte gelten kann. 5 
5 ‚Die erworbene Lizentiatenwürde der franzöſiſchen Uni⸗ 
derſität Straßburg ſtand dem deutſchen Doktor gleich, ſo daß 
fies Goethe von nun ab mit Fug auch als Dr. jur. bezeich⸗ 
19 =). Dem Ehrgeiz des Vaters, der eine juriſtiſche Doktor⸗ 
6 handlung des Sohnes gedruckt ſehen wollte, genügte dieſes 
degednis nicht. Goethe beruhigte ihn damit, daß er gemäß 
1 Vorſchlage des Dekans ſeine Theſen noch zu einer druck⸗ 
een Doktorarbeit umbauen könne. So hob denn der Vater 
und Manuſtript ſorgfältig auf, beſchäftigte fi felöft damit 
a traf Vorbereitungen zur Ausgeſtaltung. Für den Va⸗ 
er ) war jedenfalls mit der Promotion des Sohnes „der 
„ne Schritt zu den ferneren bürgerlichen, ſtufenweiſen Le⸗ 
zensgange getan“. Goethe ſeinerſeits war ſich innerlich dar⸗ 
dier klar, daß er „ſatt an juriſtiſchen Examen“ hatte, wie 
ies ein Brief an den Straßburger Tiſchvorſitzenden Salz⸗ 
mann mit erfriſchender Deutlichkeit beweiſt ®). 


Rechtspraktikant Dr. Goethe. 

Ende Auguſt 1771 war Goethe wieder im elterlichen 
Hauſe am Hirſchgraben. Auf ſein ſofort an den Frankfurter 
gat geſtelltes Geſuch wurde er nach wenigen Tagen zur 
u zatur zugelaſſen. Gleichzeitig erwarb er das Frank⸗ 
urter Bürgerrecht, das er übrigens 1817 wegen der Doppel⸗ 
peſteuerung als Weimarer Bürger wieder aufgab. Wenn es in 
Br guten alten Zeit für einen jungen Juriſten, der promo⸗ 
diert hatte, nicht vorgeſchrieben war, eine mehrjährige Aus⸗ 
bildung als Gerichtsreferendar und eine Prüfung als Ge⸗ 
richtzaſſeſſor durchzumachen — Goethe war 22 Jahre, wobei 
zu erwägen iſt, daß er zwei volle Jahre durch Krankheit 
berloren hatte —, ſo ſcheint es doch üblich geweſen zu ſein, 
freiwillig beim Reichskammergericht oder Reichshofrat einige 
Zeit zu praktizieren. So hatte es der Vater Goethe gehalten. 
go ging auch Goethe auf deſſen Vorſchlag an das Reichs⸗ 
tammergericht, um ſich dort eine größere Gerichtserfahrung 
zu eigen zu machen. Ende Mai 1772 unterbrach er ſeine 
Rechtsamvaltspraxis und begab ſich nach Wetzlar. 

Vorausgeſchickt ſei, daß es ſich um die Regierung des 
aufgeklärten deutſchen Kaiſers Joſeph II. handelt, der von 
N 65 ab Mitregent feiner Mutter Maria⸗Thereſia und nach 
eren Tode 1780 Alleinherrſcher war s). 
di: „Es verbreitete ſich der Humanismus, und alles wetteiferte, 
dach in rechtlichen Verhältniſſen höchſt menſchlich zu ſein. Ge⸗ 
ſangniſſe wurden gebeſſert, Verbrechen entſchuldigt, Strafen ge⸗ 
„dert, die Legitimationen erleichtert, Scheidungen und Mißheiraten 
mindert, . . . Dieſe neuen Gegenſtände rechtlicher Behandlung, 
1 che außerhalb des Geſetzes und des Herkommens lagen, und 
— 1 an billige Beurteilung, an gemütliche Teilnahme Anſpruch 
Stil en, forderten zugleich einen natürlicheren und lebhafteren 


f In den Jahren 1767 bis 1776 wurde gerade eine Re⸗ 
Dim des Reichskammergerichts verſucht. Die damaligen 
Zuſtände dort, die durch den ungeheuren Wuſt jährlich an⸗ 
acwellender unerledigter Akten ſich ſtetig verſchlimmerten, 
Fihen einem wahren Augiasſtall. Goethe ging daher mit 
— gemischten Gefühlen nach Wetzlar 5s), wo er ſich am 
I. Mai 1772 als Praktikant in die Matrikel des Reichs⸗ 
ammergerichts eintragen ließ. Er war nicht wenig erſtaunt, 
aus ihm in Wetzlar „ein drittes akademiſches Leben ent⸗ 
[prang“. Das Städtchen wimmelte damals von den Beamten 
er Viſitationsgeſandtſchaften, die unter zwei kaiſerlichen 
2% miffaren mit Subdelegierten und Legationsſekretären von 
© Staaten und Reichsſtädten mehr oder weniger tätig waren. 
me hatte, wie in Leipzig und Straßburg, wieder Glück 
m feinem Mittagstiſch. Dieſer beſtand aus 26 Mitgliedern, 
eiſtenteils Geſandtſchaftsſekretären, Rechtspraktikanten und 
Offizieren. Sie bildeten eine „Rittertafel“ mit ſeltſamen und 


S. 108 Goethe⸗Handbuch III, 440; Dichtung und Wahrheit 17. Buch 


45) Kauft I, 1: „Heiße Magiſter, heiße Doktor gar..“ 
50) Dichtung und Wahrheit 12. Buch S. 368. 

tb 51) An Salzmann Ende Auguſt 1771. Aus dieſem Briefe er⸗ 

f ſich, daß er gleichzeitig der juriſtiſchen Fakultät der Hoch⸗ 

erwegabgeſchrieben hatte, nachträglich auch den Doktor rite zu 
en. 


= Dichtung und Wahrheit 13. Buch ©. 410. 
3) Dichtung und Wahrheit 12. Buch S. 383. 


faſt poſſenhaften Gebräuchen, deren Entſtehung auf den 
Braunſchweig⸗Wolfenbüttelſchen Hofgerichtsaſſeſſor von Gous 
zurückging ). Goethe führte an dieſer Tafelrunde den Ritter⸗ 
namen „Götz der Redliche“. Unendlich wichtiger war für 
ihn der Verkehr im Hauſe des Deutſchordensamtmannes 
Buff, die Freundſchaft mit deſſen Tochter Charlotte und 
deren Bräutigam, dem damaligen Bremiſchen Legationsſekre⸗ 
tär Keſtner. Dieſer hat auch den Eindruck geſchildert, den 
Goethe bei ſeinem Eintritt in den Wetzlarer Kreis als „ein⸗ 
ziger Sohn eines ſehr reichen Vaters“, und „ein wahres Genie 
und ein Menſch von Charakter“ machte, ihn dabei ebenſo an⸗ 
erkennend wie vorſichtig abwägend s). Weiter fand er dort 
insbeſ. den jetzigen Braunſchweigiſchen Legationsſekretär Jeru⸗ 
ſalem von der Mittagsrunde bei Schönkopf in Leipzig wieder 
(Werther). Auch ſuchte er in Gießen den als tüchtig in ſeinem 
Fach bekannten Profeſſor der Rechte Höpfner auf be). 

Dienſtlich war Goethe über die Verhältniſſe am Reichs⸗ 
kammergericht entſetzt. Er und die anderen jungen Rechts⸗ 
praktikanten, die den Reichsprozeß kennenlernen wollten, 
waren für ihre Ausbildung auf ſich ſelbſt angewieſen; ſie 
ließen ſich daher zumeiſt von einem Aſſeſſor oder Prokurator 
oder einem erfahrenen Advokaten am Kammergericht in die 
Kameralpraxis einweiſen. Er ſelbſt hat die Zuſtände bei 
„des heiligen römiſchen Reiches 57) Gerechtigkeits⸗Purifications⸗ 
weſen“ in „Wahrheit und Dichtung“ ſehr eindringlich be⸗ 
ſchrieben ss). Als offener junger Menſch, der das Gute ent⸗ 
decken wollte, ſah er nur 

„Nachläſſigkeiten und Verſäumniſſe, Ungerechtigkeiten und Be⸗ 
ſtechungen. ... Wo ſoll unter ſolchen Umſtänden Ehrfurcht vor 
dem Geſetz und dem Richter entſpringen? ... Die Förmlichkeiten 
dieſes Prozeſſes an ſich gingen alle auf ein Verſchleifen; wollte man 
einigermaßen wirken und etwas bedeuten, ſo mußte man noch 
immer demjenigen dienen, der Unrecht hatte, ſtets dem Beklagten, 
und in der Fechtkunſt der verdrehenden und ausweichenden Streiche 
recht gewandt ſein.“ 

Es war ihm alſo mit dieſer Art Fortbildung in der 
Rechtsausübung nicht gedient. Das und die ſtarke Liebe zu 
Lotte veranlaßten ihn am 11. Sept. 1772 zur plötzlichen Ab⸗ 
reiſe von Wetzlar. Mit einem Umwege durch das Lahntal 
und durch den Rheingau begab er ſich nach Frankfurt zurück, 
um ſeine Rechtsanwaltspraxis wieder aufzunehmen. 


Advokat Dr. Goethe. 


Die Schilderung dieſes Lebensabſchnitts entfällt hier. 
Er wird von RA. Dr. J. Fuchs oben S. 828—831 gewürdigt. 


Wirklicher Geheimer Rat von Goethe. 


In der letzten Zeit der Anwaltstätigkeit Goethes zielten 
die Pläne des Vaters dahin, den Sohn zu einer Bewerbung 
um eine juriſtiſche höhere Beamtenſtelle zu bewegen. Er 
ſuchte ihn täglich mehr „in die Stadt⸗Zivilverhältniſſe ein⸗ 
zuſpinnen“. Ein ſtädtiſches Amt ſchied zwar für Goethe, wie 
früher für den Vater, in Frankfurt aus infolge der nahen 
Verwandtſchaft zu den Textors, die dort Ratsſitze inne hat⸗ 
ten. Es möge hierbei erwähnt werden, daß der Frankfurter 
Magiſtrat weit ſpäter, als durch den Tod ſeines Onkels 
Textor dieſes Hindernis weggefallen war, Goethe i. J. 1792 
deſſen Ratsſtelle anbot, was er damals ablehnte. Der Vater 
dachte zunächſt gemäß ſeiner eignen günſtigen Erfahrungen 
an einen Aufenthalt bei den Reichsbehörden in Regensburg 
und Wien zur juriſtiſchen Förderung ſowie an eine Reiſe nach 
Italien zur Erweiterung der allgemeinen Durchbildung. 
Ferner erwog man zuſammen eine Bewerbung um eine Reſi⸗ 
dentenſtelle ). Durch die heimliche Verlobung mit Lilli 
Schönemann ſchien eine feſte und einträgliche Lebens⸗ 
ſtellung noch notwendiger. Da wurde plötzlich alles derartige 


54) Goethe⸗Jahrbuch 1911 (Bd. 32) S. 101 ff.: Heinrich 
Glos!, Goethe und ſeine Rittertafel in Wetzlar; vgl. Goethe⸗ 
Jahrbuch 1912 S. 142; Kekule v. Stradonitz, „Orden des 
bergangs“ in Wetzlar. l 

55) Entwurf eines Briefes an v. Hennings aus Nov. 1772 in: 
Glosél, Wetzlar⸗Goethebüchlein S. 40. 

56) Dichtung und Wahrheit 12. Buch S. 395. 

57) An Keſtner Mitte Januar 1773. 

58) Dichtung und Wahrheit 12. Buch S. 389. 
650 Dichtung und Wahrheit 15. Buch S. 475; an Keſtner 
15. Sept. 1773. 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Planen über den Haufen geworfen durch die Berufung nach 
Weimar. Die Vorgeſchichte dieſer Schickſalswandlung iſt 
bekannt: Goethes Dichterruhm war aufgegangen. „Die Lei- 
den des jungen Werthers“ hatten ihn zu einer faſt europäiſchen 
Berühmtheit gemacht. 

Zu den vielen, die ihn kennenlernen wollten, gehörte 
auch der Weimarer Erbprinz Karl Auguſt. Nach zwei Zu⸗ 
ſammenkünften in Mainz (Dezember 1774 auf einer Reiſe 
nach Paris) und Karlsruhe (Mai 1775) lud ihn Karl Auguſt, 
der am 3. Sept. 1775 volljährig und Herzog geworden war, 
auf der Rückreiſe von der Hochzeitsfeier mit der Prinzeſſin 
Luiſe von Heſſen⸗Darmſtadt Anfang Oktober 1775 nach 
Weimar ein. Am 7. Nov. 1775 traf Goethe dort ein. 

Er war zunächſt nur der Freund des Herzogs; als fein 
vertrauter Berater wurde er aber bald auch „in alle Hof⸗ 
und politiſchen Händel verwickelt“ so). Seine Lage blieb je⸗ 
doch unſicher, weil er von Zuſchüſſen des Vaters abhängig 
war; denn die ſchriftſtelleriſchen Einkünfte genügten nicht zum 
Lebensunterhalt. Eine Klärung dieſer Verhältniſſe wurde 
immer notwendiger, zumal da er April 1776 durch das Ge⸗ 
ſchenk des Gartenhauſes am Stern in Weimar anſäſſig ge⸗ 
worden war und einige Tage ſpäter das weimariſche Bürger⸗ 
recht erworben hatte. Der Herzog fand den für das ganze 
künftige Leben des Freundes richtunggebenden Weg, indem 
er Goethe und ſeine umfaſſenden Fähigkeiten ſich und ſeinem 
Lande auch als Staatsbeamter verpflichtete. 

Er nahm die ſchon bei ſeinem Regierungsantritt er⸗ 
wartete Anderung und Verjüngung in einigen hohen Staats⸗ 
ämtern ſeiner Umgebung im Juni 1776 vor und ernannte 
dabei Goethe zum Mitglied feines geheimen Kon⸗ 
ſiliums. Wie wir aus einem Schreiben v. Kalbs wiſſen, 
war Goethe bei der Anſtellung ausdrücklich auf feinen Wunſch 
hin zugeſtanden worden: Beibehaltung ſeiner ganzen Freiheit, 
die Möglichkeit Urlaub zu nehmen und die Dienſte wieder zu 
verlaſſen si). Sobald die Abſicht Karl Auguſts, Goethe in 
den Staatsdienſt zu übernehmen, bekannt wurde, namentlich 
weil er gaſtweiſe an den Sitzungen des conseil teilgenommen 
hatte, wackelten die Perücken der adligen Bürokratie. 

Obwohl man ihn bisher als den vertrauten Freund des 
Herzogs und den berühmten Dichter höfiſch gefeiert hatte, 
ſuchten dieſe Kreiſe nunmehr Goethe als völlig ungeeignet 
für eine ſolch hohe und einflußreiche Staatsſtellung beim 
Herzog auszuschalten. Nicht nur, daß fie ſich gegen ihn als 
Bürgerlichen wandten, ſie verdächtigten ihn ſogar als „un⸗ 
moraliſchen Belletriſten“, der im Götz den Aufruhr, im 
Werther den Selbſtmord, in Stella die Bigamie und im 
Fauſt eben ein Bündnis mit dem Teufel verherrliche be). 
Der Miniſter von Fritſch, der an der Spitze des geheimen 
Staatsrates ſtand, unterbreitete ſogar am 23. April 1776 dem 
Herzog ſein Abſchiedsgeſuch, da er „nicht länger in einem 
Kollegio, wovon Dr. Goethe ein Mitglied iſt, ſitzen könne“. 
Der Herzog hieb ihm am 10. Mai 1776 jene wunderbare 
eigenhändige Antworte?) zurück, die ihn als Herrſcher von 
verantwortungsbewußter Urteilsſchärfe und leidenſchaftlicher 
Einfühlung in die Staatsaufgaben, ſowohl die eigenen als die 
der amtlichen Perſönlichkeiten ſeines Vertrauens, in hellſtes 
Licht ſtellt. Aus dieſem langen Handſchreiben, das vom erſten 
bis zum letzten Wort zeitlos prächtig iſt, können hier wenig⸗ 
ſtens die Goethe betreffenden wichtigſten Sätze nicht fehlen: 


„Nicht allein ich, ſondern einſichtsvolle Männer wünſchen 
mir Glück, dieſen Mann zu beſitzen. Sein Kopf und Genie iſt be⸗ 
kannt. Sie werden ſelbſt einſehen, daß ein Mann wie dieſer nicht 
würde die langweilige und mechaniſche Arbeit in einem Landes⸗ 
Rollegio von unten auf zu dienen, aushalten. Einem Mann von 
Genie nicht an dem Ort gebrauchen, wo er ſeine außerordentlichen 
Talente gebrauchen kann, heißt denſelben mißbrauchen. ... Ich 
werde nie einen Platz, welcher in ſo genauer Verbindung mit mir, 
mit dem Wohl und Wehe meiner Untertanen ſteht, nach Ancienni⸗ 
tät, ſondern nach Vertrauen vergeben. Was das Urteil der Welt 
betrifft, welche mißbilligen würde, daß ich den Dr. Goethe in mein 
wichtigſtes Kollegium ſetze, ohne daß er zuvor weder Amtmann, 
Profeſſor, Kammer⸗ oder Regierungsrat war, dieſes verändert gar⸗ 
nichts! Die Welt urteilt nach Vorurteilen, ich aber und jeder, der 


60) An Merck 22. Jan. 1776. 

61) Diezmann, Goethe und die luſtige Zeit in Weimar S. 66. 
62) Diezmann a. a. O. S. 67ff. 

63) Hans Wahl, Karl Auguſt v. Weimar S. 6. 


ſeine Pflicht tun will, arbeitet nicht, um Ruhm zu erlangen, donde 
um ſich vor Gott und feinem eigenen Gewiſſen rechtfertigen 3 
können, und ſuchet auch ohne den Beifall der Welt zu handeln . 
Wie ſehr muß es mich befremden, daß Sie, ſtatt ſich ein 1 
gnügen daraus zu machen, einen jungen fähigen Mann, wie meh 5 
genannter Dr. Goethe iſt, durch Ihre in einem zweiundzwanzeg 
jährigen treuen Dienſt erlangte Erfahrungen bilden, lieber meinen 
Dienſt zu verlaſſen und auf eine ſowohl für den Dr. Goethe al 
— ich kann es nicht leugnen — für mich beleidigende Art.“ 


Goethe wurde, noch nicht ſiebenundzwanzigjährig, zum 
„Geheimen Legationsrat mit Sitz und Stimme 10 
unſerem consilio“ ernannt und leiſtete am 11. Juni 11 
den körperlichen Eid auf die weimariſche Verfaſſung ab 
Sein Gehalt betrug zunächſt 1200 Taler, von 1785 ab 125 
von 1787 ab 1600, dann 1800 Taler. Nach 1815 wurde © 
mit einer neuen Beſoldungsordnung des am 22. April 1819 
Großherzogtum gewordenen Landes für ihn als älteſte, 
Staatsminiſter auf 3000 Taler erhöht s). Für Karl Augusts 
tätige Freundſchaft und Wertſchätzung Goethes iſt es 5 
zeichnend, daß in dem nur wenige Punkte enthaltenden 2 
wurfe ſeines Teſtaments von 1776 der erſte lautet, Goeth 
ſolle die Summe von 1200 Talern, und wenn er nicht I 
Dienfte bleiben werde, ¼ ͤdieſer Summe lebenslänglich aus“ 
gezahlt erhalten ss). 1792 ſchenkte er Goethe das bisher von 
ihm gemietete Haus am Frauenplan. Der Miniſter v. Frisch 
blieb im Amte, nachdem auch die Herzogin⸗Mutter Ann 
Amalia ſich bei ihm für ein Zuſammenarbeiten der beiden 
Männer eingeſetzt hatte. I 

Goethes Laufbahn im weimariſchen Staatsdienſt ſteigt in 
folgenden Hauptſtufen ss) an: Anfang 1779 erhält er ne 5 
dem Sitz im conseil die Direktion der Kriegs⸗ und Wege 
baukommiſſion. Im ſelben Jahre, am 30. Geburtstage, ver 
leiht ihm der Herzog den Titel Geheimer Rat und damit den 
Rang eines Miniſters. Am 7. Juni 1782 übernimmt er da. 
1 der Kammer. Am 4. Juni 1782 erhält er Don 

aiſer Joſef II. auf Vorſchlag Karl Auguſts den erblicher 
Adel. Während ſeines faſt zweijährigen Urlaubs in Italien 
(1786 bis 1788) erbittet er in einem Schreiben v. 25. JUN 
1788 eine Entlaſtung von den minderen Geſchäften in DE 
Kammer. Der Herzog bewilligt ſie, berechtigt ihn aber aus, 
drücklich weiter „den Seſſionen des collegü beizuwohnen u 
dabei ſeinen Sitz auf dem für uns beſtimmten Stuhle 5 
nehmen“. Am 13. Sept. 1804 legt er den Vorſitz im Kamme. 
kollegium nieder; er wird zum Wirklichen Geheimen Rat 118 
dem Prädikat Exzellenz befördert. Am 12. Dez. 1815 wir 
er Staatsminiſter des nunmehrigen Großherzogtums 
Goethes Anſicht über ſolch äußerliche Dinge iſt bezeichnen 
„Titel und Orden halten manchen Puff im Gedränge ab““ 

Goethe ſtürzte ſich in alle Einzelheiten ſeiner Amter 2 
dem ganzen Feuereifer feines Weſens. „Ich verfolge 195 
Zweck mit Ernſt, Gewalt und Treue“ ss). Er ſetzte nicht u 
die unerſchöpfliche Macht feines Geiſtes ein, fondern beni 
auch eine ſoziale Einſicht, die weit über Herkommen un 5 
Auffaſſung ſeiner Zeit ſteht. Wer bei der Amtsübernahme 
Goethes gedacht hatte, er, der Dichter, werde nur ein har 
geiftiger Hofmann fein, nur der Günſtling des Herzogs bi 9 
deſſen jugendlich⸗draufgängeriſchen Vergnügungen bleiben, rh 
Amt lediglich als angenehmen Titel auffaſſen, täuſchte 2 
alſo völlig. An den Sitzungen des geheimen conseil, 1 
wöchentlich einmal, manchmal auch zweimal ſtattfanden, naht 
er ſo regelmäßig teil, daß er ſich rühmen konnte, er habe be 
nur berjäumt, wenn er durch Krankheit oder dringend 
Gründe verhindert war. Und wer gemeint hatte, daß Got! 5 
eigenſüchtige Vorteile aus des Herzogs Freundſchaft ziehe 
wolle, wurde ebenſo enttäuſcht. 

„Einen Parvenu wie mich konnte bloß die entſchiedenſte Hır 
eigennützigkeit aufrechterhalten. Ich hatte von vielen Seiten! 


e) Goethe⸗Handbuch I, 41; Zum Kanzler v. Müller am 
31. März 1823. 5 

66) Hellmuth v. Maltzahn, Karl Auguſt v. Weimar 87 

66) Flodoard b. Biedermann, Chronik von Goeth 
Leben (Inſelbücherei Nr. 415). J 7 in 

) Zu dem Maler M. Oppenheim. Anfang Mai 182 nd 
Weimar. Vgl. auch Guſtav Streſemann, „Goethe u 
Napoleon“. der 

68) In den biographiſchen Einzelheiten. Vgl. Goethe⸗Kalen 
1910 C. 129. 
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wahnung zum Gegenteil. Aber ich habe meinen ſchriftſtelleriſchen 
rwerb und 2/, meines Vermögens in Weimar zugeſetzt!s).“ 
90 Daß dieſe Angaben Goethes über ſeine Uneigennützigkeit 
Unontaftbar richtig find, ergibt ſich aus den Schacullen⸗ 
echnungen des herzoglichen Schatzmeiſters und Geheimen 
ekretärs Juſtus Bertuch. Während der Herzog z. B. dem 
räſidenten v. Kalb und den Kammerherrn v. Seckendorf und 
e Einſiedel häufig anſehnliche Summen als „Verluſt im 
Spiel“ auszahlen ließ, fehlen in den Zahlungsanweiſungen, 
ie Diezmann ic) daraufhin ſorgfältig durchgeprüft hat, Geld⸗ 
Seihenfe au Goethe völlig. Der Herzog ließ ihm lediglich ein⸗ 
Mal ein Halbjahrsgehalt von 600 Talern aus ſeiner eigenen 
Schatulle nachzahlen, da ein Anſpruch Goethes an die Staats⸗ 
zſſe für die Monate Januar bis Juni 1776, in denen Goethe 
nt regelmäßig und ohne fefte Anſtellung im Conseil ge- 
rbeitet hatte, zweifelhaft erſchien. Dieſe Anordnung war 
N ſo begründeter, als jene Summe im weſentlichen eine 
i epräſentationszulage bedeutete. Denn der plötzliche Eintritt 
i das Hofleben war für Goethe mit koſtſpieligen Anſchaf⸗ 
lungen und Ausgaben verbunden, die zu beſtreiten die väter⸗ 
nchen Zuſchüſſe nicht ausreichten. So bittet er auch ſeine ver⸗ 
1 Freundin Johanna Fahlmer 1), ſich für ihn zu ver⸗ 
„den; „Der Vater ift mir Ausſtattung und Mitgift ſchul⸗ 
ig; das mag die Mutter nach ihrer Art einleiten.“ 
Und wer etwa gehofft hatte, daß der junge Bürgerliche 
1 auf die Dauer gegen die älteren adligen Hofſchranzen 
dacht halten könne, hatte nicht mit dem Goetheſchen Selbſt⸗ 
ewußtſein gerechnet: 
„Wir Frankfurter Patrizier hielten uns immer dem Adel 
Heid. Als ich das Abelsdiplon in Händen hielt, hatte ich in 
„einen Gedanken eben nichts weiter, als was ich längſt beſeſſen.“ 
er; „Auch war man ſelten mit dem zufrieden, was ich her⸗ 
Woabrachte. .. . Da ich aber nun ſtark genug war, mich in ganzer 
ahrheit jo zu zeigen, wie ich fühlte, jo galt ich für ftolz 72). 
& Faßt man die äußeren Verhältniſſe zuſammen, jo iſt 
ie; wahrlich bewundernswert, daß der Weltgeiſt Goethe auf 
3 Poſten als Beamter eines kleinen thüringiſchen Staa⸗ 
En blieb und nicht die ihm in ſeiner Anſtellung vorbehaltene 
ntlaſſung nahm. Er, der ſtets nur Vollendetes, alſo auch 
as Höchſte für das Land leiſten wollte, muß den Kampf 
gegen die ewig Mittelmäßigen und Kleinen und gegen den 
„Sitofto der Unzufriedenheit, des Widerwillens, des Undanks, 
dor Läſſigkeit und der Prätention, der ihm immer entgegen⸗ 
dampfte“ 7s), vielfältig ſchwer empfunden haben. Dazu kommt 
bine. Anſicht über ſich ſelbſt: „Recht zum Privatmenſchen 
Lin ich geichaffen, und ich begreife nicht, wie mich das Schick 
0 in eine Staatsverwaltung und eine fürſtliche Familie hat 
daflicken mögen“ 74). Es iſt alſo nur fein ſtrenges Pflicht⸗ 
ewußtſein geweſen und das dankbare Verpflichtetſein 
gegenüber Karl Auguſt, das ihn „trotz der unzähligen Plak⸗ 
lereien feiner Miniſterſchaft noch bei guter Laune“ “) treu in 
ſeinen Amtern aushalten ließ. 
M Wohl das Allerwichtigſte, was wir von feinen Anſichten 
er die Weimarer Zeit wiſſen, gewähren die von Kurt 
Jahn ic) veröffentlichten Papiere aus den Tages⸗ und Jahres⸗ 
Jeiten Goethes. Dieſe enthalten die Entwürfe zu einer Fort⸗ 
"hung von „Dichtung und Wahrheit“, der Beſchreibung ſei⸗ 
es Lebens, die bekanntlich mit der Reiſe nach Weimar ab⸗ 
chließt. Es handelt ſich bei dieſen Vorarbeiten Goethes um 
eichwortartige Überjichten, die einen reichen Einblick in fein 
genes Weſen, in ſeine Beamtenauffaſſung und in viele 
Singe am Weimarer Hof und in allgemeine deutſche Ver⸗ 
gältniſſe geben. Er vermerkt hier über feine eigenen Berufs- 
ähigkeiten folgendes: 
—— 


8) gum Kanzler v. Müller 31. Marz 1823. 
& ka) Diezmann, Goethe und die luſtige Zeit in Weimar 


Bend.) Brief v. 6. März 1776. Joh. Fahlmer iſt die Tante der 
ee Jacobi, die Goethe auf feiner Rheinreiſe 1774 in Düſſel⸗ 
harte Penpelfort (im jetzigen Stammhaus des Malkaftens) beſucht 
Cute. Sie heiratete bald nach dem Tode von Goethes Schweſter 
ornelia feinen Schwager Schloſſer. 
5 gu Eckermann am 26. Sept. 1827 und 4. Jan. 1824. 
) Vgl. Diezmann a. a. O. S. 102. 
4) Vgl. Diezmann S. 152. 
Brief Wielands bei Diezmann S. 123. 
fe e) Goethe⸗Jahrbuch 1997 Bd. 28 S. 6ff. „Schemata zur Fort⸗ 
zung von Dichtung und Wahrheit.“ 


„Tätiges Selbstvertrauen. Siſpphiſches übernehmen. Unbegriff 
des zu Leiſtenden. Sichere Kühnheit, daß es zu überwinden ſei. 
Eigentlich konſtruktiv, nicht empiriſch tätig. Zum techniſchen Ge⸗ 
ſchäft gleichſam untauglich. Nicht homme à ressource. Geſchickter 
zu allem, was auferbaut, planmäßig behandelt werden ſollte. Tat 
ſteht mit Reue, Handeln mit Sorge in immerwährendem Bezug.“ 


Er ſieht ſcharf die Vorzüge und Mängel in ſeiner Ver⸗ 
anlagung als Staatsmann und Verwaltungsbeamter, nach⸗ 
dem er ſeinen freien juriſtiſchen Beruf mit behördlicher Amts⸗ 
arbeit vertauſcht hatte. Anfangs hat er naturgemäß Schwie⸗ 
rigkeiten, ſich einzuarbeiten. Er findet hierzu den köſtlichen 
Vergleich, der jeden Amtsanfänger vor ſeinen Aktenbergen er⸗ 
mutigen könnte“): 


„Das Element, in dem ich ſchwebe, hat alle Uhnlichkeit mit 
dem Waſſer; es zieht jeden an, und verſagt dem, der auch nur an 
die Bruſt hineinſpringt, im Anfang den Atem. Muß er nun gar 
gleich tauchen, ſo verſchwinden ihm Himmel und Erde. Hält mans 
dann eine Weile aus, und kriegt nun das Gefühl, daß einen das 
Element trägt, und daß man doch nicht unterſinkt, wenn man 
gleich nur mit der Naſe hervorguckt, nun fo findet ſich im Men⸗ 
ſchen auch Glied und Geſchick zum Froſchweſen, und man lernt mit 
wenig Bewegungen viel tun.“ 


Mit dem Streben nach Vollkommenheit der Leiſtung, das 
die Pflicht emporhebt, arbeitet er ſich durch alle Mühen und 
Anforderungen ſeiner hohen Stellung hindurch. Es iſt klar, 
daß die Dichtung unter dem Berufe notleidet. „Mein pro⸗ 
ſaiſch Leben verſchlingt die Bächlein Reime wie ein weiter 
Sand“ 78). Die Mutter möchte auf Grund ſolcher Nachrichten 
gern den Sohn nach Frankfurt zurückziehen; der Vater hielt 
zudem in ſeiner freiheitlichen Geſinnung nicht viel von 
Fürſtenfreundſchaft ?). Goethe aber lehnt in ſeiner Antwort 
an die Mutter so) es ab, ſeinen Poſten zu verlaſſen. Eine 
Rückkehr aus der arbeitsreichen Weite ſeines Weimarer 
Wirkungskreiſes in die bequeme Enge des Vaterhauſes könnte 
wohl ſeiner Poeſie nützen, müßte aber dem Wachſen ſeinen 
Perſönlichkeit ſchaden. 


„Was meine Lage ſelbſt betrifft, jo hat ſie, ohnerachtet 
großer Beſchwerniſſe, auch ſehr viel Erwünſchtes für mich, wo⸗ 
von der beſte Beweis iſt, daß ich mir keine andere mögliche denken 
Rann, in die ich gegenwärtig hinübergehen mochte. ... Sie ſehen 
das nur, was ich aufopfere, und nicht, was ich gewinne, und Sie 
können nicht begreifen, daß ich täglich reifer werde, indem ich 
täglich ſoviel hingebe. ... Unverantwortlich wäre es auch gegen 
mich ſelbſt, wenn ich aus irgendeiner Unbehaglichkeit davonginge 
und mich ſelbſt um Schatten, Früchte und Ernte bringen wollte.“ 


Mit überlegender und überlegener Urteilsſchärfe macht er 
ſich über alle Seiten ſeiner großen Aufgabe ſchlüſſig: das 
Verhältnis zu ſeinem eigenen Amte, zu ſeinem Fürſten, zu 
ſeinen Mitarbeitern, die notwendige Trennung zwiſchen „Dich⸗ 
ten und Aktenleſen“ 81). Wie bedachtſam er ſelbſt die Weichen 
auf den Gleiſen feiner vielfältigen Tätigkeit ſtellt, geht immer 
wieder aus ſeinen Briefen und Geſprächen hervor. Herrlich 
und klar iſt da feine Tagebucheintragung ee) v. 13. Jan. 1779, 
dem Tage der Übernahme der Kriegskommiſſion: 


„Erſte Seſſion. Feſt und ruhig in meinen Sinnen und ſcharf. 
Allein dies Geſchaft dieſe Tage her. Mich darin gebadet, und gute 
Hoffnung in Gewißheit des Ausharrens. Der Druck der Ge⸗ 
ſchäfte iſt ſehr ſchön der Seele; wenn ſie entladen iſt, ſpielt ſie 
freier und genießt des Lebens. Elender iſt nichts, als der behag⸗ 
liche Menſch ohne Arbeit, das Schönſte der Gaben wird ihm ekel.“ 


1780 ſchreibt er an Lavater ss): 


„Das Tagewerk, das mir aufgetragen iſt, das mir täglich 
leichter und ſchwerer wird, erfordert wachend und träumend meine 
Gegenwart; dieſe Pflicht wird mir täglich teurer, und darin wünſchte 
ichs den größten Menſchen gleich zu tun und in nichts Größerem. 
Die Begierde, die meine Phramide meines Daſeins, deren Baſis 

21) 1778 vgl. Goethe⸗Kalender 1908 ©. 102. 

is) 1778 vgl. Goethe⸗Kalender 1906 S. 77. 

39) Dichtung und Wahrheit 15. Buch S. 465. 

80) An die Mutter 11. Aug. 1781. 

81) An Frau v. Stein 21. Nov. 1782. — Am 22. Febr. 1779: 
„Meine Seele löſt ſich nach und nach durch die lieblichen Töne aus 
den Banden der Akten und Protokolle.“ Vgl. Platen, „Morgens 
zur Kanzlei mit Akten, abends auf den Helikon“. 

82) A J, 42. 

83) An J. K. Lavater am 20. Sept. 1780 aus Oſtheim vor 
der Rhön. Vgl. F. A. Hohenſtein, Goethe, Die Pyramide. Ver⸗ 
lag Jeß 1928. 
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mir angegeben und gegründet iſt, ſo hoch als möglich in die Luft 
zu ſpitzen, überwiegt alles Andere. ... Wenigſtens ſoll man jagen, 
es war kühn entworfen, und wenn ich lebe, ſollen, wills Gott, 
die Kräfte bis hinauf reichen.“ 

1782 an Knebel s⸗): 

„Wie ich mir in meinem väterlichen Hauſe nicht einfallen 
ließ, die Erſcheinungen der Geiſter und die juriſtiſche Praxin zu ver⸗ 
binden, ebenſo getrennt laſſe ich jetzt den Geheimderath und mein 
anderes Selbſt, ohne das ein Geheimrath ſehr gut beſtehen kann. 
Nur im Innerſten meiner Plane und Vorſätze und Unternehmungen 
bleibe ich mir geheimnisvoll ſelbſt getreu, und knüpfe ſo wieder 
mein geſellſchaftliches, politiſches, moraliſches und poetiſches Leben 
in einen verborgenen Knoten zuſammen. Sapienti sat!“ 

Ein bequemer Fürſtendiener war Goethe nicht. Er hat 
ſeine vertraute Freundſchaft mit dem Herzog immer als eine 
Verpflichtung auch gegenüber Volk und Staat aufgefaßt. In 
den erſten Jahren gab es nur eine unbedingte Einigkeit 
beider. „Wir halten zuſammen und gehen unſeren eigenen 
Weg, ſtoßen ſo freilich allen Schlimmen, Mittelmäßigen und 
Guten fürn Kopf, werden aber doch hindurchdringen, denn 
die Götter find ſichtbar mit uns“ ss). Knebel ſagt ss), „daß 
Goethe dem Herzog zwei Drittel ſeiner Exiſtenz gegeben 
habe“. Auf die Zeiten, in denen Goethe mit Karl Auguſt 
durch dick und dünn ging, folgten ſolche, in denen er den acht 
Jahre jüngeren Herrſcher weitſichtiger lenken und bremſen 
mußte. Es ſei an das wundervolle Gedicht für den Herzog 
zu ſeinem Geburtstage 1783 im Ilmenauer Walde erinnert, 
mit der ernſten Mahnung am Schluſſe: 

„Du kenneſt lang die Pflichten Deines Standes / und ſchräukeſt 
nach und nach die freie Seele ein. / Der kann ſich manchen Wunſch 
gewähren / der kalt ſich ſelbſt und ſeinem Willen lebt: / Allein, wer 
andere wohl zu leiten ſtrebt, / muß fähig ſein, viel zu entbehren.“ 

Und es kamen ſchließlich Jahre, in denen er dem fürſt⸗ 
lichen Herren entgegentreten mußte, mit dem Takt des Freun⸗ 
des und der großen Ehrerbietung, die Goethe vor jedem 
wahren Herrſcher hatte. Wir kennen dieſe Stellungnahme 
Goethes zum Fürſten aus dem Taſſo und den Venezianiſchen 
Epigrammen s). Beſonders klar hat er fie aber in ſeinen 
oben erwähnten Entwürfen s) zur Ergänzung von „Dichtung 
und Wahrheit“ umriſſen. Es ſoll hier nur erwähnt ſein, daß 
er dabei auf „vollkommene Juſtiz⸗, Kameral⸗ und Polizei⸗ 
einrichtungen“ ſowie auf „Einflüſſe Beccarias und überhaupt 
aller Humanitätslehrer“ ausdrücklich hinweiſt. Der Herzog 
ſelbſt war, ſo ſehr er auch insbeſ. in den Jugendjahren von 
den Vorrechten, die ihm die Anſchauungen feiner Zeit ge 
währten, ausgiebig Gebrauch machte, eine bedeutende Herr⸗ 
ſcherperſönlichkeit. Er war ein tatkräftiger Fürſt, der ſich mit 
ernſthaftem Beſtreben für das Wohl ſeines Landes einſetzte, 
und, wie Goethe von ihm ſagt, „den beſten Willen und den 
feſten Vorſatz hatte an ſeiner Stelle entſchieden Gutes zu 
wirken“. Schon als der 17jährige Erbprinz das „literariſche 
Meteor“ Goethe in Frankfurt aufſuchte, unterhielten ſich beide 
auf das angeregteſte über die kurz vorher erſchienenen „Pa⸗ 
triotiſchen Fantaſien“ von Möſer. Dieſes Buch mußte ge⸗ 
rade für den Landesherrn des aufblühenden kleinen Staates 
Weimar beſtechend, ja ausſchlaggebend ſein, weil darin folgen⸗ 
des erörtert wurde: „Wenn man ſonſt dem Deutſchen Reiche 
Zerſplitterung, Anarchie und Ohnmacht vorwarf, ſo erſchien 
aus dem Möſerſchen Standpunkte gerade die Menge kleiner 
Staaten als höchſt erwünſcht zur Ausbreitung der Kultur im 
einzelnen, und es durfte nur jeder Staatsverweſer an ſeinem 
Orte auf gleiche Weiſe verfahren.“ sa) 

Der Herzog, der infolge der Einwirkungen von un⸗ 
verantwortlicher Seite??) vorübergehend wohl verſtimmt fein 


84) An Knebel, der die Zuſammenkunft zwiſchen ihm und dem 
Herzog als deſſen Adjutant vermittelt hatte, 21. Nov. 1782. 
856) An Merck, 24. Juli 1776 aus Ilmenau. 
86) Knebel an Lavater in Zürich am 1. Sept. 1780 in „Goethes 
Einfluß auf Karl Auguſt“. Goethe⸗Kalender 1907 S. 66. 
55) „Klein iſt unter den Fürſten Germaniens freilich der meine, 
und er war mir Auguſt und Mäzen.“ 
88) Goethe⸗Jahrbuch 1907 (Bd. 28) S. 10. 
en Dichtung und Wahrheit 15. Buch S. 464. Diezmann 
S. 137. 
89) Insbeſondere von ſeiten der Schauspielerin Jagemann (später 
v. Heygendorff), die als Geliebte des Herzogs ſehr mächtig wurde; 
infolge ihrer Intriguen legte Goethe 1817 auch endgültig die Theater⸗ 
leitung nieder. 


konnte, blieb jedoch bis zu feinem Tode 1828 in ſeine! 
Freundſchaft zu Goethe unverändert. gets 

Als Vorgeſetzter und Mitarbeiter ſuchte Goethe ten 
nur ſachlich zu ſein und im guten Einvernehmen auszüe 
kommen. Seine Anſchauung hierüber war so): 

„Ich nahm alle Zuſtände und Perſonen, meine Kollegen 3 8. 
durchaus real, als gegebene, einmal fixierte Naturweſen, die ie 
anders handeln können als ſie handeln, und ordnete hiernach mein 
Verhältniſſe zu ihnen. Und dabei ſuchte ich ringsum mich ſelbſt richtig 
zu ſehen.“ 

Jedoch war er von ſeinen Fachgefährten nur mit dem 
Miniſter von Voigt und ſpäter mit dem Kanzler Friedric 
von Müller befreundet. Müller si) hatte als junger Juen 
in weimariſchen Dienſten eine ähnlich auffallende Laufbahn 
wie Goethe; er machte ſich beſonders durch ſeine Verhan . 
lungen mit Napoleon verdient und rettete die Souveränitte 
des preußiſch geſinnten Herzogs, der nach der Niederlagz 
Preußens ſich dem Rheinbunde anſchließen mußte. Seit 181 
ſtand er an der Spitze der Juſtiz. Er gehörte mit Hein) 
Meier, Riemer und Eckermann zu den „Intimen des Goethe⸗ 
ſchen Hauſes“. Er war Goethes Berater bei beſonderen jur! 
ſtiſchen Fragen, ſo in Verhandlungen mit den Verlegern 
und bei der Abfaſſung ſeines ſpäteren Teſtamentes. Ihn 
beſtimmte er auch zum Teſtamentsvollſtrecker, nachdem ber 
Staatsminiſter von Voigt 1819 geſtorben war, den er 2 
dem 1797 errichteten früheren Teſtamente zugunſten ſein 
Sohnes Auguſt und ſeiner „Freundin und vieljährigen Haus 
genoſſin Chriſtiane Vulpius“ zum Vormund und Teſtament?“ 
vollſtrecker ernannt hatte. — Be. 

Namentlich nach der Übernahme des Sammerpräll 
diums 1782 ging die Arbeitslaſt faſt bis an die Grenze 
ſeines Könnens. Sein Vorgänger v. Kalb der Jüngere, de 
als Freund des Herzogs Mitte 1767 bei dem Verjüngung 
ſchub Kammerpräſident geworden war, wurde wegen jene 
unfähigen und unordentlichen Geſchäftsführung entlaſſen. 5 
hinterließ eine Menge unangenehmer Reſte, deren Auf 
arbeitung Goethe ſehr viel Zeit und Mühe koſtete. Nach beg 
Rückkehr von der Schweizer Reife mit Karl Auguſt 1, 
harrte ſeiner ferner z. B. eine Neuordnung der Kriegskon, 
miſſions⸗Repoſttur. An vielen Briefſtellen klagt er über die! 
und feine ſonſtige Geſchäftsbelaſtung dia): J 

„Und es wird doch, und ich wills ſo ſauber ſchaffen, als wann 
die Tauben geleſen hätten.“ ... „Mir möchten manchmal die 755 
zuſammenbrechen, ſo ſchwer wird mir das Kreuz, das man faſt alles 
trägt.“ .. . „Es iſt kein Kanzliſt der nicht in einer Viertelftunde mehl 
Geſcheites reden kann, als ich in einem Vierteljahre, Gott weiß, ES 
10 Jahren tun kann.” ... „Für andere arbeite ich mich ab und e 
lange nichts, für mich mag ich kaum einen Finger rühren.“ 

Dieſe Überbürdung und die inneren Unklarheiten in feine? 
Liebesfreundſchaft zu Frau v. Stein bewogen ihn, 1780 
Beendigung ſeines ſommerlichen Erholungsurlaubes 2 8 
von Karlsbad aus den Herzog um eine unbeſtimmte Ber 
längerung zu bitten. Am 3. September reiſte er von he; 
unter dem Namen eines Malers Philipp Möller aus Leib 
plötzlich und allen unvermutet nach Italien ab. Den 1 
ſchen und geiftigen Notſtand, der ihn zu ſolchem Sr, 
zwang, hat er ſeiner Mutter, den Freunden in Weimar er 
beſonders dem Herzog in bedeutſamen Briefen erklärt: „O 
werde Ihnen mehr werden, als ich oft bislang war, wen, 
Sie mich nur das tun laſſen, was niemand als ich tun 1 
Nach ſeiner Rückkunft am 18. Juni 1788 trat die ihm 7 
Herzog zugeſagte Entlaſtung vom amtlichen Kleinbetrieb nit 
Es kam hinzu, daß er infolge ſeines Zuſammenlebens 80) 
Chriſtiane und der Geburt ſeines Sohnes (25. Dez. ae 
die Beziehungen zur Hofgeſellſchaft, der er ſchon nach 1. 
erſten luſtigen Jahren reichlich überdrüſſig geworden WU 
immer weniger pflegte. Mit den fortſchreitenden Jahn 
wurden ihm Hilfsarbeiter zur Unterſtützung beigegeben, ie 
er behielt nur die Oberaufſicht über die ihm unterſtelli 


90) Mit dem Kanzler v. Müller am 31. März 1823. der 

91) Goethe⸗Handbuch II, 633. Goethes Geſpräche mit ihm, Hi 
Eckermann geiſtig überlegen war und der die Unterhaltungen mit aun 
friſchen ſelbſtändigen Eindrucks niederſchrieb — nicht wie Ecken 
kurzerhand und unſelbſtändig — ſind von hoher Bedeutung. ee 
Goethe⸗Handbuch III, 433, Goethe⸗Kalender 1920, 103 und „ 
tätigen Leben“ (Verlag Langewieſche) S. 77. 

91a) Diezmann S. 147, 148. 
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Dienſtzweige. Damit fand er die koſtbare Möglichkeit wieder, 
die Tätigkeiten des Berufs und der Neigungen in Einklang 
zu bringen. 

Sein Aufgabenkreis war ungewöhnlich vielgeſtaltig. Zu 
der bereits erwähnten Direktion des Kriegs⸗ und Wegebau⸗ 
departements trat die Leitung der Bergwerkskommiſſion, 
die Oberaufſicht über die Anſtalten für Wiſſenſchaft und Kunſt 
des Herzogtums, die Leitung des Hoftheaters, die Ober⸗ 
leitung der Bibliotheken und des botaniſchen Gartens in 
Jena (daher dort ſein häufiger längerer Aufenthalt) und die 
Aufſicht über die Weimarer Lithographiſche Anſtalt. Die 
künſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen, namentlich die natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Berufspflichten, die er reſſortmäßig erſt 
1809, 1817 und 1819 übernahm, waren ein Wirkungskreis, 
der ihm an ſich ſehr lag. Als Kammerpräſident unterſtanden 
ihm die Domänen und Forſten und oblag ihm die Leitung des 
geſamten ſtaatlichen Finanzweſens. In dieſer Tätigkeit 
drängte er überall nachdrücklich auf Sparſamkeitsmaßnahmen 
in der Verwaltung, in dem kleinen Heere und bei Hofe. Er 
kann da ſehr ſcharf urteilen: 

„Ich ſteige durch alle Stände aufwärts, ſehe den Bauersmann 
der Erde das Notdürftige abfordern, das doch auch ein behägliches 
Auskommen wäre, wenn er nur für ſich ſelbſt ſchwitzte. Du weißt 
aber, wenn die Blattläuſe auf den Roſenzweigen ſitzen und ſich hübſch 
dick und grün geſogen haben, dann kommen die Ameiſen und ſaugen 
ihnen den filtrierten Saft aus den Leibern. Und ſo gehts weiter, und 
wir habens ſo weit gebracht, daß oben in einem Tage mehr verzehrt 
wird, als unten in einem beigebracht werden kann“ 92). 

„Man ſieht nicht eher, wie ſchlecht eine Wirtſ chaft iſt, als wenn man 
ihr recht ordentlich nachrechnet und alles umſtändlich balanciert“ 2 ). 

Auch mit der äußeren Politik, die ihn zunächſt an⸗ 
zieht, ward er befaßt, was manche Reiſen an die benach⸗ 
barten Fürſtenhöfe zur Folge hatte. Insbeſ. iſt er dabei im 
Sinne einer Vereinigung der kleinen deutſchen Fürſten gegen⸗ 
über Preußen und Sſterreich tätig geweſen. Trotz feiner Ver⸗ 
ehrung für den Alten Fritz widerriet er Karl Auguſt den 
Beitritt zum deutſchen Fürſtenbunde, den Friedrich der Große 
gegen Oſterreich zuſtande brachte, und dem ſich der Herzog, als 
deſſen Großneffe und preußiſcher General, 1785 anſchloß 98). 

Aus dem Haupt⸗ und Staatsarchiv des weimariſchen 
Staates iſt eine Reihe von Aktenſtücken veröffentlicht worden, 
die eigenhändige oder diktierte und von ihm verbeſſerte Be⸗ 
richte und Gutachten an den Herzog enthalten. Sie laſſen uns 
das Maß ſeiner vielſeitigen und umfaſſenden Arbeitsleiſtung 
erkennen. Wieviel ihm völlig Weſensfremdes iſt darunter! 
Aber bei allem gilt für ihn 4) „Ordnung, Präziſion und Ge⸗ 
ſchwindigkeit ſind Eigenſchaften, von denen ich täglich etwas 
zu erwerben ſuche“. Aus ſeiner Leitung der Wegebau⸗ 
direktion — Herder es) bezeichnete ihn ſcherzhaft „oberſter 
Wegeaufſeher und Straßenkehrer“ — ſind mehrere teilweiſe 
recht lange Aktenauszüge vorhanden. Er beſchwert ſich über 
Bummeleien, 

„wo man die Bebärfniffe nicht zu rechter Zeit noch mit Rat 
anſchaffen, das Geſchäft in einer gewiſſen Folge und Ordnung vor⸗ 
nehmen und durch eine regelmäßige Behandlung manches fördern und 
ſparen kann“ 96). 

Zum Kriegsdepartement gehörte die Vornahme der Re⸗ 
krutenaushebungen, die Goethe zu zeitraubenden Dienſt⸗ 
reiſen zwingt. Meiſt erledigt er dieſe zu Pferde, wobei er 
einen Schimmel des herzoglichen Marſtalls, der ihm zu Ehren 
„Poeſie“ hieß er), bevorzugte. Die unerquicklichen Vorgänge 
bei der „Menſchenklauberei“, wie er dieſe ſeine Tätigkeit bei 
der Aushebung der Rekruten bezeichnet, hat er in einer 
ſeiner Zeichnungen recht draſtiſch dargeſtellt. Selbſt bei dieſen 


92) An Knebel 1782. Vgl. Ein ſozialiſtiſches Bekenntnis zu 
Goethe. Gvethe⸗Kalender 1908 S. 77. Mit dem Kanzler v. Müller 
31. März 1833. Goethe wollte den Finanzen durch die Kriegskaſſe 
aufhelfen, weil da am erſten Erſparniſſe zu machen waren. 

92a) An Frau v. Stein 26. Jan. 1786. 

95) Goethe⸗Handbuch I, 634; vgl. auch Goethe in Berlin: an 
Frau v. Stein 17. Mai 1778; an Merck 5. Aug. 1778; Dichtung und 
Wahrheit 7. Buch S. 200. Später befaßte er ſich nicht mehr mit 
Politik. Vgl. „Fauſt“: „Ein garſtig Lied. Pfui. Ein politiſch Lied.“ 

94) An Keſtner 14. Mai 1780. 

5) Jahrbuch der Goethegeſellſchaft 1919 Bd. 6 ©. 267. 

96) Jahrbuch der Goethegeſellſchaft 1919 Bd. 6 S. 277. Bericht 
v. 9. Juni 1786. 

7) Diezmann a. a. O. S. 72. 


Aufſätze 


— — —U—A—h—hAUP.. ?è — —ñ]ñxꝝkf H ——2.:! ——ꝛ :F. —„—t 


839 


Amtsgeſchäften, die ihm „kein ſonderliches Vergnügen“ ſind, 
iſt in ihm ein Drang geradezu nach ſozialen Entdeckungen 
lebendig. Es iſt hier wichtig feſtzuſtellen, daß Goethe ſchon 
ſehr früh, ſo wenn er als Junge im Auftrage ſeines Vaters 
Handwerker beſuchen mußte, mit wachem Sinne alle Stände 
und Klaſſen beobachtete und ſich auch auf die unteren ein⸗ 
ſtellte. Als Ergebnis dieſer ſtillen Studien in ſeiner Jugend 
legt er für ſeine Zeit beinahe erſtaunlich in „Dichtung und 
Wahrheit“ nieder: 

„So entwickelte, fo beſtärkte ſich in mir das Gefühl der Gleich⸗ 
heit, wo nicht aller Menſchen, doch aller menſchlichen Zuſtände, indem 
mir das nackte Daſein als die Hauptbedingung, das Übrige alles aber 
als gleichgültig und zufällig erſchien“ s). 

In dieſer vorurteilsfreien Geſinnung blieb er ſich treu, 
und immer wieder wirkt fie ſich auch bei feiner dienſtlichen 
Tätigkeit praktiſch aus. Er kennt kein Regieren vom grünen 
Tiſch aus, obwohl er, der als Rechtsanwalt ſo friſch ſchrieb, 
ſich beruflich bald einen trockenen Amtsſtil zu eigen machte ssa). 
Während die Rekruten gemeſſen und beſichtigt wurden — in 
den freien Stunden ſchrieb er daneben „nur den einen Fuß 
im Steigriemen des Dichterhippogryphs“ an der „Iphi⸗ 
genie“ —, beſchäftigte er ſich ernſthaft mit den Bauern und 
Kleinbürgern ?°): 

„Mit denen Leuten leb' ich, red ich, und laß mir erzählen. Wie 
anders ſieht auf dem Platze aus was geſchieht, als wenn es durch 
die Filtriertrichter der Expeditionen eine Weile läuft. Es gehen mir 
wieder viele Lichter auf, aber nur die mir das Leben lieb machen. Es 
iſt ſo ſchön, daß alles ſo anders iſt, als ſichs ein Menſch denken kann.“ 

An den Herzog 100) ſchreibt er 1779 hierbei: 

„Doch muß ich ſagen, daß nichts vorteilhafter iſt, als in ſolchem 
Zeuge zu kramen; von obenherein ſieht man alles falſch, und die 
Dinge gehen ſo menſchlich, daß man, um was zu nutzen, ſich nicht 
genug im menſchlichen Geſichtskreis halten kann.“ 

Ebenſo ſozial fühlt und handelt er, als er den von Wild⸗ 
ſchweinen angerichteten Schaden bemerkt und der Land⸗ 
kommiſſär verſagt. Die Eindrücke regen ihn nicht nur an, 
ſich mit einer Verordnung gegen Wildſchaden zu befaſſen; 
ſie veranlaſſen ihn auch, obwohl er, der Hofmann und Jagd⸗ 
freund des Herzogs, deſſen leidenſchaftliche Jagdliebhaberei 
kennt, dieſen zu bitten, um des Landmanns, der Gutsbeſitzer, 
der Untertanen willen, die „wühlenden Bewohner des Etters⸗ 
berges“ zu vertilgen. 

„Von dem Schaden ſelbſt und dem Verhältnis einer ſolchen Herde 
zu unſerer Gegend ſage ich nichts. Ich rede nur von dem Eindruck, 
den es auf die Menſchen macht“ 105). 

Die Oberaufſicht über die Univerſität zu Jena, wo⸗ 
bei er die durch die Karlsbader Beſchlüſſe geforderte Stellung 
eines Univerſitätskurators ablehnte, gab ihm durch Zwiſtig⸗ 
keiten unter den Studenten und Profeſſoren reichliche Arbeit. 
In einem Briefe an den Dichter Bürger, der ſich um eine 
Profeſſur bewerben wollte, ſchilderte er dieſem oe) nicht nur die 
Licht⸗, ſondern auch die Schattenſeiten einer ſolchen Stellung. 

„Jede höhere Stelle iſt nach ihrem Maße unruhiger, mühſeliger 
und weniger wünſchenswert. . .. Alle unſere Akademien haben noch 
barbariſche Formen, in die man ſich finden muß, und der Parteigeiſt, 
der meiſtens Kollegen trennt, macht dem Friedfertigſten das Leben am 
ſauerſten und FÜR die Luſtörter der Wiſſenſchaften mit Hader und Zank.“ 

Als Fichte ros) durch den ſogenannten Atheismusſtreit 
1798 die Jenaer Profeſſur trotz Goethes Vermittlungsver⸗ 
ſuchen aufgeben mußte, und einem Rufe nach Berlin folgte, 
geriet Goethe, der Freigeſinnte, in erheblichen Gegenſatz zum 
Herzog, der ſich der kirchlichen Richtung anſchloß. An Fichtes 
Stelle vermittelte Goethe für Schelling die Anſtellung auf 
dem Jenaer Lehrſtuhl für Philoſophie. 

Denkwürdig iſt auch ſein „gehorſamſtes Promemoria“ 
vom 9. Dez. 1788, in dem er nach ſeinem befürwortenden 
Vortrage bei „Serenissimo nostro“ in deſſen Auftrage an 
das geheime Konſilium den Antrag richtete, Schiller als 

außerordentlichen Profeſſor für das hiſtoriſche Fach in Jena 


88) Dichtung und Wahrheit 4. Buch S. 108. 

8 EN Hartung: Jahrbuch der Goethegeſellſchaft 1922 (Bd. 9) 
99) An Frau v. Stein 1. und 4. März 1779 aus Dornburg. 
100) Am 8. März 1779 aus Buttſtädt. 
101) An den Herzog 26. Dez. 1784. 
102) An Bürger 20. Febr. 1782. 
103) Goethe⸗Handbuch I, 569. 
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u ernennen, um ihn jo für dieſe Hochſchule zu feſſeln 1014). 
s iſt bekannt, daß trotz dieſem Eintreten Goethes für Schiller 
beide Männer erſt 1794 ſich zu ihrem Freundſchaftsbunde 
innerlich zuſammenfanden. 

Sehr am Herzen lagen ihm die ſtudentiſchen An⸗ 
gelegenheiten der Hochſchule. So erſtattete er 1780 ein Gut⸗ 
achten über die Landsmannſchaften. 1790 legte er Studenten⸗ 
unruhen bei, die aus Streitigkeiten mit dem Jenaer Militär 
entſtanden waren, und in denen er zugunſten der Studenten 
an den Herzog berichtete 105). Als 1791 infolge der Übergriffe 
einiger Verbindungen eine Bewegung gegen die Duelle ein⸗ 
ſetzte, und ihm daraufhin eine Ehrenordnung vorgelegt wurde, 
verwarf er die darin enthaltenen „im Grunde lächerlichen 
Abſtufungen von der Ohrfeige bis zum Knittel und Hetz⸗ 
peitſche“. Er ſtellte ſich in ſeinem Gutachten im welentlichen 
auf die Seite der Duellgegnerios) und ſchrieb: 

„Mein Vorſchlag zu einem ganz einfachen Geſetz wäre alſo: 
1. Jede wörtliche Beleidigung werde durch Abbitte in Gegenwart des 
Beleidigten und einiger von ihm erbetenen Freunde, 2. das Schuppen 
und Stoßen, viel oder wenig, mit einer Karzerſtrafe, 3. jeder Schlag 
mit einer irremiſſiblen Relegation beſtraft. Es braucht alſo der ganzen 
komplizierten Organiſation, des ganzen Gerichts der Beiſitzer und alle 
der Umſtände nicht; jeder vernünftige Menſch iſt in Ruhe und es wird 
ihm gleich Ruhe geſchafft. Wer jchlägt, gehört dahin, wo man mit 
Schlägen unterrichtet und hört auf, ein akademiſcher Bürger zu ſein.“ 

30 Jahre ſpäter 101) äußerte er ſich anders: 

„Was kommt auf ein Menſchenleben an? Eine einzige Schlacht 
rafft Tauſende hinweg. Es iſt wichtiger, daß das Prinzip des Ehren⸗ 
punkts, eine gewiſſe Garantie gegen rohe Tätlichkeiten lebendig er⸗ 
halten wird.“ 


Daß ihm eine Abwandlung ſeiner Anſchauungen eine 
geiſtige Selbſtverſtändlichkeit iſt, hat er dahin 108) begründet: 

„Ei, bin ich denn darum 80 Jahre alt geworden, daß ich immer 
dasſelbe denken ſoll. Ich ſtrebe vielmehr täglich etwas Anderes, Neues 
zu denken, um nicht langweilig zu werden. Man muß ſich immerfort 
verändern, erneuen, verjüngen, um nicht zu ſtocken.“ 


Erwähnenswert iſt noch, daß Goethe in der Behandlung 
von ſtudentiſchen, namentlich burſchenſchaftlichen Fragen zu⸗ 
rückhaltender geworden iſt, nachdem der jenaiſche Student 
Sand am 23. März 1819 den Dichter Kotzebue ermordet 
hatte 100). Es würde gerade angeſichts des ÜUmſtandes, daß 
Goethe ſich mehrfach mit der Frage der ſtudentiſchen Ehren⸗ 
händel befaßt hat, doppelt reizvoll ſein, wenn die Zweifels⸗ 
frage, ob er ſelbſt während der Leipziger Semeſter einen Zwei⸗ 
kampf ausgefochten hat, gelöſt werden könnte. Eingeſchaltet 
ſei, daß er ſich 1790 mit Herder bemühte, Freitiſche für 
Studenten einzurichten 1092). 

Goethe beſchäftigte ſich weiter mit einem Berggeſetz, 
einer Leihhaus⸗ und einer Feuerlöſchordnung, wobei 
hervorzuheben iſt, daß er und auch der Herzog mehrfach bei 
Bränden tätig helfend und anordnend eingegriffen hatten 110). 
Mit dem Oberbaurat Coudray ſtellte er Grundſätze über die 
Feuerſicherheit der Theater auf 111). 

Ferner arbeitet er an einer neuen Kriminalord⸗ 
nung, für die er auswärtige Strafgeſetzbücher durchſieht. 
Einige feiner Gedanken über ftrafgefeßliche Dinge feien bier 
aneinandergereiht: Über die Todesſtrafe hat er ſich in 
feinen „Maximen und Reflexionen“ 12), wie ſchon in ſeiner 
53. Doktortheſe, dahin ausgeſprochen, daß ſie beibehalten wer⸗ 
den müſſe. Die Goetheſche Begründung ſollte man in dieſen 
Tagen des Kampfes um die Todesſtrafe nicht überſehen: 


206) „Alles um Liebe“. Verlag Langewieſche. S. 435. 

105) Bericht v. 12. März 1790. Jahrbuch der Goethegeſellſchaft 
1919 (6 Bd.) S. 280. — Einen ähnlichen Zuſammenſtoß von Stu⸗ 
denten und Stadtſoldaten hatte er 1768 in Leipzig ſelbſt erlebt. Vgl. 
Dichtung und Wahrheit 8. Buch S. 239. 

106) „Vom tätigen Leben“. Verlag Langewieſche. S. 15. 

107) Zu dem Kanzler v. Müller am 9. Aug. 1827. 

105) Zu dem Kanzler v. Müller am 24. April 1830. 

109) Goethe⸗Jahrbuch 1912 (Bd. 33) S. 218. 

100 ) Hartung a. a. O. S. 306. 

110) An Frau v. Stein 26. Juni 1780, wo er einen Dorfbrand, 
zu dem er von Ettersburg hinjagt, faſt dramatiſch beſchreibt und dann 
bezeichnend ſchließt: „Einige ganz gewöhnliche und immer unerkannte 
Fehler bei ſolchen Gelegenheiten hab ich mir bemerkt.“ 

411) Goethe⸗Handbuch I, 343, 569; III, 416. 

112) Schriften der Goethegeſellſchaft Bd. 21 S. 151 Nr. 684, 685. 


„Wenn man den Tod abſchaffen könnte, dagegen hätten wir 
nichts; die Todesſtrafe abzuſchaffen wird ſchwer halten. Geſchieht es, 
ſo rufen wir ſie gelegentlich wieder zurück.“ Und: „wenn ſich die 
Societät des Rechtes begibt, die Todesſtrafe zu verfügen, ſo tritt die 
Selbſthilfe unmittelbar wieder hervor: die Blutrache klopft an die Türe. 


Zur Frage der Begnadigung hat er ſich in den Ge⸗ 
ſprächen mit dem Kanzler von Müller 11s) für eine nicht zu 
engherzige Anwendung des Gnadenrechts ausgeſprochen. a 

Seine Anſichten über Preſſefreiheit in den „Maxi⸗ 
men und Reflexionen“ 114) klingen ſehr kritiſch: 

„Zenſur⸗ und Preßfreiheit werden immerfort miteinander Kämpfen. 
Zenſur fordert und übt der Mächtige, Preßfreiheit verlangt der Min⸗ 
dere.“ „In den Zeitungen iſt alles Offizielle geſchraubt und das 
Übrige platt. Nach Preßfreiheit ſchreit niemand, als wer fie miß⸗ 
brauchen will. Die Deutſchen der neueren Zeit haben nichts anderes 
für Denk⸗ und Preſſefreiheit gehalten, als das ſie ſich öffentlich 
mißachten dürfen.“ 

Schon am 15. April 1799 hat Goethe dem Geheimen 
Konſil eine Denkſchrift über ein Zenſurgeſetz vorgelegt, 
in dem er eine Art gegenſeitiger freiwilliger Zenſur vor⸗ 
ſchlug. Dieſer Entwurf ging nicht durch. Der Staat Weimar 
hat dann gemäß den Wiener Bundesakten v. 8. Juni 1815 
ſofort Preßfreiheit und eine landſtändige Verfaſſung einge⸗ 
führt. Aber bereits am 5. Okt. 1816 erſtattete Goethe aus 
Anlaß der Zeitſchrift „Iſis“ des Jenaer Profeſſors Oken ein 


weiteres Gutachten, in dem er riet, der „Preſſeanarchie eine 


weiſe und kräftige Preſſediktatur“ entgegenzuſtellen. Karl 
Auguſt lehnte dies ab. Dieſe Stellung, die Goethe vor den 
Karlsbader Beſchlüſſen Metternichs v. 20. Sept. 1819 ein⸗ 
nahm — Weimar war als zu freigeſinnt dort nicht ver⸗ 
treten —, iſt um ſo auffallender, als die Schriften und 
Theaterſtücke, die er als Stürmer und Dränger geſchrieben, 
in mehreren Staaten der Zenſur verfallen waren, und als 
feine Kenien, die er mit Schiller in deſſen Muſenalmanach 
für 1797 veröffentlichte, haarſcharf an ihr vorbeiglitten. 
Hierbei ſei noch als Merkwürdigkeit erwähnt, daß eine lücken⸗ 
loſe Ausgabe von Goethes Römiſchen Elegien und Vene⸗ 
tianiſchen Epigrammen — ſeit einer Beſchlagnahme durch die 
StA. München 1919 — noch heute auf der „Polunbi“⸗Liſte 
des § 184 StGB. ſtehen 115). 


Auch hielt Goethe nicht viel vom parlamentari⸗ 
ſchen Weſen: 


„Ich wollte mich lieber hinſetzen und mir Märchen erzählen 
laſſen, als die Herren Stände empfangen.” ... „Aus nichts wird 
nichts. Ich weiß wohl, was man ſtatt all des Rennens und Laufens 
und ſtatt der Präpoſitionen und Reſolutionen tun ſollte. Indeſſen 
begießt man einen Garten, da man dem Lande keinen Regen ver⸗ 
ſchaffen kann“ 116). 


Gelegentlich wird Goethe mit ſtraf rechtlichen Ermitt⸗ 
lungen praktiſch befaßt, was ihm ſehr wenig liegt 417): 

„Heute morgen haben wir alle Mörder, Diebe und Hehler vor⸗ 
führen laſſen und ſie alle gefragt und konfrontiert. Ich wollte an⸗ 
fangs nicht mit, denn ich fliehe das Unreine — es iſt ein groß Stu⸗ 
dium der Menſchheit und der Phyſiognomik, wo man gern die Hand 
auf den Mund legt und Gott die Ehre gibt — ... Ein Sohn, der 
ſich ſelbſt und ſeinen Vater des Mords mit allen Umſtänden be⸗ 
ſchuldigt. Ein Vater, der dem Sohn ins Geſicht alles wegläugnet. Ein 
Mann, der im Elend der Hungersnot ſeine Frau neben ſich in der 
Scheune ſterben ſieht, und weil ſie niemand begraben will, ſie ſelbſt 
einſcharren muß, dem dieſer Jammer jetzt noch aufgerechnet wird, als 
wenn er ſie wohl könnte ermordet haben, weil anderer Anzeigen wegen 
er verdächtigt iſt. ... Doch wollt ich, daß ein lang Geſpräch mit dem 
Herzog für Sie aufgeſchrieben wäre bei Veranlaſſung der Deliquenten 
über den Wert und Unwert menſchlicher Taten.“ 


Man fühlt hier geradezu ſein Ringen um Schuldig oder 
Nichtſchuldig, ſeine Einſtellung für den Angeklagten und gegen 
den überzeugenden Belaſtungswert des Indizienbeweiſes. 

Mit Konkursrecht muß er ſich ebenfalls befaſſen. 
Bei der Neueinführung einer „Konkurskonſtitution“ von 1781 


113) Unterhaltung v. 16. März 1824. 

114) Schriften der Goethegeſellſchaft Bd. 21 S. 150 Nr. 679; 
S. 206 Nr. 971, 972, 973. Über die Maximen und Reflexionen vol. 
C. G. Carus, Goethe (Verlag Kröner) S. 154. 

115) Houben, Der polizeiwidrige Goethe S. 84, 98, 114, 124, 
196. Goethe⸗Handbuch III, 149. 

116) Diezmann S. 155. 

447) An Frau v. Stein am 9. Sept. 1780 aus Ilmenau. 
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hat er laut ſeinem Tagebuch im Auguſt zwei Tage die Akten 
geleſen und dann ein ausführliches juriſtiſches Gutachten 1172) 
diktiert. Es verhält ſich insbeſ. über „den Punkt des Re⸗ 
greſſes an die Taxatoren der Hypotheken auf Grundſtücken“ 
und bringt dabei ſehr belangreiche allgemeine Betrachtungen, 
die freilich nicht den neuzeitlichen Forderungen nach ſtärkerem 
Gläubigerſchutz vorarbeiten: 


„Wer Kapitalien auszuleihen hat, für deſſen Pflicht iſt es zu 
halten, daß er ſich um die Schuldner, die von ihm etwas borgen 
wollen, und die Pfänder, die ihm eingeſetzt werden ſollen und deren 
Sicherheit erkundige. ... Der Kredit iſt etwas Geiſtiges ... So iſt 
die Erde weder als ein toter Schollen noch als eine aus ſich ſelbſt 
immer gleich hervorbringende Maſchine anzuſehen, der Menſch iſt 
vorzüglich dabei zu betrachten. Sein Fleiß, feine Rührigkeit, Anſtellig⸗ 
keit, Ordnung geben dem Kreditor größere Sicherheit als ein Unter⸗ 
fand... Es ſoll nicht durch die ehernen Bande der neuen, Conſtitution 
der Tätige und der Untätige mit einem gleichen Maße gemeſſen werden.“ 


Hiermit ſtimmen ſeine Betrachtungen in den „Maximen 
und Reflexionen“ überein: 


„Der Kredit iſt eine durch reale Leiſtungen erzeugte Idee der 
Zuverläſſigkeit. Jeder Beſitz iſt eine plumpe Sache und es iſt gut, 
daß darüber abgeſprochen werde: ne incerta sint rerum dominia.“ 
Weiter: „Man wird nie betrogen, man betrügt ſich ſelbſt“ !“). 


Höchſt reizvoll und aufſchlußreich iſt fein Gutachten über 
die Vereinfachung des Kanzleiſtils vom November 1785. 
Der Herzog war ein Gegner der allzu zopfigen Kanzleiförm⸗ 
lichkeiten. Er beauftragte den Geheimen Rat Schnauß, der 
wie Goethe Mitglied des conseil war, vereinfachte Formel⸗ 
bogen zu entwerfen. Dieſer tat es, legte aber gleichzeitig ſelbſt 
in einer Denkſchrift ſeine Einwendungen gegen die zu ſtarke 
Abkürzung und Vereinfachung nieder und fügte die Außerung 
des Geheimen Aſſiſtenzrates Schmidt bei, der ſeine Anſicht 
unterſtützte. Der Herzog ordnete die geplante Anderung nicht 
an, da auch Goethe mit einem eigenhändigen Obergutachten 
den Bedenken beider Räte beitrat. Es heißt dort 1e): 


„Im Allgemeinen halte ich eine ſolche Veränderung eher ſchäd⸗ 
lich als nützlich, indem ſich an ſolche willkürlich ſcheinende Formen 
ſo mancherlei Verhältniſſe anknüpfen, die nunmehr zerriſſen wer⸗ 
den und die ſich doch eine andere Geſtalt ſuchen müſſen. Keine Zeit⸗ 
erſparnis wird gemacht, wie vorliegende Vota anzeigen. Eine 
Kanzlei hat mit keinen Materialien zu tun, und wer nur Formen 
zu beobachten und zu bearbeiten hat, dem iſt ein wenig Pe⸗ 
dantismus notwendig. Man tue die Pedanterie von einem Garniſon⸗ 
dienſte weg, was wird übrig bleiben.... Ordnung kann ohne eine 
proportionierte Geſchwindigkeit nicht beitehen. Eile iſt eine Feindin 
der Ordnung ſo gut als Zögern.“ 


Außerdem hat er z. B. in den Vorgutachten ſeiner Mit⸗ 
arbeiter folgendes rot unterſtrichen: 


„Jede dieſer Formen hat ihr Eigenes und Charakteriſtiſches, 
das ſich auf eine allgemeine Obſervanz und auf die Verhaltniſſe 
deſſen, der die Befehle gibt, und deſſen, der ſie empfängt, gründet.“ 


Alsdann ſei ſeine nüchterne und vielſagende Auffaſſung 
über Akten wiedergegeben 120): 


„Die Geſchäfte haben ſich überall ſeit langer Zeit ins Papier 
gezogen, und die Geſchäftsleute (Beamte) bedenken nicht, daß 
Akten, vom lateiniſchen Acta hergeleitet, ſoviel heißt als Ge⸗ 
tanes“, und daß alſo darin keineswegs eingeheftet werden dürfe, 
was man tun werde oder wolle.“ 


Über Beſtehen und Vergehen der Geſetze und über das 
Recht hat er ſich häufig ausgeſprochen. Zunächſt unterſcheidet 
er Juſtiz und Verwaltung 121) dahin: 

„Das Recht iſt abwägend und entſcheidend, die Polizei über⸗ 
ſchauend und gebietend. Das Recht bezieht ſich auf den Einzelnen, 
die Polizei auf die Geſamtheit.“ 


1178) Bericht v. 16. Aug. 1781: Jahrbuch der Gzethegeſellſchaft 
1919 Bd. 6 S. 257— 262. 

118) Schriften der Goethegeſellſchaft Bd. 21 S. 201 Nr. 947, 948 
und S. 150 Nr. 681. 

119) Jahrbuch der Goethegeſellſchaft 1919 S. 263. 
100) Hrief v. 28. Febr. 1811 an Zelter, den Leiter der Ber⸗ 
liner Singakademie. In ihm fand Goethe den Freund wieder, den 
er nach Schillers Tod (9. Mai 1805) verloren, und dem er 1812 
ſogar das „Du“ anbot. Zelter ſtarb einige Wochen nach Goethe 
(1758—15. Mai 1832). Vgl. Goethes Briefwechſel mit Zelter (Wol⸗ 
kenwanderer⸗Verlag) ©. 113 und „Vom tätigen Leben“ S. 227. 

121) „Maximen und Reflexionen“, Schriften der Goethegeſell⸗ 
ſchaft Bd. 21 S. 117 Nr. 544. 


Voll feinen Witzes iſt folgende Betrachtung 182): 
„Alle Geſetze ſind von Alten und Männern gemacht. 
Junge und Weiber wollen die Ausnahme, Alte die Regel.“ 


Dagegen voll ernſter Weisheit die nachſtehenden 128): 

„Alle Geſetze ſind Verſuche, ſich den Abſichten der moraliſchen 
Weltordnung im Welt⸗ und Lebenslaufe zu nähern. — Es ist 
beſſer, es geſchehe Dir Unrecht, als die Welt ſei ohne Geſetz. Des⸗ 
halb füge ſich jeder den Geſetzen. — Es iſt beſſer, daß Ungerechtig⸗ 
keiten geſchehen, als daß ſie auf ungerechte Weiſe gehoben werden.“ 


' Seine „Maximen und Reflexionen“ enthalten auch Ge⸗ 
danken darüber, wodurch es ſich ſeines Erachtens unterſcheide, 
ob man eine gerechte oder ungerechte Sache vertrete 124); 

„Wer das Falſche verteidigen will, hat alle Urſache leiſe auf⸗ 
zutreten und ſich zu einer feinen Lebensart zu bekennen. Wer das 
Recht auf ſeiner Seite fühlt, muß derb auftreten; ein höfliches 
Recht will gar nichts heißen. — Zum Ergreifen der Wahrheit 
braucht es ein höheres Organ als zur Verteidigung des Irrtums.“ 


Es mag ſein, daß dieſe Anſchauung, von der er z. B. in 
ſeinen angriffsluſtigen Schriftſätzen als Rechtsanwalt reich⸗ 
lichen Gebrauch gemacht hat, auch mit ſeiner Anſicht über das 
Weſen des Oberdeutſchen zuſammenhängt. Er ſchreibt darüber 
in Dichtung und Wahrheit 12s), es ſei eine oberdeutſche Stam⸗ 
meseigentümlichkeit, die er daher auch habe, 

ſich viel in Gleichniſſen und Anſpielungen oder in ſprichwört⸗ 
lichen Redensarten auszudrücken. Man ſei dabei „öfters derb, doch 
wenn man auf den Zweck des Ausdrucks ſieht, immer gehörig; 
nur mag freilich manchmal etwas mit unterlaufen, was gegen ein 
zarteres Ohr ſich anſtößig erweiſt.“ 

Völlig zeitgemäß iſt ſein Lieblingsgedanke, daß über⸗ 
alterte Geſetze ſchnellſtens außer Kraft zu ſetzen ſeien. 
Es iſt bemerkenswert, daß er dieſe Auffaſſung ſchon in ſeiner 
Straßburger Promotionsſchrift als Theſe vertrat: „Es fol 
die Geltungsdauer der Geſetze verkürzt und die rechtlichen 
Fundamentalſätze in kurzen Zwiſchenräumen überprüft und 
mit dem fortſchreitenden Rechtsbewußtſein in Einklang ge⸗ 
bracht werden.“ Die für den Juriſten faſt berüchtigte Fauſt⸗ 
ſtelle, in der Mephiſtopheles den Schüler vor der Rechts⸗ 
gelehrtheit warnt: „Es erben ſich Geſetz und Rechte wie 
eine ewge Krankheit fort... Vernunft wird Unſinn, Wohltat 
Plage... Vom Rechte, das mit uns geboren iſt, von dem iſt 
leider nie die Frage“ (ein Teil des Geſprächs, der übrigens 
im Urfauſt noch fehlt), iſt nach der Auslegung v. Savignys 
in demſelben Sinne zu verſtehen. Der große Rechtsgelehrte, 
der eine Schweſter von Bettina 126) und Achim von Brentano 
zur Frau hatte, beſuchte Goethe mehrfach in Weimar und 
traf mit ihm auch als Kurgaſt in Teplitz zuſammen. Wir 
wiſſen ferner, daß Goethe Savignys „Geſchichte des römiſchen 
Rechtes im Mittelalter“ und Niebuhrs „Römiſche Geſchichte“ 
kannte. Es iſt daher wohl möglich, daß Goethe mit Savigny 
über die beiderſeitigen Auffaſſungen von Rechtsſyſtemen ge⸗ 
ſprochen hat. Savigny erklärt dieſe Stelle der Schülerſzene ſo, 
daß Goethe damit nicht den Wert des geſetzten Rechtes ab⸗ 
gelehnt habe, ſondern nur nach lebendigerer Tätigkeit der Ge⸗ 
e und nach abzukürzender Geltungsdauer der Geſetze 
i 

Daß andererſeits Goethe ein Gegner des Zuviels an 
Geſetzesmacherei iſt, beweiſt ſeine biſſige Betrachtung 128): 

„Wenn man alle Geſetze ſtudieren ſollte, ſo hätte man gar 
keine Zeit, ſie zu übertreten.“ 


„Daß ihm endlich jede engſtirnige Paragraphenanwendung 
zuwider iſt, kündet uns ein Geſpräch mit dem Kanzler von 
Müller 120): 


„„Die Geſetze verjähren ja alle in mehr oder weniger Jahren, 
das iſt bekannt. Der praktiſche Juriſt muß ſich über die ein⸗ 
zelnen Fälle geſchickt und mit Wohlwollen hinauszuhelfen ſuchen.“ 


122) Ebendort S. 152 Nr. 686. 

123) Ebendort S. 183 Nr. 831, 832, 833. 
120% Schriften der Goethegeſellſchaft Bd. 21 S. 253 Nr. 1219, 

125) Dichtung und Wahrheit 6. Buch S. 188. 

126) Vgl. „Goethes Briefwechſel mit einem Kinde“ (Verlag 
Reklam) ©. ©. 

127) E. Landsberg in Goethe⸗Jahrbuch 1913 Bd. 34, S. 226. 
Goethe⸗Handbuch III, 242. 

128) Maximen und Reflexionen a. a. O. S. 36 Nr. 207. 

129) Unterhaltung v. 9. Aug. 1827. 
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„ 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Es würde hier zu weit führen, Goethes berufliches Stre⸗ 
ben und Leiſten als Juriſt und Verwaltungsbeamter tiefer 
kritiſch zu durchſchürfen oder auch aus den dichteriſchen 
Werken ſeine Auffaſſung über Recht, Gerechtigkeit und Geſetz 
zu belegen. Nur auf eins muß hingewieſen werden: Sein 
„Fauſt“ enthält Rechtsgedanken in reichſter Fülle. Es lohnt 
ſich hierzu für den Juriſten, das kluge Werk des RG R. Georg 
Müller „Das Recht in Goethes Fauſt“ zu leſen 130), das er 
„Juriſtiſche Streifzüge durch das Land der Dichtung“ nennt. 
Dieſes Buch enthält alles, was darüber geſagt werden kann. — 

Goethes Beziehung zum Recht iſt wie all ſein Schaffen 
Dienſt am Lebendigen. Auch wir Juriſten empfinden, wenn 
wir uns bei der hundertſten Wiederkehr des Tages, da er die 
irdiſche Form verließ, und immer wieder voll Ehrfurcht in 
ſein Werk und in ſein Leben vertiefen, als Wahrheit für uns: 
Im Mittelpunkte und ringsum Goethe! — 

Wie eine Geſamtabrechnung mit ſeinem Lebenswerk iſt 
es, wenn er am 27. Febr. 1824 zu Eckermann ſagt: 


„Man hat mich immer als einen vom Glück beſonders Be⸗ 
günſtigten geprieſen; auch will ich mich nicht beklagen und den 


130) Verlag Karl Heymann 1912. Dieſes Buch des Goethe⸗, 
Rechts⸗ und Sprachkenners iſt ein förmliches „juriſtiſches Kom⸗ 
pendium“. 

131) Diezmann S. 157. 


Gang meines Lebens nicht ſchelten. Aber im Grunde iſt es nichts 
als Mühe und Arbeit geweſen, und ich kann wohl ſagen, daß 
ich in meinen 75 Jahren keine vier Wochen eigentliches Behagen 
gehabt. Es war das ewige Wälzen eines Steines, der immer von 
neuem gehoben fein wollte. Der Anſprüche an meine Tätigkeit, 
ſowohl von außen als von innen, waren zu viel. Mein eigentliches 
Glück war mein poetiſches Sinnen und Schaffen. Allein, wie ſehr 
war dieſes durch meine äußere Stellung geſtört, beſchränkt, ge⸗ 
hindert. Hätte ich mich mehr vom öffentlichen und geſchäftlichen 
Wirken und Treiben zurückgehalten, und mehr in der Einſamkeit 
leben können, ich wäre glücklicher geweſen, und würde als Dichter 
weit mehr gemacht haben.“ 


In ſeinem letzten Briefe, den Goethe fünf Tage vor ſei⸗ 
nem Tode, am 17. März 1832, an Wilhelm von Hum⸗ 
boldt gerichtet hat, ſchreibt er gleichſam als „die Summe 
feiner Exiſtenz“ 132) das Wort von feinem „ſo lange tätig 
nachdenkenden Leben“. Und der Schluß dieſes Briefes iſt wie 
ein mahnendes Vermächtnis an einen jeden in unſerer harten 
Zeit: „Verwirrende Lehre zu verwirrtem Handel waltet über 
der Welt, und ich habe nichts angelegentlicher zu tun als 
dasjenige, was an mir iſt und geblieben iſt, womöglich zu 
ſteigern und meine Eigentümlichkeiten zu kohibieren ...“ 


132) Vgl. den Brief Goethes v. 27. Aug. 1794 aus Ettersburg 
an Schiller. — Die letzte Unterſchrift leiſtete er — vgl. Hartung 
a. a. O. S. 308 — in einem Alktenſtück. 


Goethe und die Todesftrafe'). 


Von Senatspräſident i. R. Profeſſor Dr. Wieruszowski, Köln. 


Als Goethe mit ſeiner Diſſertation „de legislatoribus“ 
bei der Straßburger Juriſtenfakultät Schiffbruch erlitten hatte, 
ging er freudig auf den Rat des Dekans ein, den akademiſchen 
Grad eines Lizentiaten durch eine Diſſertation über eine An⸗ 
zahl von Theſen zu erwerben. Dieſe Theſen, von der Heitz⸗ 
ſchen Offizin in Straßburg gedruckt, liegen uns noch vor. Man 
hat ſie gelegentlich als eilfertig, barock und als Ausfluß einer 
genialen Laune bezeichnet. Das waren ſie aber durchaus nicht. 
Allerdings bewegen ſich die meiſten dieſer 56 Theſen in den 
ausgefahrenen Geleiſen der damaligen ziviliſtiſchen Schulweis⸗ 
heit. Allein von der 43. Theſe an ſtellt Goethe Leitſätze auf, 
die uns aufhorchen laſſen. Sie zeugen von der entſcheidenden 
Hinwendung, die Goethe unter dem Einfluſſe Herders zu 
Natur und Volkstum genommen hatte. Der ſpätere Fauſt⸗ 
dichter kündet bereits das Recht, das mit uns geboren iſt. 
Es ſoll aus den Feſſeln ſtarrer Bindung gelöſt, auf ſeine 
natürlichen Grundlagen zurückgeführt und dem Wandel der 
Zeiten und Anſchauungen angepaßt werden. Bemerkens⸗ 
werterweiſe beſchäftigen ſich die Theſen 53—55 mit ſtraf⸗ 
rechtlichen Fragen. Sie wenden ſich, wenn auch in etwas ver⸗ 
hüllter Form, gegen die Folter (lex Saxonica, quae non 
nisi confessum et convictum condemnari vult, lex aequis- 
sima, effectu erudelissima). Sie ſprechen ſich für die Bei⸗ 
behaltung der Todesſtrafe aus (poenae capitales non abro- 
gandae) und behandeln die Beſtrafung des Kindesmords. 
Zu einer beſtimmten Auffaſſung bekennt ſich hier Goethe 
nicht. Er ſagt nur, es ſei unter den Gelehrten ſtreitig, an 
foemina partum recenter editum trucidans capite plectenda 
sit. Wie ift die plötzliche Wendung zu Problemen der Straf- 
juſtiz und beſonders zu denen der Folter, der Todesſtrafe 
und des Kindesmords zu erklären? Gerade an jener Stelle 
in Dichtung und Wahrheit:), an der von der Straßburger 
Promotion berichtet wird, ſagt Goethe, es hätten ſich damals 
große Bewegungen in der Jurisprudenz gezeigt; es ſollte 
mehr nach Billigkeit geurteilt werden; alte Gewohnheiten habe 
man täglich gefährdet geſehen, und beſonders dem Kriminal⸗ 
weſen habe eine große Veränderung bevorgeſtanden. Und 
von ſeiner ſpäteren Frankfurter Anwaltszeit ſchreibt ers): 
„Unter den Sachwaltern als den jüngern, ſodann unter den 
Richtern als den ältern verbreitete ſich der Humanismus, 
und alles wetteiferte, auch in rechtlichen Verhältniſſen, höchſt 
menſchlich zu ſein. Gefängniſſe wurden gebeſſert, Verbrechen 


1) Im nachfolgenden ſind Goethes Werke nach der Weimarer 
Ausgabe angeführt. 

2) Werke 28 S. 39. 

3) Ebenda ©. 190. 


entſchuldigt, Strafen gelindert ...“ Es war die Zeit der 
Aufklärung, die ſich unter der Führung von Montesquien, 
Voltaire und Beccaria auch auf dem Gebiete der Strafjuſtiz 
durchzuſetzen begann. Im Jahre 1764 war Beccarias welt⸗ 
bewegendes Werk dei delitti e delle pene erſchienen und bis 
zu Ende der ſechziger Jahre bereits in einigen deutſchen Über⸗ 
ſetzungen verbreitet worden“). Ausdrücklich erwähnt Goethe 
in einem uns erhaltenen Schema zu Dichtung und Wahr⸗ 
heit) „Einflüſſe Beccarias und überhaupt aller Humanitäts⸗ 
lehrer“, wie er denn dieſes Namens in Verbindung mit dem 
Filangieris zeitlebens mit großer Verehrung gedacht hat. In 
den Wanderjahren) ſpricht er „von den Zeiten der Beccaria 
und Filangieri, in denen die Maximen einer allgemeinen 
Menſchlichkeit nach allen Seiten gewirkt hätten. Und noch 1829 
erfreute ihn eine ihm von Beccarias Sohne zugeſandte Gedenk⸗ 
münze mit dem Bildnis „dieſes ausgezeichnet wirkſamen und 
verehrten Mannes“ 2). Kaum ein Zweifel alſo, daß Goethe 
ſeine ſtrafrechtlichen Theſen unter dem Einfluſſe der von Becca⸗ 
ria ausgegangenen Bewegung aufgeſtellt hatte, aber eben ſchon 
damals im Gegenſatze zu Beccaria die Beſeitigung der Todes⸗ 
ſtrafe ablehnend und zweifelnd in der Frage des Kindes⸗ 
mords. Daß Goethe ſich ſchon vor Straßburg in der Frank⸗ 
furter Zeit mit ſtrafrechtlichen Problemen befaßt hatte, zeigt 
ſeine Beſprechung der von Karl Ferdinand Hommel, dem 
Vorläufer und ſpäteren Vorkämpfer Beccarias, unter dem 
Hüllnamen Alexander von Joch 1770 verfaßten Schrift 
„über Belohnung und Strafen nach türkiſchen Geſetzen“ ). 
Hier hatte ſich Goethe gegen den Verſuch einer Begründung 
des Strafrechts auf determiniſtiſcher Grundlage, gegen „die 
darniederſchlagende Lehre vom Schickſal“ mit überlegenem 
Geiſt, ſchlagfertigem Humor und mit der Überzeugungskraft 
des ſelbſtherrlich über ſein Geſchick gebietenden Genius für 
die Willensfreiheit eingeſetzt. 

Zeitlebens iſt Goethe ein Befürworter der Todesſtrafe 
geblieben. An der Berechtigung des Staates zur Verhängung 
der Todesſtrafe hat er nie gezweifelt. Sowenig ihm an der 
Staats⸗ und Regierungsform lag, jo hat er doch immer und 
immer wieder betont, daß eine ſtarke Staatsgewalt die Zügel 
der Herrſchaft führen müſſe. „Das größte Bedürfnis eines 
Staates iſt das einer mutigen Obrigkeit“, ſagt er in den 


4) Landsberg, Geſchichte der deutſchen Rechtswiſſenſchaft I 
Halbband Noten S. 258. 

5) Werke 53 S. 384. 

6) Werke 24 S. 96. 

7) Briefe 56 S. 102. 

8) Landsberg a. a. O. 3 Abt. J Halbband S. 393. 
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Wanderjahren ). Dieſem Fanatiker der Ordnung war An⸗ 
archie in jeder Form ein Greuel. Er hat einmal das 
ort gewagt: „Es liegt nun einmal in meiner Natur; 
5 will lieber eine Ungerechtigkeit begehen, als Unordnung 
durtragen“ Und ſo hat ſich Goethe auch für eine kräftig 
durchgreifende Strafgewalt eingeſetzt. „Ein Richter, der nicht 
trafen kann, geſellt ſich endlich zum Verbrecher.“ Von die⸗ 
em Standpunkte aus iſt es durchaus erklärlich, daß Goethe 
auch an der Todesſtrafe als Gegenwehr gegen Eingriffe in 
die ſoziale Ordnung feſtgehalten wiſſen wollte. Man hat ihm 
orgeworfen, daß er über die Frage der Todesſtrafe mit einer 
gewiſſen Leichtfertigkeit geurteilt habe 10). Man verweiſt auf 
eine Stelle in der Italiäniſchen Reiſe n), an der es heißt: 
„Und wenn von Zeit zu Zeit einmal einer gehängt wird, ſo 
geht alles Uebrige ſeinen herrlichen Gang.“ Man hätte die 
Ale nachleſen ſollen. Goethe legt dieſe Worte „dem wunder⸗ 
liier Princeßchen“ in den Mund, die von „Filangieri — ihrem 
eiblichen Bruder — und ſeinen Rittern“ nichts wiſſen wollte: 
„Wenn Ihr neue Geſetze macht,“ fährt ſie fort, „ſo müſſen wir 
uns neue Mühe geben, um auszuſinnen, wie wir auch die zu⸗ 
nächſt übertreten können, bei den alten haben wir es ſchon 
weg.“ Goethe hat das als „freche Verwegenheit“ bezeichnet, 
vie das eigene habe, daß fie in der Gegenwart erfreue, weil 
le in Erſtaunen ſetze, erzählt uns aber als beleidigend und 
widrig erſcheine na). Noch wenige Seiten vorher berichtet 
vethe von feinen Unterhaltungen mit Filangieri über Montes⸗ 
quieu und Beccaria, auch über F.s eigene Schriften „alles 
im demſelben Geiſte des beſten Wollens und einer herzlich 
jugendlichen Luſt, das Gute zu wirken“. Mit welchem Ernſte 
vethe über die Todesſtrafe nachgedacht hat, erweiſen die 
Maximen und Reflexionen 12). Wenn man den Tod ab- 
ſchaffen könnte, ſagt er hier, dagegen hätten wir nichts. Die 
Todesſtrafe abzuſchaffen, wird ſchwer halten. Geſchieht das, 
E. rufen wir ſie gelegentlich wieder zurück. Hat Goethe die 
ntwicklung nicht richtig vorausgeſehen? Gerade in dieſen 
der en hat in Oſterreich die Bewegung zur Wiedereinführung 
er Todesſtrafe eingeſetzt. Weiter aber erklärt Goethe: „Wenn 
lich die Societät des Rechts begiebt, die Todesſtrafe zu ver⸗ 
lügen, fo tritt die Selbſthülfe unmittelbar wieder hervor. 
Die Blutrache klopft an die Thüre.“ Hier haben wir auch den 
Den bereits angedeuteten Grund für Goethes Stellung zur 
odesſtrafe 12a): Die Beſorgnis vor anarchiſcher Willkür, vor 
ungebändigter Selbſthilfe, vor jenem Zuſtand, den Mephiſto 
Al vierten Akte des zweiten Fauſt als den Kampf Aller gegen 
G le packend geſchildert hat. In den Wanderjahren hat dann 
Ber the aber doch die Abſchaffung der Todesſtrafe in den 
ereich ſtaatspolitiſcher Möglichkeit gerückt 1s). Das Ziel, das 
zoethe in dieſem pädagogiſchen Romane verfolgt, iſt die Er⸗ 
mehung des einzelnen zu brauchbaren Gliedern eines geord⸗ 
neten Gemeinweſens. Mit Recht hat Gundolf die Wander⸗ 
Ebre der Politeia Platons zur Seite geſtellt. Die ſoziale 
rziehung ſoll den einzelnen mit der Erkenntnis durch⸗ 
dringen, daß ſein Daſeinszweck nicht in der eigenen Natur 
beſchloſſen, ſondern von der Gemeinſchaft beſtimmt ſei. Wie 
Mö iſt der Leitgedanke die ſoziale Ordnung. Je weiter die 
6 enſchheit dieſem Erziehungsideal zuſchreitet, um ſo mehr 
Ken ſich die Mittel zur Erreichung des Gemeinſchaftszwecks 
Ben Von dieſem erziehlichen Standpunkt aus kann 
10 ausſprechen, daß ſtrenge Geſetze ſich ſehr bald ab⸗ 
imben und nach und nach loſer würden, weil die Natur 
mer ihre Rechte behaupte. Und es kann ſogar die „friſche 
Wsſicht⸗ eröffnen, „daß man drüben über dem Meere, wo 


®) Werke 25 ©. 212. 
= 2) Goethehandbuch von Zeitler unter dem Stichworte „Todes⸗ 
Sale ; Sinkelnburg in einem Aufſatz „Kindesmordjuſtiz und 
rafrecht unter Goethe“ im Berliner Tageblatt v. 5. April 1931. 
11) Werke 31 S. 46. 
ie a) Ein Feind der ewigen Geſetzesmacherei ift Goethe übrigens 
5 mer geweſen. So ſagt er, der Worte des Prinzeßchens gedenkend, 
21 en „Maximen und Reflexionen“ (Schriften der Goethegeſellſchaft 
bit Nr. 207 und S. 314): „Wenn man alle Geſetze ſtudiren follte, jo 
te man gar keine Zeit, fie zu übertreten.“ 
12) Schriften der Goethegeſellſchaft 21 Nr. 684, 685. 
do dl. ) Finkelnburg (Anm. 10) bezeichnet dieſen Grund als 
0 } Kuril“, daß an allen Kaffeehaustiſchen Berlins von hundert Leſern 
eſer Zeilen ihn kaum ein Leſer richtig erraten werde!! 
15) Werke 25 S. 94, 212f. 


gewiſſe menſchenwürdige Geſinnungen ſich immerfort ſteigern, 
zur Abſchaffung der Todesſtrafe gelangen und ſtatt deſſen 
weitläufige Kaſtelle, ummauerte Bezirke bauen werde, um den 
ruhigen Bürger gegen Verbrecher zu ſchützen und das Ver⸗ 
brechen nicht ſtraflos walten und wirken zu laſſen. 

Welche Stellung aber hat nun Goethe zu den Problemen 
der Strafjuſtiz überhaupt und insbeſondere zur Frage der 
todeswürdigen Verbrechen eingenommen? Im November 1775 
war Goethe in Weimar eingetroffen. Schon am 11. Juni 1776 
hatte ihn Karl Auguſt gegen den heftigen Widerſtand ſeiner 
Miniſter „zum Geheimen Legationsrat mit Sitz und Stimme 
in unſerm geheimen consilio“ ernannt. Drei Jahre ſpäter, 
1779, iſt dann Goethe durch die Ernennung zum Geheimen 
Rat in die Stellung eines Miniſters eingerückt. Als einen 
„rechtſchaffenen Mann von außerordentlich gutem und fühl⸗ 
baren Herzen“ hatte ihn Karl Auguſt in jenem bekannten 
Briefe bezeichnet, in dem er dem Widerſpruche ſeiner Räte 
entgegentrat. Noch harrt Goethes amtliche Tätigkeit näherer 
Aufklärung 15). Wohl aber wiſſen wir, mit welcher Hingebung 
und Gewiſſenhaftigkeit Goethe ſeine Amtspflichten erfüllt hat. 
Von keinem geringeren als von Herder vernahm Schiller 
das Urteil, Goethe ſei mehr noch als Geſchäftsmann, denn 
als Dichter zu bewundern; ſein Verſtand ſei bei höchſter 
Herzensreinheit univerſell. Ebenſo wiſſen wir, daß ſich 
Goethes amtliche Aufgaben auch auf rechtliche Gebiete er⸗ 
ſtreckten. Er hat ſich mit der Ablöſung der Feudallaſten, mit 
der Ausarbeitung eines Berggeſetzes, mit der Verbeſſerung 
des Wildſchadenrechts befaßt. Er hat ſogar Betrachtungen 
über eine neue Konkurskonſtitution diktiert 1s). Hat er fein 
Augenmerk auch der Strafrechtspflege zugewandt und ſeinen 
großen amtlichen Einfluß auch hier geltend gemacht? Die 
Zuſtände, die Goethe in Weimar antraf, könnten die Er⸗ 
wartung rechtfertigen, daß Goethe, der Mann mit dem 
außerordentlich guten und fühlbaren Herzen, hier mit jenen 
Verbeſſerungen eingegriffen hätte, an denen der Frankfurter 
Anwalt ſeine „gemütliche Teilnahme“ ſo lebendig bezeugt hatte. 

Vor mir liegt eine Schrift von Friedrich⸗Wilhelm 
Lucht, die Strafrechtspflege in Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach un⸗ 
ter Karl Auguſt 16), eine außerordentlich feſſelnde und gründ⸗ 
liche Arbeit, beruhend insbeſondere auf einer gewiſſenhaften 
Durchforſchung der Thüringer Staatsarchive in Weimar und 
Eiſenach. Vielleicht würde die Arbeit ihre wiſſenſchaftliche 
Bedeutung nur für den engeren Kreis der Strafrechts⸗ 
hiſtoriker beſitzen, handelte es ſich nicht um das Weimar Karl 
Auguſts und der deutſchen Klaſſik, um die Hochburg deuiſchen 
Geiſtes, von der aus Goethe ſeine unbeſtrittene Herrſchaft 
über die ganze geiſtige Welt ausgebreitet hatte. Sollte nicht 
auch die Strafjuſtiz einen Hauch dieſes von feinſter und rein⸗ 
ſter Humanität durchwehten Geiſtes verſpürt haben? 

Als Karl Auguſt am 3. Sept. 1775 die Regierung an⸗ 
trat, ſtand die Strafjuſtiz im weſentlichen noch unter der Herr⸗ 
ſchaft der peinlichen Halsgerichtsordnung Karl V. mit ihren 
harten und grauſamen Strafen und mit ihren unbeſtimmten 
Strafandrohungen. Zwar hatte das Beſtätigungs⸗ und Begna⸗ 
digungsrecht der Fürſten die Verſchärfungen der Todesſtrafe 
gelindert. Sie wurde meiſtens nur noch mit dem Schwerte oder 
am Galgen vollzogen. Aber was ſoll man dazu ſagen, wenn 
Lucht berichtet (S. 39), man habe noch i. J. 1804 kein Be⸗ 
denken getragen, einen Brandſtifter mit der geſetzlichen Feuer⸗ 
ſtrafe vom Leben zu Tode zu bringen? Im Weimar Karl 
Auguſts und Goethes, noch zu Lebzeiten Schillers! Verſtüm⸗ 
melung und Staupenſchlag, Pranger und Landesverweiſung 
waren noch an der Tagesordnung. Der Inquiſitionsprozeß ſtand 
noch in ſeiner Sünden Blüte! Die Folter, die Friedrich der 
Große bereits 1754 beſeitigt hatte, wird in Weimar noch bis 
1784 angewendet. An ihre Stelle tritt noch immer die Ver⸗ 
dachtsſtrafe, zeitlich beſchränktes oder unbeſtimmtes Zucht⸗ 
haus. In der Verhängung der Freiheitsſtrafen beim Fehlen 
geſetzlicher Strafrahmen Willkür und Uneinheitlichkeit der 
Rechtſprechung. Ein trübes Bild entrollt Lucht vom Zuſtande 
der Zucht⸗ und Beſſerungsanſtalten. Keine Sonderung der 


14) Vgl. A. Schöll, Goethe in den Hauptzügen ſeines Lebens 
u. Wirkens: Goethe als Staats⸗ und Geſchäftsmann S. 98— 279. 

15) Bielſchowski⸗Linden, Goethe I S. 312. 

16) Beiträge zur Geſchichte der deutſchen Strafrechtspflege, hrsg. 
von Grüuhut und Schmidt, Heft 1, Berlin u. Leipzig 1929, 111 S. 


106* 


844 


Aufſatze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
Juriſtiiche Wocenthritt 


Geſchlechter, keine Trennung der ſchweren Verbrecher von den 
leichten Übeltätern, keine körperliche Fürſorge für die Häft⸗ 
linge, keine geregelte Anſtaltstätigkeit! Endlich aber die Ge⸗ 
richtsverfaſſung: Ein faſt unentwirrbares Durcheinander der 
Amter, Patrimonialgerichte, Landesregierungen und des 
Jenenſer Schöppenſtuhls mit überall ſich kreuzenden Zuſtän⸗ 
digkeiten! Der Schöppenſtuhl das einzige reine Juſtizorgan; 
im übrigen keine Trennung von Juſtiz und Verwaltung. 
Mag man auch auf einen der damaligen Rechtslage entſpre⸗ 
chenden Tiefſtand der Strafrechtspflege gefaßt ſein, ſo führt 
doch die eingehende Darſtellung Luchts von Überraſchung zu 
Überraſchung. Karl Auguſt hat von Anfang ſeiner Regierung 
an zu beſſern geſucht, ſoweit er es kraft ſeines Rechts zur Be⸗ 
ſtätigung der Strafurteile vermochte. Wie Lucht berichtet 
(S. 29), ergibt das Aktenmaterial, mit welch großer Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit und Umſtändlichkeit, mit welcher an Angſt⸗ 
lichkeit grenzenden Sorgfalt Karl Auguſt und ſeine Minifter 
bei der Ausübung des Beſtätigungsrechts verfuhren. Ge⸗ 
naueſtens wird geprüft, ob Zweifel an der Schuld des An⸗ 
geklagten begründet ſeien. Allzu harte Urteile werden nach 
Möglichkeit gemildert. Nur wenn die Sicherheit des Staats 
es erfordert oder wenn ein abſchreckendes Exempel ſtatuiert 
werden ſoll, werden die Strafurteile ihrem ganzen Umfange 
nach beſtätigt. Es war der Weg, auf dem die Freiheitsſtrafe 
allmählich in den Mittelpunkt des Strafenſyſtems rückte. 
Im Beſtätigungsrechte empfing aber Karl Auguſt auch 
die Anregung zu grundſätzlichen Reformen der Strafrechts⸗ 
pflege. Ein Fall dieſer Art erregt unſere beſondere Teil⸗ 
nahme (S. 39 ff.). Im Jahre 1783 hatte der Jenenſer 
Schöppenſtuhl eine gewiſſe Johanna Höhn wegen Tötung 
ihres außer der Ehe geborenen Kindes zum Tode verurteilt. 
Schon im naturrechtlichen Schrifttum waren vielfach Be⸗ 
ſtrebungen hervorgetreten, die auf Abſchaffung der Todes⸗ 
ſtrafe für Kindesmörderinnen abzielten. Man hatte wenig⸗ 
ſtens ſoviel erreicht, daß die von der Carolina angedrohten 
Strafen, Ertränkung oder Pfählung, regelmäßig in die ein⸗ 
fache Strafe des Schwertes umgewandelt wurden. Preußen 
hatte ſchon 1765 die Todesſtrafe für Kindesmord eingeſchränkt. 
Oſterreich war 1768 gefolgt. Seit der Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts war die Frage zu einer Bedeutung herangereift, die 
zahlreiche Schriftſteller auf den Plan rief 16a). Unter dem 
Eindruck dieſer Bewegung mag wohl Karl Auguſt geſtanden 
haben, als er, befaßt mit der Beſtätigung des Urteils gegen 
Anna Höhn, die Frage der Beſtrafung wegen Kindesmords 
einer grundſätzlichen Löſung zuzuführen ſich entſchloß. Er 
ſelbſt war zweifellos geneigt, eine Strafmilderung eintreten 
zu laſſen, enthielt ſich aber einer ausdrücklichen Stellung⸗ 
nahme und forderte ſeine Räte mit Einſchluß Goethes zu 
gutachtlichen Außerungen auf. Fritſch und Schmauß ſprachen 
ſich mit ausführlichen Begründungen gegen die Beſeitigung 
der Todesſtrafe aus. Und Goethe? Neben dem Votum von 
Schmauß finden ſich von Goethes Hand die beiden Worte: 
„Auch ich!“ Unwillkürlich dachte ich an jenes „recht gern“ 
des Prinzen in Emilia Galotti und an des Camillo Rota 
Wort „Es geht mir durch die Seele, dieſes gräßliche recht 
gern!“ Wohl verſetzte ich mich in den Geiſt der Zeit, der die 
Frage nicht aus der pſychiſchen Zwangslage der Täterin ent⸗ 
ſchied, ſondern die ſtaatliche Notwendigkeit der Abſchreckung 
betonte! Kein Geringerer als Juſtus Möſer hat ſich damals 
für Beibehaltung der Todesſtrafe für Kindesmörderinnen 
ausgeſprochen. Und wir wiſſen, welchen Einfluß gerade die 
Schriften Möſers auf Goethe ausgeübt haben. Er ſelbſt hat 
ſich in einer kurzen Abhandlung über Möfer!?) zu dieſem 
Einfluſſe bekannt. Aber mußte nicht gerade Goethe vor die⸗ 
ſem „auch ich“ zurückſchaudern? Er berichtet in Dichtung und 
Wahrheit 18), wie ſchon die Richardſonſchen Romane die 
bürgerliche Welt auf „eine zartere Sittlichkeit“ aufmerkſam 
gemacht hätten, wie die ſtrengen und unausbleiblichen Folgen 
eines weiblichen Fehltritts in der Clariſſe auf eine grauſame 
Weiſe zergliedert worden ſeien, und wie Leſſings Miß Sara 


162) Vgl. Liſzt, Strafrecht 883 Anm. 1. 

7) Werke 41 S. 52 ff. Am 28. Dez. 1774 (Briefe 2 S. 223, 
224 dankt Goethe der Tochter Möſers für die Herausgabe der Pa⸗ 
triotiſchen Phantaſien ihres Vaters: „Ich trage ſie mit mir herum, 
wann, wo ich ſie aufſchlage, wird mirs ganz wohl, und hunderterlei 
Wünſche, Hoffnungen, Entwürfe entfalten ſich in meiner Seele.“ 

Werke 28 8 1 


Sampſon dasſelbe Thema behandelt habe. Und wie Kar 
dann die Poeten des Sturms und Dranges die Tragik DEF 
Verführung und des Kindesmords aufgewühlt! Das bürger 
liche Trauerſpiel, jagt Eloeſſer 8), ſticht mit feiner offenſich 
lichen Tendenz in ein vielbeſprochenes Problem der Zeit, 915 
mittelalterlich grauſame Beſtrafung des Kindesmords, die on 
Kritik der Philanthropen aufrief. Jeder Dichter hatte feine 
Kindesmörderin, Bürger, Schiller, Lenz, Klinger, Wagner; 
vor allem aber Goethe ſelbſt, der im Fauſt die erſchütterndſte 
aller dieſer Tragödien geſchrieben hat. Als er nach Weimd 
kam, brachte er bereits die Kerkerſzene des Urfauſt mit, die 
in ihrer von Leidenſchaft, Schmerz und Mitleid durchſtürmte⸗ 
Proſa faſt noch hinreißender und packender wirkt als Pl 
ſpäter reimgebundene Faſſung. Mußte er nicht bei je 
„auch ich“ an dieſe Szene denken, bei der, wie Fr. Th. Viſche 
ſagt, alle Geiſter des Mitleids weinend umherſtehen? Konnte 
er noch den Zweifel hegen, den er in ſeiner Straßburger 
Theſe aufgeworfen hatte? Er hat ſich für die Beibehaltung 
der Todesſtrafe entſchieden. Karl Auguſt folgte dem Votum 
ſeiner Räte und beſtätigte das Urteil gegen Anna Höhn, die 
denn auch in Weimar öffentlich hingerichtet wurde. g 
Soll man darüber mit Goethe rechten? Darf man ihn 
als einen „ausgeſprochenen Individualiſten“ bezeichnen, bei 
„für alle Werte außerhalb feiner eigentlichen Intereſſen 
ſphäre gleichgültig geweſen ſei“? Darf man wirklich über son 
aburteilen, „er habe als Liebling der Götter in glüch⸗ 
verwöhnter Primatſtellung über der Maſſe und ihren ſozio, 
logiſchen Milieubedingtheiten geſtanden“ 7 20) Mit dieſer doch 
wohl etwas veralteten und ſicher fehlgehenden Auffaſſung 
will ich mich hier nicht weiter auseinanderſetzen. Gewiß, au 
Goethe war ein Menſch mit ſeinem Widerſpruche! Und ganz 
ſicher hat auch in unſerem Falle der Staatspolitiker mit dem 
Menſchen und Dichter gerungen. Kennzeichnenderweiſe be⸗ 
richtet Lucht, Goethe habe ſich nicht getraut, ſeine Gedanken 
über die Abſchaffung der Todesſtrafe für den Kindesmord in 
ein Votum zu faſſen. Ein längerer Aufſatz, der ſeine et 
ſichten näher habe begründen follen, ſei in den Akten nich 
mehr aufzufinden. Es ergebe ſich aber aus einem ſpätern 
Aktenvermerke, daß der angekündigte Aufſatz ſich mit on 
Auffaſſungen feiner Kollegen Fritſch und Schmauß gebed 
habe. Lag für Goethe die Sache nicht etwa ſo, daß er die 
ſtaatspolitiſche Notwendigkeit um ſo ſchroffer hervorkehren zu 
müſſen glaubte, je tiefer er das Geſchick Gretchens innerlich 
durchlebt und je leidenſchaftlicher er es zu dichteriſchem Aus“ 
druck gebracht hatte? Fühlte er ſich vielleicht menſchlich 0 
befangen, daß er feine innere Anteilnahme gefliſſentlich 34° 
rückdrängte, um vor der Verantwortung für feine Amt?“ 
pflichten beſtehen zu können? Kennt nicht jeder Richter das 
Gefühl, eine ihm verſönlich irgendwie verbundene Partei pe 
jo ſchärfer beurteilen zu müſſen, je mehr ihn die Beforg 
beherrſcht, jene perſönliche Verbundenheit könne ihn zu eine 
Begünſtigung irreleiten? Sieht man die Dinge von dieſer 
Seite an, ſo findet das Rätſel des „auch ich“ ſeine natürliche 
Löſung. 5 
Immerhin ſcheint man doch in Weimar zu einer mil 
deren Handhabung der Beſtrafung wegen Kindesmords ge 
langt zu fein. Noch im ſelben Jahre 1783 wird eine Kindes“ 
mörderin, um die Notwendigkeit einer Folterung zu umgehen 
zu lebenslänglichem Zuchthaus verurteilt und nach En 
Jahren wegen guter Führung begnadigt. Vor allem abe 
tritt das Beſtreben zutage, vorbeugend gegen das Verbrechen 
des Kindesmords vorzugehen. Schon in dem Schrifttum über 
die Beſtrafung des Kindesmords macht ſich dies Beitzeben 
geltend. Man will die Motive zum Verbrechen, in erſter Lin, 
die Furcht vor der Schande einer unehelichen Geburt, möglichſt 
zurückdrängen. Hier ſetzt insbeſondere der Kampf gegen 45 
Kirchenbuße ein, die als Folge fleiſchlicher Vergehen geforder 
wurde. Und hier hat auch Goethe noch einmal eingegriffen. 
Er hat fi in feinen „Betrachtungen über die abzuſchaffend⸗ 
Kirchenbuße, durch verſchiedene in dieſer Sache abgelegte 
Vota veranlaßt“ 21), für die Beſeitigung ausgeſprochen. Wel 
ein Geſetz verfaßt, heißt es hier, betrachtet den Sinn ſeiner 


19) Die deutſche Literatur 1 S. 440. Vgl. auch Eruſt Trau 

mann, Goethe, der Straßburger Student S. 293 ff. Zr, 
20) So Finkelnburg in dem Anm. 10 angeführten Aufſabe⸗ 
21) Abgedruckt Werke 53 S. 234 — 239. 
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Seiten: „Habe der Verbrecher feine weltliche Strafe verbüßt, 
© übergebe ihn der Richter dem Beichtvater; dieſer ver⸗ 
mahne ihn in Gegenwart zweier Zeugen, nehme die Ver⸗ 
Wirung ſeiner Bußfertigkeit von ihm an und laſſe ihn die 
ohltaten der Kirche genießen. Stillſchweigend war er aus⸗ 
geſchloſſen, ſtillſchweigend kehrt er wieder zurück. Und kein 
ied der Gemeinde wird fein Sozietätsrecht für gekränkt 
galten, wenn man menſchlich, ordentlich und geziemend mit 
fegen anderen Gliede verfährt.“ Ein Vorklang zu den Grund⸗ 
gen der Wanderjahre, die in der Ermahnung ein wirkſames 
ak zur fozialen Erziehung, in der Vorbeugung die beſte 
Jürgſchaft für die Verhütung von Störungen des ſozialen 
wotedens erblicken: „So denken wir nicht an die Juſtiz, aber 
ohl an die Polizei.“ 22) 
. Eingehend berichtet Lucht weiter, wie ſich in den ſpätern 
am sterungsjahren Karl Augufts nun doch — und namentlich 
1 5 dem Einfluſſe Feuerbachs — entſchiedene Fortſchritte 
n der Strafjustiz vollzogen. Eine irgendwie ſpürbare Mit⸗ 
ei tlung Goethes läßt ſich nicht feſtſtellen. Er vermerkt nur 
einmal in ſeinem Tagebuche am 14. Febr. 1819 23): „Nachts 
19 5 die Geſchworenen⸗Gerichte von Feuerbach.“ Lucht er⸗ 
ähnt Goethe nur noch einmal (S. 86) im Zuſammenhange mit 
en Verhandlungen, die mit Frankfurt über den Beitritt zu 
em neu gegründeten Oberappellationsgericht in Jena ge⸗ 
pflogen wurden. Es ſcheint fo, als ſei Goethe ſeit ſeiner Rück⸗ 
ehr aus Italien mit Rechtsangelegenheiten nicht mehr be⸗ 
opt geweſen. Wir befigen einen Vortrag Goethes „über die 
Eſchiedenen Zweige der hieſigen Tätigkeit“ (1791) 20. Im 
„Schema“ zum zweiten, nicht ausgeführten Teile finde ich 
n der ungemeinen Fülle der Tätigkeitszweige nur den Ver⸗ 
au „Zucht⸗ und Irrenhaus“. Ob ſich Goethe von der 
Strafjuſtiz gefliſſentlich ferngehalten hat, ſeit er durch ſein 
Sotum über den Kindesmord in einen Widerſtreit zwiſchen 
taatlicher und menſchlich poetiſcher Gerechtigkeit geraten war? 
er bermöchte es zu jagen? 
Wir begehen in weihevoller Erinnerung den Tag, an 
dem Goethe vor hundert Jahren zur Unſterblichkeit einging. 
keine Totenfeier iſt es, der wir uns in Trauer und Wehmut 
zingeben. Einen Lebenden feiern wir; denn Goethe iſt heute 
Wfendiger, als er es jemals zu ſeinen Lebzeiten geweſen iſt. 
ielfeicht läßt ſich die Stimmung, die uns Deutſche und mit 
uns die ganze Welt bewegt, in den kurzen Spruch zuſammen⸗ 
Drängen: „Denn er war unſer.“ Es zeugt von der Allgewalt 
und der Allumfaſſendheit dieſes Geiſtes, daß alle Künſte 
und Wiſſenſchaften mit dieſem „denn er war unſer“ auf ihn 
zurückgreifen, Anſpruch auf ſeine Teilnahme erheben, für 
5 ſchöpfen wollen aus dem unerſchöpflichen Born dieſes 
Lebens, das fein größtes Kunſtwerk geweſen iſt. So hat auch 
die Rechtswiſſenſchaft trotz mancher Widerftände allen Anlaß, 
eunkbaren Stolzes in den Ruf „denn er war unſer“ mit⸗ 
inzuſtimmen. Nicht als einer unſerer führenden Geiſter, 
wohl aber als Bekenner und Lehrer. Er war ja doch von 
ie aus Juriſt. Der Beruf als Anwalt bot ihm — wenig⸗ 


22) Werke 25 S. 212. 
26) Tagebücher 7 S. 16. 
24) Werke 53, 175 ff., 485 ff. Goethejahrbuch XIV S. 3ff. 
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ſtens in der vorwetzlariſchen Zeit — „ein heiteres Feld, in 
dem er ſich mit Luſt herumtummelte“. Und er hat es in 
ſpäteren Jahren dankbar ausgeſprochen, „daß er als Juriſt 
und Sohn eines Juriſten Genauigkeit und Vorſicht im Denken 
gelernt habe“. Mag er auch unſere Wiſſenſchaft nicht be⸗ 
reichert haben, ſo können wir doch aus den tiefgründigen 
Schächten ſeiner Lebensweisheit Schätze heben, die ſich für 
die Geſtaltung und Beherrſchung des Rechtslebens noch heute 
als fruchtbar erweiſen. Wenn Mephiſtos Ironie die ewige 
Krankheit von Geſetz und Rechten ſchildert und den Abſchen 
des Schülers vor der Rechtsgelehrſamkeit vermehrt, ſo hatte 
Goethe den Rechtszuſtand im Auge, der das Rechtsleben 
ſeiner Jugendzeit in die Unnatur einer von Formalien und 
Kurialien umfloskelten Paragraphen» und Begriffsjurispru⸗ 
denz gebannt hatte. Als aber mit dem Vordringen der hiſto⸗ 
riſchen Schule das Recht als eine dem Volkstum entſprun⸗ 
gene und mit ihm ſtändig ſich entwickelnde Kulturerſcheinung 
erkannt und damit der Entwicklungsgedanke, der Brennpunkt 
der Goetheſchen Weltanſchauung, auch in das Recht einge⸗ 
drungen war, hat Goethe freudig geſtanden, „in früheſter 
Jugend dasjenige gewahrt zu haben, was in den Folge⸗ 
jahren als Grund aller rechtlichen Einſicht, als Regel des 
geſetzlichen Denkens und Wollens ohne Widerrede anerkannt 
wird“ 25). Und er fährt fort: „Diefe Geſinnungen und Grund⸗ 
ſätze haben mich in einem langen, vielfachen Geſchäftsleben, 
teils zu eigner Leitung, teils zur Beurteilung fremden Be⸗ 
ginnens niemals ohne Anweiſung und Beihülfe gelaſſen.“ 
Kennzeichnend fügt er hinzu: „Wäre dies Fach zu jener Zeit 
auf Akademien wie gegenwärtig behandelt worden, ſo würde 
ich mich demſelben ganz mit dem größten Eifer gewidmet 
haben.“ In den Unterhaltungen mit dem Kanzler Müller?) 
berührt Goethe das Verhältnis von Recht und Geſetz: „Die 
Geſetze verjähren ja alle in mehr oder weniger Jahren; der 
praktiſche Juriſt muß ſich über die einzelnen Fälle geſchickt 
und mit Wohlwollen hinauszuhelfen ſuchen.“ Seine Forde⸗ 
rung geht immer auf die Überwindung der Volksfremdheit 
des Rechts und der Rechtsfremdheit des Volkes. In den Sprü⸗ 
chen in Proſa faßt Goethe dieſe Anſchauung in dem ſchönen 
Satze zuſammen: „In dieſem Sinne ſoll und kann das Ge⸗ 
ſetz der allgemein ausgeſprochene Wille der Volkheit ſein, ein 
Wille, den die Menge niemals ausſpricht, den aber der Ver⸗ 
ſtändige vernimmt, daß der Vernünftige zu befriedigen weiß 
und der Gute gern befriedigt.“ Es würde einer beſonderen 
Arbeit bedürfen, Goethes Stellung zu den grundſätzlichen 
Rechtsproblemen zu beleuchten, die unſere Zeit bewegen. 
Überall hat ſein untrüglicher Wirklichkeitsblick in Natur und 
Menſchenleben, in die Bedingtheiten des Einzelnen und der 
Geſamtheit, in die Mächte des Beharrens und Wandelns, in 
die Polarität aller Weſenserſcheinungen Wahrheiten zutage 
gefördert, die auch für uns Juriſten den Mahnruf „vor⸗ 
wärts zu Goethe“ rechtfertigen. 


25) Dankbrief Goethes an die Juriſtiſche Fakultät der Univerſität 
Jena v. 7. Dez. 1825 für deren Glückwunſch zur Feier des fünfzig⸗ 
jährigen Aufenthalts Goethes in Weimar; Briefe 40 S. 156. 

26) Herausgegeben von Burkhardt S. 148, Aufzeichnung 
v. 9. Aug. 1827. 


Zur Geſchichte der Anwaltſchaft in Frankfurt a. M. 


Von Juſtizrat Dr. Dr. Heilbrunn, Frankfurt a. M. 


5 Der Gang der deutſchen Geſchichtzentwicklung bedingt, 
aß in den freien Reichsſtädten mit Erlangung ihrer Unab⸗ 
wengigkeit von der Zentralgewalt ſich ähnlich wie in den 
Keſteuropäiſchen Staaten auf dem Boden einer bürgerlichen 
Er eine freie Advokatur ausbildete, die nicht nur für die 

twicklung einer unabhängigen, geſicherten Rechtspflege, ſon⸗ 
bern auch in ihrer Zwiſchenſtellung zwiſchen Magiſtratur und 
war gertum von Bedeutung für das geſamte öffentliche Leben 
dar Es iſt eigentümlich, daß ähnlich der Geſtaltung der 
ranzöſiſchen und engliſchen Rechtsverfaſſung ſich in Frank⸗ 
5 ſchon früh eine Trennung zwiſchen Prokuratur, der Ver⸗ 
retung vor Gericht, und der Advokatur, der unmittelbaren 
eratung der Klientel und der Vorbereitung des Prozeſſes, 
seigt. Es hängt dies offenſichtlich damit zuſammen, daß im 
eutſchen Rechtsverfahren ähnlich wie bei den Aktionen des 


frühen römiſchen Prozeſſes die Rechtsſätze in beſtimmter, ge⸗ 
gebener Formulierung zum Vortrag gebracht werden mußten. 
Bei dem alten in Frankfurt beſtehenden Reichsgericht, dem 
ſchon 897 urkundlich erwähnten Schöffengericht, waren die 
Parteien zwar zum mündlichen Vortrag des Tatbeſtandes 
zugelaſſen. Die Rechtsſätze ſelbſt jedoch, auf die der An⸗ 
ſpruch gegründet wurde, mußten von einem der geſchwo⸗ 
renen Prokuratoren vorgetragen werden, die urkundlich auch 
als Meiſter (magistri), Syndizi oder Stadtpfaffen bezeichnet 
werden. Namentlich wird als ſolcher zuerſt 1377 ein Her⸗ 
mann von Orba erwähnt. Das 1706 veröffentlichte Haupt⸗ 
geſchichtswerk Frankfurts, die Lersnerſche Chronik, führt die 
Liſte aller Prokuratoren von 1377 bis 1705 auf, darunter als 
einen der jüngſten, den 1690 vereidigten Johann Wolfgang 
Textor, den Ururgroßvater Goethes. Schon eines der früheſten 
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Frankfurter Rechtsbücher, der im 14. Jahrhundert verfaßte 
Baculus judieii, gibt den Prokuratoren eine gewiſſe amtliche 
Stellung, indem es in ſeinem Art. 1 heißt: 

Zum erſten zu wiſſen, daß das rijchtgerichte zu Frank⸗ 
furt, als von alters herkommend iſt, beſaſt ſal ſin mit 
14 ſcheffen und eyn Schultheiß, die ſollen haben einen 
ſchriber, der an dem gerichte ſchribe, was ſich darinnen ge⸗ 
boret und ſieben richtern, dreyi fürſprechen oder wie die 
a nach gelegenheit bedunkt dem gerichte nottorf⸗ 
tig ſind. 

Auch Gebührenordnungen finden ſich ſchon früh, und wir 
leſen vielleicht nicht ohne Intereſſe, daß die Gerichtsordnung 
von 1475 beſtimmt 

in Art. XXX. Item umb die fürſprechen, als die zu 
viel Geldes nehmen von momparſchafft, tageleiſten und 
auch anderen ſachen etc.; darauff iſt der ſcheffen meynunge 
und ubirkommen, waz ein fach ſey, wie viel der per⸗ 
ſonen ſin daz antreffende, daz ſie dann mit mehr als ein 
fürſprechen geld nehmen ſollen“ 

und beiſpielsweiſe weiter in 

Art. XXXIII. Auch wem die fürſprechen fin tage 
leiſten wollen, dartzu ſie gebeten werden, iß ſy vor dem 
rade anders wo vor ſache, die mit vor gerichte hingen, da⸗ 
von ſollen ſi auch nit me nehmen dann einen alten tornoß, 
obe ſie iz anders umbſuß odir umb fruntſchafft nit tun 
wollen“. 

Die entgeltliche Tätigkeit ſcheint ſo noch nicht die allgemeine 
Regel geweſen zu ſein. Der Turnos, eine Silbermünze, machte 
in damaliger Zeit 20 Heller aus, wobei auf den Goldgulden 
216 Heller gingen. Wie ſich die Einkommensverhältniſſe eines 
Frankfurter Prokurators um 1475 danach ſtellten, ob ſie 
beſſer waren als 1931, läßt ſich ohne tiefgreifende Unter⸗ 
ſuchungen volkswirtſchaftlicher und ſtatiſtiſcher Art wohl nicht 
ermitteln. 

Mit der Ausbildung der ſog. Schöffenreferier, der zur 
Anhörung der Relationen beſtimmten Sitzung des Schöffen⸗ 
gerichts für eilige und wichtigere Zivilſachen, im 17. Jahr⸗ 
hundert, entwickelte ſich der ſchriftliche Prozeß, der die Ver⸗ 
tretung der Klienten durch Advokaten bedingte. Die Syndizi, 
die zu beamteten Konſulenten des Rats geworden waren, lag 
der Vortrag der Relation ob. Für die Parteivertreter be⸗ 
ſtimmt die Kodifikation des geſamten Frankfurter Zivilrechts, 
die Reformation von 1578 in ihrem prozeßrechtlichen Teile 1 
Titel V väterlich und vielleicht nicht ohne Grund: 

§ 1. Anfänglich ſollen die procuratores dieſe unſere 
erneuerte Reformation mit fleiß leſen. 

§ 2. Sonderlich aber ſollen ſich die procuratores vor 
ehrbarlich und beſcheidentlich erzeigen, aller ungebührlichen, 
auch ſpöttlichen, ſonderlich auch Schmach⸗ und Schelt⸗ 
worten in ihren Fürtragen enthalten. 

83. Sollen auch einander nit in die Rede fallen. 

§ 5. Sollen auch keine Schrift übergeben, fie haben 
dieſelbe zuvor überleſen und unterſchrieben, obgleich die⸗ 
ſelbige auch von dem advocaten ſubſcribieret worden. 

§ 8. Den Parteyen zu keiner mutwilligen unbegrün⸗ 
deten Rechtfertigung raten. 

9 22. Ihrer Belohnung halber ſollen fie die Partheyen 
nicht übernehmen, ſondern bei der Taxordnung bleiben. 
Dieſe Stellung von Prokurator und Advokat wurde im weſent⸗ 
lichen aufrechterhalten bis zu dem in der napoleoniſchen Zeit 
erlaſſenen großherzoglichen Gerichtsverfaſſungsgeſetz von 1812, 
das die Trennung von Prokuratur und Advokatur abſchaffte 
und nur die amtierenden Prokuratoren als „ledigliche“ Pro⸗ 
kuratoren im Amte beließ. Tatſächlich war die Trennung erſt 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts beſeitigt. Bis zur Reichs⸗ 
juſtizreform beſtand kein formeller, ſtrenger Anwaltszwang. 
Die Partei konnte ihre Sache ſelbſt vortragen und Schriften 
einreichen. Doch konnte das Gericht bei der Verhandlung vor 
Stadtgericht, dem Gericht erſter Inſtanz, und Appellations⸗ 
gericht die Zuziehung eines rezipierten Anwaltes anordnen. 
Zur Verhandlung mußte ein Anwalt erſcheinen, ſo daß 
de facto immerhin Anwaltszwang beſtand. Ein förmliches 
Anwaltsexamen wurde erſt unter dem Fürſten Primas durch 
die Gerichtsordnung von 1812 eingeführt. Der Bewerber hatte 
Doktordiplom und Univerſitätsabgangszeugniſſe mit ſeinem 
Geſuch vorzulegen, worauf eine Prüfung durch eine Kommiſ⸗ 
ſion des Appellationsgerichtes ſtattfand. Es waren vier Rechts⸗ 
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Juriſtiſche Wochenschrift 


wohnerzahl Frankfurts betrug 1849 noch nicht 50000, 1868 
nicht viel über 75000. Dabei iſt jedoch einerſeits 1 
wähnen, daß ein erheblicher Teil der Anwälte eine Praxl 


rend des 19. Jahrhunderts nicht nur der politiſche Mitte, 
punkt, ſondern auch nach dem Aufblühen des den Finanzmar 
beherrſchenden Hauſes Rothſchild und der Entwicklung del 
Frankfurter Börſe der finanzielle und kommerzielle Zentral 
punkt Deutſchlands. Gleichwohl erſchollen auch hier zumal un 
die Mitte des 19. Jahrhunderts Schon Klagen über die Aber 
füllung des Berufs. Eine Eingabe von 1856 fordert Einfüh⸗ 
rung des numerus clausus, einen praktiſchen Vorbereitung? 
dienſt und Einführung einer Diſziplinarinſtanz. * 
Eine ſtandesmäßige Zuſammenfaſſung allerdings loſer 
Art findet ſich ſchon 1613 in der Bildung eines Collegium 
graduatorum, das Advokaten und Arzte gemeinſam umfaßke 
Sie war eigentümlicherweiſe die Folge einer Empörung uf 
Handwerkerzünfte gegen das patriziſche Stadtregiment. Auf 
kaiſerliches Mandat erfolgte nach Unterdrückung des Aufſtan. 
die Bildung neuer Zunftgemeinſchaften, die nun auch 1 
akademiſchen Berufe umfaſſen ſollten. Größere Bedeutung ge 
wann indeß das Kollegium nie. Die Anwälte bildeten 2° 
große Mehrheit. Von Zeit zu Zeit befaßte es ſich mit Stande? 
fragen und Gutachten zu geſetzgeberiſchen Aufgaben. Zule z 
war es nur noch eine Wohlfahrtseinrichtung zur Unterſtützun! 
in Notfällen. Ein kleines Vermögen, das nach der sus 
reform von dem Kammervorſtand verwaltet wurde, beſtan 
noch, bis es in der Inflationszeit vernichtet wurde, mot 
Inſtitution und Namen verſchwanden. Eine Diſziplinarbehörde 
wurde erſt in der preußiſchen Zeit durch Errichtung des Ehren“ 
rates der Advokaten im Jahre 1868 geſchaffen. be 
Trotz dieſer loſen organiſatoriſchen Ordnung erfrelg, 
ſich der Stand eines hohen Anſehens in der Zeit der Sell 
ſtändigkeit der Stadt. Seine Mitglieder erwuchſen dem ge⸗ 
ſchloſſenen, traditionsgebundenen Kreiſe einer wohlhabende 
Bürgerſchaft. Auch wiſſenſchaftlich zeichneten ſich die Fran 
furter Advokaten aus, deren Glieder ſich eines in dem ver 
hervorragend geleiteten Gymnaſium vorbereiteten humaniſt⸗ 
ſchen Bildungsganges erfreuen durften. Kein Geringerer ale 
Thöl rühmt die gediegenen Frankfurter Prozeßſchriften, ie 
ihm am Lübecker Oberappellationsgericht als beſte Quelle ein ie 
lebendigen Rechtsſtudiums dienten. Durch alle Jahrhunder 
treten uns bedeutende Perſönlichkeiten in der Frankfur 
Advokatur entgegen, von denen nur einige wenige genau. 
werden können. Aus der älteren Zeit iſt vor allem Johan 
Fichard, der Verfaſſer der Stadtreformation von 1578, 
erwähnen. Dieſes Geſetzbuch, vor allem in feiner Kodifikatio 
des ehelichen Güterrechts, muß als ein Meiſterwerk angeſeh 1 
werden, das ſich durch die Jahrhunderte erhielt und de 
Bedürfniſſen des bürgerlichen Lebens ſicherlich beſſer 
das BGB., das 1900 an ſeine Stelle trat, gerecht wur ald 
Fichard wurde 1532 als Advokat rezipiert, er wurde 9 als 
darauf Reichskammergerichtsprokurator und kehrte dann 
Ratsſyndikus in die Vaterſtadt zurück. r 
Aus dem 18. Jahrhundert ſei zunächſt Heinrich Chi 
Senckenberg genannt, ein Bruder von Johann Chrift en 
Senckenberg, deſſen große Stiftung für naturwiſſenſchaftlah 
und mediziniſche Studien in neueſter Zeit den Grundſtock u 
die Errichtung der Frankfurter Univerſität abgeben daun 
Senckenberg war ein Schüler des bedeutenden Frankfurt 
Rechtsgelehrten Johann Ph. Orth, des Kommentators d 
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Frankfurter Reformation. Er wurde 1729 in die Zahl der 
ordentlichen Advokaten aufgenommen, wurde 1735 als Pro⸗ 
ſeſſor nach Göttingen berufen und wurde dann vom Kaiſer 
zum Reichshofrat ernannt. Er entfaltete auf dem Gebiete des 
Staatsrechts eine reiche publiziſtiſche Tätigkeit und war in 
feiner Stellung gegenüber der preuß. Politik dem Wiener 
Bofe von großen Dienſten. Doch bewahrte er in ſeiner wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Überzeugung ſtets feine Unabhängigkeit und be⸗ 
währte ſeine Uneigennützigkeit auch in der Unterſtützung ſeines 
Bruders bei der Gründung von deſſen Stiftungen. Er ſtarb 
als Reichsfreiherr 1768 in Wien. 
„ Auf ſtaats⸗ und verwaltungsrechtlichem Gebiete für die 
Zeit der beginnenden Aufklärung nicht minder bedeutend war 
Johann Georg Schloſſer, der Schwager Goethes. Nach 
Adfaſſenden Studien der klaſſiſchen Literatur wurde er 1762 
„ovofat in Frankfurt, nach vorübergehender Beſchäftigung in 
ürttembergiſchen Dienſten praktizierte er dann 1769—74 
wieder in der Vaterſtadt, um nach ſeiner Verheiratung mit 
ornelie Goethe in den badiſchen Staatsdienſt einzutreten. 
Svethe übernahm bei feinem Wegzug feine Praxis. An ſeinem 
Geburtstage des Jahres 1771 hatte der 22jährige licentiatus 
Juris — denn nur dieſen akademiſchen Grad hatte er in Straß⸗ 
129 erlangt, nicht den Doktortitel, mit dem er allgemein be⸗ 
egt wurde — fein Geſuch um Zulaſſung zur Advokatur dem 
Rate eingereicht: 

„Da mich nähmlich nach vollbrachten mehreren aka⸗ 
demiſchen Jahren, die ich mit möglichſtem Fleiß der Rechts⸗ 
gelehrſamkeit gewidmet, eine anſehnliche Juriſten⸗Fakultät 
zu Straßburg, nach beyliegender Disputation des Gradus 
eines Licentiati Juris gewürdigt, ſo kann mir nunmehr 
nichts angelegener und erwünſchter ſeyn, als die bisher er⸗ 
worbenen Kenntniſſe und Wiſſenſchaften meinem Vaterlande 

rauchbar zu machen, und zwar vorerſt als Anwald meinen 
itbürgern in ihren rechtlichen Angelegenheiten anhanden 
zu gehen, um mich dadurch zu denen wichtigeren Geſchäften 
vorzubereiten, die einer hochgebietenden und verehrungs⸗ 
würdigen Obrigkeit mir dereinſt wohlgewillet aufzutragen 
gefällig ſeyn könnten.“ 
chon am 31. Auguſt 1771 legte Goethe den Advokateneid ab 
und war damit wohlbeſtallter Anwalt in ſeiner Vaterſtadt. 
Der Frankfurter Archivar Kriegk hat 28 Prozeßakte ermit⸗ 
elt, in denen Goethe als Parteivertreter auftrat. Sein erſter 
derdöeß war ein Erbſchaftsſtreit zwiſchen Vater und Sohn um 
en Beſitz der im 18. Jahrhundert berühmten Frankfurter 
Tei dellanmanufaktur, auf deren Grund und Boden heute ein 
eil des Frankfurter Gerichtsgebäudes ſteht. 
„ Neben kleineren Kauf⸗ und Viehwährſchaftsprozeſſen be⸗ 
ſchäftigten den jungen Advokaten hauptſächlich Rechtsſtreite, 
die aus größeren Darlehns⸗ und Finanzgeſchäften erwuchſen. 
kate wichtigſte Vertretung entſtand ihm aus einer Finanz⸗ 
kataſtrophe des Jahres 1771, dem Zuſammenbruch des Ban⸗ 
nn Nathan Wetzlar. Dieſer hatte große Darlehnsforderungen 
d on über 100 000 fl. gegen den Pfalzgrafen von Zweibrücken, 
en Grafen von Baſſenheim und andere Reichsſtände. Durch 
ahlungsweigerung der Schuldner geriet der Bankier unter 
gerichtliche Kuratel. Goethe vertrat ſeine Ehefrau in ihrer 
lage gegen die Maſſe auf Ausſonderung ihres eingebrachten 
ermögens und ihrer Pretioſen. Auch Suſanne Katharine 
f Klettenberg, die Seelenfreundin des jungen Dichters, 
ot in den Akten auf. Goethe vertrat fie in ihren Ver⸗ 
ilbbensangelegenheiten, wie auch nach ihrem Ableben 1774 
hre Erben. Aus den Prozeßſchriften ſeien nur zwei kleine 
charakteriſtiſche Stellen wiedergegeben: 

„Wenn großſprecheriſcher Eigendünkel das Urteil eines 
weiſen Richters beſtimmen und die gehäſſigſte Grobheit eine 
wohlbegründete Wahrheit umſtoßen könnte, ſo würde durch 
die letzte gegen mich eingereichte Schrifft meine Sache un⸗ 
widerruflich verloren ſein. Es iſt ſchwehr zu glauben, daß 
Partheyen ſich öfter unterftehen ſollten, Ew. Hoch. & Wohl⸗ 
geboren etc. ſolches Papier vorzulegen, das unverſchämteſte 
Unwahrheit, aufgebrachteſter Haß, ausgelaſſenſte Schmäh⸗ 
a um die Wette zur abſcheulichſten Mißgeburt gebildet 

aben.“ 

„Nachdem ſich die verhüllte tiefe Rechtsgelahrſamkeit 
lange Zeit in Geburtsſchmerzen gekrümmt, ſpringen ein 
paar lächerliche Mäuſe von Compendiendefinitionen hervor 
und zeugen von ihrer Mutter. Sie mögen lauffen!“ 
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Goethes Schriftſätze erreichen oft einen erheblichen Um⸗ 
fang. Sie enthalten wenig juriſtiſche Ausführungen. Wenn ſie 
auch den ſchwulſtigen Kurialſtil der ausgehenden Zopfzeit auf⸗ 
zeigen und abgeſehen vom Mangel weitläufiger Rechtsdeduk⸗ 
tionen ſich nicht allzuweit von Schriftſätzen gleichzeitiger Pro⸗ 
zeſſe entfernen, die häufig dicke gedruckte Folianten anfüllen, 
ſo weiſen ſie doch einen Ton reiner Menſchlichkeit auf. Sie 
verſuchen das an ſich Gerechte im Streite der Parteien auf⸗ 
zudecken. Sie zeigen das Temperament des Dichters des Götz, 
der das wahre Recht der gelehrten Jurisprudenz und den 
Sinn dem Buchſtaben des Geſetzes entgegenſtellen will. Wil⸗ 
helm Scherer findet in ſeiner Abhandlung „über Goethe als 
Rechtsanwalt“ in dem Schwung der Diktion, die ſich gegen 
die Pedanterie der Zunft wendet, „die ſtarke perſönliche Be⸗ 
teiligung, das erregte drangvolle Herz, die Abneigung gegen 
handwerksmäßigen Schnickſchnack“. Das handwerksmäßige Pro⸗ 
zeſſieren mit dem Inſtrument des gemeinen ſchriftlichen Pro⸗ 
zeſſes mußte allerdings das junge Weltkind zu einer Kritik 
führen, wie ſie im Götz gegeben iſt, wenn ſich Prozeßakten 
aus gleicher Zeit vorfinden wie ein Alimentationsprozeß Agri⸗ 
cola wider Senkenberg, in dem eine Dienſtmagd gegen ihren 
Dienſtherrn auf Alimentation ihres 1747 geborenen unehe⸗ 
lichen Kindes klagt, ein Prozeß, der nach faſt dreißigjähriger 
Dauer beim Tode der Kindesmutter 1776 noch nicht be⸗ 
endet war! 

Folgen wir im Kreiſe unſerer Betrachtung weiter den 
Spuren Goethes, ſo treffen wir im Zeitalter der Romantik 
auf Johann Friedrich Schloſſer, den Neffen Johann 
Georgs. Er war kurze Zeit als Anwalt auf öffentlich⸗recht⸗ 
lichem Gebiete tätig. Er übernahm dann die Vertretung einer 
Anzahl Frankfurter Bankiers in ihren Intereſſen beim Wiener 
Kongreß. Er gehörte mit Brentano und Willemer zum Kreiſe 
der Frankfurter Goethe⸗Verehrer. 1808 nach dem Tode der 
Frau Rat ordnete er im Auftrag Goethes ihren Nachlaß. 
Nach ſchwierigen Verhandlungen mit den Stadtbehörden ge⸗ 
lang es ihm, im Intereſſe Goethes den Immobilienbeſitz aus 
dem Nachlaß an ſich zu ziehen und die Entbindung Goethes 
vom Frankfurter Bürgerrecht zu erlangen. Den Gang der 
Verhandlung hat er in einer ausführlichen Denkſchrift nieder⸗ 
gelegt. Schloſſer war mit dem Freiherrn vom Stein, einer 
der Gründer der Monumenta Germaniae historica. Er zog 
ſich früh von den Geſchäften zurück, um ſeinen künſtleriſchen 
und literariſchen Intereſſen auf Stift Neuburg bei Heidel⸗ 
berg, dem Tempel der deutſchen Romantik, zu leben. Seiner 
Tradition, vor allem im Hinblick auf die Pflege deutſcher 
Geſchichte und Rechtsforſchung, folgte Ludwig H. Euler, 
der ſich 1835 in Frankfurt als Advokat niederließ. Er ent⸗ 
faltete eine reiche wiſſenſchaftliche Tätigkeit auf dem Gebiete 
der Erforſchung des Frankfurter und fränkiſchen Rechts. 1841 
edierte er das Werk von Thomas „Der Oberhof in Frank⸗ 
furt a. M. und das fränkiſche Recht in bezug auf denſel⸗ 
ben“. Seine Veröffentlichungen ſind überaus zahlreich. Zum 
10. Deutſchen Juriſtentag, der 1872 in Frankfurt ſtattfand, 
ſchrieb er als Feſtſchrift eine kurze Skizze der geſamten 
Frankfurter Rechtsgeſchichte. Er ſtarb nach 50jähriger an⸗ 
waltlicher Tätigkeit 1885. 

Die politiſche Bewegung, die zu Beginn der 30er Jahre 
des 19. Jahrhunderts einſetzte, fand naturgemäß in Frank⸗ 
furt, einem Mittelpunkt des jungen Deutſchlands, auch in der 
Anwaltſchaft ihre Vertreter. Einer der früheſten Verfechter 
der freiheitlichen und nationalen Reform war Friedrich 
Jucho. Er war in die Burſchenſchaftsbewegung verwickelt, 
nahm am Hambacher Feſt teil, wurde 1834 wegen hochver⸗ 
räteriſchen Beſtrebungen zu Zuchthausſtrafe verurteilt, dann 
aber vom Oberappellationsgericht zu Lübeck freigeſprochen. Er 
verfaßte gemeinſam mit feinem Amtskollegen Reinganum, 
dem Freunde Börnes, ein Reformprogramm. Er wurde 1848 
gegen Reinganum als Vertreter Frankfurts in die Pauls⸗ 
kirche gewählt, wo er ſich der gemäßigteren Richtung der 
Erbkaiſerpartei anſchloß. Er war der Schriftführer des Parla⸗ 
ments und nahm nach ſeiner Auflöſung deſſen Archiv in Ver⸗ 
wahrung. Er wollte es als Vermächtnis für glücklichere Zeiten 
bewahren, doch wurde es ihm auf Veranlaſſung des wieder⸗ 
erſtandenen Bundestages gewaltſam genommen. Nur das 
Original der Verfaſſungsurkunde hatte er zu Freunden nach 
England gerettet. Nach Errichtung des Reichs übergab er die 
Urkunde dem Reichstag zur Verwahrung, wo ſie nach Zei⸗ 
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tungsnachrichten in den jüngſten Tagen von frevler Hand 
entwendet wurde. 

Sein Gegner, Dr. Max Reinganum, war auf dem 
linken Flügel der Republikaner verblieben. Er ſetzte ſeine po⸗ 
litiſche Arbeit bei der Reform des Stadtregiments und ſpäter⸗ 
hin in der geſetzgebenden Verſammlung der Stadt fort. Er 
galt als bedeutender Juriſt und war lange Jahre hindurch 
der Konſulent der Handelskammer. 1848 der wirkungsvollſte 
Volksredner auf republikaniſcher Seite, rettete er den Fürſten 
Metternich vor der Volkswut, indem er ihn in ſeinem Hauſe 
verbarg. Als er 1878, achtzigjährig verſtarb, hieß es in 
ſeinem Nachruf: „Es ſtarb Max Reinganum, der Frankfurts 
Stolz war und der ſich mit Stolz Frankfurts Bürger nannte.“ 
Andere Mitglieder der Anwaltſchaft, die ſich in der ſtädtiſchen 
Politik, zumal bei der Reform der Verfaſſung betätigten, 
waren Dr. Carl Leopold Goldſchmidt, einer der bedeu⸗ 
tendſten Ziviljuriſten ſeiner Zeit, und Dr. Ludwig Braun⸗ 
fels. Letzterer war neben ſeinen Berufsgeſchäften auch lite⸗ 
rariſch tätig. Er war vor allem ein hervorragender Kenner 
der ſpaniſchen Literatur. Er begründete 1860 mit Leopold 
Sommermann und anderen die „Frankfurter Zeitung“, von 
der er ſich jedoch bald zurückzog. Er war lange Jahre der 
Konſulent des Bankhauſes von Erlanger Söhne, das in den 
50er und 60er Jahren zwar an Finanzkraft hinter dem Haufe 
Rothſchild zurückſtand, es aber namentlich in der Finanzie⸗ 
rung von Eiſenbahnen und Hypothekenbanken an Aktivität 
übertraf. Als Strafverteidiger war er vor allem in Preſſe⸗ 
prozeſſen tätig. Aufſehen erregte ſeine Verteidigung 1869 in 
einem Preſſeprozeß gegen die „Frankfurter Zeitung“, wobei 
er die Mißhandlung der Stadt bei der Annexion 1866 an den 
Pranger ſtellte. 

An charakteriſtiſchen Erſcheinungen dieſer Zeit möchten 
noch genannt ſein als Sachkenner des Handelsrechts Mal ß, 
der ſich als einer der Erſten mit dem Verſicherungsrecht ſchrift⸗ 
ſtelleriſch befaßte, als bedeutender Kenner des gemeinen Rechts 
der ſpätere Geheime Juſtizrat Salomon Fuld. Der Freund 
und tete Tiſchgenoſſe Schopenhauers war Dr. Mar⸗ 
tin Emden, von dem der Biograph Schopenhauers, Gwin⸗ 
ner, erzählt: „Am 3. Nov. 1858 ſtarb in Frankfurt a. M. 
Dr. Martin Emden, ein wohlhabender, lediger, jüdiſcher Advo⸗ 
kat, mit dem er ſeit ſeiner Überſiedlung nach Frankfurt Um⸗ 
gang gepflogen hatte und allmählich näher befreundet worden 
war. Emden ſtand ihm als juriſtiſcher Ratgeber treulich zur 
Seite und teilte ſeine muſikaliſchen Intereſſen. Die Tonkunſt 
war die einzige Muſe dieſes Junggeſellen, deſſen gutmütiger 
und kühler Pyrrhonismus ſich mit Schopenhauers Paradoxien 
leicht zurecht fand. Daher kam es, daß er von den älteren 
Frankfurter Tiſchgenoſſen Schopenhauers wohl der einzige 
war, mit dem dieſer ſich im Laufe der Zeit nicht überwarf.“ 

Nach dem Zuſammenbruch der Freiheitsbewegung des 
Jahres 1848 war in den 60er Jahren durch die Agitation 
Laſſalles und ſeine Reden in Frankfurt die ſozialiſtiſche Be⸗ 
wegung in ihren Anfängen entſtanden. Sie fand ihren tat⸗ 
kräftigen Förderer in einem Abkömmling eines Frankfurter 
Patriziergeſchlechts, dem Frankfurter Anwalt Dr. Johann 
Baptiſt von Schweitzer. Nach dem Tode Laſſalles wurde er 
zum Vorſitzenden des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins 
gewählt, ſchied jedoch infolge von Zwiſtigkeiten mit anderen 
Führern der Bewegung nach einigen Jahren aus. Er ſtarb 
1875 verbittert und wohl auch in ſeinen Beſtrebungen ver⸗ 
kannt in ſeinem Schweizer Exil. Die großen nationalen Feſte 
andererſeits, wie die Schillerfeier 1859 und das Deutſche 
Schützenfeſt von 1862, in denen die Freiheitsbewegung Deutſch⸗ 
lands ihren mächtigen, volkstümlichen Ausdruck fand, hatten 
zum Führer den populären Präſidenten der geſetzgebenden 
Verſammlung Dr. Sigismund Müller. 

Die Annexion durch Preußen 1866 brachte naturgemäß 
eine tiefgreifende Anderung der Verhältniſſe. Der bis dahin 
geſchloſſene Kreis der eingebürgerten Familien wurde ge⸗ 
ſprengt. Es ſetzte ein ſtarker Zuſtrom aus dem erweiterten 
Staatsgebilde ein. Die Überleitung in die neuen Verhältniſſe 
erfolgte nicht ohne Schwierigkeiten. Bei den Ausgleichsver⸗ 
handlungen mit Preußen machte ſich vor allem Dr. Carl 
Hamburger verdient. Er galt durch Jahrzehnte auf dem 
Gebiete der Kautelarjurisprudenz als der hervorragendſte An⸗ 
walt der Stadt. Er war mit Einführung der Reichsjuſtizgeſetze 
der erſte Vorſitzende des Kammervorſtandes. Mit und nach 
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ihm machten ſich in der Selbſtverwaltung der zur preußi ge" 
Kreisſtadt gewordenen Gemeinde verdient Neukirch, ag 
und Sohn, Friedleben, Vater und Sohn, Feſter, Pe 
hin Berthold Geiger, Fleſch und Holdheim. u 
unvergeſſene Erſcheinung ift Guſtav Adolf Humſer, de 
langjährige Vorſitzende der Stadtverordnetenverſammlung, in 
der er mit Jucho gemeinſam die Nationalliberale Fraktion 
gründete und für eine Verſöhnung mit den neuen Regierung?” 
gewalten wirkte — eine kernige Natur, voll trockenen Humor 
und kluger Lebenserfahrung. Als Strafverteidiger machte ſt 1 
neben Berthold Geiger über die Grenzen Frankfurts Eb ne 
bekannt, der die Stadt nach ihrer Eingliederung in den 1 
ßiſchen Staatsverband im Landtag vertrat. Er war nebe 
Holtzendorff der Verteidiger des Grafen Harry Arnim — 
deſſen berühmten, von Bismarck veranlaßten Strafprozeß. Ii 
ihrer Anwaltstätigkeit als Ziviljuriſten waren Dr. Getz en 
Dr. Moritz Hermann Baer geſchätzt, letzterer der bekam 
Frankfurter Buchhändlerfamilie entſtammend. Wiſſenſchaftlich 
zeichneten fich aus Liebmann, der Kommentator ei 
GmbcG., Paul Neumann, der gemeinſam mit AGR. Leb 
das noch geltende Frankfurter Privatrecht zur Darſtellung 
brachte und ſeine Quellen ſammelte, Holdheim, der = 
gründer der nach ihm benannten Monatsſchrift für Handel 5 
recht und Bankweſen, Fleſch auf dem Gebiete der Sozial 
politik, Kent auf dem des gewerblichen Rechtsſchutzes. 17 
dieſe Lifte der bedeutenderen Ziviljuriſten noch bis in 5. 
jüngſten Tage zu führen und würdig zu beſchließen, ſei 1 
des um die Jahreswende 1930 auf 1931 verſtorbenen 1 
Wertheim gedacht, den Wiſſen, Urteilskraft und impulfi 
Hingabe an fein Amt zum vorbildlichen Parteivertreter er 
hoben. Von den Lebenden zu ſprechen iſt mir verwehrt, nus 
der Senior der Frankfurter Anwaltſchaft, Geheimrat Henr!) 
Oswalt, muß in dieſer Chronik, fo flüchtig ſie auch ſei, 955 
nannt werden. Noch als Achtzigjähriger waltet er er 
Amtes in lebendigſter Friſche, nach einem fruchtbringende 
Wirken im öffentlichen Leben, im Anwaltsberuf und in wiſſen 
ſchaftlicher Arbeit, die ſich vor allem mit nationalökonomiſchen 
Problemen befaßt. 1 
Das große Kollegium der Frankfurter Auwaltſchaft ha 
wie andere im Weltkrieg zahlreiche Opfer beklagen müſſen 
Es kann hier nur weniger gedacht werden: aus der 1 
der Alteren des Juſtizrats Fritz Berg, der einer Fran 
furter Juriſtenfamilie entſtammend, durch Begabung u ve 
Tatkraft in der vorderſten Reihe feiner Kollegen ſtand, wis 
aus der Jugend, Dr. Alfred Geigers, ein Sohn Bertho, 
Geigers, in der gewinnenden Art ſeines liebenswürdige 
Charakters vielleicht der beliebteſte der jungen Kollegen. * 
Eine Vereinigung mit dem Richterſtand findet die An 
waltſchaft in der „Juriſtiſchen Geſellſchaft“. Sie wurde 1 
von den Anwälten Dr. Salomon Fuld, Dr. Max Reinganut 
und Dr. Mali gemeinſam mit dem Stadtgerichtsrat Gwinne. 
begründet, um einerſeits das alte Frankfurter Recht weiter 15 
pflegen und andererſeits die Einführung in die neuen Re 4, 
verhältniſſe durch gemeinſame Vorträge und Beſprechungen 5 
erleichtern. Sie gab als Zeitſchrift die „Frankfurter Run 
ſchau“ heraus, die bis in die jüngſte Zeit erſchien und eim 
Sammlung aller wichtigen Entſcheidungen aus dem 711 
furter Rechtsgebiet abgab. Eine Standesvereinigung bild r 
ſich 1889 in dem „Frankfurter Anwaltsverein“, der hau 1 
ſächlich auf Veranlaſſung von Berthold Geiger und jüngere 
Anwälte in einer gewiſſen Oppoſitionsſtellung gegen den 1 
mals, wie vielleicht immer „überalterten“ Kammervorſtan. 
begründet wurde. Aber die Jungen wurden mit jedem ah 
älter und die Gegenſätze waren ausgeglichen, bevor noch des 
Vorſtand des Anwaltsvereins das Alter der Mitglieder 
Kammervorſtands erreicht hatte. Der Verein gab vor et 
unter der Führung von Dr. Ernſt Auerbach, deſſen Ar 15 
für die Intereſſen der geſamten deutſchen Anwaltſchaft hi 
nicht geſchildert zu werden braucht, vielſeitige Anregung wi 
iſt auch heute der lebendige Mittelpunkt des Frankfurter Ko 5 
legiums. Unter feinen. Einrichtungen fei vor allem die Ja 
ſchule für Bürbangeſtellte erwähnt, die einen fachlich aus A 
bildeten Nachwuchs für die Gehilfenſchaft gewährleiſtet. . 
Ausbau hat der im April 1931 verſtorbene, pädagogif ben 
vorragend begabte Kollege Philipp Rothbart als eine Lebens 
aufgabe angeſehen, der er ſich mit vorbildlichem Idealismus 
gewidmet hat. Die Namen der Vorſitzenden des Kammervor⸗ 
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ſtandes, die ſeit 1879 dieſes Amt bekleideten, Hamburger, 
um ſer, Geiger, Friedleben, Sternau bezeichnen 
‚er Stellung gemäß diejenigen, die des erſten Vertrauens 
der Amtsgenoſſen würdig waren. 
An inen neuen wiſſenſchaftlichen Antrieb hat die Frankfurter 
unten iſchaft durch die Univerſitätsgründung erhalten, die 1914 
R ter tätiger Mitwirkung mehrerer Kollegen erfolgte. Eine 
. von Anwälten gehört dem Lehrkörper als Honorar⸗ 
ni efforen und Privatdozenten an. Die Univerſität jucht da⸗ 
“ ein Verſprechen einzulöſen, das ſchon bei der Begrün⸗ 
Muß der Akademie für Sozial⸗ und Handelswiſſenſchaft, der 
ütteranſtalt der Univerſität, gegeben wurde: eine engere 


> 


Verbindung von Wiſſenſchaft und Praxis herzuſtellen, die 
dem Studenten einen unmittelbareren Einblick in ſein künf⸗ 
tiges Wirkungsgebiet verſchafft. 

Die kleine Skizze zeigt vielleicht, daß die Frankfurter 
Anwaltſchaft durch die Jahrhunderte hindurch in ihrer Ver⸗ 
bundenheit mit dem Leben der Wirtſchaft, der Politik, der 
Wiſſenſchaft, wie der ſchönen Künſte ihrer Väter gerne ge⸗ 
denken darf. Möge ihr das nicht nur zum Ruhme, ſondern 
auch zur Verpflichtung gereichen, auf daß ſie ſich durch die 
Zeiten der Not in ihrer Selbſtändigkeit und Freiheit und in 
lauterer Wahrung ihres Amtes erhalte, ſich ſelbſt zum Nutzen 
und der Allgemeinheit zum Beſten. 


der Schutz gegen Rund funkſtörungen im Lichte der deutſchen Rechtſprechung“). 


Von Reichsgexichtsrat Dr. H. Schack, Leipzig. 


lu Trotz des bedeutſamen Aufſchwungs, den die Entwicke⸗ 

ng des Rundfunks genommen hat, iſt der Streit um den 
be tsſchutz gegen die — insbeſ. von Starkſtromgeräten aus⸗ 
Syenben — Rundfunkſtörungen in letzter Zeit mit neuer 
deftigkeit entbrannt. Faſt will es ſcheinen, als müßte der 
undfunk, wie es auch anderen techniſchen Errungenſchaften 
er Neuzeit ergangen iſt, ſein Lebensrecht erſt in hartem 
Ins ie ertrotzen. Aber ſchon die bisherige Rechtſprechung 
best unſchwer vorausſehen, daß der Rundfunk den Kampf 
„Kehen wird. In zahlreichen Erkenntniſſen iſt das Recht des 
ſäandfunkteilnehmers auf ungeſtörten Empfang bereits grund⸗ 
= ich anerkannt. Nur in wenigen Fällen, die zum Teil noch 
dia ungewöhnlich lagen, iſt dem geſtörten Funkempfänger 
A Unterlaſſungsklage verſagt worden. Die Hauptgeſichts⸗ 
ae, die für die Rechtſprechung maßgebend find, ſeien in 
Atze beſprochen. 


I. Elektrizitätsſonderrecht. 


25 Umſtritten iſt, ob die Vorſchrift des $ 23 Fernm Anl. 
d. Faſſ. der Bek. v. 14. Jan. 1928 (RG Bl. I, 8) eine ſonder⸗ 
geſetzliche und ausſchließliche Regelung enthält) oder ob und 
ieweit daneben die Vorſchriften des BGB. auf Störungen 
Rundfunkempfangs Anwendung finden ?). 
1 Was 8 23 FernmAnlG. beſtimmt, war — abgeſehen von 
der Einbeziehung der Funkanlagen — Rechtens ſchon ſeit 
Jahrzehnten (5 12 Tel®. v. 6. April 1892 [R Vi. 467)). 
ie Vorſchrift betrifft die Rechtsverhältniſſe zuſammentreffen⸗ 
B Stromleitungen. Sie ſetzt voraus, daß eine Störung des 
u dieb der einen Leitung durch die andere eingetreten oder 
Mzbefürchten iſt. In dieſem Falle ſollen die Anlagen nach 
kglichkeit jo ausgeführt werden, daß fie ſich nicht ſtörend 
ber ufluſſen, und zwar ſoll dies geſchehen auf Koſten deſſen, 


u 


des 


An ie Störung oder die Störungsgefahr „durch eine ſpätere 
beflage oder doch eine ſpäter eintretende Anderung ſeiner 
ſtehenden Anlage veranlaßt“. Es iſt nicht anzunehmen, daß 
rech, Erlaſſe dieſer Beſtimmung an die Regelung nachbar⸗ 
echtlicher Beziehungen gedacht worden iſt. Sie trifft ja 


funk ) Hauptſchriften: Neugebauer, Fernmelderecht mit Rund⸗ 
is dt, 3. Aufl. 1929, ArchFunkR. 1931, 413 ff. und Sonderheft 2 
don N), ſowie die von ihm bezeichneten Arbeiten, insbeſ. i. d. JW. : 
187 Meisner (1927, 82), Grave (1930, 1905) und Eifer (1931, 
dar.) und im ArchFunkR.: von Runkel (1928, 316), Pincus 
105 360, 644 und 1931, 449 und Sonderheft 1 [1930], 109), Marx 
199 9,63), Engländer (1929, 74), Joſef (daſ. 115, 397, 516 und 
880, 31), Neuert (1930, 17), Harder (daſ. 378). Ferner 
iehdere Der privatrechtliche Schutz der Funkanlagen und ihres Be⸗ 
6088, Königsberg 1930; Pinzger: Dg. 1931, 331; Pridat⸗ 
eben bs, Hörerrecht, Berlin 1931; Pincus, Der Rechtsſchutz 
0 en Rundfunkſtörungen, Berlin 1931; Lange, Die Rundfunk⸗ 
rung im geltenden Recht, 1932. 

Sch ) So insbeſ. AG. Bamberg v. 22. und 28. Mai 1931; LG. 
S; Merin: Pridat⸗Guzatis ©. 86, 87, 95; LG. I Berlin v. 
80 Sept. 1931 daf. S. 128, ArchFunkR. 1932, 106 — 23. 1931, 1410; 
b „Hamburg v. 20. Okt. 1931: ArchFunkR. 1932, 116; LG. Liegnitz 
20. Okt. 1931 daſ. S. 118. 

U ) So 26. Osnabrück v. 24. Juli 1929: Arch Funleht. 1929, 660; 
d Karlsruhe v. 4. Dez. 1929: ArchFunkR. 1930, 150; LG. Deſſau 
1 10. Dez. 1930: ArchFunkR. 1931, 215; AG. Neukirchen v. 
br März 1931 das. S. 315; LG. München v. 10. Febr. 1931: 


didat⸗Guzatis S. 68 u.a. 


ebenſowohl den Fall, daß die Leitungen ſich von verſchie⸗ 
denen Grundſtücken aus beeinfluſſen, wie den, daß ſie ſich 
auf demſelben Grundſtück befinden. Zur damaligen Zeit war 
die allgemeine Rechtslage unſicher, unüberſichtlich und für das 
ganze Geltungsgebiet nicht einheitlich. Schon deshalb wäre 
eher als an eine allgemeine ausſchließliche Regelung daran 
zu denken, daß der Geſetzgeber nur einen beſtimmten Sach⸗ 
verhalt, der ihm beſonders wichtig erſchien, abſchließend hat 
regeln, darüber hinaus aber das allgemeine bürgerliche Recht 
hat entſcheidend ſein laſſen wollen. Die — durch viele „Miß⸗ 
verſtändniſſe und Verwirrungen“) gekennzeichneten — Reichs⸗ 
tagsverhandlungen geben darüber keinen zuverläſſigen Auf⸗ 
ſchluß. Um Zweck und Bedeutung der Vorſchrift richtig zu 
ermeſſen, muß man die Art der Regelung ins Auge faſſen, 
die nach langem Hin und Her Geſetz geworden iſt. 

Danach genügt ſchon die Gefahr einer Störung, um 
einen Anſpruch der älteren Anlage zu begründen (Gefähr⸗ 
dungshaftung). Der Anſpruch entſteht unabhängig von einem 
Verſchulden, ja ſelbſt ohne Rückſicht auf gegenſtändliche Rechts⸗ 
widrigkeit (Verurſachungshaftung), während der bürgerlich⸗ 
rechtliche Störungsanſpruch in jedem Falle einen rechts⸗ 
widrigen Eingriff des Störers in fremde Rechte vorausſetzt. 
Der Anſpruch aus § 23 Fernmilnl®., beſchränkt auf den 
Fall der „Priorität“, hat nur die ſtörungsfreie Einrichtung 
der Anlagen auf Koſten der jüngeren zum Ziele (Grundſatz 
des zeitlichen Vorrangs). Es handelt ſich alſo um einen Tat⸗ 
beſtand, der gefliſſentlich die Grenzen nachbarrechtlicher Rege⸗ 
lung erheblich überſchreitet, im Grunde genommen mit Nach⸗ 
barrecht nichts gemein hat. Eine Sonderheit liegt auch darin, 
daß der an ſich ſchon begrenzte Rechtsſchutz zugunſten der 
älteren und damit bevorzugten Anlage noch weiter dadurch 
eingeengt iſt, daß die Ausführungspflicht auf das Maß des 
(techniſch und wirtſchaftlich) Möglichen ausdrücklich beſchränkt 
wird (Möglichkeitsklauſel). Zuzugeben ift, daß der Vorſchrift 
des § 23 FernmAnl®. auf dem von ihr geregelten Ge⸗ 
biete eine ausſchließliche Bedeutung zukommt. Dies hat auch 
das RG. in der bekannten Entſch. v. 23. Juni 1902 (RG. 
52, 63) angenommen, auf die ſich die Gegner der Anwend⸗ 
barkeit der bürgerlich⸗ rechtlichen Beſtimmungen über Eigen⸗ 
tums⸗ und Beſitzſchutz gern berufen. Wo liegen aber die 
Grenzen dieſer Sonderregelung? Ihre Eigenart beruht nicht 
auf dem Grundſatz der Gefährdung; denn auch nach allge⸗ 
meinem bürgerlichen Recht kann ein ernſtlich drohender erſt⸗ 
maliger Eingriff in geſchützte Rechte zur Begründung der 
Unterlaſſungsklage genügen). Ihre Eigenart liegt auch nicht 
darin, daß dem Störer kein Verſchulden nachgewieſen zu 
werden braucht: denn auch nach BGB. iſt weder der zur 
abwehrenden Eigentums⸗ (Beſitz⸗) Störungsklage noch zur 
vorbeugenden Unterlaffungstlage aus unerlaubter Handlung 
ein Verſchulden des Störers notwendig. Nur der Mangel 
der Rechtswidrigkeit des die Störung bewirkenden Verhaltens 
kann den Geſichtspunkt liefern, der für die Abgrenzung der 
ausſchließlichen Regelung maßgebend iſt. Was jenſeits der 
Grenze liegt, iſt bürgerliches Unrecht. Die aus dieſem ſich 
ergebenden Rechtsfolgen werden von der Sonderregelung nicht 
erfaßt. Inſoweit greifen die Vorſchriften des BGB. ein. 


3) Stephan: RTDruchſ. 1892 S. 4402, Sitz. v. 26. Febr. 1892. 
4) RG. 101, 335, 339. 
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Auch die jüngere Anlage ift nicht gehindert, ſofern ihre Stö⸗ 
rung auf rechtswidriger Einwirkung in fremdes Eigentums⸗ 
(Beſitz⸗) Recht beruht, ſich der Abwehrbehelfe zu bedienen, die 
nach dem BGB. zu Gebote ſtehen. Soweit aber dem Störer 
eine derartige Rechtsverletzung gegenüber der geſtörten An⸗ 
lage nicht nachzuweiſen ift, kann ein Rechtsſchutz ausſchließlich 
aus 5 23 FernmAnlG. und nur unter den Vorausſetzungen 
dieſer Vorſchrift, insbeſ. nur zugunſten der älteren Anlage, 
in Anſpruch genommen werden. 

Zu Unrecht hat man ſich, um eine weitergehende Aus⸗ 
ſchließlichkeit der Sonderregelung zu begründen, auf die be⸗ 
zeichnete RGeEntſch. (RG. 52, 63) berufen. Damals hat das 
RG. dem Inhaber einer 1893 eingerichteten Fernſprechleitung, 
die durch den ſeit 1899 beſtehenden elektriſchen Betrieb einer 
Straßenbahn geſtört wurde, den Anſpruch auf Erſatz des 
Mehrbetrags an laufenden Unterhaltskoſten aberkannt, der 
ihm durch den Umbau der Fernſprechanlage für die Zukunft 
entſtand. Das RG. ſagt (S. 69) zutreffend, die Rechts⸗ 
verhältniſſe zuſammentreffender elektriſcher Anlagen ſeien hin⸗ 
ſichtlich der gegenſeitigen Einwirkungen „in beſtimmter 
Richtung“ ſondergeſetzlich und inſoweit ausſchließend ge⸗ 
regelt, womit es auf die Grenzen dieſer Sonderregelung ab⸗ 
zielt, und wird vollends deutlich durch den Hinweis, daß 
es (im entſchiedenen Falle) ſchon an der Vorausſetzung eines 
rechtswidrigen Eingriffs fehle (vgl. auch RG. 81, 216, 
221 JW. 1913, 374). Übrigens hat es die Frage der Zu⸗ 
läſſigkeit einer „negatoriſchen Klage“ in derſelben Entſchei⸗ 
dung offen gelaſſen. 

Wollte man einwenden, es ſei ſchon rechtswidrig, daß 
der Inhaber der jüngeren Anlage dieſe ohne Anbringung 
von Schutzvorkehrungen überhaupt einrichte und damit eine 
Störungsgefahr für die ältere Anlage begründe, ſo wäre ent⸗ 
gegenzuhalten, daß es ſich inſoweit um ein andersgeartetes 
Unrecht handelt, als ein widerrechtliches Verhalten, das der 
Geſetzgeber mit der abwehrenden Eigentums⸗ (Beſitzſtörungs⸗ 
Klage (88 1004, 862 BGB.) treffen will. Denn hierbei 
dreht es ſich um den Schutz des Grundſtückseigentümers 
(Raumbeſitzers) gegen unerlaubte Eingriffe in fein grund⸗ 
ſätzlich freies und ausſchließliches Betätigungsrecht. Will aber 
$ 23 FernmAnlcg. den ungeſtörten Betrieb einer elektri⸗ 
ſchen Anlage durch eine andere ſicherſtellen, ſo geſchieht es 
ohne Rückſicht auf etwaige Eigentums⸗ und Beſitzrechte, deren 
Schutz ſchon anderweit gewährleiſtet iſt. Auch bei ſolcher Auf⸗ 
faſſung wäre eine andere Begrenzung der Ausſchließlichkeit 
des 8 23 FernumAnlG. nicht möglich. 

Den weitergehenden Schutzbeſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts, die eine rechtswidrige Einwirkung in fremdes 
Eigentum (Raumbeſitz) vorausſetzen, ſteht die auf einen be⸗ 
ſonderen, nicht nachbarrechtlichen Tatbeſtand abgeſtellte Son⸗ 
dervorſchrift des 8 23 FernmAnl®. nicht entgegen. Erheb⸗ 
liche praktiſche Bedeutung wird ihr angeſichts der ihre An⸗ 
wendbarkeit ſtark beſchränkenden Vorausſetzungen (Grund⸗ 
ſatz des zeitlichen Vorrangs, Möglichkeitsklauſel) ohnehin nicht 
zukommen, zumal das Geſetz an den vorausgeſetzten Tat⸗ 
beſtand eine eng umriſſene Rechtsfolge geknüpft hat. Denn 
es ſtellt dem geſtörten Rundfunkteilnehmer einen allgemeinen 
Unterlaſſungsanſpruch unmittelbar nicht zur Verfügung, ver⸗ 
weiſt ihn vielmehr auf die Geltendmachung eines Anſpruchs, 
der die ſtörungsfreie Ausführung der Anlagen auf Koſten der 
jüngeren zum Ziele hat. 


II. Nachbarrecht. 

Mit Recht hat demnach die bisherige Rechtſprechung in 
ihrem überwiegenden Teile) die Anwendbarkeit der Vorſchrif⸗ 
ten der 88 906, 1004, 862, 865 BGB. zur Abwehr von 
Rundfunkſtörungen grundſätzlich angenommen. Die Einwen⸗ 
dungen, die dagegen neuerdings erhoben worden ſind, hat 
Neugebauer) mit überzeugenden Gründen widerlegt. Un⸗ 
haltbar iſt insbeſ. die Annahme, elektriſche Wellen könnten 


5) Vgl. insbeſ. die Eutſch. der LG. Osnabrück v. 24. Juli 1929, 
Stargard v. 5. Juni 1930, Berlin I v. 7. Nov. 1930, Deſſau v. 
10. Dez. 1930, Dresden v. 28. Jan. 1931, München v. 10. Febr. 1931, 
Kempten v. 19. Juni 1931, Schneidemühl v. 5. Aug. 1931, Göttingen 
v. 9. Nov. 1931 und vieler AG.: Arch Funkgk. 1929, 657, 660; 1930, 
150, 264, 502; 1931, 220, 311,312, 315; 1932, 120; bei Pridat⸗ 
Guzatis S. 22ff., 126 ff. 

6) Arch Funk. Sonderheft 2 und 1931, 413 ff. 
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keine Eigentumsſtörungen im Rechtsſinne fein, weil fie bee 
lich nicht unmittelbar wahrgenommen werden. Das I 
(8 906 BOB.) hat nur die hauptſächlichſten Beiſpiele n. 
Hinüberwirkung („Immiſſion von Imponderabilien tens 
führen, die weitere Entwicklung des leitenden Gedanke 
aber der Rechtsanwendung überlaſſen wollen (Mot. 7 
264 f). Den Gegenſat zu der von der Rechtſprechung a 
auch im Schrifttum als erforderlich gehaltenen Wahrnehm zich 
keit der Einwirkung bildet die vom RG. abgelehnte, nde 
lediglich in Einwirkungen auf das Gefühlsleben äußer N 
„immaterielle oder ideelle Immiſſion“ ). Nicht aber iſt vie 
unterſcheiden zwiſchen ftörenden Einwirkungen, die — en 
Licht⸗ und Wärmewellen — mit den natürlichen menschliche 
Sinneswerkzeugen allein wahrgenommen werden können, fh 
ſolchen, bei denen eine unmittelbare Wahrnehmbarkeit nent 
beſteht (elektriſche Wellen). Sinnliche Wahrnehmbarkeit we 
auch dann vor, wenn erſt durch Vermittlung befonderer © 1 
richtungen in den Empfangsanlagen die durch die Einwirken 
verurſachten ſtörenden Geräuſche wahrgenommen werden Fön 19 
Nach ſtändiger Rſpr. des RG. genügt es für die Anwenden 
des 5 1004 Be B. wenn die Tätigkeit des Störers eie 
Zuſtand geſchaffen hat, der, wenn auch nur mitwirkend, gr 
die Einwirkung verurſachende Wirken der Naturkräfte ich 
möglicht hat (Ach. 127, 29, 34 JW. 1930, 1208). Ole 
viel wie die Entſtehung der Rundfunkſtörungen im einzel 7 
zu erklären iſt, rechtlich kann es nur auf die unbeſtreithef, 
Tatſache ankommen, daß die Auswirkung der von den gel 
ſtromgeräten ausgehenden Einflüſſe (Schwingungen ellen 
triſcher Ausſtrahlungen) in der Empfangsanlage des N 
funkteilnehmers ſelbſt ſich ſtörend bemerkbar macht. Sue 
zwingenden Naturgeſetzen pflanzen fie ſich durch den L * 
raum fort, um endlich in der Empfangsanlage ihren ſtören 5 
den Einfluß auszuwirken. Der natürliche und rechtliche Fes 
ſammenhang kann nicht bezweifelt werden. Die Störung 60 
Betriebs der Empfangsanlage ſchließt eine Beeinträchtigun⸗ 
der Grundſtücksbenutzung notwendig in ſich. Was der Mann 
funkteilnehmer ſelbſt dazu tut, daß die ſtörende Einwirku 
bemerklich werden kann, iſt nichts als die gewöhnliche, 03 
Rechte entſprechende Ausübung feines Eigentums 6 
BGB.). Ob der Geſetzgeber bei Erlaß der einſchlägigen Ba, 
ſchriſten (59 903, 900 BG 8 an eine derartige Veeinſlo 
fung „gedacht“ hat, iſt gleichgültig. Den Grundgedanken, 1 
Geſetzes gilt es unter Rückſicht auf die neuentſtandenen 1 
hältniffe fortzubilden. Dem gegen ſolche Störungen guet 
Funkteilnehmer ift die Klage aus § 1004 BGB., ſofer 
ſeine Anlage in Ordnung iſt und ihrer Beſtimmung gen 
benutzt wird, nicht zu verſagen. Selbſt wenn ſich erweiſ 
ließe, daß die Sendewellen ſchon vor ihrem Eindringen en 
die Empfangsanlage durch die Störwellen verändert werden, 
wäre eine andere Beurteilung nicht möglich, weil die von che 
Anlage des Störers nach deſſen Willen ausgehende natürlich, 
Wirkung ſich bis in die Empfangsanlage hinein fortpflang 
und dort mit naturgeſetzlicher Notwendigkeit die Störll 
auslöſt. ine 
Soll, gemeſſen nach einem ſachlichen Maßſtab, 1 
weſentliche Störung der Grundſtücksbenutzung augenomme, 
werden können, ſo muß die regelmäßige Benutzung, und berg 
in erheblicher Weiſe beeinträchtigt fein (Mot. III, 267 f.). — 
der Abgrenzung des danach noch zuläſſigen Maßes hat m. 
zur Entſcheidung berufene Richter einen gewiſſen Spielrau n 
Bei der Allgemeinbedeutung des Rundfunks im geiſtigol⸗ 
wiſſenſchaftlichen und wirtſchaftlichen Leben des ganzen = 
kes, die heute gewiß keiner Begründung mehr bedarf, wi 


ede 
vielleicht von beſonderen Ausnahmefällen abgeſehen, ein. 
Störung des Funkempfangs als weſentlich anzusehen ber 


Es iſt zu beachten, daß die Zulaſſung von Einwirkungen 905 
die Grundſtücksgrenze dem grundſätzlichen Verbote ( el⸗ 
BGB.) gegenüber die Ausnahme bildet. Was die Aga 
mäßigkeit der Benutzung anlangt, fo kann nicht den Ausſchlus 
geben, daß gerade auf Grundſtücken der fraglichen Art Ga 
fangsanlagen regelmäßig angewendet werden. Vielmehr jeder 
bei der jetzigen Allgemeingebräuchlichkeit des Rundfunks if 
Grundſtücksbeſitzer, ſelbſt im fernſten Dorf, Anſpruch dar 


5) NG. 50, 225, 228; 57, 239 f.; 76, 130 ff.; LG. u 
mühl b. 5. Aug. 1931: Pridat⸗Guzatis S. 99 und bei N 
gebauer: ArchFunkR. 1931, 435 Fußn. 77. 
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zaueben dürfen, die Einrichtung auch für ſeine Zwecke nutzbar 

er machen und in ihrer Benutzung ungeftört zu bleiben, ſelbſt 

zenn fie in der fraglichen Gegend oder Ortslage bisher nicht 
er nur wenig eingeführt war. 

äh Am umſtrittenſten ift immer noch die Frage der Orts⸗ 
lichkeit (8 906 BGB.). Hier ſoll dem von der Reichs⸗ 


dundfunt⸗Gmbid und der Deutihen Studiengeſellſchaft für 
fankrecht veranſtalteten Preisausſchreiben (Arch Funk. 1932, 


5 nicht vorgegriffen werden. Nur dies ſei geſagt: 
fer Neue Zeiten, neue Sitten! Die Fortſchritte der Technik 
leloſt bringen es mit ſich, daß die Bedürfniſſe des Lebens 
Bi damit auch die Anſchauungen ſich ändern, die das Zu⸗ 
erf menleben der Menſchen beeinfluſſen. Was die gute Sitte 
ort und was üblich ift, läßt ſich nicht nach den Ver⸗ 
if niſſen der Vergangenheit bemeſſen. Die Ortsüblichkeit 
Int ein ſtarrer Begriff, vielmehr dem Wandel der Zeiten 
ſterworfen e). Was uns, der Mehrheit der Bewohner und 
und eigentümer einer beſtimmten Gegend, heute als gut 
1 löblich, als erträglich und zumutbar erſcheint, iſt es 
zorgen vielleicht nicht mehr. Die Fortſchritte und Bedürf⸗ 
ſſe der Gegenwart und damit die durch ſie beſtimmten 
kalſchauungen der beteiligten Bevölkerungskreiſe, regeln ſelbſt⸗ 
Us das — für den Richter maßgebliche — Maß des 
lichen. Selbſtverſtändlich kann es auch hierbei nur auf eine 
* auungsweiſe ankommen, die der „aller billig und ge⸗ 
15. Denkenden“ entſpricht, und die gegenſeitigen Rückſichten 
wi außer acht läßt, die das Zuſammenleben der Menſchen 
De Hinblick auf ihre ſchützenswerten Belangniſſe erfordert. 
Ser Satz, daß die Frage der Ortsüblichkeit eine „Frage des 
uns, nicht des Sollens“ ſeis), iſt mit den Grund⸗ 
ben neuzeitlicher Rechtſprechung unvereinbar 10). 
fu Die über die Eigentumsgrenze hinüberwirkenden Beein⸗ 
beſſungen mögen früher — nach $ 906 BGB. ausnahms⸗ 
ſtörte — zuläſſig geweſen ſein, weil und ſolange ſie als 
fl rend nicht wahrgenommen wurden. Von ſelbſt verwandelt 
lich die nur ausnahmsweiſe bewilligte Zuläſſigkeit in rechk⸗ 
5 97 Unrecht von dem Zeitpunkte an, wo die Einwirkungen 
50 olge des eingetretenen Wandels in den allgemeinen Ver⸗ 
mütniſſen vom Eigentümer als ſtörend empfunden werden 
„fen und ihm nach den nunmehr beſtehenden Bedürfniſſen 
15 herrſchenden Anſchauungen billigerweiſe nicht mehr zu⸗ 
* werden können. Der Einwand, daß es immer ſchon 
9 ich geweſen und jetzt noch üblich ſei, ſchwingungserzeugende 
Araftgeräte zu benutzen, iſt demgegenüber bedeutungslos. 
dart, die Belangniſſe des Inhabers ſolcher Einrichtungen 
diefen doch nicht gänzlich außer Betracht bleiben. Es iſt 
„ehr zu prüfen, ob er nicht ohne unerträgliche Aufwen⸗ 


1 
a 


gen in der Lage ift, feine Geräte fo einzurichten, daß 
babrungen des Funkempfanges vermieden werden. Brauch⸗ 
PR Entſtörungsvorrichtungen, die dieſen Zweck erfüllen, 
"Sen zur Verfügung. Daß ihre Anwendung nennenswerte 
In unzumutbare Gefahren mit ſich bringe, iſt unerwieſen. 
In der Rechtſprechung iſt der Grundſatz anerkannt, daß einem 
teitriebsunternehmer die Verpflichtung obliegt, ſeinen Be⸗ 
— 85 entſprechend den Erfahrungen der Technik ſo einzu⸗ 
. daß Schädigungen Dritter nach Möglichkeit ausge⸗ 
gloſſen ſind u). Daß bei ſolcher Rückſicht das öffentliche 
10 Ü oder weſentliche Belange allgemeiner Art nicht ver⸗ 
etzt werden dürfen, verſteht ſich von ſelbſt r). Unter den 
Autigen Lebensverhältniſſen muß bei billiger Rückſichtnahme 


he 3) „Auch iſt die Üblichkeit ein einigermaßen beweglicher Regulator, 
S ud mit den veränderten Verhältniſſen ſelbſt verändert“ (Mot. III 
267). 
e) LG. 1 Berlin: Arch FunkR. 1932, 106, 113. 
fi 2) Die für die Ortsüblichkeit maßgebenden Anſchauungen haben 
Nu übrigens ſelbſt in den Kreiſen der „Störer“ längſt zugunſten des 
hu ofunka gewandelt. Dies ergibt ſich daraus, daß viele Prozeſſe 
Eni Anbringung von Störſchutzmitteln ſeitens der Störer vor der 
S ſcheidung ſachlich beendigt worden ſind (Pridat⸗Guzatis 
0 3, 47, 48, 56 f., 59), daß es in zahlloſen Fällen dem vermitteln⸗ 
92 Eingreifen der Funkhilfe gelungen iſt, die Störer zu Abhilfe⸗ 
5 önahmen zu bewegen, daß zahlreiche Kirchenverwaltungen angeordnet 
Fu bn. 15 elektriſchen Glockengeläute ſtörfrei einzurichten uſw. (f. u. 


11) RG. 105, 213, 218. 

12) Hinſichtlich der Störungen durch elektriſche Straßenbahnen 
Lift: ArchdunkR. 1931, 110. Viele Straßenbahngeſellchaften 
n ſich auf rundfunkſtörungsfreien Betrieb ſchon umgeſtellt. 


dgl. 
habe 


auf die beiderſeitigen Belangniſſe verlangt werden können, 
daß der Rundfunkſtörer die Störungen unterlaſſe, wenn — 
und dies iſt regelmäßig der Fall — ſie durch Maßnahmen 
verhindert werden können, die ſeinen Betrieb nicht beſonders 
erſchweren und nicht mit ungewöhnlich hohen Koſten ver⸗ 
bunden ſind 16). Dieſen zutreffenden Standpunkt hat die 
Rechtſprechung in den meiſten Fällen eingenommen. Bei der 
Bemeſſung des dem Störer zuzumutenden Aufwendungs⸗ 
betrags iſt zu bedenken, daß grundſätzlich jede Einwirkung 
auf das Nachbargrundſtück rechtswidrig iſt und grundſätzlich 
der Störer Opfer bringen muß, um eine Schädigung ſeines 
Nachbarn zu verhüten. 

8 906 BGB. iſt nicht anwendbar, wenn die Störung 
von einer Einrichtung ausgeht, die ſich mit der geſtörten 
Empfangsanlage auf demſelben Grundſtück befindet (RG. 81, 
225 — ZW. 1913, 374). Ebenſo verſagt der Eigentumsſchutz 
(8 1004 BGB.), wenn der geſtörte Funkteilnehmer nicht 
Eigentümer des Grundſtücks iſt, auf dem ſich ſeine Anlage 
befindet. Hier können ihm als Inhaber des Raumes, worin 
der Empfang ſtattfindet, die Vorſchriften der 98 862, 858 
helfen (RG. 59, 328). Vorausſetzung iſt auch hierbei die 
Rechtswidrigkeit der Einwirkung, die ſich nach $ 906 BGB. 
beſtimmt (RG. 105, 213, 215 f.). Daß der Beſitzſchutz nicht 
verſagt, iſt auch in der Rechtſprechung zutreffend an⸗ 
erkannt 1416). 


III. Unerlaubte Handlungen. 


Dem geſtörten Rundfunkteilnehmer kommt zu ſtatten, 
daß die vorbeugende Unterlaſſungsklage aus unerlaubter 
Handlung (8 823 Abſ. 1 und 2 BGB.) nur einen gegen⸗ 
ſtändlichen widerrechtlichen Eingriff in das geſchützte Recht 
oder Rechtsgut, aber kein Verſchulden vorausſetzt. Wenn 
allerdings das Schutzgeſetz — wie § 19 FernmAnlGG. — 
abſichtliche Störung erfordert, fo wird 16) der gegenſtänd⸗ 
liche Tatbeſtand vom perſönlichen nicht zu löſen, die vor⸗ 
beugende Unterlaſſungsklage alſo nur zuzulaſſen ſein, wenn 
der Tatbeſtand der unerlaubten Handlung auch in der per⸗ 
ſönlichen Hinſicht in der Vergangenheit erfüllt war. Als 
Schutzgeſetze (S 823 Abſ. 2 BGB.) können Polizeiverord⸗ 
nungen in Betracht kommen, die zum Schutze des Rundfunk⸗ 
empfangs gültig ) erlaſſen find oder erlaſſen werden; nicht 
dagegen die dieſem Zwecke dienenden Anordnungen, die von 
zahlreichen Gemeindebehörden in die Stromlieferungsbedin⸗ 
gungen ihrer techniſchen Werke aufgenommen worden find 18). 
Soweit es ſich um Störungen handelt, die von der Funk⸗ 
anlage eines anderen Rundfunkteilnehmers ausgehen (insbeſ. 
Rückkoppelungsſtörungen) werden in 8 13 der (auf Grund 
des § 2 FernmAnlG. erlaſſenen) Errichtungs⸗ und Betriebs⸗ 
bedingungen v. 27. Nov. 1931 (Po A Bl. 1931, 509 ff.; Arch⸗ 
Funkgt. 1932, 82 ff.) und in 8 15 Abſ. 2 Nr. 3, Abſ. 3 Fernm⸗ 
Anl. Schutzgeſetze unbedenklich gefunden werden können. 

Die vorbeugende Unterlaſſungsklage ſoll einem dringen⸗ 
den Rechtsſchutzbedürfnis dienen. Wenn und ſoweit dem ge⸗ 
ſtörten Rundfunkhörer ſchon aus anderen Rechtsgründen, 
insbeſ. aus Eigentums⸗ oder Beſitzſtörung, ein Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch zuſteht, wird das Vorliegen eines Rechtsſchutz⸗ 
bedürfniſſes nicht anzunehmen ſein. Das aber entſpricht ge⸗ 
wiß der Regel. Der Möglichkeit, die Unterlaſſungsklage auf 
unerlaubte Handlung zu gründen, wird deshalb nur ſelten 
eine praktiſche Bedeutung zukommen. 

Übrigens fällt der Schutz des Eigentums wie auch der 
des Miet⸗ und Pachtbeſitzes ſchon unter § 823 Abſ. 1 BGB. 
(RG. 105, 218). 


13) CG. I Berlin: ArchFunkR. 1931, 312. 

14) So insbeſ. LG. Osnabrück v. 24. Juli 1929, Berlin I v. 
7, Nov. 1930, Deſſau v. 10. Dez. 1930, Dresden v. 28. Jan. 1931 
und viele AG. (ArchFunkgt. 1929, 660; 1931, 312, 215, 220; bei 
Pridat⸗Guzatis a. a. O.). \ 

15) Soweit es ſich um das gegenſeitige Verhältnis der Miet⸗ 
bewohner eines und desſelben Hauſes zum Hausbeſitzer wie unter⸗ 
einander handelt, wird ſich gegebenenfalls auch aus der Vertragslage 
ein Rechtsſchutz gegen Rundfunkftörungen ableiten laſſen. 

16) Ebenſo wie im Falle des 8 826 BGB. (RGRKomm. vor 
8823 Anm. 6, III S. 547). 

17) Vgl. dazu OLG. Dresden v. 30. Juni 1931: ArchFunkRt. 
1931, 497: Wille daf. 1; Neugebauer baf. 195; Stienen 
daf. 289; Lift das. 458; Orth: Arch Funk R. Sonderheft 3 (1931). 

18) Vgl. Pridat⸗Guzatis S. 102f. 
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iſtiſche chrift 
Juriſtiſche Wochenſchr 


In der Rechtſprechung finden ſich auch Anſätze, den 
Unterlaſſungsanſpruch auf Verletzung eines Perſönlichkeits⸗ 
rechts 15) zu ſtützen 20). Aber Perſönlichkeitsrechte find in der 
deutſchen Rechtſprechung als Gegenſtand des Rechtsſchutzes 
nicht anerkannt. Angeſichts des ſonſt begründeten ausreichen⸗ 
den Rechtsſchutzes beſteht auch kein Bedürfnis, nach neuen 
Rechtsformen zu forſchen, um zum erwünſchten Ziele zu 
gelangen. 


IV. Einzelnes. 


1. Parteien. Klagen kann der Eigentümer (oder ſonſt 
dinglich Berechtigte) des Grundſtücks, auf dem ſich die ge⸗ 
ſtörte Empfangsanlage befindet, auch wenn dieſe nicht ihm 
gehört. Iſt er nicht auch der Benutzer der Anlage, ſo kann 
ſich für ihn trotzdem ein Klagerecht ergeben, wenn er dem 
Benutzer gegenüber rechtlich verpflichtet iſt, ihm den un⸗ 
geſtörten Gebrauch der ihm überlaſſenen Räume zu gewähr⸗ 
leiſten. Für den geſtörten Miet⸗ oder Pachtbeſitzer folgt das 
Klagerecht aus § 858, gegebenenfalls in Verbindung mit 
§ 823 BGB. Zu verklagen iſt, wer den die Störwirkungen 
verurſachenden Zuſtand herbeigeführt hat. Die Beeinträchti⸗ 
gung muß auf ſeinen Willen zurückzuführen ſein. Das wird 
in der Regel der ſein, der die Einrichtung, von der die 
ſtörenden Wellen ausgehen, benutzt oder benutzen läßt. Auch 
kann der Eigentümer eines Grundſtücks für Störungshand⸗ 
lungen ſeines Mieters verantwortlich gemacht werden, wenn 


10) Vgl. insbeſ. Pincus: Sonderheft 1 S. 115ff.; Rechtsſchutz 
gegen Rundfunkſtörungen, 1931, S. 5ff.; dagegen Neugebauer: 
ArchFFunkR. 1930, 189 Fußn. 31, Sonderheft 2 S. 36 f. und 
Guzatis Archcunkgt. 1931, 126 Fußn. 9. 

20) AG. Hildburghauſen v. 12. Mai 1931 bei Neugebauer: 
ArchFunkR. 1931, 442 Fußn. 89. 


er ſein Grundſtück dem Mieter mit der Erlaubnis zu 4 
Handlungen überlaſſen hat oder wenn er es unterläßt, de 
Mieter von den nach dem Mietvertrag unerlaubten, frem — 
Eigentum beeinträchtigenden Gebrauch der Mietſache ad. 
halten (RG. 92, 363 JW. 1918, 431; RG. v. 4. 17 
1931: DRZ. 1932 Nr. 93). Bei einer in fremdem Ae 
verübten Störung iſt grundſätzlich in erſter Reihe die 7 — 
gegen den Auftraggeber zu richten; aber auch gegen den? fh 
walter eines Betriebs, der kraft der ihm eingeräumten 1 g 
ſtändigen Wirtſchaftsführung die ſtörende Einwirkung bes 
urſacht und ſie aufrechterhält. Der geſetzliche Vertreter 
Störers haftet auf Unterlaſſung auch perſönlich. auf 

2. Das Ziel der Klage geht bei 8 23 FernmAnlch. a 
ſtörungsfreie Ausführung der Anlagen, ſonſt auf Unterlaſſung 
ſchlechthin. Dem verklagten Störer bleibt es überlaſſen, 1 
gemäß 8 906 BGB. zu entlaften oder den Nachweis zu W 
ren, daß er durch wirkſame Maßnahmen den Kläger klage 
geſtellt habe. Einzelne Gerichte haben für gewiſſe Tage? 
ſtunden die Ortsüblichkeit und damit die rechtliche Zul aft, 
keit der Störung angenommen und den Störer nur 55 
Unterlaſſung während der Hauptempfangszeiten verurteilt 
Bei der heutigen Entwicklung und Bedeutung des Rundfun 
iſt dies nicht zu billigen. Rn 

3. Auf die Beſtimmungen der GewO., insb. 8 26, 1110 
der Störer zur Abwehr der Unterlaſſungsklage ſich M 
berufen 22). 


21) Vgl. AG. Karlsruhe: ArchFunkR. 1930, 150; AG. un 
v. 9. März 1931: daſ. 1931, 307; AG. Deſſau v. 10. März 13 
Pridat⸗Guzatis S. 76. 261 

=) AG. Kötzſchenbroda, LG. 1 Berlin: Arch FunkR. 1930, | 
1931, 312; AG. Oberſtein v. 30. April 1931, AG. Oberhauſen 
16. Juli 1931: Pridat⸗Guzatis S. 83, 98. 
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Goethe und Fimſon. 


Eduard Simſon hatte, als er, wenig über 18 Jahre alt, an 
der Univerſität Königsberg die juriſtiſche Doktorwürde erlangt hatte, 
von der Regierung ein königliches Reiſeſtipendium von 200 Talern 
jährlich für zwei Jahre erhalten. Dieſe Reiſe führte ihn zunächſt 
nach Berlin. Von dort brach er Ende 1829 über Wittenberg, Halle 
und Leipzig nach Weimar auf, wo man ſich zur Feier von Goethes 
achtzigſten Geburtstag anſchickte. Zelter empfahl ihn an Goethe durch 
ein Schreiben, worin es heißt: 

„Doctor juris Eduard Simſon, ein ſtattlicher 18jähriger 
Jüngling von Königsberg in Preußen iſt mir ſtark empfohlen; 
er ſoll von großen Hoffnungen ſeyn und veiſt auf Königliche Koſten.“ 

Dies Schreiben verſchaffte ihm Eingang in Goethes Hauſe. Am 
Geburtstage, dem 28. Auguſt 1829, fand er ſich mit vielen anderen 
Gratulanten dort ein, überreichte Goethe den Brief von Zelter, 
worauf ihm Goethe äußerte „das iſt hübſch, daß von Zelter etwas 
Freundliches zu dieſem Tage eintrifft“, und wurde dann auf Goethes 
Veranlaſſung zu einem Eſſen eingeladen, das am folgenden Tage 
von einem Kreis näherer Freunde Goethes als nachträgliche Feier 
ſeines Geburtstages im Erbprinzen veranſtaltet wurde. Unter an⸗ 
derem wohnte auch Goethes Sohn der Feier bei. Der nächſte Tag 
brachte eine Aufführung des „Fauſt“ im Weimarer Theater, von 
der Simſon ſpäter urteilte, ſie ſei von keiner Darſtellung, die er 
ſeitdem geſehen habe, übertroffen worden. Den Abſchluß und den 
Höhepunkt des Aufenthalts bildete der Abend des 31. Auguſt, den 
Simſon auf Einladung Goethes in ſeinem Hauſe verbrachte. Goethe 
ließ ihm durch ſeine Schwiegertochter am Schluß des Abends ſeine 
eigenhändige Unterſchrift unter einem älteren Gedichte zuſtellen, das 
als eine beſondere Koſtbarkeit in der Simſonſchen Autographen⸗ 
ſammlung noch heute bewahrt wird. Die Einzelheiten des Wei⸗ 
marer Aufenthalts verzeichnete Simſon mit liebevoller Genauigkeit 
in feinem Tagebuch !). Auch den äußeren Eindruck vergaß er nicht 
zu ſchildern. Er ſah, ſo heißt es, Goethe am Geburtstage „einfach 
in einem langen braunen Rock, langen grauen Hoſen und Stiefeln 
mit loſe umgebundenem Halstuch“. Von dem Abend des 31. Auguſt 
verzeichnet er: „Für einen Achtziger ‚it das Geſicht bildſchön, das 
Haar erſt grau, noch nicht weiß, herrliche Augen; die Kleidung ganz 
von Freitag.“ 

Simſon, der ein guter, ja leidenſchaftlicher Erzähler war — 
in einem Brief ſagte er von ſich: „Ihr wißt, mit meiner Neigung 
zum Sprechen iſt es ſchwer auszuhalten“ —, erzählte bis in ſein hohes 
Alter von ſeinem Beſuch in Weimar mit beſonderer Vorliebe, und 


1) Es iſt teilweiſe abgedruckt in meinem Buch „Eduard von 
Simſon“, erſchienen in der Schultzenſteinſchen Sammlung „Meiſter 
des Rechts“. 


5 0 
für viele ſeiner Enkelkinder bildeten dieſe Erzählungen die ek 
lebendige Berührung mit Goethe, lauge bevor Goethes Werke auh, 
für ſie bedeuteten. Daß ſeine Hand in der Hand Goethes gene 
daß ſein Ohr Goethes Stimme gehört — er erzählte oft, er ic 
ſich noch den Tonfall von Goethes Stimme in leicht frankfurke , 
gefärbtem Akzent vergegenwärtigen, als Goethe einen feiner n b, 
ſöhne auf dem Knie halte, und als der jüngere Enkelſohn a 
rief, „ei ſieh, da kommt ja Dein charmanter Bruder“ —, das imer 
mittelte für uns Enkel die erſte Bekanntſchaft mit Goethe zu © 
Zeit, wo feine Werke erſt anfingen, zu uns zu ſprechen. ie 

Es liegt nahe, zu fragen, ob der junge Doktor der Rechte . 
Goethe auch den Berufsgenoſſen aufſuchte, der in Straßburg den 
zwei Menſchenaltern zum Doktor der Rechte promoviert wor 1. 
war und in Frankfurt eine Zeitlaug als Anwalt praktiziert ! den 
Tatſächlich hat Simſon an dieſen Geſichtspunkt wohl am wenig t 
gedacht. Sein Beſuch galt dem Dichter und dem Weltweiſen. e 
er auch Juriſt geweſen war, wird ihm kaum von beſonderer ches, 
deutung erſchienen ſein. In den biographiſchen Schriften Goe ethe 
die Simſon kannte, wie ihm wohl nichts entgangen war, was Go 8 
je geſchrieben hat, iſt bekanntlich von Goethes Rechtsſtubium un 
ſeiner Advokatentätigkeit nur wenig und gewiß nicht in dem — 
die Rede, daß ſie epochebildend geweſen wären. Der Advokatenbe int 
der ſeit jeher, wenn auch in Deutſchland vielleicht weniger a ‚erde 
anderen Ländern, die Zielſcheibe des Volkswitzes geweſen ift, w 55 
auch von Goethe gelegentlich nicht verſchont. Es wird erzählt, bi 
er einen Advokaten, der ihn etwa um dieſelbe Zeit wie Simſon et 
ſuchte, mit den Worten empfing: „Sie find ein Advokat, das er 
ein Mann, der aus allem etwas zu machen verſteht“, und als DE 
etwas betroffen mit den Worten remonſtrierte, „Verzeihen darf 
Exzellenz“, ihm ins Wort fiel, „recht ſo, recht ſo, ein Advokat 
nie etwas zugeben“. Eher mochte Simſon, dem zu jener Zeit an 
Verwaltungs⸗ oder diplomatiſche Laufbahn vorſchwebte, an den im 
waltungsbeamten und Miniſter denken und die Treue „ 
kleinen, mit der Goethe als Miniſter fein Amt verwaltet H für 
wie überhaupt die methodiſche Lebensführung iſt ſicher a deu 
Simſons Leben beſtimmend geweſen. Aber die eigentliche feinem 
tung des Beſuches lag doch auf einem anderen Gebiet. Ju Il auf 
Tagebuch wendet er eine Stelle aus Goethes italieniſcher Reise 
ſich und ſeinen Beſuch in Weimar an: m 

„Kehr' ich nun in mich ſelbſt zurück, wie mau doch ſo uch 
thut bei jeder Gelegenheit, ſo entdecke ich ein Gefühl, das ich 
unendlich freut, ja das ich ſogar auszuſprechen wage. 15 . 
mit Ernſt hier umfieht und Augen hat zu ſehn, muß ſolid we dig 
er muß einen Begriff von Solidität faſſen, der ihm nie fo h 
ward. Der Geiſt wird zur Tüchtigkeit geſtempelt, gelangt zu e 
Ernſt ohne Trockenheit, zu einem geſetzten Weſen mit Fre 
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Mir wenigſtens iſt es, als wenn ich die Dinge dieſer Welt noch 

nie ſo richtig geſchätzt hätte, als hier. Ich freue mich der ge⸗ 
Einegneten Folgen auf mein ganzes Leben.“ 

en ähnlichen Gedanken entwickelte Tieck, als er etwa um die⸗ 
zu e Zeit, zu der es Simſon vergönnt war, Goethe von Angeſicht 

ſehen, einen Neffen an Goethe empfahl und ihm ſchrieb: 

„da ich ihn liebe, erfülle ich ſeine Bitte, ihm dieſe Zeilen 
zu ſenden, weil ich hoffe und glaube, daß der Anblick und bie 
kürzeſte Gegenwart des großen Mannes, der mich ſeit meiner 
Kindheit begeiſtert hat, auch für ihn das ſchönſte Angedenken 
lein Leben hindurch bleiben und ihn zum Guten und Edlen er⸗ 

Dienntern muß.“ 
5 geſegneten Folgen blieben nicht aus. Simſons ganzes Leben 
Age unter dem Zeichen Goethes. Ohne Fachgelehrter zu fein, war 
0 einer der tiefſten Goethekenner. Die Ausgabe letzter Hand in 
1 änden hat er, ich weiß nicht wie oft, geleſen und dem ſtets 
Es denfrohen floſſen vornehmlich Zitate aus Goethes Werken zu. 
= iſt bekannt, daß er das Ergebnis der Kaiſerwahl in der Frank⸗ 
Tier NatVerſ. am 28. März 1849 mit den Worten ſchloß: 
a „An anſerem edlen Volke aber möge, wenn es auf die Er⸗ 
hebung des Jahres 1848 und auf ihr nun erreichtes Ziel zurück⸗ 
blickt, der Ausſpruch des Dichters zur Wahrheit werden, deſſen 
iege vor jetzt faſt einem Jahrhundert in dieſer alten Kaiſerſtadt 
geſtanden hat: Nicht dem Deutſchen geziemt es, die fürchterliche 
Bewegung fortzuleiten und auch zu wanken hierhin und dorthin. 
ies iſt unſer! So laſſet uns ſagen und ſo es behaupten!“ 
gu Die Gründung der Goethe⸗Geſellſchaft geht auf ein Geſpräch 
a, das er im Jahre 1885 in Karlsbad mit dem General⸗ 
endanten des Weimarer Hoftheaters, Freiherrn von Losen hatte. 
15 der Wahl des Präſidiums der Goethe⸗Geſellſchaft wurde Simſon, 
ner der wenigen Teilnehmenden, deren Jugend noch die Strahlen 
sitze Goethes leiblichem Auge empfangen hatte, zum erſten Vor⸗ 
lenden gewählt, welches Amt er bis in ſein höchſtes Alter be⸗ 
luldete, auch als es ihm ſein Geſundheitszuſtand nicht mehr ge⸗ 
attete, an den Verſammlungen der Goethe⸗Geſellſchaft teilzunehmen. 
Tun ſtand fein ganzes Leben unter dem Sterne Goethes. Es iſt nad) 
Gomer Empfindung weniger das mehr zufällige Ereignis, daß 
dethe ſelber Doktor der Rechte und eine Zeitlang Advokat war, 
1 die deutſche Juriſtenſchaft berechtigt und verpflichtet, ſeinen 
7 ährigen Todestag zu feiern, als das Symbolhafte, daß der 
an, dem es beſchieden war, der erſte Richter des Reiches zu 
lenden, noch Goethe leibhaftig gekannt und von Goethe recht eigent⸗ 
ach eine Weihe für fein Leben empfangen hat. Der Großherzog 
11 Alexander, den Simſon um die Übernahme des Protektorats 
10 neugebildeten Goethe⸗Geſellſchaft gebeten hatte, erwähnte in 
banem Antwortſchreiben, Simſons Leben beweiſe, „daß Sie die 
„öfter Zwecke der Bildung wie des Vaterlandes erkennen, wle 
rebebläſſig pflegen“. Ahnlich heißt es in der ſchönen Gedächtnis⸗ 
Go die Karl Frenzel Simſon in der Generalverſammlung der 
Best he⸗Geſellſchaft am 27. Mai 1899 hielt, Simſon habe den 
eweis erbracht, „wie innig ſich die Ideale unſeres klaſſiſchen Zeit⸗ 
bits mit den Anſprüchen unſeres Patriotismus verſchwiſtern, wie 
tig Bewunderung des Schönen weder die werktätige Liebe beeinträch⸗ 
0 noch die Freude am Staat und den Eifer, ihm zu dienen, lähmt“. 
„bung und Amt, die Bewunderung des Schönen und die Rechts⸗ 
iſſenſchaft lagen bei Simſon nicht unvermittelt nebeneinander, viel⸗ 
ehr bedingte und trug das eine das andere. Er war ein großer 
ichter, nur weil er ein großer Menſch war. Es läßt ſich deshalb 
euch aus ſeiner amtlichen Tätigkeit das, was er aus Goethes Werken 
dupfing, Erhebung, Genuß, eine verklärte Anſicht des Lebens, die 
werndigkeit zum Tagwerke, nicht wegdenken. Die Gefahr des Hand⸗ 
teckmaßigen und Routinemäßigen, die den Juriſten im Drang der 
üglichen Geſchäfte bedroht, hat Simſon klar erkannt, und er hat 
ö warnend auf das Wort von Baco hingewieſen, der von den Ju⸗ 
ſten geſagt hat plerumque e vinculis sermonicantur, was Simſon 
85 den Worten überſetzte: „Ihr Urteil iſt ſelten ein freies, meiſt 
En gebundenes.“ Sicher iſt dieſe Gefahr für die Jetztzeit nicht ge⸗ 
znger, ſondern größer geworden. In Zeiten des kodizifierten 
Lechts werden leicht die Zuſammenhänge des Rechts mit den tiefſten 
uellen geiſtigen Lebens zugunſten einer mehr handwerkmäßigen 
ibmentierung des poſitiven Rechts vernachläſſigt, und auch ſonſt 
die Struktur der Gegenwart der Vertiefung geiſtigen Lebens nicht 
gerade günſtig. Eine ſolche Zeit hat deshalb doppelt Anlaß, das Ba⸗ 
uauſentum, auch das juriſtiſche, im Zeichen Goethes abzuwehren 
ino ſich auf die Einheit der Bildung und der Fachkenntnis, wie ſie 
Simſons Leben verkörpert war, zu beſinnen. 
RA. Dr. Ernſt Wolff, Berlin. 


[4 


Götz, die Frucht des Sfraßburger juriſtiſchen 
Studiums Goethes. 


Wer Goethes eigene Worte über ſeine Straßburger Siudenten- 
FU lieſt, kann leicht zu dem Verdachte gelangen, er habe dort drei 
emeſter hindurch gebummelt. 
tr Er war nach Straßburg gegangen, um zu promovieren, be⸗ 
achtete aber das Hauptgeſchäft als Nebenſache. Das Juriſtiſche betrieb 
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er nur mit fo viel Fleiß, als nötig war, um die Promotion mit 
einiger Ehre zu abſolvieren. Mit dem Zivilrecht beſchäftigte er 
fid) nur notdürftig, und er ging bei einem Repetenten — wir wür⸗ 
den ſagen „Repetitor“ — in die Schule, lernte aber Schöpflin, den 
Stolz der Straßburger Univerſität, erſt bei einem Fackelzug kennen. 
Zur Doktorarbeit wurde ein ganzes Jahr verwandt, aber die Fakultät 
hatte Bedenken, die Diſſertation drucken zu laſſen, und Goethe 
mußte ſich mit einer Disputation begnügen. 

Dafür hatte Goethe für ſeine Kräfte einen großen Spielraum 
gefunden und Intereſſen nachgehen können, die ihm von außen 
zugebracht worden waren. Das Studium der Medizin zog ihn 
mehr an als die Rechtswiſſenſchaft. Die Bekanntſchaft mit Herder, 
die er in Straßburg machte, öffnete ihm die Augen für eine neue 
Welt, und die Herrlichkeit Shakeſpeares ging ihm auf. Die ſchönſten, 
einfachſten, innigſten Lieder waren die Frucht einer jungen Liebe. 
Oft gab der Student dem Roſſe die Sporen, und die Ritte brachten 
ihn nicht nur nach dem geliebten Seſenheim, ſondern ließen auch die 
ganze liebliche Landſchaft des Elſaſſes von Niederbronn bis Enſisheim 
an ſeinem entzückten Auge vorbeiziehen. „In der fruchtbaren Gegend 
zwiſchen Kolmar und Schlettſtedt ertönten poſſierliche Hymnen an 
Ceres, indem der Verbrauch ſo vieler Früchte umſtändlich aus⸗ 
einandergeſetzt und angeprieſen wurde.“ Wir leſen dies und ſchlagen 
den wackeren Schöpflin auf, bei dem wir — I 8 151 S. 695 — 
folgende Stelle finden: 

„Colmaria urbs, amoenitate situs, ubertate soli, aeris, 
aquarumque salubritate, nulli facile secunda, in euius agris per- 
petuum Bacchi Cererisque certamen.“ 

Dieſe Übereinſtimmung kann keine zufällige fein. Goethe hat 
zwar das Kolleg Schöpflins nicht beſucht, aber feine Alsatia illustrata 
eifrig ſtudiert und gewaltig das Lob des Meiſters geſungen. Dieſes 
Werk und zwei Schüler Schöpflins, Koch und Oberlin, haben ihn 
zu den Denkmälern des Altertums und der „Mittelzeit“, zu 
den Minneſängern und Heldendichtern geführt. Dieſen Einflüſſen iſt 
es zu verdanken, daß Goethe in Straßburg von der Lebensbeſchrei⸗ 
bung des Ritters mit der eiſernen Hand im Innerſten ergriffen wurde. 

Am 31. Aug. 1771 wurde der junge Doktor in Frankfurt 
als Advokat vereidigt. Bereits am 28. Nov. ſchreibt er an Salzmann, 
daß er die Geſchichte eines der edelſten Deutſchen dramatiſiere. In 
ſechs Wochen war der Urgötz vollendet. Damals hatte Goethe noch 
nicht das Alter, in dem wir mit finſterem Amtsgeſicht Relationen 
ſchrieben und froh waren, nach einer Arbeit von ſechs Wochen das 
Zeugnis zu erhalten, daß das Elaborat „praktiſch verwendbar“ ſei 
für einen Zweck, der mir ewig verborgen bleiben wird. Statt an 


Buͤchern wie Stölzel und Daubenſpeck zu verblöden, war Goethe 


zu den Quellen geſtiegen und hatte aus ihnen friſches Leben geſogen. 

„Der ſchöne Raritätenkaſten, in dem die Geſchichte des aus⸗ 
gehenden Rittertums vor unſerem Auge an dem unſichtbaren Faden 
der Zeit vorbeiwallt“, iſt angefüllt von Kampf. Der Kaiſer möchte 
ſich vor die Grenzen des Reichs gegen die Wölfe, die Türken, 
gegen die Füchſe, die Franzofen, lagern, aber die Fürſten 
befürchten von einem Anwachſen der Reichsmacht eine Be⸗ 
drohung ihrer Selbſtändigkeit und verweigern die Heeresfolge. 
Im Innern des Reichs wogt der Streit zwiſchen den Kleinen, die 
von den Großen nicht verſchlungen werden wollen, und den letzteren, 
die auf die Koſten der Kleineren noch mächtiger werden wollen. Da 
es eine ſtarke Gerichtsgewalt nicht gibt, herrſcht allgemeine Recht⸗ 
loſigkeit, gemildert durch Fauſtrecht. Die Befürchtung, daß der 
Unterdrückte ſich ſelbſt Recht nimmt, iſt der einzige Schutz gegen 
Ungerechtigkeit. Allerdings hat der Kaiſer einen allgemeinen Land⸗ 
frieden ausgeſchrieben, aber der Gang des Kammergerichts, welches 
den Sieg des Rechts verbürgen ſoll, iſt überaus ſchleppend, und die 
Richter ſind, wie⸗Goethe in Wetzlar erfahren ſollte, nicht immer 
über den Verdacht der Unbeſtechlichkeit erhaben (Bauernhochzeit in 
dem II. Akt der 2. Faſſung). Deshalb bleibt die Fehde als eine 
Möglichkeit des Austrags eines Rechtshandels neben dem gericht⸗ 
lichen Verfahren beſtehen und wird zum Teil durch die Geſetzgebung 
berückſichtigt. Während die Stände ſich gegenfeitig zerfleiſchen, haben 
ſich die Bauern gegen ihre Unterdrücker erhoben und nehmen an 
ihnen blutige Rache. 

Auch ſonſt iſt die Welt aus den Fugen. Es ergehen Verordnungen 
über Verordnungen, und der Kaiſer vergißt eine über die andere, und 
die Fürſten tun hernach, was ſie wollen. Ein neues Kriegsmittel, das 
Schießpulver, wirft nicht nur die feſteſten Mauern, ſondern auch den 
Stand nieder, der das Kriegsweſen verkörperte. Fremdes Recht 
ſchickt ſich an, ſich an die Stelle des ehrwürdigen, angeſtammten zu 
ſetzen. Der junge Doktor, der auch in der Fremde promoviert hatte, 
ſchildert, wie die in Bologna in fremdem Recht erzogenen Deutſchen 
von Adel⸗ und Bürgerſtand als friſchgebackene Doctores juris es 
ſich herausnehmen, die Schöppen zu verdrängen, welche nach altem 
Herkommen und wenigen Statuten gerichtet und durch Alter und 
Erfahrung eine genaue Kenntnis der Zuſtände und eine ſtarke Ur⸗ 
teilskraft ſich erworben hatten. Auf weſſen Seite Goethe ſteht, zeigt 
die Wahl einer der Theſen ſeiner Straßburger Diſſertation: 
„Man ſoll kein allgemeines Geſetzbuch herſtellen.“ 

Bei der Behandlung aller dieſer Vorgänge zeigt Goethe, wie 
tief er in ihre rechtlichen Grundlagen eingedrungen iſt. Der Auf⸗ 
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Juriſtiſche Boden 


tritt im Speijefaal des biſchöflichen Palaſtes in Bamberg erſetzt durch 
wenig Worte ein ganzes Kolleg über die Rezeption des Römiſchen 
Rechts. Das Verhältnis des Kaiſers zu den Fürſten, der Fürſten zu 
ihren Untertanen, der Bauern zu ihren Herren, Landfrieden, Reichs⸗ 
kammergericht, Fehde und Feme ſind juriſtiſch mit der größten Schärfe 
erfaßt, ſo daß der Götz an Stelle einer Geſchichte der deutſchen 
mittelalterlichen Verfaſſung treten kann. 

Es würde Goethe nicht möglich geweſen ſein, gleich nach ſeiner 
Rückkehr nach Frankfurt in der unglaublich kurzen Zeit von ſechs 
Wochen alle dieſe ſchwierigen Verhältniſſe ſo meiſterhaft auseinander⸗ 
zuſetzen, wenn er die Grundſtoffe hierzu nicht in Straßburg in ſich 
aufgenommen hätte. Und als in Frankfurt Götz von Berlichingen ſich 
nach und nach in feinem Geiſte zuſammenbaute, da konnte das 
Münſtergebäude, welches einen ſehr ernſten Eindruck in ihm zurück⸗ 
gelaſſen hatte, gar wohl als Hintergrund zu ſolcher Dichtung daſtehen. 
Landſchaftliche Anklänge, die mich an die verlorene elſäſſiſche Heimat 
erinnern, glaube ich in den im Götz vorkommenden Eigennamen Wau⸗ 
gen und Wanzenau gefunden zu haben. Das Urbild des Beinhäuſels, 
in welches die Bauern den gefangenen Helfenſtein geworfen haben, 
glaube ich in einer Kapelle bei Scherweiler gefunden zu haben, in 
der Tauſende von Schädeln im Bauernkriege niedergemetzelter Bauern 
modern. Goethe berichtet, daß er durch das nahegelegene Schlettſtadt 
gekommen iſt, und ſeiner Aufmerkſamkeit wird die grauſige Kapelle 
nicht entgangen ſein. 

Auf die Sprache des Götz muß der elſäſſiſche Dialekt von dem 
größten Einfluß geweſen ſein. In der von Goethe beſuchten Penſion 
wurde bei Tiſche „nichts wie“ Deutſch geſprochen, und dieſes Deutſch 
war bei den elſäſſiſchen Studenten, damals genau wie zu unſrer Zeit, 
die kraftvolle, anſchauliche, bildhafte Sprache des Volks, auf deren 
Rechnung wohl manche der ſchönen ſprichwortartigen Redewendungen 
des Stückes zu ſetzen iſt. 

Der ſchwierigen Lage der Bevölkerung, die in dem elſaſſiſchen 
Halbfrankreich als Überwundene die Hälfte ihres Daſeins notgeorun⸗ 
gen verloren hatte und es ſich zur Schmach rechnete, die andere 
Hälfte freiwillig aufzugeben, brachte Goethe ein feines Verſtändnis 
entgegen. 

Wohl hatte er die Augen nicht davor verſchloſſen, daß die Reichs⸗ 
verfaſſung aus lauter geſetzlichen Mißbräuchen beſtand. Trotzdem er⸗ 
hob er ſie über die franzöſiſche, die ſich in lauter geſetzloſe Miß⸗ 
bräuche verwirrte, und hell ſtrahlte ihm von Norden her der Polar⸗ 
ſtern des großen Friedrich entgegen. Der Student, der den ſtillen 
Wunſch genährt hatte, in der Fremde eine Profeſſur zu erwerben 
oder an die Deutſche Kanzlei in Verſailles zu kommen, dem die 
franzöſiſche Sprache von Jugend auf lieb war und dem ſie wie eine 
zweite Mutterſprache zu eigen geworden war, hatte ſich in Straßburg 
gewandelt und war von der franzöſiſchen Seite auf die deutſche her⸗ 
übergetreten. Ohne dieſe Läuterung des Goetheſchen Weſens wäre es 
nicht möglich, daß durch den Götz der große Zug tiefer Liebe zu 
Kaiſer, Vaterland und Freiheit geht, welcher dem Werk ewige Jugend⸗ 
ſriſche verleiht. Der junge Mann, der Anfang April 1770 mit großen, 
hellen Augen, prachtvoller Stirn und ſchönem Wuchs ins Zimmer 
trat, in der die Tiſchgeſellſchaft Jung⸗Stilling's verſammelt war, der 
bald die Regierung am Tiſch hatte, ohne daß er ſie ſuchte, der 
jedem berühmten Manne, der mit ihm verkehrte, über den Kopf 
wuchs, hat wahrlich ſeine Straßburger Studienzeit, auch als Juriſt, 
trefflich angewandt und nach dem ſchoͤnen Wahlſpruche gelebt, der nach 
Gründung der ſpäteren Kaiſer⸗Wilhelms⸗Univerſität über ihrem Kol⸗ 
legiengebäude ſtand: 


LITTERIS ET PAT RIA E. 
KEN. Ernſt Keetman, Berlin. 


Ein „Kampf ums Recht“ Goethes. 


J. Jeder Leſer kennt Jherings „Kampf ums Recht“. Dem 
Kerngedanken dieſer Abhandlung — die übrigens das meiſtüberſetzte Buch 
des deutſchen Rechtsſchrifttums iſt — gibt Ihering folgende Prägung: 
„Der Widerſtand gegen ein ſchnödes, die Perſon ſelber in die Schranken 
forderndes Unrecht, das heißt gegen eine Verletzung des Rechts, welche 
in der Art ihrer Vornahme den Charakter einer Mißachtung desſelben, 
einer perſönlichen Kränkung an ſich trägt, iſt Pflicht; er iſt Pflicht 
des Berechtigten gegen ſich ſelber — denn er iſt ein Gebot der 
moraliſchen Selbſterhaltung; er iſt Pflicht gegen das Gemeinweſen — 
denn er iſt nötig, damit das Recht ſich verwirkliche“ (S. 38 der 
Reclamausgabe). Er weiſt auf Kants Ausſpruch hin: „Laßt euer Recht 
nicht ungeahndet von anderen mit Füßen treten“ (S. 5). 

Scharf arbeitet er den Gegenſatz heraus zu dem nicht böswilligen, 
nur objektiven, „unbefangenen“ Unrecht, und betont, daß dieſem 
gegenüber analog der Satz gelte: „Niemand, dem ein Taler ins Waſſer 
gefallen iſt, wird zwei daran ſetzen, ihn wiederzuerlangen — fir ihn 
5 75 ne wieviel er daran wenden ſoll, ein reines Rechenexempel“ 
(S. 35). 

Wie ſtand Goethe zu dieſen Dingen? 

Die Antwort dürfen wir nicht im Bereiche ſeiner kurzen Berufs⸗ 


tätigkeit als Frankfurter Rechtsanwalt ſuchen, denn inſoweit war 
ja nicht ſeine, ſondern ſeiner Parteien Angelegenheit, ob w = 
Prozeßentſchluß faſſen und durchführen wollten, — wenn er in eile. 
verſprechenden Sachen die Mandate annahm, ſo betätigte er 1 
nicht ſelber die von Ihering geforderte Abkehr vom Verhalten 
Rechtsphiliſters, vom hausbackenen Egoismus, von Bequemlichkeit 
Indolenz (S. 5, 7), zete? 
Alſo wie verhielt ſich Goethe perſönlich auf dem cz 
Eine umfaſſende Unterſuchung hierüber liegt bisher nicht bent 
aber einen gewiſſen Einblick gewährt das nachſtehend wiedergegebe 
Alktenſtück, — wobei daran erinnert fein mag, daß Ihering Recht 
Muſterbeiſpiel des pflichtgemäßen und löblichen Kampfes ums us 
den des Reiſenden gegen die Überforderung des ſkrupelloſen Gaſtw 
hervorhebt. ffenbar 
Um einen ſolchen Fall hat es ſich nach Goethes Anficht 11 
hier gehandelt; ob freilich dieſe Anſicht zutraf, das iſt eine andere Ir 
Nun folge das Aktenſtück. 100 
II. „Akte betr. die von Sr. Excellenz dem Herrn Geheimen = 
von Goethe geführte Beſchwerde gegen den Hoftraiteur Steinert, be. 
er ihn bey der Rechnung für erhaltene Beköſtigung übertheuert ha 


Jena, den 30. April 11 

Gab Herr Obriſt und Commandant von Hendrich eine von Hol⸗ 
Hrn. Geheimerath von Göthe Ihm zugeſtellte Rechnung des e 
Traiteur Steinert nebſt 20 Thlr. Conv. Geld an Herzogl. Po 111 
um ſolche, da gedachtem Hrn Geheimerath von Göthe die Anſtte en 
hoch ſchienen, ſolche gehörig modertren und an den Hof⸗Trat 
Steinert die Auszahlung beſorgen zu laſſen. of 

So nachrichtl. gez. A. Slevogt, Secr. P 2 

Es folgt nun eine Rechnung, welche die Zeit vom 2 4 
29. April 1812 umfaßt, beginnt: „Ihro Exellenz Herr Geheime an. 
v. Göthe haben geſpeißt“ — und dann eine ſorgfältige Aufzä pier 
einer Reihe von Mahlzeiten bringt, die teils zu zweit, teils zu 
eingenommen wurden. Als Probe diene der 29. April: 


„Dinne 4 Perſ. 4. Schöpſenbraten, 25 
1. Suppe a la Sautre, 5. Sallat 2 Rthlr 16 gr — 
2. Planquet von Kalbfl., ein Coppaun gebraten LOB! 
3. Karpfen en matelots, für Bouillon 9 gr 


Die Geſamtſumme der Rechnung beträgt 20 Rthlr. 15 gr 6 
Dann heißt es weiter in den Akten: ollte 
Gutachten des Gaſtgebers Johann Friedr. Witzmann: „er * 
die nämlichen Speiſen in feiner Küche füglich für 18 Thaler zuberet 
Gutachten der Madame Hübſchmann: 4 einen 
„Sie könne nichts daran ermäßigen; fie glaube, weil für k fie 
Geheimerath dieſe Speiſen gefertigt worden wären, fo könne ei 
auch ſo bezahlen, als Hr. Hoftraiteur Steinert ſie angeſetzt habe 
Gutachten der Bärwirthin Frau Michaelin: „daß fie alle en 
was Hr. Hoftraiteur Steinert geliefert, für 15 Thlr. hätte li 
wollen.“ dern 
Antwort des Hoftraiteur Steinert in Anweſenheit des 0 nuch 
Obriſten von Hendrich: „er könne an ſeiner Rechnung nichts eine 
laſſen, denn er habe keinen Profit davon, wenn der Hr. Geh 3 
Rath von Göthe zuvor den Küchenzettel ſchicke, und mit dem, 
er gewöhnlich alle Tage koche, nicht vorlieb nehme. 
Es wäre ferner zu erwägen, daß er die Braten alle ganz 
müſſe; Portionenweiß könne er Ihm nichts geben.“ an 
Auf gehörige Vorſtellung läſſet ſich derſelbe 15 gr. 6 9 
ſeiner Rechnung decoutiren, worauf Ihm 20 Rthlr. — gr. 
egen Quittung ausgezahlet werden. 
— So nachrichtl. ee A. Slevogt, Seer. Pol. 
20 Rthlr. habe erhalten. Friedrich Sun i 
20 Rthlr. Conv. Geld, hiervon an Steinert bezahlt 20 nach 
in Conv. Kopfftücken à 5 gr. 9 O, bleibt zurückzuſtellen 1 Ni 
13 gr. 3 % in Kopfſtücken à 5 gr. 9 v. Hendrich. 1 
III. Dem Leſer, der auf die Zahlen genauer geachtet hat, 5 
ſich die Frage aufdrängen, wie es ſich erklärt, daß Goethe noch den 
herausbekommen konnte, obwohl er doch nur 20 Taler an 
Oberſten von Hendrich ausgehändigt hatte, und obwohl die Re 
nach der Kürzung um 15 Groſchen und 6 Pfennige immer 
20 Taler betrug. Die Löſung dieſes ſcheinbaren Rätſels liegt, Mich 
damaligen Münzweſen, das verſchiedene Sorten Taler mit unter 
licher Bewertung umfaßte. h tliche 
Dem Juriſten wird aufgefallen ſein, daß die bürgerlich⸗rech enen 
Streitfrage zwiſchen Wirt und Gaſt, welcher Preis für die genoß e 
Tafelfreuden angemeſſen war, nicht in den Formen eines bürgen 0 
Rechtsſtreits zum Austrag gekommen iſt, ſondern unter Inanſp 65 
nahme der Polizei; damit gelangt ſinnfällig zum Ausdruck, da des 
Goethe ganz beſonders auf die zweite von Ihering betonte b 5: 
Kampfes ums Recht ankam, nämlich auf die Pflichterfüllung Aung 
das Gemeinweſen durch Frontmachen gegen eine als Überteuer 
empfundene Forderung. Freilich wurde damit der andere Vertrag de 
in eine minder günſtige Stellung gebracht, als die einer gleichbe det. 
tigten Prozeßparkei, — er wurde gleichſam Angeklagter ftatt Beklag 


geben 
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boris erleben wir heutzutage häufig in Mietsſtreitigkeiten, indem 


E 
eine M 


taatsanwalt mit Tatbeſtänden befaßt wird, bei denen der Mieter 
ietſenkung anſtrebt (8 49 a Miet Sch.). Die Sachverſtändigen⸗ 


kosten für die Gutachten über den angemeſſenen Mietzins ſpielen hier⸗ 


De 5 4 8 5 9 
daß eine große Rolle, — vielen Mietern iſt es natürlich erwünſcht, 


dieſelben von der Staatskaſſe aufgewendet werden; dies hat ja 


— 5 ſchon dazu geführt, daß dem Anzeigenden laut NotVO. auferlegt 


zubringen 


b. 


erden kann, zunächſt ein Zivilprozeßurteil dem Staatsanwalt bei⸗ 
In dem Goetheſchen Falle erſcheinen keine Sachverſtändigen⸗ 


oſten; augenſcheinlich haben Herr Witzmann und Madame Hübſch⸗ 


0 ſowie Frau Michaelis es als Ehre und Freude empfunden, un⸗ 
geltlich zu dem Streitfalle ihre ſachverſtändige Anſicht abzugeben. 


5 


nzutage würde man vielleicht vorziehen, eine als Uberteuerung emp⸗ 
hörn Gaſthofrechnung an „Baedeker“ einzuſenden, was dann zur 
örung des Bezichtigten zu führen pflegt. 


mit er einem regelrechten Zivilprozeßverfahren würde wohl Goethe 
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doch 
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dale die Kraft ſtählen zum Kampf der Stunde. Um keines an⸗ 


N. 


gat 
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fahl 
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Me 


ei inem Kampf ums Recht nicht viel Freude erlebt haben; wahr⸗ 
nlich wäre ſelbſt der mäßige Erfolg ausgeblieben, den ihm ſchließ⸗ 
die „gehörige Vorſtellung“ verſchafft hat; die Beweisaufnahme iſt 
eigentlich mehr zugunſten Steinerts ausgefallen. 

AGR. Dr. Schubart, Berlin. 


Der Liber Augustalis Raiſer Friedrichs II. 
Ein Gedenkwort zum 7. Zentenar. 
Dieſe heutige Zeit lädt wahrlich nicht zum Feſtefeiern cin. 
ſo mehr aber zum nachdenklichen Zurückſchauen in unſere 
che Vergangenheit, damit an den Großtaten der Ahnen wir 


55 Haupt hat unſer Volk ſolch ſchimmernden Strahlenkranz von 
„antik, und jehnfüchtiger Hoffnung ewoben wie um den des 
auferkaiſers Friedrich II. Wer Friedrich II. näherkommen will 
verſtehen, warum er zu dieſer romantiſch verklärten Sagengeſtalt 
werden müſſen, der darf nicht an ſeinem äußeren, faſt meteorhaften. 
nensbeſchehen haften bleiben, der muß, dem Künſtler gleich, mit 
En Helden in Leidenſchaft leben und in Ehrfurcht das, was geſchah, 
den verſchlungenen Geweben ſeines Charakters zu deuten trachten, 
em ja auch nur Gottes Finger wirkte. So wird dem mit⸗ 
enden und geiſtigen Schauer alles äußere Geſchehen zuletzt 
. noch Symbol einer inneren Aufgabe, flüchtiger Schatten des 
gänglichen Geiſtes, der in dieſem Einen ein einziges Mal 
are Geſtaltung nahm, in dem gewaltigſten Geſetzgebungswerke, 
| deutſcher Geiſt je geſchaffen: dem Liber Augustalis, er- 
en zu Melfi in Apulien im Herbſt 1231. 
Nicht können dieſe paar Zeilen auch nur andeutungsweiſe 
Fülle und Großartigkeit der Ideen und die unvergleichliche 


Pracht der Form wiedergeben, ſie ſollen nur ein dankbares Ge⸗ 


denkwo 


rt an dieſen einzigen fein, der in feinem Geſetzbuche an⸗ 


11 
ien und chriſtlichen, römiſchen und germaniſchen Geiſt zu einer ſo 


A 


ſuch 


t 
2 
D 


„gen und vollkommenen Einheit verſchmolzen hat. Der Liber 
Sustalis iſt der einzige und zugleich vollkommen gelungene Ver⸗ 
N die auguſtiniſch⸗khomiſtiſche Idee der Civitas Dei in einem 
diert lichen Geſetzbuche zu verwirklichen, dieſe Idee, der 
ebrich ſelbſt das über fein Werk geſetzte und jeden einzelnen 
it desſelben erfüllende Leitwort entnommen hat: Pax et Ju- 
ia, Gottes Friede und univerfale Gerechtigkeit. Ganz unrömiſch, 


aber ebenſo auch ganz unmacchiavelliſtiſch⸗ modern iſt ſolche Staats⸗ 
auffaſſung; ſie iſt tranſzendental in höchſter Potenz: nicht ſoll 
die Juſtitia der Erhaltung des Staates dienen, ſondern umgekehrt: 
der Staat iſt um der Juſtitia willen da, hat ſich ihr unterzuordnen 
und ihr allein dienſtbar zu ſein, denn „Wer die Juſtitia pflegt, 
der huldigt dem Heiligtum Gottes“, oder ein anderes: „Herrſcht 
die Juſtitia, ſo iſt Friede, und Friede ſelber iſt das Zeichen, daß 
Juſtitia herrſcht“. Friedrich fühlt ſich deshalb zugleich als „der 
Juſtitia Vater und Sohn, Herr und Knecht“. Sein Werk iſt erlaſſen 
aus ſolcher höchſten Beſcheidenheit und Selbſtbewußtheit: „Nicht 
mag die Nachwelt kommender Jahrhunderte von uns glauben, 
wir hätten dieſer Geſetze Buch zuſammengetragen, nur damit wir 
unſerem Ruhme dienten, ſondern mehr um in unſeren Tagen das 
Unrecht zu tilgen früherer Zeiten, da des Rechtes Zunge ver⸗ 
ſtummt war.“ Dies iſt ganz auguſtiniſch⸗thomiſtiſch gedacht, ganz 
im Sinne der Gottesreichidee: „Die wahre Juſtitia herrſcht nur in 
dem Staate, deſſen Gründer und Lenker Chriſtus ſelber iſt.“ Alle 
Handlungen des Staates und feines Herrſchers ſind deshalb, wieder⸗ 
um im Geiſte der thomiſtiſchen Lehre, wie ſie zur etwa gleichen Zeit 
in der Summa theologiea und im De regimine principum nieder⸗ 
gelegt iſt, ausſchließlich tranſzendental bezogen: „der Juſtitia My⸗ 
ſterium zu verehren“. Daraus aber ergeben ſich zwei Nutzanwen⸗ 
dungen, die ſelbſt unſerer Zeit, die ja ſonſt der auguſtiniſch⸗ 
thomiſtiſchen Staatslehre ferner zu ſein ſcheint als je, ſo in Fleiſch 
und Blut übergegangen ſind, daß die wenigſten von uns noch 
wiſſen, wem ſie zu verdanken ſind: die eine iſt die Schöpfung des 
perſönlichen Beamten, der, im Gegenſatz zum mittelalterlichen 
Lehns beamten, nur für ſeine Perſon und nach feiner perſoön⸗ 
lichen Tüchtigkeit berufen wird und „als des Raiſerlichen Wiſſens 
Mitwiſſer“ nur der Juſtitia zu dienen hat; und die andere iſt die 
Erſetzung des bisherigen privatrechtlichen Grundſatzes: „Wo kein 
Kläger, da kein Richter“ durch den modernen der ſtaatlichen Ver⸗ 
brechensverfolgung durch die Staatsanwaltſchaft. Inwieweit hier 
arabiſche Vorbilder auf Friedrich eingewirkt haben, kann an dieſer 
Stelle unerörtert bleiben, für uns iſt dies das Intereſſante, daß 
der Liber Augustalis die moderne Kriminaliſtik nicht minder 
inauguriert als den heutigen Beamtenſtaat. 

Notzeit iſt es, in der wir heute leben. Notzeit, nicht anders 
als die der friderizianiſchen Epoche. Heute wie damals ſind wir 
dem wahren Frieden und der ewigen Gerechtigkeit ferner denn je. 
So mag die Erinnerung an dieſes wunderſamſte Werk deutſcher 
Rechtswiſſenſchaft uns die Hoffnung geben, daß aus ihm Früchte 
reifen werden. Vielleicht liegt darin der tiefe Sinn der Kyffhäuſer⸗ 
ſage verborgen, in dieſem Worte von der Pax et Justitia, nach 
der wir Juriſten ja ringen und deren Ziel uns der Liber Augustalis 
mit den prachtvollen Eingangsworten zeigt: „So wollen wir ver⸗ 
doppelt die uns anvertrauten Pfunde dem lebendigen Gotte er⸗ 
ſtatten und beſchließen zu Jeſu Chriſti Verehrung, von dem wir 
alles empfingen, was wir beſitzen, durch der Juſtitia Kult und 
Satzung des Rechtes ein Opfer darzubringen der Lippen.“ 

Wer näheres über den Liber Augustalis wiſſen will, ſei hin⸗ 
gewieſen auf A. de! Vecchio, La legislazione di Frederico II. 
Imperatore (Turin 1874), Ernit Kantorowicz, Kaiſer Fried⸗ 
rich II. (Berlin 1928) und meine demnächſt im Auftrage der Görres⸗ 
Geſellſchaft erſcheinende Monographie über die Ethiſche Umgeſtal⸗ 
tung des römiſchen Rechts durch die Univerſale Juſtitia des 
ſcholaſtiſchen Naturrechts (Paderborn 1931). 

RA. Dr. Hölſcher, Leipzig, z. 3. Capri. 


Schrifttum. 


Schrifttum über Goethe und das Recht. 


Johannes Fuchs: Advokat Goethe. Weimar 1932. Verlag 


Hermann Böhlaus Nachf. Preis 2,85 A. 


A. Wieruszowski: Goethe als Rechtsanwalt. Köln 1909. 


Verlag Paul Neubner. 


ns Weißel: Der Advokat Goethe. Wien 1927. Manz Verlag. 
uſtav Kochheim: Fauſt im Zeichen des Kreuzes. Hamburg 


1931. Agentur des Rauhen Hauſes. Preis 4,80 h. 


6. L Kriegk: Deutsche Kulturbilder aus dem 18. Jahr⸗ 


hundert. Mit Anhang „Goethe als Rechtsanwalt“. Leip⸗ 
zig 1874. Verlag S. Hirzel. 


Georg Müller: Das Recht in Goethes Fauſt. Berlin 1912. 


Carl Heymanns Verlag. Preis 13,50 h. 


Paul Reinhard: Goethes Fauſt. Dresden. 1931. Verlag 


Wolfgang Jeß. Preis 2,50 M. 


Friedrich Wilhelm Lucht: Die Strafrechtspflege in Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach unter Carl Auguſt. (Beiträge zur Ge⸗ 
ſchichte der deutſchen Strafrechtspflege, herausgegeben von 
Dr. Max Grünhut, Prof. in Bonn und Dr. Eberhard 
Schmidt, Prof. in Hamburg, Heft 1.) Berlin 1929. Wal⸗ 
ter de Gruyter & Co. Preis 7 Sh. 


Auwaltsblatt. Nachrichten für die Mitglieder des Deutſchen 
Anwaltvereins. Heft 2. Febr. 1932. A. Pinner: Kollege 
Goethe und wir (S. 41). Verlag W. Moeſer Buchhand⸗ 
lung, Leipzig. 

Der junge Rechtsgelehrte 1932, Nr. 5 S. 65: O. Meiſter, 
Goethe als Juriſt. Verlag Franz Vahlen, Berlin. 

Deutſche Juriſten⸗Zeitung 1932. Heft 6: Hertz, Goethe und 
das Recht. Verlag Otto Liebmann, Berlin. 

Deutſche Richterzeitung 1932. Heft 3. Günther Kunze, 
Goethe und das Recht. Carl Heymanns Verlag, Berlin. 
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Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Reichsverwaltungsblatt und Preußiſches Verwaltungsblatt 
1932. Nr. 12: Bories, Wie Goethe über Polizei dachte 
und Eloeſſer, Goethe als Verwaltungsmann. Carl Hey⸗ 
manns Verlag, Berlin. 


Zeitſchrift der Anwaltkammer im Oberlandesgerichtsbezirk 
Frankfurt a. M. 1932 Nr. 1: Goethe⸗Nummer. Recht und 
Ordnung. Von Ernſt Beutler, Direktor des Frankfurter 
Goethemuſeums (S. 1), Goethes Prozeß Stiebel kontra 
Günderrode. Von Boeſebeck (S. 3), Goethe und das Theater⸗ 
recht. Bon Roſenmeyer (S. 14), Goethe und die Juris⸗ 
prudenz unſerer Zeit. Von Rothbarth (S. 17), Goethe⸗ 
Brevier für Juriſten. Zuſammengeſtellt von Otto Roth⸗ 
barth (S. 28). 

Siehe oben Aufſätze v. d. Treuck S. 826, Fuchs S. 828, 

Wieruszowski S. 842. 


H. H. Houben: Der polizeiwidrige Goethe. Mit 14 Ab⸗ 
bildungen, darunter 8 Tafeln. Berlin 1932. G. Grote 
Verlag. 200 Seiten. Preis geb. 3,80 .#. 


Eine in belletriſtiſcher, humoriſtiſcher Form gehaltene und doch 
im Unterton durchaus ernſte und namentlich den Juriſten zum Nach⸗ 
denken anregende Schrift. D. S. 


Forſchungen und Fortſchritte. 8. Jahrgang Heft 7/9, 1932, 
herausgegeben von Kerkhof. 
„Habe nun, ach, Philoſophie, Juriſterei, und Me⸗ 
dizin und leider auch Theologie durchaus ſtudiert ...“ 
Das zum Goethe⸗Jubiläum herausgegebene Heft des Nachrichten⸗ 
blattes der deutſchen Wiſſenſchaft und Technik enthält u. a. folgende 
Beiträge: Goethe und der Rhein, Der Mann von fünfzig Jahren, 
Juſtus Möſer und Goethe, Goethe und die Monumenta Germaniae 
historica, Die dramatiſche Einheit von Goethes Fauſt, Goethe und 
die Aſthetik, Goethe und die bildende Kunſt, Goethe und die Theo⸗ 
logie, Goethe und die Philoſophie, Goethes Stellung zur Mathematik, 
Goethes Farbenlehre, Goethe und ſeine Stellung zur reinen und ar» 
gewandten Chemie, Goethe und die Alchymiſten, Goethes mineralogiſch⸗ 
geologiſche Grundideen, Goethe und das Steinreich, Goethe und die 
Meteorologie, Goethes Botanik als Geſtaltlehre, Goethe als Biologe, 
Goethes anatontifch-zuologifche Studien, Arznei und Gift im Leben. 
Goethes, Goethe und die Heilkunde, Goethe und die Technik, Goethe 
und China, Goethe und England, Goethe und Frankreich, Goethes 
Stellung im heutigen Japan, Goethe und Ungarn, Goethe und das 
Bibliotheksweſen. 


„Goethe und das Recht“ — — fehlt! D. S. 


Theater und Film. 


Paul Dienstag und Alexander Elſter: Handbuch des deut⸗ 
ſchen Theater⸗, Film-, Muſik⸗ und Artiſtenrechts. Berlin 
1932. Verlag von Julius Springer. X und 538 Seiten. 
Preis 28 , geb. 29,60 A. 


Seit dem 1914 erſchienenen Werk von Goldbaum weiſt das 
deutſche Schrifttum keine weitere Darſtellung des deutſchen Theater⸗ 
rechts in ſeiner Ganzheit auf, obwohl gerade für dies Spezialgebiet, 
das in den beiden letzten Jahrzehnten durch die Entwicklung der Vor⸗ 
führungstechnik mittels Films, Rundfunks und Schallplatte vielfach 
einen völlig neuen Inhalt gewonnen hatte, der in den verſchiedenſten, 
nicht immer leicht zugänglichen Einzelunterſuchungen zerſtreut war, 
längſt eine Zuſammenfaſſung am Platze geweſen wäre. Das vorliegende 
Handbuch, deſſen Verf. für ihr Unternehmen durch zahlreiche in das 
Theaterrecht einſchlagende Publikationen voll legitimiert waren, ſchließt 
dieſe Lücke aufs beſte. Es iſt damit nicht nur ein Buch für die 
theaterrechtliche Praxis entſtanden, welchem Zweck es nach den ein⸗ 
leitenden Worten der Verf. in erſter Linie dienen ſoll; es entſpricht 
auch den Forderungen ſtrenger Wiſſenſchaftlichkeit, indem es bei allen 
auftauchenden Problemen auf die theoretiſchen Grundlagen zurückgeht, 
um von dieſen ausgehend befriedigende Antworten zu finden. 

Im erſten, etwa zwei Fünftel des Geſamtwerks umfaſſenden 
Buch behandelt Elſter das Theater⸗, Film-, Muſik⸗, Funk⸗ und 
Artiſten⸗Urheberrecht. Er verſteht es, das Intereſſe der Leſer nicht 
nur durch Aufrollung neuer oder Erörterung ſelten behandelter Fragen 
zu feſſeln, wofür als Beiſpiel auf die Ausführungen über das Werk⸗ 
ſchaffen des Artiſten (S. 196), über das Recht der Maske (S. 94 ff.) 
hingewieſen ſei. Auch wo Elſter ſich auf bereits gebahnten Wegen 
bewegt, weiß er dem Gegenſtand immer wieder neue Seiten abzuge⸗ 
winnen, ſeine Darlegungen in geiſtvoll pointierte Form zu kleiden. So, 
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wenn er den Gebrauchsmuſterſchutz, der für Bühneneinrichtungen, u 
man ſich als Modell ſchützen laſſen will und für ähnliche Einsiedel 
im Film ſowie für Artiſten, die in ihren Darbietungen etwas ger’ 
haftes produzieren, in Betracht kommen kann, als „den armen Au- 
wandten des Kunſtwerkſchutzes“ bezeichnet (S. 20); wenn er in gun 
erkennung der Befugnis des Bühnenleiters von ſzeniſchen Bemer 
gen des Verf. abzuweichen, es für unzuläſſig erklärt, daß der ne 
ſinnige Autor die Güte der Aufführung gefährdet“ (S. 66); wen ung 
nte, 
fi trotzdem der Berufsgenoſſenſchaft ein für den Unfall ur⸗ 
ächliches Verſchulden eines ihr angehörenden Betriebsunterneh⸗ 
ders entgegengehalten werden könnte. Das iſt nicht der Fall. 
Im dem Unfallverſicherungsgeſetz v. 6. Juli 1884 war die Vor⸗ 
ſchrift über die „Haftung Dritter“ in § 98, alſo im unmittel- 
aren Anſchluß an die oben erwähnten Vorſchriften der 
95 ff., geregelt. Dort war folgende Faſſung gewählt: 
J, „Die Haftung Dritter, in den 88 95, 96 nicht bezeichneter 
Ferfonen, welche den Unfall vorſätzlich herbeigeführt oder durch 
Verſchulden verurſacht haben, beſtimmt ſich nach den beitehen- 
an geſetzlichen Vorſchriften. Jedoch geht die Forderung der 
Entſchädigungsberechtigten an den Dritten auf die Genoſſen⸗ 
Haft inſoweit über, als die Verpflichtung der letzteren zur 
utſchädigung durch dieſes Geſetz begründet iſt.“ 
„Wäre damals vom Geſetzgeber beabſichtigt worden, auf die 
Derufsgenoſſenſchaft gegebenenfalls die Forderung gegen den 
Dritten nicht im vollen Umfang ihrer Aufwendungen über⸗ 
duzen zu laſſen, ſondern fie zu beſchränken, ſobald den der Be- 
zufsgenoſſenſchaft angehörenden Unternehmer ein urſächliches 
x erſchulden träfe, dann wäre dies, wie mit Sicherheit anzu- 
nehmen iſt, zum Ausdruck gebracht worden. Daß die RVO, 
welche auch die Vorſchrift des § 898 dem früheren Rechtszu⸗ 
ſtand anpaßte, unter der Herrſchaft des BGB. mit der Vor⸗ 
crift des § 1542 etwas anderes beabſichtigte, erſcheint ausge⸗ 
ſchloſſen, nur die formale Anordnung des Geſetzesſtoffs wurde 
inſofern eine andere, als § 1542 ſich nicht mehr auf die Unfall- 
berſicherung beſchränkt und ſich deshalb nicht mehr unmittelbar 
an die Vorſchriften der 88 898, 899 anſchließt. 
5 Der 1. ZivSen. hat in dem erwähnten Urteil zur Begrün⸗ 
img ſeiner Auffaſſung angeführt, daß die Unfallverſicherung 
in Verhältnis zum Unternehmer ähnlich wie eine private Haft- 
pflichtverſicherung wirke, und ſich hierfür auf Krohn (nicht 
Arobne) Sauerborn, „Handkommentar zur RVO.“, § 898 
7 um. 1 berufen, auch die Entſch. in RG. 74, 29 = ZW. 1910, 
(68 herangezogen. Dieſe Entſch. ergibt nichts für die vom 1. Ziv- 
8 en. angenommene Rechtslage; vielmehr wird dort auf S. 28 
fra geführt, daß § 146 Abſ. 1 des landwirtſchaftlichen Unfallver⸗ 
cherungsgeſetzes ganz allgemein „einen Anſpruch auf Erſatz 
es infolge eines Unfalls erlittenen Schadens gegen den Be— 
x iebsunternehmer“, alſo unterſchiedslos jeden Schadenserſatz⸗ 
ſerlbruch ausſchließe, mit alleiniger Ausnahme des Falles einer 
afgerichtlich feſtgeſtellten, vorſätzlich herbeigeführten Schädi⸗ 
gung; es wird dort ferner auf die Übereinſtimmung dieſer Be⸗ 
ang mit den übrigen Unfallverſicherungs⸗ und Fürſorge⸗ 
eſetzen hingewieſen und auf S. 29 noch betont, das grund⸗ 
gende Prinzip gehe dahin, jede weitere Inanſpruchnahme des 
eotriebsunternehmers und ſeiner Vertreter von ſeiten des Ver⸗ 
melen abzuſchneiden uff.; unter die Befreiung des Unterneh⸗ 
mers falle auch der Anſpruch aus § 847 BGB. Aber auch die 
Zerweiſung auf die Ausführung in dem Kommentar von 
Krohn a. a. O. kann nichts für die Entſch. Sachdienliches er⸗ 
neben. Dort wird aus der regelmäßigen Befreiung des Unter- 
ehmers von Erſatzanſprüchen die Folgerung gezogen, daß ſich 
pft Unfallverſicherung „für den Unternehmer“ wie eine Haft⸗ 
lichtverſicherung auswirke. Der Gedanke iſt alſo der, daß der 
uternehmer durch die Zahlung der Beiträge an die Berufs- 
ſicroſſenſchaft gewiſſermaßen den Schutz einer Haftpflichtver⸗ 
blberung erlange. Es iſt nicht erſichtlich, was hieraus für die 
när. zu entſcheidende Frage gefolgert werden könnte, inwiefern 
M mlich ein Dritter hieraus einen Vorteil erlangen könnte. Die 
unnahme jener Entſch., daß durch die in der RVO. getroffene 
in selung die „Rechte von Mitverpflichteten“ nicht beeinträch⸗ 
gt werden könnten, ſcheitert daran, daß das Recht eines an⸗ 
"ande zum Schadenserſatz Verpflichteten nur aus der Aus⸗ 
lörachsverpflichtung des Unternehmers hergeleitet werden 
zonnte, und eine ſolche beſteht eben nicht; der Unternehmer, 
een den auf Grund der Regelung der RVO. ein Erſatz⸗ 
tet pruch nicht geltendgemacht werden kann, iſt kein Verpflich⸗ 
er, der Dritte alſo auch kein „Mitverpflichteter”. 
h Was die Heranziehung des Gedankens der Haftpflichtver⸗ 
cherung angeht, iſt aber noch auf folgendes hinzuweiſen: Die 


Rechtſprechung 747 


Leiſtungen der Berufsgenoſſenſchaft, für welche in 8 1542 RVO. 
ein Ausgleich geſchaffen wird, gründen ſich auf öffentlich⸗xecht⸗ 
liche Verſicherung. Das lediglich die private Verſicherung 
regelnde VVG. v. 30. Mai 1908 (RGBl. 263) beſtimmt in 
§ 67, daß in dem Falle, wo dem Verſicherungsnehmer ein An⸗ 
ſpruch auf Erſatz des Schadens gegen einen Dritten zuſteht, 
der Anſpruch auf den Verſicherer übergeht, ſoweit dieſer dem 
Verſicherungsnehmer den Schaden erſetzt. Dieſe Vorſchrift be- 
trifft, wie ihre Stellung im Geſetz eindeutig ergibt, nur die 
Schadensverſicherung, nicht die Unfallverſicherung (Urt. des 
erk. Sen. v. 8. Mai 1930, VI 482/29 = Seuff Arch. 84 Nr. 179). 
Auf den grundlegenden Unterſchied dieſer Vorſchrift gegenüber 
der Vorſchrift des $ 1542 RVO. iſt in der Entſch. des erk. Sen. 
RG. 148, 137 = JW. 1935, 32913 hingewieſen worden. Dort 
hatte eine Verſicherungsgeſellſchaft, die einem aus einem Un⸗ 
fall zum Schadenserſatz Verpflichteten Verſicherungsſchutz ge⸗ 
währt hatte, Anſprüche gegen einen anderen Verpflichteten in 
erſter Reihe auf Abtretung der Rechte des Verletzten und der 
Rechte der Berufsgenoſſenſchaft und erſt in zweiter Reihe auf 
8 67 VVG. geſtützt. In der Entſch. wurde“ ausgeführt, daß 
jeder Kl. befugt ſei, darüber zu entſcheiden, auf welche Grund⸗ 
lage er ſeinen Anſpruch ſtützen wolle; ſtütze er den Anſpruch in 
erſter Reihe auf den Übergang der Forderung eines Dritten, ſo 
könne ihr nicht entgegengehalten werden, daß, wenn er die 
Klage auf einen in der Perſon eines anderen entſtandenen und 
auf Grund beſonderer Vorſchrift auf den Kl. kraft Geſetzes 
übergegangenen Anſpruch ſtützte, ein beſtimmter Einwand zu⸗ 
läſſig wäre. Es wurde dort weiter ausgeführt, daß der an die 
Kl. abgetretene Anſpruch aus § 1542 RVO. ein völlig anderer 
jet als der auf Grund des § 67 VVG. auf die Kl. über⸗ 
gegangene Anſpruch. Jeder Anhaltspunkt für ein etwaiges 
Handeln der Verſicherungsgeſellſchaft gegen Treu und Glauben 
wurde hinſichtlich beider abgetretenen Anſprüche — ſoweit der 
gemäß § 1542 RVO. entſtandene und dann abgetretene An⸗ 
ſpruch in Betracht kommt, ohne jede weitere Erörterung — ver⸗ 
neint. Aus dem in jener Entſch. herangezogenen Urteil in RGZ. 
84, 208 ff., 213 = JW. 1914, 463 ſei noch folgendes hervor⸗ 
gehoben: Auch hier klagte eine Verſicherungsgeſellſchaft, die 
einem aus einem Unfall Verpflichteten Verſicherungsſchutz zu 
gewähren hatte, gegen eine andere Verpflichtete auf Grund der 
Abtretung der Anſprüche der Verletzten; es wurde hervorge— 
hoben, daß es an jeder rechtlichen Beziehung und Verpflichtung 
zwiſchen der Kl. als Verſicherer und der Bekl. fehle; die Bekl. 
ſei nicht ſchlechter geſtellt, als wenn die Verletzte ſelbſt geklagt 
hätte; auch ihr gegenüber hätte ſich die Bekl. nicht auf die Ge⸗ 
ſamtſchuldnerſchaft mit der von der Kl. verſicherten Antomobil- 
droſchkengeſellſchaft berufen können. 

Schließlich ſei darauf hingewieſen, daß der 1. ZivSen. mit 
der erörterten Entſch. v. 12. Dez. 1931 von dem Urteil des 
4. ZivSen. v. 12. Mai 1924, IV 930/23 = JW. 1924, ee 
abgewichen iſt, der in derſelben Frage den hier vertretenen 
Standpunkt eingenommen hat. Im Hinblick hierauf und ferner 
auf Grund des Geſ. zur Anderung von Vorſchriften des Straf⸗ 
verfahrens und des GVG. v. 28. Juni 1935 (RGBl. I, 844), 
nach deſſen Art. 2 das RG. an Urteile des RG., die vor dem 
1. Sept. 1935 erlaſſen ſind, nicht mehr gebunden iſt, konnte 
davon abgeſehen werden, bei dem 1. ZivSen. anzufragen, ob er 
an feiner früheren Rſpr. feſthalte. In der in RGZ. 146, 104 = 
JW. 1935, 854“ m. Anm. angeführten Entſch. des erk. Sen. 
v. 12. Juli 1934, VI 95/34 und in feinem weiteren, RGZ. 152, 
46 ff. JW. 1936, 33918 m. Anm. abgedruckten Urteil wurde 
dem 1. Ziv Sen. ohne weitere Begründung beigetreten; in einer 
anderen Entſch. v. 6. Jan. 1936, VI 327/35 war die Frage offen⸗ 
gelaſſen worden. 3 

Fehlt aber eine Grundlage für die Einwendungen, die der 
Bekl. dem Anſpruch der Berufsgenoſſenſchaft entgegenſetzt, fo 
bedurfte es eines Eingehens auf dieſe Einwendungen nicht 
mehr. Vielmehr war die Rev. ohne weiteres zurückzuweiſen. 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 4. Jan. 1937; VI 274/36.) [N.] 
(= RGB. 153, 38.) 

Anmerkung: Das Urteil ift in folgerichtiger Fortentwick⸗ 
lung des in der Entſch. v. 5. Febr. 1934 (JW. 1934, 1112 m. 
Anm. von mir) zu 2 ausgeſprochenen Grundſatzes über den 
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Rechtsübergang des Anſpruchs des Verletzten auf den ſozialen 
Verſicherungsträger und deſſen alleinige Klagebefugnis er⸗ 
gangen. Soweit es ſich mit dieſen Vorausſetzungen und ihren 
Folgen (Zuläſſigkeit der Einwendungen nur aus der Perjon 
des Verletzten) befaßt, iſt daher nichts beſonderes dazu zu be⸗ 
merken. Dieſe Grundſätze beherrſchen auch die Rſpr. des 
RVerſA. (vgl. „Mitglͤomm. z. RVO.“, § 1542 Anm. 6 ff.). 
Das gleiche gilt von der rechtlichen Unterſcheidung zwiſchen 
dem Anſpruch des Verletzten gegen den Verſicherungsträger 
und feinem Schadeuserſatzanſpruch gegen den Dritten (vgl. 
RG. 148, 19 = ZW. 1935, 25543; JW. 1936, 444). Der 
Schwerpunkt der Entſch. liegt woanders, nämlich in den zu⸗ 
nächſt befremdenden Ausführungen über die Unmöglichkeit der 
Ausgleichung des Schadens zwiſchen den beiden Schädigern. 
Tatſächlich entſpricht aber das Ergebnis und nicht die Stellung⸗ 
nahme des 1. ZivSen. in den im Urteil angeführten Entſch. 
der geſetzlichen Rechtslage. 

Zunächſt iſt daran feſtzuhalten, daß es ſich um einen Un⸗ 
fallverletzten handelt, die Vorſchrift des § 1542 Abſ. 1 RVO. 
daher nur mit der in S. 3 daſelbſt ausgeſprochenen Einſchrän⸗ 
kung galt. Übergehen konnte daher, da eine vorſätzliche Schä- 
digung nicht vorlag, auf die Berufsgenoſſenſchaft nur der An⸗ 
ſpruch gegen den Bekl. zu 1, deſſen Wagen mit dem Wagen des 
der Berufsgenoſſenſchaft angehörigen Vaters des Bekl. zu 2 zu⸗ 
ſammengeſtoßen war. Da beide Bekl. wegen fahrläſſiger Tötung 
in Tateinheit mit fahrläſſiger Körperverletzung verurteilt wor⸗ 
den ſind, in dem früheren Prozeß der Verſicherer des Bekl. zu 1 
gegen den Bekl. zu 2 die Schuld des erſteren auch nur zu Ya an⸗ 
genommen worden war, verſuchte der Bekl. zu 1 in vorl. 
Rechtsſtreit die Ausgleichung gemäß § 426 BGB. herbeizu⸗ 
führen. Das BG. war auf dieſen Einwand unter Berückſich⸗ 
tigung der genannten Entſch. des 1. Ziv Sen. eingegangen. Das 
vorl. Urteil verneint ſeine Zuläſſigkeit, m. E. zu Recht. Da 
gegen den Unternehmer, d. h. den Vater des Bekl. zu 2 und 
gegen dieſen ſelbſt nach SS 898, 899 RVO. ſeitens des Verletz⸗ 
ten kein Anſpruch erhoben werden konnte, ſtehen beide Bekl. zu⸗ 
einander nicht im Verhältnis von Geſamtſchuldnern. Eine Aus⸗ 
gleichspflicht gemäß 8 426 BGB. konnte daher auch nicht in 
Frage kommen. 

Wie ſteht es nun aber in dem Falle, daß dem Verletzten 
gegen den Unternehmer ein Anſpruch gemäß § 898 RVO. zu⸗ 
ſteht, weil ſtrafgerichtlich feſtgeſtellt worden iſt, daß er den Un- 
fall vorſätzlich herbeigeführt hat? Das vorl. Urteil läßt m. E. 
nicht erkennen, wie das RG. in dieſem Falle entſcheiden würde. 
Auf der einen Seite bejaht es nur die Zuläſſigkeit von Ein⸗ 
wendungen aus der Perſon des Verletzten, auf der anderen 
Seite ſtellt es darauf ab, daß die Ausgleichspflicht nur eine 
Wirkung der Schadenserſatzpflicht ſei, an welch letzterer es hier 
fehle. Kann daraus der Schluß gezogen werden, daß bei Be— 
ſtehen einer ſolchen Schadenserſatzpflicht auch der Ausgleichs⸗ 
einwand im Prozeſſe zwiſchen Berufsgenoſſenſchaft und Schä⸗ 
diger zuzulaſſen wäre? M. E nein. Die logiſche Fortführung 
des Gedankenganges des RG. muß die Frage verneinen laſſen. 
Die Ausgleichspflicht ſtellt keinen Einwand aus der Perſon des 
Verletzten dar, ſondern aus der Perſon eines Dritten. Dieſer 
Dritte iſt — und das iſt das auf den erſten Blick Befremdliche 
der Entſch. — ein Mitglied der klagenden Berufsgenoſſenſchaft. 
Wieſo ſoll dieſe nicht für das Mitverſchulden ihres Mitgliedes 
einſtehen? Der Grund liegt in der Verſelbſtändigung der Per⸗ 
ſönlichkeit der Berufsgenoſſenſchaft und ihrer Stellung als ſo— 
zialer Verſicherungsträger. Die Mitgliedſchaft des Unterneh⸗ 
mers iſt nur etwas Internes. Die Rechtsbeziehungen zwiſchen 
der Berufsgenoſſenſchaft und einem Schädiger ſind abſchließend 
in § 1542 RWO. geregelt. Die Berufsgenoſſenſchaft macht nur 
den auf ſie kraft Geſetzes übergegangenen Anſpruch des Ver⸗ 
letzten geltend. In dieſes Rechtsverhältnis können die rechtlichen 
Beziehungen, die zwiſchen einem ihr angehörigen Unternehmer 
und dem Schädiger infolge gemeinſamer Herbeiführung eines 
Schadens beſtehen, nicht hineinſpielen. Sie müſſen und können, 
womit der Gerechtigkeit auch genügend gedient iſt, in einem 
anderen Verfahren ausgetragen werden. Der Verletzte hat da⸗ 
mit nichts zu tun. Das gleiche gilt dann, wenn nicht die Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaft, ſondern z. B. eine LVerſAnſt. oder die 


Rf A., die dem Verletzten Invalidenrente oder Ruhegeld ge, 
währt, gemäß $ 1542 RVO. klagt. Für fie gilt die Einſchrän, 
kung des § 1542 Abſ. 1 S. 3 RWO. nicht (vgl. „Mitglͤomm. 
a. a. O. Anm. 9). N 
SenPräſ. Kerſting, Berlin. 

* 

* 9. 5 12 Sächſ VO. über den Handel mit Oi? 
ten v. 6. Febr. 1895; §S 26 Sächſ VO. über den 889 
kehr mit Sprengſtoffen v. 26. Sept. 1905 8 823 POT, 
Die Vorſchriften über den Handel mit Gift 
und die Vorſchriften über den Verkehr M 
Sprengſtoffen ſind als Schutzgeſetze angst 
ſehen. Sollen die Vorſchriften zugunſten das 
Jugendlichen wirkſam ſein, ſo kann ihre 5 
wendung nicht abhängig gemacht werden * 
den entgegenſtehenden Wünſchen der Juge ne 
lichen und ihrem auf deren Erfüllung 1 
geſtellten Verhalten. Die Einrede der ve 
lift wegen Täuſchung über das Alter der . 
gendlichen entfällt daher. 22 

Nach § 12 SächſVO. über den Handel mit Giften v. 6. Sen 
1895 darf Gift an Kinder unter 14 Jahren überhaupt nicht 40 
ſonſt nur an ſolche Perſonen abgegeben werden, die als zuverl 


ein 
nutzen wollen; ſofern der Abgebende von dem Vorhandene 
dieſer Vorausſetzungen keine ſichere Kenntnis hat, darf eipen 


waren beide noch unter 14 Jahren. Das BG. nimmt an, U. h. 0 
den Knaben geſagt, er könne die verlangten Chemikalien mi 
geben, „oder feid ihr ſchon 16 Jahre alt?“ Um die Waren 
erhalten, haben fie dieſe Frage wahrheitswidrig bejaht. U.) 
ihnen ferner die Antwort in den Mund gelegt auf die ai, 
Frage, ob fie die Annenſchule, eine höhere Schule, beſucht 5 
was ſie ebenfalls beſtätigten, obgleich ſie Volksſchüler waren i 
habe inſofern fahrläſſig gehandelt, als er ſich über die Zuver fi 

ſigkeit der jugendlichen Schüler und den Verwendungszweck 
Waren nicht ausreichend erkundigt und vergewiſſert habe, 26 
OLG. nimmt ferner an, U. habe auch gegen den Sinn des ſſen 
SächſB O. v. 26. Sept. 1905 über den Verkehr mit Sprengſtoſſen 
verſtoßen. Durch dieſe Vorſchr. iſt die Abgabe von Spreng At 
an Perſonen, von welchen ein Mißbrauch zu befürchten iſt, 9 
bei. an Perſonen unter 16 Jahren verboten. Dieſe Beſtimmen 
habe U. als Drogiſt kennen müſſen, zumal ſie nach dem weit Ge⸗ 
Inhalt auch für gefährliche Feuerwerkskörper gelte, welche 0 hut 
ſchäft der Bekl. freigehalten werden. Im Anſchluß hieran 
das OLG. die gegen den Schadenserſatzanſpruch des Kl. erhe gh. 
Einrede der Argliſt ab. Zwar habe der Kl. gewußt, daß “ur 
den Erſtbeklagten über ſein Alter getäuſcht und ihn dadurch icht 
Abgabe der Chemikalien veranlaßt hatte; das ſei jedoch auf 
ausreichend, um den Einwand der Argliſt gegenüber de 
die §8 823 ff. BGB. geſtützten Klagebegehren zu rechtfertt er 
Die Rev. wendet ſich zunächſt gegen die Beurteilung un. 

Argliſteinrede. Dem OLG. iſt jedoch im Ergebnis beiguft 
Die Rev. berückſichtigt nicht, daß es ſich um Knaben im 4 
von 13 Jahren handelt. Nach der getroffenen Feſtſtellung e 
U. durch die Art ſeiner Frageſtellung (Suggeſtivfragen er 
t 


gen. 


Knaben zu der unrichtigen Angabe ihres Alters veranlaß ide 
muß alſo die Mitverantwortung dafür tragen. Der Kl., = a 
mals erſt im Alter von 13 Jahren und 4 Monaten ſtane ig, 
fi nicht unmittelbar an den Täuſchungshandlungen beit auf 
ſondern erſt nachträglich davon gehört. Mochte auch der ‘ tbar 
vertrag gegenüber dem Kl. nach 8 123 Abſ. 2 BGB. anl 
ſein, was für den Rechtsſtreit ohne Bedeutung iſt, ſo mag 
Kl. doch keinen Anſpruch aus dem Vertrag geltend (vgl. brläf⸗ 
Komm. z. BGB. 8 124 Anm. 1). Das BO. ſieht die Ja 

ſigkeit des U. nicht ſowohl in dem durch die unrichtige 
angabe mit herbeigeführten Kaufabſchluß, ſondern darin, icht 
der Erſtbeklagte die Zuverläſſigkeit der jugendlichen Käufen ig 
geprüft hat, obwohl er ihnen nicht nur Gift, ſondern glei nu, 
zwei Drogen verabfolgte, deren Gemiſch bei unvorſichtigem 
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rauch eine ſehr hohe Sprenggefahr begründete. Schon dieſe 
ſcablage läßt es mit Treu und Glauben nicht vereinbar er⸗ 
Seinen, daß die Bekl. gegenüber dem ſehr jugendlichen ſchwer 
eſchädigten Kl. überhaupt die Einrede der gegenwärtigen Arg⸗ 
it vorſchützen. Entſcheidend kommt aber folgendes in Betracht. 
eit Recht hat das BG. die Vorſchriften über den Handel mit 
iften als Schutzgeſetz angeſehen, und dasſelbe muß auch gelten 
ür die Vorſchriften über den Verkehr mit Sprengſtoffen. Die 
Forſchriften wenden ſich unter Strafandrohung gegen die Händ⸗ 
er und Verkäufer von Giften und Sprengſtoffen und verbieten, 
um Gefahren zu verhüten, ſchon die Abgabe an Jugendliche un⸗ 
r 14 Jahren bei Giften, unter 16 Jahren bei Sprengſtoffen. 
Sie wollen die Jugendlichen gegen ihre Unerfahrenheit und 
fegen ihren Leichtſinn ſchützen. In das Gebiet des Leichtſinns 
15 en aber auch unrichtige Angaben der Jugendlichen ſelbſt über 
ve Alter. Sollen die Vorſchriften zugunſten der Jugendlichen 
n. Jam fein, fo kann ihre Anwendung nicht abhängig gemacht 
erden von den entgegenſtehenden Wünſchen der Jugendlichen 
nd ihrem auf deren Erfüllung eingeſtellten Verhalten. Ent⸗ 
Ken der Auffaſſung der Rev. verlangt die Beobachtung der 
zürch die Vorſchriften über den Handel mit Giften und Spreng- 
Noffen dem U. auferlegten Pflichten, daß er ſich auf die eigenen 
in gaben der jugendlichen, noch nicht 14 Jahre alten Käufer 
„ber ihr Alter nicht hätte verlaſſen dürfen, und daß er Nachweiſe 
larüber hätte fordern müſſen. Danach iſt die Einrede der Arg⸗ 
10 im gegebenen Falle aus Rechtsgründen ausgeſchloſſen. Die 
‚ Obe Billigung der von Schd. ausgeſprochenen Unwahrheit 
zurch den Kl., ſofern eine ſolche in der Annahme der Waren 
80 des jugendlichen Alters zu finden ſein ſollte, brauchte das 
Mit als erſchwerenden Umſtand bei der Abwägung des eigenen 
itverſchuldens des Verletzten nicht in Betracht zu ziehen. 
8 Ohne Rechtsirrtum findet das BG. eine Fahrläſſigkeit des 
N weitbeklagten darin, daß er ſeinen Angeſtellten nichts darüber 
geſagt habe, in welcher Weiſe fie ſich über das Alter und die 
duberläſſigteit der Käufer unterrichten ſollten. Eine Überſpan⸗ 
ung der dem Geſchäftsinhaber obliegenden Belehrungspflicht iſt 
cht anzuerkennen. Der Zweitbeklagte mußte dafür ſorgen, daß 
zer von den geſetzlichen Vorſchriften beabſichtigte Schutz von 
ndern unter 14 Jahren wirkſam geſtaltet werde. Das hat er 
t ausreichend getan. 
„GG., VI. Ziv Sen., U. v. 9. Nov. 1936, VI 213/36.) 
SR. 152, 325.) 
* 


10. 88 301, 308 u. 525 ZPO. Werden Anſprüche 
egen mehrere Bekl. auf verſchiedene Rechts⸗ 
stünde geſtützt, fo kann an ſich auf Grund eines 
ainzelnen Rechtsgrundes ein Teilurteil er- 
en. Es darf aber nie aufeinen Hilfsantrag 
an ſo entſchieden werden, ſolange der Haupt⸗ 
Getrag noch offen iſt. — Die Haftung aus einem 

arantievertrag erſtreckt ſich nicht auf Ver⸗ 
11 le, die ſich der Garantieempfänger ſelbſt 

tzuſchreiben hat. }) 
mit Der Bekl. zu 1 war ſeit dem 1. Aug. 1928 Vorſtands⸗ 
ſeit lieb der Landgüterbank Akt., der Bekl. zu 2, fein Vater, 
hdd gleichen Tage Mitglied ihres Aufſichtsrats. Dieſem 
de orte auch der Bekl. zu 3 an, und zwar ſeit Jan. 1929 als 
len Vorfigender. Die Landgüterbank Akt. war i. J. 1926 
et der Firma „Aktiengeſellſchaft für Induſtrie und Grund⸗ 
won mit einem Grundkapital von 50 000 A. gegründet 
ündden. Bei einer im Aug. 1928 gleichzeitig mit der Firmen⸗ 
har ung beſchloſſenen Kapitalerhöhung um 350000 AM über- 
dm der Bekl. zu 2 neue Aktien zum Betrage von 100000 A. 
N e Landgüterbank Aft®. ſtand in engen Beziehungen zu der 
929 gegründeten „Bauernſiedlung GmbH.“, deren ſämt⸗ 


n 
0 


liche D 
habe Geſchäftsanteile fie ſchließlich beſaß. Dieſe befaßte ſich 
a uptſächlich mit der Aufteilung von Landgütern und hatte 


fle die Parzellierung des der Rengerslage GmbH. gehörigen 
ei namigen Gutes übernommen. Die Landgüterbank Att®. 
uber ſich — ebenſo wie die Bauernſiedlung GmbH. — im 

kurs. Als Aktivmaſſe kommen im weſentlichen nur Regreß⸗ 
852 küche gegen ihre früheren Verwaltungsmitglieder, insbeſ. 
Bekl., in Betracht. 
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Der Sohn der Kl., der ein Freund und Korpsbruder des 
Bekl. zu 1 war, hatte unter deſſen Mitwirkung in der Zeit 
vom Okt. 1928 bis Herbſt 1929 ſein und ſeiner Mutter da⸗ 
maliges Vermögen im Betrage von etwa 100000 AM in Ge⸗ 
ſchäften mit der Landgüterbank AktG. und deren Kunden an⸗ 
gelegt. So hatte er im Okt. und Nov. 1928 einer Frau K. 
zum Ankaufe des Gutes Rengerslage 70000 RM geliehen 
und dafür neben ſonſtigen Sicherungen Grundſchulden an dem 
Rittergut Tannenhof übertragen erhalten. Weitere Beträge 
hatte er der Landgüterbank ſelbſt darlehnsweiſe zur Verfügung 
geſtellt. Dieſe hatte auch den K.fchen Kredit, für deſſen Rück⸗ 
zahlung ſie ſich ſchon vorher verbürgt hatte, im April 1929 
als eigene Darlehnsſchuld übernommen. Die Kl. und ihr Sohn 
ſind der verliehenen Beträge zum größten Teile verluſtig 
gegangen. Im Konkurſe der Landgüterbank AktG. find For⸗ 
derungen, die der Sohn der Kl. zur Tabelle angemeldet hatte, 
vom Konkursverwalter mit 88 067,06 N. anerkannt und in 
dieſer Höhe feſtgeſtellt worden. 

Die Kl., die aus eigenem und abgetretenem Rechte klagt, 
verlangt von den Bekl. Schadloshaltung wegen der ihr und 
ihrem Sohne aus der Geſchäftsverbindung mit der Landgüter⸗ 
bank AktG. erwachſenen Verluſte. Sie hat behauptet: 


Der Bekl. zu 1 habe ihren Sohn und dadurch mittelbar 
auch ſie durch den Hinweis auf die Güte und Sicherheit der 
dieſem vorgeſchlagenen Geſchäfte, den günſtigen Stand der 
Landgüterbank und die Stellung ſeines Vaters als deren Groß⸗ 
aktionär und Aufſichtsratsmitglied zur Hingabe des Geldes 
veranlaßt und auf die Erklärung ihres Sohnes, daß es ſich 
um ſein und ſeiner Mutter ganzes Vermögen handele, das 
er nicht aufs Spiel ſetzen dürfe, ſtändig verſichert, daß er für 
das ihm und ſeiner Geſellſchaft anvertraute Geld die volle 
Verantwortung übernehme und für die Güte und Sicherheit 
ſeiner Unterbringung einſtehe. Dieſe Zuſicherung habe er in 
einem Briefe v. 8. Juli 1930 wiederholt und beſtätigt. Daraus 
ergebe ſich ſeine Haftung auf Grund übernommener Gewähr⸗ 
leiſtung, zufolge Kreditauftrags und Bürgſchaft. Er habe außer⸗ 
dem mit den beiden Mitbekl. für den ihr und ihrem Sohne 
erwachſenen Schaden aufzukommen, weil ihnen unerlaubtes 
Handeln durch Verletzung der ihnen als Vorſtands- und Auf⸗ 
ſichtsratsmitgliedern obliegenden geſetzlichen Verpflichtungen 
zur Laſt falle. Sie hätten nicht nur gewußt, daß ſchon bei 
der Gründung der AktG. für Induſtrie und Grundbeſitz ord⸗ 
nungswidrig verfahren und das Grundkapital nicht in der 
geſetzlich vorgeſchriebenen Weiſe eingezahlt worden ſei, dies 
aber bei der Anmeldung der i. J. 1928 beſchloſſenen Kapital⸗ 
erhöhung gleichwohl verſichert, ſondern hierbei auch wiſſentlich 
der Wahrheit zuwider angegeben, daß das erhöhte Kapital mit 
25% eingezahlt ſei, obwohl mit Ausnahme des Bekl. zu 2 
keiner der Zeichner Zahlungen geleiſtet habe. Auch der Bekl. 
zu 2 habe ſich die von ihm eingezahlten Beträge zum großen 
Teile alsbald zur Tilgung von Zinſen und Proviſionen zurück⸗ 
zahlen laſſen, die er ſich bei der Landgüterbank für gewährte 
Darlehen in unangemeſſener Höhe ausbedungen habe. Die 
Bilanzen der Landgüterbank ſeien durch überhohe Bewertung 
von Außenſtänden verfälſcht worden. Insbeſ. ſeien Proviſions⸗ 
anſprüche gegen die Bauernſiedlung GmbH. und die Rengers⸗ 
lage GmbH. mit Beträgen eingeſtellt worden, an deren Ein⸗ 
bringlichkeit nicht zu denken geweſen ſei. Andererſeits habe 
man den Mitgliedern der Verwaltung und auch den Bekl. 
übermäßige Bezüge und ungerechtfertigt hohe Zinſen für gut⸗ 
geſicherte Darlehen gewährt. Die dadurch verurſachte ſchlechte 
Lage der Bank, die allen Beteiligten erkennbar geweſen ſei, 
habe ſchließlich zu deren Zuſammenbruch geführt. 

Ihr Sohn habe ihr ſeine Anſprüche gegen die Bekl. ab⸗ 
getreten. Außerdem habe ſie der Konkursverwalter der Land⸗ 
güterbank AktG. ermächtigt, die dieſer zuſtehenden Regreß⸗ 
anſprüche gegen die Bekl. im eigenen Namen geltend zu machen. 
Der Konkursverwalter habe alle dieſe Regreßanſprüche mit Ge⸗ 
nehmigung des Gläubigerausſchuſſes und des Konkursgerichts 
an eine Gemeinſchaft von Gläubigern der Gemeinſchuldnerin 
abgetreten, deren Mitglieder verpflichtet ſeien, die Anſprüche 
auf eigene Koſten im Prozeßwege zu verfolgen und einen Teil 
der erlangten Beträge an die Konkursmaſſe abzuführen. Dieſe 
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Gläubigergemeinſchaft habe ihrerſeits ſolche Regreßanſprüche 

an ſie weiter abgetreten, und zwar zunächſt durch Erklärung 

v. 1. Aug. 1933 Anſprüche im Betrage von 88 000 RM, die 

„der Gemeinſchuldnerin aus der geſchäftlichen Verbindung mit 

ihr bzw. ihrem Sohne gemäß der zur Tabelle feſtgeſtellten 

Forderung in der angegebenen Höhe von 88 000 AM gegen 

die Bekl. erwachſen ſind“, und ſodann durch Erklärung vom 

17. Jan. 1934 Regreßanſprüche in der angegebenen Höhe, die 

„aus irgendeinem Rechtsgrunde, insbeſ. aus den 88 217, 241, 

249, 313, 314 und 315 HGB. und $$ 823, 826 BGB. 

den Konkursmaſſen bzw. der Gläubigergemeinſchaft als deren 

Rechtsnachfolgerin zuſtehen“. Der Konkursverwalter habe der 

Abtretung durch Erklärung v. 3. Jan. 1934 zugeſtimmt. 

Die Kl., zu deren Unterſtützung der Konkursverwalter dem 
Rechtsſtreit als Nebenintervenient beigetreten iſt, hat dem⸗ 
gemäß beantragt, 

1. die Bekl. als Geſamtſchuldner zur Zahlung von 88 067,06 Rt 
nebſt 6% Zinſen ſeit dem 1. Dez. 1930 zu verurteilen, 

2. für den Fall, daß das Gericht für den Klageanſpruch ganz 
oder zum Teil den Konkursverwalter über das Vermögen 
der Landgüterbank AktG. als allein forderungsberechtigt an- 
ſehen wollte, die Bekl. als Geſamtſchuldner zu verurteilen, 
den entſprechenden Teil des Betrags von 88 067,06 RM 
nebſt Zinſen an die Konkursmaſſe über das Vermögen der 
Landgüterbank zu zahlen. 

Das LG. hat die Bekl. gemäß dem Hilfsantrage der Kl. 
als Geſamtſchuldner zur Zahlung von 88 067,06 AM nebſt 
6% Zinſen von 77 397,06 AM ſeit dem 1. Dez. 1930 zur 
Konkursmaſſe an den Konkursverwalter im Konkurſe über das 
Vermögen der Landgüterbank AktG. verurteilt und die Klage 
wegen des Hauptanſpruchs und der weitergehenden Zinſen⸗ 
forderung abgewieſen. 

Durch Teilurteil v. 17. Jan. 1936 hat das KG. das 
Urteil des LG. auf die Anſchlußberufung der Kl., inſoweit 
unter Zurückweiſung der Berufung der Bekl., dahin geändert, 
daß der Bekl. zu 1 verurteilt wird, an die Kl. 46 000 Rt 
nebſt 4% Zinſen ſeit dem 1. Dez. 1930 zu zahlen, die Be⸗ 
rufung des Bekl. zu 2 auch inſoweit zurückgewieſen, als er 
zur Zahlung von 42 000 RAM nebit 4% Zinſen ſeit dem 1. Dez. 
1930 an den Konkursverwalter verurteilt worden iſt. 

Auf Rev. der Bekl. hat das RG. aufgehoben. 

Die Kl. verfolgt mit der Klage Anſprüche aus eigenem 
Recht, ſofern ſie von den Bekl. den Schaden erſetzt haben will, 
der ihr von ihnen durch ſchuldhafte Verletzung der ihnen als 
Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitgliedern der Landgüterbank 
AktG. obliegenden Verpflichtungen zugefügt worden und von 
ihnen nach 88 823 Abſ. 2, 826 BGB. zu vertreten fei. Sie 
klagt weiter aus abgeleitetem Recht, ſoweit ſie die ihrem Sohne 
aus dem gleichen Rechtsgrunde und gegenüber den Bekl. zu 1 
und 2 aus übernommener Gewähr, Kreditauftrag oder Bürg⸗ 
ſchaft zuſtehenden Rechte geltend macht, die ihr ihr Sohn ab- 
getreten habe. Endlich erhebt fie zufolge ihr vom Konkurs- 
verwalter erteilter Ermächtigung und auf Grund von ihm ge⸗ 
billigter Abtretung ſeitens der Gläubigergemeinſchaft Anſprüche, 
die nach ihrer Behauptung der Gemeinſchuldnerin aus pflicht⸗ 
widrigem Verhalten der Bekl. als Mitglieder ihres Vorſtands 
und Aufſichtsrates erwachſen ſind. Ohne näher darzulegen, in 
welchem Umfange ſie bei der von ihr behaupteten geſamt⸗ 
ſchuldneriſchen Haftung der Bekl. dieſe Anſpruchsgrundlagen, 
im einzelnen berückſichtigt wiſſen wolle, verlangt ſie in erſter 
Linie geſamtſchuldneriſche Verurteilung der Bekl. zur Zah⸗ 
lung des von ihr im Konkurſe der Landgüterbank AktG. zur 
Tabelle angemeldeten und feſtgeſtellten Betrags an ſie, hilfs⸗ 
weiſe deſſen Bezahlung an den Konkursverwalter. Es iſt bei 
dieſer Sachlage rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das BG. 
feine Entſch. auf einen Klagegrund ſtützt, aus dem ſich gemäß 
dem Hauptantrage der Kl. eine unmittelbare Haftung aller 
oder eines Teils der Bekl. ihr gegenüber ergibt. Die Kl. muß 
es nach ihren Anträgen hinnehmen, wenn ihr der beanſpruchte 
Betrag ganz oder zum Teil nur gegenüber einem Bekl. 
und unter Verneinung geſamtſchuldneriſcher Haftung der 
übrigen zugeſprochen wird, weil ihr Klagebegehren auch dieſe 
Möglichkeit zuläßt. Das Bag. durfte alſo prüfen, ob der Klage 


anſpruch auf Grund der von der Kl. behaupteten Garantie“ 
übernahme und der Abtretung der ihrem Sohne hieraus 7 
wachſenen Rechte an ſie gegen die Bekl. zu 1 und 2 gerecht 
fertigt ſei, und, wenn es dies nur Hinsichtlich des Bekl. zu 

bejahte, dieſen allein unter Verneinung geſamtſchuldneriſcher 
Haftung des Bekl. zu 2 zur Zahlung an die Kl. verurteilen 
Dagegen wurde es dem Begehren der Kl. nicht gerecht, wen 
es unter Beiſeitelaſſung ihres auf Zahlung an ſie gerichte. 
Hauptantrags der Klage aus einem Rechtsgrunde ſtattgab, be 
nach feiner Meinung gemäß dem Hilfsantrage der Kl. uu 
zu einer Verurteilung der Bekl. zur Zahlung an den Kontur? 
verwalter führen konnte. Denn die Kl. hat durch die nur hil 

weiſe verlangte Verurteilung der Bekl. zur Zahlung an e 
Konkursverwalter zu erkennen gegeben, daß ſie in erſter Sim 
eine Prüfung des von ihr dem Gericht unterbreiteten Sa 2 
verhalts dahin begehre, ob ſich aus ihm eine Rechtsgrundlag“ 
für eine Zahlungsverpflichtung der Bekl. ihr gegenüber ergebe. 
Sie durfte beſtimmen, in welchem Verhältnis die von ihr e 
hobenen Anſprüche zueinander ſtehen ſollten und in welch. 
Reihenfolge fie zu beſcheiden ſeien (vgl. RZ. 144, 71 75 
1934, 2910 6). Ergab ſich aus der Voranſtellung ihres Hane 
antrags und ſeiner Kennzeichnung als ſolchen, daß ſie de 
Hilfsanſpruch nur berückſichtigt haben wolle, wenn ſich n 
Hauptanſpruch als unbegründet erweiſe, ſo war das Gerich 
hieran auch dann gebunden, wenn ſie den Wunſch ausſpuuc 
es möge im Hinblick auf ihre ungünſtige wirtſchaftliche Lag 
jede mögliche Entſcheidung zu ihren Gunſten durch Teilurten 
getroffen werden. Denn das bedeutete nicht, daß ſie ihren fl 
erſter Linie erhobenen Anſpruch auf Verurteilung ber Be 
zur Zahlung an ſie, auch wenn er begründet ſein ſollte, N 
gebe und ſich mit einer Beſcheidung ihres Hilfsbegehrens * 
gnüge, ſondern beſagte lediglich, daß ſie unter Aufrechterha 

tung ihrer Klageanträge und des ihnen von ihr beigeleg 4 
Abhängigkeitsverhältniſſes um eine Teilentſcheidung bitte, 1° 
fern die Vorausſetzungen dafür gegeben ſeien. Das Gericht we 
dadurch feiner Pflicht, zunächſt über den Hauptanſpruch jr 
befinden und auf den Hilfsanſpruch nur dann einzugehen 
wenn es jenen für unbegründet anſah, nicht überhoben. 


durfte den Bekl. zu 2 nicht zur Zahlung an den Konkurs 


verwalter verurteilen, wenn es nicht zugleich inſoweit ſelm 


Verpflichtung, an die Kl. ſelbſt zu zahlen, verneinte und * 
hierauf gerichteten Hauptanſpruch abwies. Das angefochten, 
Urteil fteht deshalb, ſoweit es die Berufung des Bell. 55 
gegen ſeine Verurteilung zur Zahlung des eingeklagten — 
trags an den Konkursverwalter wegen eines Teilbetrages 1c 
42 000 AM ſamt Zinſen zurückweiſt, ohne inſoweit zuglein 
über die Anſchlußberufung der Kl. zu befinden, mit der dicht 
Zahlung unmittelbar an ſich erſtrebt, mit $ 301 ZPO. PER: 
im Einklang. Das kann freilich für ſich allein feine Aufhebung 


1 ein 
von ihr erhobenes Rechtsmittel könnte einen Weg eröffne 
auf dem nach 88 554 Abſ. 2 Ziff. 2b, 559 ZPO. eine 517 
achtung des Verſtoßes möglich wäre (vgl. RG. 85, 214, en 
— JW. 1914, 986). Es handelt ſich auch nicht um 5 
Mangel des Verfahrens, der — wie etwa die Erlaſſung el be, 
Teilurteils in Eheſachen (RG. 107, 350) — grundlegent 
der Willkür der Parteien entrückte Prozeßvorausſetzungen 1 
träfe und deshalb von Amts wegen zu beachten wäre der 
RZ. 94, 11, 13). Wenn die Rev. geltend macht, auc de 
Bekl. zu 2 ſei durch die verfahrensrechtlich zu beanſtand der 
Entſch. beſchwert, weil es danach völlig dunkel bleibe, che 
eigene Zahlungsanſpruch der Kl. gegen ihn noch offen ger 
oder nicht, jo kann ihr hierin nicht gefolgt werden. Die — 

urteilung des Bekl. zu 2 liegt auch, ſoweit damit nul cry 
Hilfsantrage der Kl. ſtattgegeben wird, im Rahmen der ner⸗ 
ſprüche, die mit der Klage verfolgt werden, und halt ſich — 5 
halb der Grenzen, die dem Gericht nach 88 308, 525 3 des 
für feine Entſch. geſetzt find. Dieſe würden zum Nachteile . 
Bekl. zu 2 erſt dann überſchritten, wenn ihm Leiſtunge age 
erlegt würden, die die Kl. nach dem Inhalt ihrer Klagen ni 
überhaupt nicht begehrt. Das iſt nicht der Fall. Er waͤre 
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dann beſchwert, wenn das BG. im weiteren Verfahren zu 
einer Verurteilung käme, die über den Umfang der Klage⸗ 
anträge hinausginge, oder wenn es dieſe, etwa durch Unter⸗ 
luſſung einer Abweiſung des Hauptanſpruchs, ſoweit es ihn 
fUr unbegründet hält, unbeſchieden ließe. Bei dem dem Gericht 
durch § 301 Abſ. 2 ZPO. eingeräumten Ermeſſen in der Er⸗ 
laſſung eines Teilurteils, das ſich auch auf deſſen Umfang 
erſtreckt, ſteht einer ſpäteren Abweiſung des Hauptanſpruchs 
in beſonderer Entſch. nichts entgegen. 

Das BG. ſtellt feſt, daß der Sohn der Kl. alle Anſprüche, 
die ihm aus den von dieſer geltend gemachten Rechtsgründen 
gegen die Bekl. möglicherweiſe erwachſen ſeien, wirkſam an 
ſeine Mutter abgetreten habe. . 


fü In Übereinſtimmung mit dem LG. hält es das BG. weiter 
ür erwieſen, daß ſich der Bekl. zu 1 dem Sohne der Kl. 
gegenüber zur Gewährleiſtung für die dieſem empfohlenen Ge⸗ 
ſchäfte verpflichtet habe. 


0 Das BG. iſt der Meinung, daß die Garantieübernahme 
des Bekl. zu 1 die Schadloshaltung des Sohnes der Kl. aus 
5 Geſchäften zum Inhalt gehabt habe, die er auf Anraten 
des Bekl. abſchloß. Es geht alſo davon aus, daß ſich der Bell. 
G uch einen ſelbſtändigen, vom Beſtehen und der Dauer jener 
tzeſchäfte unabhängigen Vertrag verpflichtet habe, die Gefahr 
mes künftigen, noch nicht eingetretenen Schadens zu über- 
nehmen, der dem Sohne der Kl. aus den ihm vom Bell. 
empfohlenen Geſchäften erwachſen konnte. Iſt danach die An⸗ 
nühme des BG., daß ein Garantievertrag vorliege, rechtlich 
icht zu beanſtanden (vgl. RG. 146, 120, 123 mit weiteren 
ztachweiſen JW. 1935, 923 ), fo begegnet auch feine Auf⸗ 
laſſung keinen rechtlichen Bedenken, daß der Sohn der Kl. 
denſprüche hieraus erheben könne, nachdem ſich im Konkurſe 
ag Landgüterbank das Fehlen einer verwertungsfähigen Maſſe 
Ggeben habe. Das BG. erwägt, daß es nach dem Zwecke der 
Larantieübernahme, den Sohn der Kl. wegen der mit der 
Kanrdgüterbank eingegangenen, von ihr nach Übernahme der 
„Sen Schuld jedenfalls in vollem Umfange zu vertretenden 
„eläfte ſchadlos zu halten, und nach den beſonderen Um⸗ 
— en des Falles, aus denen ſich die Annahme eines Garantie⸗ 
wertrages rechtfertige, dem Garantieempfänger nicht zugemutet 
verden könne, mit der Geltendmachung von Anſprüchen zu 
arten, bis alle, auch die fernſtliegenden Mittel zur Erlangung 
er anderweiten Befriedigung erſchöpft ſeien, ſondern daß 
er Garantieanſpruch, wenn nicht bereits mit der Eröffnung 
155 Konkurſes über das Vermögen der Landgüterbank, ſo doch 
ſedenfalls mit dem Zutagetreten der Maſſeunzulänglichkeit 


lig geworden ſei. Eine ſolche Deutung des Garantievertrags 


{u mögtich und läßt einen Verſtoß gegen Auslegungsgrund— 
eine nicht erkennen. Sie beruht nicht, wie die Rev. rügt, auf 
baem Fehlſchluß, indem fie den Garantie fall als gegeben 
„eine, weil die Umſtände zur Annahme „eines“ Garantie- 
ei. Tages nötigten, ſondern folgert nur aus den Umſtänden 
fr 1 einen Zeitpunkt für den Eintritt des Garantie- 
ein les, wie das BG. daraus auf das Zuſtandekommen 
Eins rechtsverbindlichen Garantievertrages geſchloſſen hat. 
n Verſtoß gegen das Denkgeſetz liegt dem nicht zugrunde. 


ven Für die Höhe der den Bekl. zu 1 treffenden Garantie- 
in Pllichtungen erachtet es das BG. mit Recht für weſentlich, 
wieweit der Sohn der Kl. wegen feiner aus den Darlehns⸗ 
gef ten erwachſenen Anſprüche in den ihm zur Verfügung 
Konten Sicherheiten hat Deckung finden können. Wie es feſt⸗ 
h t, konnten hierfür nur die Grundſchulden am Gute Tannen⸗ 
5 in Betracht kommen, die ihm in Höhe von 48000 Al 
von Sicherung für das erſte, der Frau K. gewährte Darlehn 
ieſ 60 00 AM und zum Betrage von 10000 AM für das 
ware. weiter gegebene gleich hohe Darlehn übertragen worden 
Grund Das BG. geht davon aus, daß ſich die zuletzt erwähnte 
die noſchuld von 10000 At als wertlos erwieſen habe und 
h Grundſchuld im Betrage von 48000 RM im Wege der 
dun geentichulbung mit Entſchuldungsbriefen zum Nennwerte 
aus 24000 RM abgelöst worden ſei, fo daß ſich der Ertrag 
24005 Grundſchulden für den Sohn der Kl. auf insgeſamt 
RM belaufen habe, während der reſtliche Darlehns⸗ 


Io 


Bekl. zu 1 zu vertreten jei. 

Die Rev. macht demgegenüber geltend, daß das BG. 
hierbei die Behauptung des Bekl. zu 1 unberückſichtigt ge⸗ 
laſſen habe, es ſei die Grundſchuld von 48 000 RM bei der 
Zwangsverſteigerung des Gutes Tannenhof voll ausgeboten 
worden, der Sohn der Kl. habe aber mit dem Erſteher des 
Grundſtücks ihr Beſtehenbleiben vereinbart. Die Rüge iſt be⸗ 
gründet. 

Der Bekl. zu 1 hatte bereits in ſeinem Schriftſatze vom 
7. Dez. 1935 behauptet, daß die auf dem Gute Tannenhof 
laſtenden Grundſchulden bei der Zwangsverſteigerung in voller 
Höhe, mindeſtens aber zum Teil zur Hebung gekommen und 
ſodann vom Gläubiger dem Erſteher des Grundſtücks ſtehen⸗ 
gelaſſen worden ſeien. In ſeinen Schriftſätzen v. 19. Dez. 1935 
und v. 8. Jan. 1936 hatte er dieſes Vorbringen unter Be⸗ 
ſchränkung auf die Grundſchuld von 48 000 RM wiederholt 
und ſich zum Beweiſe auf die Grundakten bezogen; die Kl. 
hatte es mit dem Anführen in ihrem Schriftſatze v. 19. Dez. 
1935 beſtritten. Wäre die Behauptung des Bekl. richtig, ſo 
ergäbe ſich allerdings, daß ſich der Sohn der Kl. nach § 91 
Abſ. 3 ZwVerſtG. ganz oder zum Teil als in Höhe ſeines 
dinglichen Rechts aus dem Grundſtück befriedigt behandeln 
laſſen müßte. Befreite er den Erſteher des Grundſtücks durch 
die Vereinbarung des Beſtehenlaſſens der aus dem Bargebot 
zu berichtigenden Grundſchuld von ſeiner Zahlungspflicht, ſo 
vermochte dies nichts daran zu ändern, daß ſich die ihm be= 
ſtellte Sicherheit inſoweit als vollwertig erwieſen und er ſich 
daraus wegen ſeiner durch ſie geſicherten Anſprüche in Höhe 
des darauf entfallenden Betrages hatte befriedigen können. 
Daß er das nicht tat, ſondern fein dingliches Recht gegen den 
Erſteher wirkſam bleiben ließ, mußte zur Folge haben, daß 
inſoweit nicht nur feine Forderung aus dem geficherten 
Grundgeſchäft erloſch, ſondern auch die Haftung des Bekl. zu 1 
als Garantieverpflichteten entfiel. Denn deſſen Gewährleiſtungs 
pflicht erſtreckte ſich auch nach der Auffaſſung des BG. nicht 
auf Verluſte, die ſich der Garanticempfänger ſelbſt zuzuſchrei⸗ 
ben hatte. War hiernach das Vorbringen des Bekl. zu 1 er⸗ 
heblich, ſo verſtieß es, wie die Rev. mit Recht rügt, gegen 
§ 551 Ziff. 7 3PO., wenn es das BG. unbeſchieden ließ. 
Seine Entſch. zu dieſem Punkte kann deshalb zum mindeſten 
inſoweit nicht aufrechterhalten werden, als ſie durch den Rechts⸗ 
verſtoß beeinflußt fein kann. Das iſt nicht der Fall, ſoweit 
die Darlehnsanſprüche des Sohnes der Kl. auch dann un⸗ 
gedeckt geblieben wären, wenn das Vorbringen des Bekl. zu 1 
im vollen Umfange zuträfe. Blieb der Gläubiger, auch wenn 
er ſich den Betrag der Grundſchuld von 48 000 RM anrechnen 
laſſen müßte, wegen ſeiner reſtlichen Darlehnsforderung von 
70000 — 48000 AN = 22000 RAM unbefriedigt, ſo muß es 
bei der vom BG. im übrigen mit Recht angenommenen Haf⸗ 
tung des Bekl. zu 1 zum mindeſten in Höhe dieſes Betrages 
bewenden. Inſoweit vermag die Rev. nicht durchzudringen. 
Es bedarf bei dieſer Sachlage keines Eingehens auf ihr wei⸗ 
teres Vorbringen, mit dem ſie ſich gegen die Anſicht des BG. 
wendet, der Bekl. zu 1 hahe auch den Ausfall zu vertreten, 
den der Sohn der Kl. durch die Herabſetzung der Grundſchuld 
im Oſthilfeentſchuldungsverfahren erlitten hat. 

(RG., II. Ziv Sen., U. v. 16. Okt. 1936, II 80/36.) 
(G3. 152, 292.) 


L. 


Anmerkung: I. Der Begrenzung der Haftung bei dem vor⸗ 
ſtehenden Sachverhalt iſt ſicherlich zuzuſtimmen. 

Garantievertrag bedeutet Einſtehen für eine Gefahr, das 
dem Berechtigten das Riſiko einer beſtimmten Unternehmung 
abnehmen ſoll (vgl. Enneccerus⸗Lehmann, „Lehrbuch“ 
II 8 194 II und dort verzeichnetes Schrifttum). Ein ſolcher Ver⸗ 
trag (ob er einſeitig — jo OLG. Dresden: SeuffArch. 71, 
64 — oder nicht, mag dahingeſtellt bleiben), kann ſich natürlich 
auch darauf erſtrecken, daß ein beſtimmter Wert des Grund⸗ 
ſtücks für längere Zeit zugeſichert wird, daß etwa der durch eine 
Grundſchuld oder Hypothek geſicherte Gläubiger jederzeit aus 
dieſem Grundſtück ſein Geld erhalten werde und daß der Ver⸗ 
ſprechende dafür aufkommen wolle. 
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Wenn hier aber als feſtgeſtellt erachtet wird (zutreffend, wie 
auch die ſehr eingehenden nicht abgedruckten Teile des Urteils 
ergeben), daß der Garantievertrag den Inhalt gehabt hat, daß 
der Sohn der Kl. aus den Geſchäften ſchadlos gehalten wer⸗ 
den ſoll, die er auf Anraten des Bekl. abſchloß, ſo kann dieſe 
Haftung nicht erſtreckt werden auf Maßnahmen, die der Sohn 
der Kl. auf eigene Verantwortung traf, nämlich dafür, daß er 
das zur Hebung gekommene Geld nicht nimmt, ſondern die Ge⸗ 
ſchäftsverbindung mit dem Erſteher des Grundſtücks fortſetzt. Zu 
dieſem Geſchäft hatte ihn der Bekl. nicht veranlaßt, das war 
eigene Entſchließung des Sohnes der Kl. Selbſt wenn nicht Be⸗ 
friedigung nach 8 91 Abſ. 3 ZwVerſtG. einträte, wenn alſo 
ein ähnlicher Fall vorläge, wo ohne dingliche Sicherung Be⸗ 
friedigungsmöglichkeit beſtünde, aber durch neue Vereinbarung 
das Beſtehenbleiben eines Rechtsverhältniſſes vereinbart wird, 
ſo würde nach dem Vertrage ſich die Haftung aus einer ſolchen 
Garantie auf dadurch bedingte Verluſte nicht erſtrecken. Das er⸗ 
gibt ſich, worauf hingewieſen ſein mag, aus dem Vertrage, nicht 
etwa aus Anwendung des § 254 BGB. Selbſtverſtändlich würde 
auch mitwirkendes Verſchulden zur Minderung oder Beſeitigung 
des Schadloshaltungsanſpruches führen können, denn trotz der 
Garantie bleibt es das eigene Vermögen, auf das ein ordent⸗ 
licher und verſtändiger Menſch auch dann ein gewiſſes Augen⸗ 
merk behält, wenn er es einem Fremden zur Verwaltung an⸗ 
vertraut hat. Auch wenn für den Garantieempfänger eine 
Rechtspflicht zu dieſer Sorgfalt gegenüber dem Garantie- 
renden nicht beſteht, bleibt die Anwendbarkeit des § 254 BGB. 
offen (vgl. RG.: JW. 1936, 36 5). 


Sollte Haftung aus unerlaubter Handlung mit der aus 
Vertrag zuſammenkommen, ſo würde zu beachten bleiben, daß 
insbeſ. bei Unterlaſſung von Maßnahmen zur Verminderung 
oder Ausgleichung des Schadens nach neuerer Rſpr. § 254 auch 
bei Vorſatz des Schädigers zu berückſichtigen iſt. Für die An⸗ 
wendung dieſes Grundſatzes auf dem Gebiet der vertraglichen 
Haftung wird allerdings zu beachten ſein, daß natürlich nicht 
durch Anlegung eines zu ſtrengen Maßſtabes die Garantie be⸗ 
deutungslos gemacht werden darf: Die Angſtlichkeit und Un⸗ 
erfahrenheit oder das beſondere Vertrauen auf der einen Seite, 
das in Garantieverträgen ebenſo Ausdruck findet wie der ſtarke 
Einfluß des anderen Teiles auf die Entſchließung des einen und 
ſein beſonderes Intereſſe an der Verfügungsmöglichkeit über 
deſſen Vermögen oder Kredit, müſſen zu einer Mäßigung der 
Anſprüche an Sorgfalt und beſondere Maßnahmen des Garan⸗ 
tieempfängers führen 

II. Die Frage des Teilurteils macht in der Prapis trotz 
der ſcheinbar einfachen Grundſätze erhebliche Schwierigkeiten. 
Es iſt zu beachten, daß die Einrichtung des Teil- wie des Grund⸗ 
urteils dazu geſchaffen iſt, um eine prozeſſuale Vereinfachung 
herbeizuführen: das Verfahren ſoll durch einen Schnitt geteilt 
und einige Punkte aus den zukünftigen Erörterungen der Par⸗ 
teien ausgeſchieden werden, um die Belaſtung mit Erörterun⸗ 
gen über entſcheidungsreife Teile des Streitſtoffes auszuſchlie⸗ 
ßen. Dabei darf aber weder den Parteien etwas zugeſprochen 
werden, was ſie nicht beantragt haben ($ 308 ZPO.), noch darf 
der Erlaß eines Teil- oder Grundurteils dazu führen, daß die 
Rechte der Parteien verkümmert werden, noch daß ihren An⸗ 
trägen die Bedeutung beigemeſſen wird, daß ihr Hauptantrag 
zum Hilfsantrag wird und umgekehrt. Ebenſo wie es unzuläſſig 
iſt, zu Laſten des Bekl. durch Grundurteil bei fünf Anſprüchen 
auf Schadenserſatz die Anſprüche dem Grunde nach für berech⸗ 
tigt zu erklären, bevor hinſichtlich jedes einzelnen Anſpru⸗ 
ches feſtgeſtellt iſt, daß er dem Grunde nach berechtigt iſt (RG. 
HöchſtRRſpr. 1935, 1077, 1157, 1159), darf dem Kl. nicht die 
Entſch. zum Hauptanſpruch verſagt und ohne deſſen Prüfung der 
Hilfsanſpruch für gerechtfertigt erklärt werden. Der Kl. beſtimmt 
die Reihenfolge ſeiner Anſprüche: Ihm kann nicht durch die zu 
ſeiner Erleichterung und beſſeren Verfolgbarkeit des wirklichen 
Rechts im Prozeß gegebene Möglichkeit der Anſpruchshäufung 
und Eventualſtellung der Anſprüche die Möglichkeit abgeſchnit⸗ 
ten werden, ſeinen Hauptanſpruch vom Gericht prüfen zu laſſen 
(vgl. auch das angeführte Urteil: RG. 144, 71 = JW. 1934, 
2910 e, wo ein Anſpruch auf Abtretung der Anſprüche des F., 
hilfsweiſe des Scha., geſtützt war). Das iſt ebenſowenig zuläſſig, 


wie die Erſetzung der vom Kl. geltend gemachten Klagegrundlag 
durch Tatſachen, die in der Verhandlung irgendwie hervorgett 
ten find, die aber der Kl. zur Stützung feines Anſpruches M 
vorgetragen hat (RG. 151, 3 = JW. 1936, 27119). * 
Hilfsſtellung der Anträge bedeutet, daß eben nur im Non 
falle auf fie zurückgegriffen werde, nämlich dann, wenn, e 
Gericht nach Prüfung den Hauptanſpruch für unbegründe 
erachtet. Außerdem dient dieſe Vorſchrift dem Rechtsfrieden, 1 
mehrfache Prozeſſe zu vermeiden. Ihre Wirkſamkeit würde n 
Frage geſtellt werden müſſen, wenn die Stellung von mehre 2 
Anträgen in der Form von Haupt- und Hilfsanträgen dem icht 
richt es ermöglichen würde, den Hau pt antrag überhaupt IE 
zu prüfen. Das würde dazu führen, daß man von m 
Möglichkeit als Kl. keinen Gebrauch mehr machen dürfte n 
nicht dadurch beſtraft zu werden, daß der wichtigſte Geſichte 
punkt vielleicht überhaupt nicht beurteilt wird. ? f 
Der Entſch. iſt alſo auch nach der prozeſſualen Seite in do 
lem Umfange zuzuſtimmen. 
RA. Hermann Carl, Düſſeldorf. 


Reichsgericht: Strafſachen 


Blutſchußgeſetz 
11. 88 2, 5 Blutſchutz G. Zur Frage der inn“ 
ren Tatſeite der Raſſenſchande. 


Erna Sch., mit der der Angekl. als Staatsangehörige, 
deutſchen Blutes von etwa Mitte Dezember 1935 bis ach 
Mitte Januar 1936 mehrmals außerehelichen Geſchlechtsver ide 
gepflogen hat, iſt keine Jüdin i. S. des Blutſchutz G. Denn By 5 
ift nach $ 1 Abſ. 3 AusfVO. v. 14. Nov. 1935 i. Verb. m. 3 
Abſ. 1 der 1. VO. v. 14. Nov. 1935 zum ABürger®. nur, 75 
von mindeſtens drei der Raſſe nach vollfüdiſchen Gi 
eltern abſtammt, Erna Sch. hat jedoch nur zwei volüpſſ 
Großeltern. Als Jude gilt — ihm gleichgeſtellt iſt alſo — per 
§ 5 Abſ. 2 der zuletzt genannten VO. ein ſolcher Mid lte 
Miſchling (erſten Grades) allerdings dann, wenn beſtinn 
weitere Vorausſetzungen in feiner Perſon erfüllt find. ee 
ihnen trifft zwar an ſich bei Erna Sch. die unter a) aufgeſügen 
zu; denn Erna Sch. gehörte bei Erlaß des Geſetzes der pubile 9 
Religionsgemeinſchaft an. Aber es fehlt an dem nach 1 
allgemein aufgeſtellten Erfordernis ihrer (deutſchen) Staa ve 
angehörigkeit; Erna Sch. war niemals deutſche Staatsaud, 
hörige, fie beſitzt vielmehr die polniſche Staatsangehörige 9 
Damit entfällt auch die Anwendbarkeit des erörterten $ 5 nur 
VO.; Erna Sch. gilt auch nicht als Jüdin. Sie iſt nicht ht 
raſſemäßig Miſchling eriten Grades, ſondern fie gilt auch re 
lich als ſolcher. fend 

Das LG. hat bei dieſem Sachverhalt rechtlich autrefl, 
angenommen, daß der Angekl. ſich durch einen Geſchlechts ach 
kehr mit Erna Sch. keiner vollendeten Straftat u 
den 88 2, 5 Abſ. 2 Blutſchutz G. ſchuldig machen konnte. Ri 
hat aber ebenſo rechtlich zutreffend weiterhin angenommene, 
daß gleichwohl ein Verſuch des Angekl. vorliegen ton fei 
diefe Straftat zu begehen. Seine Meinung, der Ange lüb 
inſoweit auch überführt, wird indes durch die Urteilsaus 
rungen nicht gerechtfertigt. bnis 

Das LG. kommt abſchließend zu folgendem Ergen 
Der Angekl. habe den Geſchlechtsverkehr mit Erna © Nell. 
pflogen in Kenntnis ihrer Zugehörigkeit zur jüdiſchen iner 
gionsgemeinſchaft und daher in dem Glauben, es mi K 
Volljüdin zu tun zu haben; ſelbſt wenn man aber ank iſcher 
wolle, er habe fie trotz ihrer Zugehörigkeit zur MU. 
Religionsgemeinſchaft raſſiſch für einen Miſchling halten nem 
nen, ſtelle ſich ſein Verkehr immer noch als ein mit 0 der 
Miſchling deutſcher Staatsangehörigkeit gewollter dar, ME derin 
Angekl. nicht daran gedacht habe, daß Erna Sch. Auslal u 
ſein könne. Sowohl die Haupterwägung wie die Hilfserwag 
des LG. begegnet durchgreifenden rechtlichen Bedenken. enter 

Der Begriff „Jude“ iſt ein vom Geſetz aufgeſtel i 
Rechts begriff. Dafür, ob er im einzelnen Falle zukre ach 
das Vorhandenſein beſtimmter vom Geſetz feſtgelegter da 
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licher Vorausſetzungen nötig. Die Kenntnis, ob und inwieweit 
ee tatſächlichen Vorausſetzungen im einzelnen Falle gegeben 
md, iſt zur inneren Tatſeite entſcheidend dafür, ob der 
Täter die vom Geſetz mit Strafe bedrohte Straftat begangen 
at, wenn die Vorausſetzungen zur äußeren Tatſeite er⸗ 
füllt waren. Sind dieſe jedoch, wie hier, nicht erfüllt, kann 
alſo die — vollendete — Straftat in Wirklichkeit nicht be⸗ 
gangen werden, ſo kann ein ſtrafbarer Verſuch nur dann vor⸗ 
tegen, wenn der Täter ſich ſolche tatſächlichen Vorausſetzungen 
als vorliegend vorgeſtellt hat, die bei ihrem Vorliegen den ge⸗ 
ſetzlich feſtgelegten Straftatbeſtand erfüllen würden. 

Nach der Haupterwägung des LG. hat ſich nun der Angell. 
nur vorgeſtellt, Erna Sch. ſei „Volljüdin“. Es iſt weder er⸗ 
ennbar, was hier das LG. ſelbſt unter „Volljüdin“ verſtanden 
at, welche tatſächlichen Vorausſetzungen es inſoweit insbeſ. 
nach der Vorſtellung des Täters für erforderlich gehalten hat; 
noch auch iſt erkennbar, welche Vorſtellung inſoweit der Angekl. 
nach der Annahme des LG. wirklich gehabt hat. Dazu kommt, 
daß das LG. jene unbeſtimmte Vorſtellung des Angekl., er habe 
es mit einer „Volljüdin“ zu tun, lediglich daraus ent⸗ 
nimmt, er habe gewußt, daß fie der jüdiſchen Religionsge⸗ 
meinſchaft angehörte. Es iſt ſchon nicht klar, ob das LG. da- 

it ſeine eigene Auffaſſung dahin hat kundgeben wollen, daß 
aus der Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft ſtets 
auch die Volljuden⸗Eigenſchaft folge; oder ob es nur hat aus⸗ 
ſprechen wollen, der Angekl. habe jenen Schluß nach der Sach⸗ 
age des Falles tatſächlich gezogen. Das kann indes dahin⸗ 
gelten: bleiben; denn die Meinung des LG. wäre in keinem 
dalle zu billigen. Weder leitet das BlutſchutzG. (oder das 
Bürger.) ganz allgemein nur aus der eigenen Zugehörig- 
No einer Perſon zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft deren 
wollluden-Eigenſchaft ab, noch entſpricht eine derartige An⸗ 
zahme der Lebenserfahrung. Die Zugehörigkeit zur jüdiſchen 
eligionsgemeinſchaft iſt vom Geſetz für ausſchlaggebend er⸗ 
art nur bei der Beurteilung von Großelternteilen ($ 2 Abſ. 2, 
5 Abs. 1 der 1. VO. z. NBürger®.) und bei den bereits 
erwähnten jüdiſchen Miſchlingen erſten Grades, den Halbjuden 
a Abſ. 2 a. a. O.), im übrigen dagegen iſt fie nicht entjchei- 
end. Die Mutter der Erna Sch., die deutſchen Blutes war, aber 
ihrer Eheſchließung im Jahre 1906 der jüdiſchen Religions- 
gemeinſchaft beitrat, wurde durch dieſe Zugehörigkeit zur jüdi⸗ 
deen Religionsgemeinſchaft weder i. S. des Geſetzes noch nach 
1050 allgemeinen Lebensauffaſſung zur Volljüdin. Ihre raſſe⸗ 
äßige Abſtammung wurde durch den Religionswechſel ebenſo⸗ 
venig berührt, wie in den Fällen, wo ein Jude zum Chriſten⸗ 
as übertritt. Eine Religionszugehörigkeit gibt daher für ſich 
9 ein noch keinen ausreichenden Anhalt dafür, wie es mit 
5 Raſſezugehörigkeit des Betreffenden beſtellt iſt, und das gilt 
1sbeſ. für die hier in Betracht kommende geſetzliche Regelung, 
ißt in erſter Linie auf die Raſſezugehörigkeit abgeſtellt iſt. Es 
ſt alſo fehlerhaft, wenn das LG.. ſeine erörterte Beweisan⸗ 
Se zur inneren Tatſeite auf die Zugehörigkeit der Erna 
„ zur jüdiſchen Religionsgemeinſchaft gründet, ohne daß es 
enigſtens daneben hätte erkennen laſſen, welche Vorſtellun⸗ 
7 ſich der Angekl. im einzelnen hinſichtlich ihrer raſſemäßigen 
ö ſtammung gemacht hat. Nach dieſer Richtung iſt aber nichts 
eſtgeſtellt 
2 Fehlerhaft ift demgemäß auch die Hilfs erwägung des 
Der ſchon, wenn es dieſe auf die Unterſtellung gründet: 
fd. Angekl. habe die Erna Sch. trotz ihrer Zugehörigkeit zur 
; iſchen Religionsgemeinſchaft raſſiſch für einen Miſch⸗ 
des 9 halten können. Denn nach den eigenen Feſtſtellungen 
ei LG. war die Sch. tatſächlich ein Raſſemiſchling, und zwar 
une Halbjüdin. Ihre Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religions- 
maleinſchaft änderte daran, wie bereits dargelegt, raſſe⸗ 
R ußig nichts, auch wenn kraft der beſonderen geſetzlichen 
leid lung im 8 5 Abs.? BO. z. RBürgerch. dieſe Jugehörig 
5 die Folge gehabt hätte, daß Erna Sch. als „Jude“ gälte, 
1b rechtlich dem „Juden“ gleichgeſtellt würde, falls auch 
deitere Vorausſetzung ihrer deutſchen Staatsangehörigkeit 
ullt geweſen wäre. Darüber hinaus iſt aber die Hilfserwä⸗ 
1 ng des LG. auch unzulänglich, weil das Urteil nicht er⸗ 
ennen läßt, was das LG. hier unter dem „Miſchling“ ver⸗ 


die 


ſteht, und was insbeſ. der Angekl. nach der Annahme des 
LG. darunter verſtanden haben ſollte. Der außereheliche Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr des Angekl. mit der Erna Sch. wäre von vorn⸗ 
herein dann nicht ſtrafbar geweſen, wenn dieſe ein (ſtaats⸗ 
angehöriger) Miſchling zweiten Grades geweſen wäre, alſo 
Viertel jüdin. Nur der Geſchlechtsverkehr zwiſchen Juden 
und ſolchen Miſchlingen (Vierteljuden) fällt unter die Straf⸗ 
androhung des § 5 Abſ. 2 Blutihus®.; $ 11 Satz 2 VO. Der 
Angekl. hätte ſich demgemäß auch nicht eines ſtrafbaren Ver⸗ 
ſuches ſchuldig gemacht, wenn er etwa die Vorſtellung gehabt 
hätte, Erna Sch. habe nur einen jüdiſchen Großelternteil. 
Welche Vorſtellung der Angekl. in Wirklichkeit hatte, 
ſpricht das LG. auch bei ſeiner Hilfserwägung nicht aus. 
(RG., 1. StrSen. v. 15. Jan. 1937; 1 D 775/86.) 
* 

12. Die Anſicht, durch die 88 2, 5 Abſ. 2 Blut⸗ 
ſchutz G. ſei jeder Verkehr zwiſchen einem Ju⸗ 
den und einer deutſchblütigen Frau unter 
Strafandrohung verboten worden und erſt 
durch § 11 der 1. Ausf VO. v. 14. No v. 1935 ſei eine 
Abänderung i. S. einer nachträglichen Be⸗ 
ſchränkung auf den außerehelichen Ge⸗ 
ſchlechts verkehr vorgenommen worden, iſt 
irrig; denn, wie allgemein anerkannt wird, 
dient die Beſtimmung im § 11 Ausf VO. ledig⸗ 
lich der Erläuterung der Vorſchrift des Ge⸗ 
ſetzes ſelbſt. Ausgeſchloſſen iſt es auf alle 
Fälle, gegenüber dem durch Auslegung feſt⸗ 
zuſtellenden Sinne des § 2 Blutſchutz G. noch 
eine Strafbarkeit weiterer Handlungen auf 
Grund von § 2 StGB. anzunehmen. 

(RG., 1. Str Sen. v. 15. Jan, 1937, 1 D 373/36.) 


* 

13. 58 2, 5 Blutſchutz G.; § 15 der 1. Aus f V O.; 
8843,59 StGB. Die mindeſtens 75% ige Deutſch⸗ 
blütigkeit und die deutſche Staatsangehö⸗ 
rigkeit bzw. Staatenloſigkeit des nichtjüdi⸗ 
ſchen Teiles ſind Tatbeſtandsmerkmale des 
Verbrechens der Raſſenſchande, die erwieſen 
werden müſſen. Eine Rechtsvermutung, daß 
jemand im Zweifel als ſtaatenlos anzuſehen 
fei, gibt es nicht. — Auch der Verſuch am un⸗ 
tauglichen Objekt iſt ſtrafbar. 

Der Angekl. hat als Jude bis zum 18. Mai 1936 mit einer, 
wie das LG. annimmt, Staatenloſen deutſchen Blutes, nämlich 
der Vertretersehefrau Elſa R. außerehelichen Verkehr gehabt. 

1. Rechtlich zutreffend geht das LG. davon aus, daß der 
Begriff „Geſchlechtsverkehr“ i. S. des BlutſchutzG. nicht auf den 
Beiſchlaf beſchränkt iſt. Er umfaßt vielmehr den geſamten natür⸗ 
lichen und widernatürlichen Geſchlechtsverkehr, alſo außer dem 
Beiſchlaf auch alle geſchlechtlichen Betätigungen mit einem An⸗ 
gehörigen des anderen Geſchlechts, die nach der Art ihrer Vor⸗ 
nahme beſtimmt ſind, an Stelle des Beiſchlafs der Befriedigung 
des Geſchlechtstriebes mindeſtens des einen Teiles zu dienen 
(Großer StrSen.: JW. 1937, 160 10 = RES. 70, 375). 

2. Dagegen iſt die Annahme, daß Frau R. deutſchblütig 
und ſtaatenlos ſei, durch die bisherigen Feſtſtellungen nicht aus⸗ 
reichend begründet. 

a) Die ariſche Abſtammung der Frau R. ſoll ſich ergeben 
aus Urkunden in Verbindung mit der glaubhaften Verſicherung 
der Zeugin, „daß alle ihre Vorfahren ariſcher Abſtammung 
waren“. Die angeführten Urkunden ergeben zwar den Beweis, 
daß die Eltern und die mütterlichen Großeltern evangeliſch 
waren, dagegen ergeben ſie nichts für die Großeltern väter⸗ 
licherſeits. Die allgemeine Erklärung der Zeugin, daß alle ihre 
Vorfahren ariſch geweſen ſeien, reicht für ſich allein als Be⸗ 
weismittel nicht aus (RGSt. 70, 218, 219 = ZW. 1936, 1780 10). 
Sonſtige Umſtände, aus denen — in Verbindung mit der An⸗ 
gabe der Zeugin — das Gericht gem. § 261 StPO. die ariſche 
Abſtammung der Großeltern väterlicherſeits hätte ſchließen kön⸗ 
nen (RGEntſch. 2 D 633/36 v. 12. Okt. 1936: JW. 1936, 3472 5°) 
und geſchloſſen hätte, ſind nicht angegeben. Hiernach iſt die 
Möglichkeit nicht völlig ausgeſchloſſen, daß die beiden Groß⸗ 
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eltern väterlicherſeits der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft an⸗ 
gehört haben. Würde dies zutreffen, dann wäre Frau R., da ſie 
mit einem Juden verheiratet iſt, als Volljüdin anzuſehen (8 5 
Abſ. 2 b i. Verb. m. § 2 Abſ. 2 der 1. VO. z. RBürgerG. vom 
14. Nov. 1935). Dagegen wäre — die anderen Tatbeſtandsmerk⸗ 
male vorausgeſetzt — der Angekl. auch dann ſtrafbar, wenn 
Frau R. nur einen volljüdiſchen Großelternteil hätte ($ 11 
der 1. AusfVO. z. BlutſchutzGG.) 

b) Frau R. hat am 4. Sept. 1926 ihren jetzigen Ehemann, 
Eugen R., geheiratet, der früher britiſcher Staatsangehöriger 
war. Die Annahme, Eugen R. habe feine britiſche Staatsange⸗ 
hörigkeit wieder verloren, hängt nach den bisherigen Feſtſtellun⸗ 
gen noch in der Luft. (Wird ausgeführt.) 

Solange aber, wie unter a und b ausgeführt, die Möglich- 
keit beſteht, daß Frau R. nicht als deutſchblütig, ſondern als 
Volljüdin anzuſehen iſt, oder daß ſie nicht ſtaatenlos, ſondern 
Britin iſt, fehlt es gegebenenfalls ſchon am äußeren Tatbeſtand 
des Verbrechens der Raſſenſchande. Iſt Frau R. Jüdin oder 
Britin, ſo iſt ſie für den Angekl. kein taugliches Objekt dieſes 
Verbrechens. 

3. Das LG. ſtellt folgende Hilfserwägung an: „Selbſt 
wenn der Status der Frau R. nicht geklärt oder nicht zu klären 
wäre, würde fie mit Rückſicht auf § 15 der 1. AusfVO. vom 
14. Nov. 1935 zum BlutſchutzG. als ſtaatenlos zu gelten haben, 
zumal ſie bis zu ihrer Verheiratung deutſche Staatsangehörige 
war und ihren Wohnſitz im Inland hat.“ 

Dieſe Hilfserwägung iſt rechtsirrig. § 15 ſtellt, was das 
Blutſchutz G. anlangt, den deutſchen Staatsangehörigen gleich 
a) Staatenloſe, die ihren Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben, b) andere Staatenloſe, wenn ſie früher die 
deutſche Staatsangehörigkeit beſeſſen haben. 8 15 ſtellt aber keine 
Rechtsvermutung dahin auf, daß jemand im Zweifel als jtaa- 
tenlos anzuſehen wäre. Die mindeſtens 75 %% ige Deutſchblü— 
tigkeit und die deutſche Staatsangehörigkeit des nichtjüdiſchen 
Teiles ſind Tatbeſtandsmerkmale des Verbrechens der Raſſen⸗ 
ſchande nach 88 2 und 5 Abſ. 2 Blutſchutzc., welche erwieſen fein 
müſſen (RGUrt. v. 12. Okt. 1936, 2 D 633/36: JW. 1936, 
3472 80). Entſprechendes gilt, falls die Verurteilung auf § 15 
der 1. AusfVO. geſtützt werden fol. Dann tritt an Stelle des 
Tatbeſtandsmerkmals der deutſchen Staatsangehörigkeit das Tat⸗ 
beſtandsmerkmal der Staatenloſigkeit. Sie wird, wie geſagt, nicht 
vermutet, ſondern muß bewieſen werden, ehe eine Verurteilung 
wegen vollendeten Verbrechens der Raſſenſchande möglich iſt. 
Iſt ſie nicht bewieſen, ſo kommt es auf den Wohnſitz im Inlande 
oder die frühere deutſche Staatsangehörigkeit nicht an. 

Ein etwa mangelnder Nachweis der Staatenloſigkeit der 
Frau R. muß nicht, wie die Rev. meint, ohne weiteres zur Frei⸗ 
ſprechung führen. Wie nach §59 StGB. die Nichtkenntnis vor⸗ 
handener (zum geſetzlichen Tatbeſtand gehörender oder die Straf- 
barkeit erhöhender) Tatumſtände zugunſten, ſo wirkt die irrige 
Annahme nichtvorhandener Tatumſtände zu Laſten des Täters. 
Hätte der Angekl., wofür manches ſprechen könnte, Frau R. 
auf Grund eines außerſtrafrechtlichen Irrtums irrtümlich für 
eine Inländerin gehalten und trotzdem Geſchlechtsverkehr mit 
ihr gepflogen, fo müßte er (beim Vorliegen der übrigen Vor⸗ 
ausſetzungen) immerhin wegen verſuchter Raſſenſchande, näm⸗ 
lich wegen Verſuchs am untauglichen Objekt beſtraft werden 
(RGSt. 66, 124, 126, 127). 

(RG., 4. StrSen. v. 22. Jan. 1937, 4 D 15/37.) 


Strafgeſetzbuch 

14. SS 2, 61, 164, 185 ff., 193 St G B. 

1. Wider beſſeres Wiſſen handelt nicht 
ſchon der, der nicht von der Wahrheit der 
behaupteten Tatſache überzeugt iſt, ſondern 
nur der, der von dem Gegenteil der behaup⸗ 
teten Tatſache überzeugt iſt. 

2. Leichtfertigkeit iſt nicht gewöhnlicher, 
ſondern etwa der groben Fahrläſſigkeit 
gleichzuſetzen. Feſtzuhalten iſt allerdings, 
daß zur Vermeidung des Verdachts der Leicht⸗ 
fertigkeit für den Anzeigenden grundſätzlich 


eine Erkundigungspflicht beſteht. Die 1 
forderungen an den Umfang dieſer Pflich 
dürfen aber nicht überſpannt werden. * 

3. Der Stellvertreter des Führers iſt It 
dem 1. Dez. 1933 als Behörde i. S. des $ 164 Sitte 
anzuſehen, ebenſo der Reichsnährſtand, uin 
aber die Gauleiter der NSDAP. — Das Fall 
teigerichts verfahren der NSDAP. iſt kat! 
behördliches Verfahren. Ob es gem. 82 Sto s. 
dieſem gleich zu erachten iſt, bleibt dahin 
geſtellt. 

4. Der Verluſt des Antrags rechts 
mit dem in 861 StGB. beſtimmten Friſtabl 
ein ohne Rückſicht darauf, warum der an 
trags berechtigte die Friſt hat verſtre iche 
lafien. Das Verbot für Angehörige der N 5 
D A P., ohne Genehmigung des zuſtänd ige 
Parteigerichts Privatklage zu erheben; 
hemmt den Ablauf der Friſt nicht. f 

Vorausſetzung einer Verurteilung aus $164 StGL. iſt ie 
nächſt, daß ein anderer bei einer Behörde oder einem i 
Entgegennahme von Anzeigen zuſtändigen Beamten oder mae 
täriſchen Vorgeſetzten oder öffentlich verdächtigt worden iſt. 
iſt die Frage zu entſcheiden, ob die Stellen, an die ſich der An der 
mit ſeinen Briefen gewandt hat, zur Zeit der Abſendung leg 
Briefe als Behörden anzuſehen waren. Das LG. bejaht die 
Frage für alle drei in Betracht kommenden Stellen ohne nad 
Begründung. Ihm iſt ohne weiteres beizutreten, hinſichtlich seit 
Stellvertreters des Führers. Zum mindeſten In, 
Erlaß des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei - 
Staat v. 1. Dez. 1933 ift die Frage unzweifelhaft zu beja 1 
ſeitdem der Stellvertreter des Führers nach 82 des el. 
ſolcher Mitglied der Reichsregierung iſt und damit auch 1150 
liche Aufgaben zu erfüllen hat (vgl. u. a. RGSt. 54, 149, 15 
Daß der Reichsnährſtand Behörde iſt, hat der erk. Sen. be 10h 
in ſeinem Urt. v. 12. Mai 1936 (1 D 816/35: JW. 1936, 25 
ausgeſprochen. m 

Nicht aber ift dem LG. darin beizutreten, daß zu der 2 
zu der der Brief des Angekl. an den Gauleiter geſchrieben ar. 
den iſt (Juni 1933), der Gauleiter als Behörde anzuſehen Yes 
Inſoweit kann ftatt weiterer Ausführung auf das Urte * 
8. Senats des RG. v. 4. Jan. 1936 (6 D 299/35: Höchlth IP 
1936 Nr. 709) Bezug genommen werden, deſſen Erwägungen 9 
ſprechend auch hier gelten. iſt 

Vorausſetzung einer Verurteilung aus 8 164 Sich, che 
weiter, daß ein behördliches Verfahren oder andere behörde 
Maßnahmen gegen die verdächtigte Perſon herbeigeführt Me 
den ſollten, oder (Abs. 2) die aufgeſtellte Behauptung geeigee 
war, ein ſolches Verfahren oder eine ſolche Maßnahme U 
zuführen. Es würde nicht genügen, wenn der Vorſatz des Anh ie 
in einem der Fälle nur dahin gegangen ſein ſollte, gegen de 
betr. Perſon Stimmung zu machen, etwa um ihr eine Wes er 
rung in Staats- oder Parteidienſt zu erſchweren. Es würd , 
ner in den Fällen, in denen nur ein parteigerichtliches Versen, 
ren oder Maßnahmen einer vorgeſetzten Parteidienſtſtell er. 
Frage kamen, zu prüfen geweſen, ob dieſe als behördliches an 
fahren oder behördliche Maßnahmen i. S. des § 164 Stehr ger 
zuſehen ſeien. Zu dieſer Frage iſt zu bemerken, daß ſie mögl! ut 
weiſe verſchieden zu beurteilen iſt, je nachdem welcher Zeiten 18 
entſcheidend iſt. Daß ein Verfahren, das lediglich die Stent 
des Betreffenden innerhalb der Partei betraf, vor dem In. 
treten des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Parte! hen 
Staat unzweifelhaft nicht als behördliches Verfahren angeſe fe 
werden kann, ergeben ſchon die Ausführungen des bereit nch 
gezogenen Urteils des 6. StrSen. v. 4. Jau. 1936. Aber Par 
für die dann folgende Zeit können ein Verfahren vor dem aß 
teigericht oder Maßnahmen, die von Parteidienſtſtellen bericht 
worden find, nicht als behördliches Verfahren oder behör Dez 
Maßnahme angeſehen werden. Denn aus dem Geſ. v. Alen 
1933 ergibt ſich nicht, daß das Parteigericht und die Bauten an‘ 
ſtellen die Aufgabe erhalten hätten, nach eigenen Entſchlie der 
gen für Zwecke des Staates tätig zu ſein. Das Verfahren g. 
Parteigerichte hält ſich, wie bereits der 4. StrSen. des 
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gell. 


Es: Jahrg. 1937 Heft 12] 


gur feinem Urteil 4 D 640/36 v. 29. Sept. 1936 = JW. 1936, 
4473 54 dargelegt hat, im Rahmen der Partei, dient lediglich 
‚en Zwecken der Partei und äußert Wirkungen nur gegenüber 
Parteiangehörigen. Es kann daher nicht ohne weiteres einem 
behördlichen Verfahren gleichgeachtet werden. Eine Anderung der 
echtslage hinſichtlich der ſtrafrechtlichen Beurteilung iſt durch 
das Geſ. v. 28. Juni 1935 herbeigeführt worden, mit dem der 
32 StGB. geändert worden iſt. Ob etwa auf Grund des neuen 
92 StGB. ein Parteigerichtsverfahren als ausreichende Grund⸗ 
lage für eine Verurteilung aus § 164 StGB. (behördliches Ver⸗ 
Tadren) angejehen werden könnte, braucht aber hier nicht ent⸗ 
ieden zu werden, weil die drei Briefe, die der Anklage zu⸗ 
grunde liegen, alle vor dem 1. Sept. 1935 geſchrieben und er⸗ 
lichtlich auch abgeſandt worden find, alſo zu einer Zeit, zu der 
e neue Faſſung des $2 StGB. noch nicht in Kraft war. 
2 Im Falle einer Verurteilung aus § 164 StGB. kommt die 
nwendung des ſich lediglich auf den 14. Abſchn. des StGB. 
Beleidigungen) beziehenden § 193 überhaupt nicht in Frage 
Acht. 10, 274, 275). Seine Anwendbarkeit entfällt, ſoweit eine 
lalſche Anſchuldigung mit übler Nachrede in Tateinheit gegeben 
I, auch in bezug auf diefe (RGurt. 3 D 442/29 v. 3. Juni 1929 
JW. 1930, 918; DRZ. 1929 Rſpr. Nr. 786). Es ſei auch 
Aingewieſen auf das Urteil des RG. 2 D 97/36 v. 6. April 1936: 
R echtspfl. 1936 Sp. 264 Nr. 308. Dort heißt es, daß die in 
ASt. 66, 1, 3 zum Ausdruck gebrachte Anſicht, nach der auch 
bei leichtfertig erſtatteten Anzeigen gegen Beamte die Möglich- 
ſeit einer Anwendung des 8 193 StGB. nicht ausgeſchloſſen 
Yu der Einſchränkung bedürfe, nachdem in der neuen Faſſung 
es § 164 StGB. der Begriff der Leichtfertigkeit aufgeſtellt wor⸗ 
‚en ſei. Soweit in den einzelnen Fällen etwa nur die Möglich⸗ 
it einer Beſtrafung aus § 186 StGB. übrigbleibt, iſt mit 
8 ückſicht auf 8 193 StGB. zu beachten, daß das RG. wiederholt 
zusgeſprochen hat, ein berechtigtes Intereſſe eines jeden Staats⸗ 
ürgers, ſtrafbare Handlungen und Verfehlungen von Beamten 
ar der zuftändigen Behörde anzuzeigen, ſei gegeben, auch wenn 
nicht er ſelbſt oder ihm naheſtehende Perſonen davon betroffen 
eien, ſofern nur die Anzeige gutgläubig und nach pflichtmäßi⸗ 
iar, Prüfung erſtattet werde (Ac St. 63, 202, 204; 64, 10, 
14; 66, 1, 2). 
0 Es bleibt zu entſcheiden, ob aus §§ 186 und 187 StGB. 
ob e; Beſtrafung zu erfolgen hat. Hier ergibt ſich die Vorfrage, 
„ ein rechtswirkſamer Strafantrag vorliegt. Das LG. ſieht den 
Abrafantrag Kis als ordnungsmäßig an, obgleich er erſt nach 
5 lauf der in 861 StGB. beſtimmten Friſt geftellt worden ift. 
1 05 Begründung führt es aus, es ſei Parteigenoſſen verboten, 
„gen Ehrenkränkungen, die ihnen in parteiamtlichen Verhand— 
zungen bekannt geworden ſind, gerichtlichen Schutz in Anſpruch 
he nehmen, ſolange ihnen nicht von der zuſtändigen Parteidienſt⸗ 
e die Erlaubnis hierzu erteilt worden ſei. Die Erlaubnis 
Verfolgung der gegen K. gerichteten Außerung, die dieſer 
nn im Jan. 1935 erfahren und deretwegen er am 7. Nov. 
eu antrag geſtellt hat, ſei erſt kurz vor dem 9. Aug. 1935 
ei worden; die Mitteilung von diefer Erlaubnis ſei den ein⸗ 
1 nen Parteigenoſſen jedoch erſt ſehr viel ſpäter, im allgemeinen 
5 bei ihrer Vernehmung im gerichtlichen Verfahren bekannt 
Renorden; 8 61 StB. ſei dahin auszulegen, daß nur eine ſolche 
die Anis die Friſt in Lauf ſetze, die zugleich dem Verletzten 
ſel Möglichkeit gebe, Strafantrag zu ſtellen. Dieſe Möglichkeit 
Sberſt mit Bekanntwerden der parteiamtlichen Erlaubnis zur 
rafverfolgung gegeben. Der Strafantrag ſei daher rechtzeitig 
geſtellt worden. 
Es kann auf ſich beruhen, ob ſelbſt von dieſer Rechtsauffaſ⸗ 
ig aus die Rechtzeitigkeit des Strafantrags dargetan wäre; 


zur 
er 


Er müſſen, zu dem feiner Überzeugung nach die Beleidigten 
nic jener Erlaubnis Kenntnis erlangt haben; das iſt bis jetzt 
geſchehen. 
Da Die Rechtsauffaſſung des LG. iſt aber gegenüber dem ein⸗ 
‚gen Wortlaut und dem Zweck des §61 StGB. unhaltbar. 
97 Antragsfriſt hat den Zweck, den Zuſtand der Unentſchieden⸗ 
über den Eintritt der ſtaatlichen Pflicht zur Verfolgung des 
türeidigers aus Gründen der öffentlichen Rechtsordnung abzu— 
zen (vgl. RGSt. 24, 428). Wollte man dem LG. folgen, jo 
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wäre es in die Hand des Verletzten gegeben, die Antragsfriſt 
willkürlich dadurch zu verlängern, daß er jene parteiamtliche Er⸗ 
laubnis nicht einholt. Damit könnte der angebliche Beleidiger be⸗ 
liebig lange unter der Drohung einer vielleicht unbegründeten 
Strafverfolgung gehalten und damit der Zweck des 861 ver⸗ 
eitelt werden. 

Der Verluſt des Antragsrechts tritt vielmehr mit dem in 
§ 61 beſtimmten Ablauf der Friſt ein ohne Rückſicht darauf, aus 
welchen Gründen der Berechtigte ſie hat verſtreichen laſſen, es 
ſei denn, daß er an der Antragſtellung körperlich oder rechtlich, 
z. B. wegen Geiſteskrankheit, behindert war (RGSt. 27, 366). 

Dieſe durch die Erforderniſſe einer geordneten Rechtspflege 
gebotene Rechtslage hätte übrigens dem Verletzten durchaus die 
Möglichkeit offengelaſſen, ſeine Rechte gegenüber dem Angekl. 
zu wahren, ohne mit ſeinen Pflichten der Partei gegenüber in 
Widerſtreit zu geraten. Denn durch die Stellung des Straf⸗ 
antrags nahm er ja den gerichtlichen Schutz noch gar nicht in 
Anſpruch, ſondern ſicherte ſich ihn nur; wurde ihm nachträglich 
die Erlaubnis verweigert, ſo konnte er dem durch Zurücknahme 
des Strafantrags (8194 StGB.) Rechnung tragen und damit 
die Strafverfolgung des Angekl. unmöglich machen. 

(RG., 1. Str Sen. v. 8. Dez. 1936, 1 D 869/56.) 
* 


15. Bei der auch im Rahmen des § 42 k StGB. 
erforderlichen Prüfung, ob die öffentliche 
Sicherheit die Entmannung erfordert (vgl. 1 
493/34 v. 15. Juni 1934: J W. 1934, 20610, muß auch 
die Anordnung der Sicherungsverwahrung 
nach § 42e in den Kreis der Erwägungen ein⸗ 
bezogen werden. Liegen die geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen beider Maßnahmen an ſich vor, 
fo hängt die Entſch. darüber, ob fie beide ne⸗ 
beneinander oder welche von ihnen angeord⸗ 
net werden ſoll, davon ab, welche den vom Ge— 
ſetz erſtrebten Zweck, nämlich den Schutz der 
Allgemeinheit, amſicherſten undvollkommen⸗ 
ſten gewährleiſtet (RGSt. 69, 31 = J W. 1935, 863 12). 
Bei gleicher Erfolgsausſicht iſt die zu wählen, 
die den Betroffenen unter Berückſichtigung 
feiner beſonderen perſönlichen Eigenſchaften 
und Verhältniſſe am wenigſten beſchwert (1 D 
33/36 v. 14. Febr. 1936: J W. 1936, 1374), und nur, wenn 
keine für ſich allein ausreicht, ſind ſie zu 
häufen. Die Einweiſung in die — hauptfäd- 
lich mit Geiſteskranken belegte — Heil⸗ oder 
Pflegeanſtalt muß nicht allgemein wegen der 
vielleicht beſſeren Pflege ihrer Inſaſſen ge⸗ 
genüber der Sicherungsverwahrung als die 
mildere Maßregel angeſehen werden. Es kann 
deshalb im Einzelfall für die zu treffende 
Auswahl in letzter Linie die Erwägung Bedeu⸗ 
tung gewinnen, daß die Allgemeinheit nicht 
ohne Grund damit belaſtet werden darf, für 
einen dauernden Aufenthalt in der Heil⸗ oder 
Pflegeanſtalt wahrſcheinlich höhere Koſten 
tragen zu müſſen, als ſie durchdie Sicherungs⸗ 
verwahrung erwachſen würden (ebenſo Urteil 
v. 27. No v. 1936, 1 D 385/36.) 

(RG., 1. StrSen. v. 22. Dez. 1936; 1 D 978/86.) 
* 

16. § 159 StGB. Auch derjenige, der zwar 
au die Richtigkeitſeiner eigenen Darſtellung, 
zu deren eidlichen Bekundung er einen an⸗ 
deren zu beſtimmen unternimmt, feſt glaubt, 
dabei aber weiß, daß der andere dieſe Dar- 
ſtellung aus eigenem Wiſſen nicht beſtätigen 
kann, kann ſich eines Unternehmens der Ver⸗ 
leitung zum Meineid ſchuldig machen (RGSt. 
68, 281 = J W. 1934, 23369). — Schon der bedingte 
Vorſatz vermag den inneren Tatbeſtand des 
§ 159 StGB. zu erfüllen. 

(RS, I. StrSen. v. 8. Jan. 1937, 1 D 934/36.) 
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17. 8 165 StGB. Hat das LG. es der zwin- 
genden Vorſchrift des 8 165 StGB. zuwider 
unterlaſſen, dem Verletzten die Befugnis 
zuzuſprechen, die Verurteilung auf Koſten 
des Schuldigen öffentlich bekanntzumachen, 
dann muß die Sache zurückverwieſen werden. 
Dem RevG. iſt es verwehrt, das Urteil inſo⸗ 
weit zu ergänzen; Art und Friſt der Bekannt⸗ 
machungsbefugnis zu beſtimmen iſt vielmehr 
dem Tatrichter vorbehalten. 

(RG., 1. StrSen. v. 29. Jan. 1937, 1 D 18/37.) 


* 


18. 88 173, 177 StGB. Der Begriff des Bei⸗ 
ſchlafs iſt in § 173 StGB. (Blutſchande) der 
gleiche wie in § 177 StGB. (Notzucht). 


Die Rechtsauffaſſung des LG., daß der Tatbeſtand des Bei⸗ 
ſchlafs im Fall der Blutſchande (§ 173 StGB.) ein anderer ſei, 
als im Fall der Notzucht (8177 StGB.), ift irrig. Vielmehr iſt 
der Begriff des Beiſchlafs in beiden Tatbeſtänden derſelbe. Hier 
wie dort iſt der Beiſchlaf — und damit die Straftat — vollendet, 
ſobald der Täter mit feinem Glied in die Scheide der Angegrif- 
fenen einzudringen beginnt, gleichviel in welchem Umfang 
(Goltd Arch. 40, 39; LZ. 15 Sp. 109 Nr. 1 und 16 Sp. 721 Nr. 4; 
Urt. v. 11. Juni 1934, 3 D 548/34: JW. 1934, 1155). 


(RG., 3. StrSen., v. 11. Jan. 1937, 3 D 1079/36.) 
* 


19. 88 174, 176, 185 StG B. Wenn eine Hand⸗ 
lung in der Abſicht begangen, den Geſchlechts⸗ 
trieb zu erregen, ſo kann nicht zwiſchen 
Sinnenluſt und Wolluſt unterſchieden wer⸗ 
den. 


Was das LG. zu der Verurteilung aus § 185 StGB. aus⸗ 
führt, iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. 

Es ſtellt zwar feſt, daß der Angekl. in jedem der vier Fälle 
einen Grund zur Züchtigung hatte; es bemängelt aber mit 
Recht die Art der Züchtigung. Wie es annimmt, hatte der 
Angekl. keinen erzieheriſchen Grund, die Kinder auf das nackte 
Geſäß zu ſchlagen. Nur dieſe Entblößung, nicht die Züchtigung 
an ſich ſieht das LG. als grundlos an. Auch kann ihm inſoweit 
rechtlich nicht entgegengetreten werden, als es dieſe Entblößung 
als eine ſchamloſe und anſtößige anſieht; dieſe Frage unterliegt 
im weſentlichen der Beurteilung durch den Tatrichter. Daß 
der Angekl. ſich der in der grundloſen Entblößung des Geſäßes 
der Mädchen liegenden Mißachtung auch bewußt geweſen iſt, 
ſtellt der Tatrichter ausdrücklich feſt. 

Wie unter dieſen Umſtänden § 193 StGB. Anwendung fin⸗ 
den könnte, iſt nicht erſichtlich, zumal es ſich um eine tätliche 
Beleidigung handelt (Goltd Arch. 60, 486). 

Müſſen hiernach die Reviſionsrügen als unbegründet er⸗ 
achtet werden, ſo unterliegt das Urteil gleichwohl der Auf— 
hebung, weil ſich die Str. möglicherweiſe zugunſten des Angekl. 
geirrt hat (§ 358 Abſ. 2 StPO.). 

Das LG. hat eine Verurteilung aus § 174 Abſ. 1 Nr. 1 
und § 176 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. abgelehnt, weil es eine wollüſtige 
Abſicht des Angekl. nicht für einwandfrei nachweisbar erachtet. 
Es geht davon aus, daß zwar mit der vom Angekl. gewählten 
„Art der Züchtigung ſich zum mindeſten auch eine gewiſſe Sin⸗ 
nenluſt verbunden“ habe, daß es aber zweifelhaft ſei, ob der 
Grad dieſer Sinnenluſt ein ſo großer geweſen ſei, „daß man 
in ihr den alleinigen Grund der Züchtigung erblicken und ſie 
als wollüſtige Abſicht bezeichnen müßte“, weil die Kinder immer 
Anlaß zu einer Züchtigung gegeben hätten. Darin liegt eine 
Unklarheit, die auch aus dem Zuſammenhang der Gründe ſich 
nicht beſeitigen läßt. Hat der Angekl. dieſe nur bei Mädchen 
angewandte Art der Züchtigung aus Sinnenluſt vorgenommen, 
ſo hat er in der Abſicht, ſeinen geſchlechtlichen Trieb zu erregen, 
gehandelt. Eine Unterſcheidung zwiſchen Sinnenluſt und Wolluſt 
erſcheint in dieſem Zuſammenhang begrifflich ausgeſchloſſen. 
Wenn das LG. gleichwohl hier feine Meinung auf den Zweifel 
abſtellt, ob dieſe Sinnenluſt den alleinigen Grund der Züchti⸗ 


gung gebildet habe, weil ja in allen Fällen die Kinder Anlaß 
zur Züchtigung gegeben hätten, fo verkennt es die Rechtslage 
Das Weſen einer Handlung als einer unzüchtigen wird dadu : 
nicht beſeitigt, daß der Täter einen berechtigten Grund geh 5 
haben würde, eine in ihrer äußeren Erſcheinung ähnliche Hand" 
lung vorzunehmen. Ebenſowenig gehört zum Weſen der un 
züchtigen Handlung, daß die Befriedigung der Sinnenluſt ihr 
alleiniger Zweck war. Berechtigte Zwecke dürfen mi 1 
durch ſtrafbare Handlungen, insbeſ. nicht durch Sittlichkeitsver 
brechen, verfolgt werden. 


Die hiernach erforderliche Nachprüfung wird ſich ausdeh 
nen müſſen auf die Frage, ob nicht die Tat auch eine Überſchrel⸗ 
tung des Züchtigungsrechtes umfaßt, alſo ein Vergehen gegen 
§ 340 StGB., das mit dem Sittlichkeitsverbrechen in Taten 
heit ſtehen würde. Anlaß zu dieſem Hinweis gibt die Kennel“ 
des Angekl., daß Mädchen nur in den äußerſten Fällen * 
perlich gezüchtigt werden dürfen. Daß das Züchtigungsrecht 2 
Eltern mit dem der Schule nicht weſensgleich ift, ergibt ſi 
aus der Natur der Sache. 


Sollte die Neuverhandlung zu einem Schuldspruch wegen 
eines Sittlichkeitsverbrechens gegen § 174 Abſ. 1 Nr. 1 un 
8176 Abſ. 1 Nr. 3 StGB. führen, jo müßte eine Verurteilung 
aus 8185 StGB. ausſcheiden, weil der Tatbeſtand der belde 
Verbrechen im Verhältnis zur Beleidigung der engere iſt (JG. 
1936, 1446 14 und RGSt. 45, 344). 


(RG., 3. StrSen. v. 4. Jan. 1937, 3 D 941/36.) 
* 


* 20. 8 175 a Ziff. 2 StGB. ſetzt nicht nur ein 
Autoritätsverhältnis voraus, ſondern her 
fordert den Mißbrauch dieſes Verhältniſſe? 


Der Tatbeſtand des § 175 4 Ziff. 2 StGB. erfordert nes 
feinem klaren Wortlaut, daß eine durch ein Dienit-, Arbeit“ 
oder Unterordnungsverhältnis begründete Abhängigkeit von be Ir 
Täter mißbraucht worden ift. Er ſetzt mithin nicht m 
ein Autoritätsverhältnis voraus, ſondern verlangt weiter, 
dieſes Verhältnis dazu benutzt worden iſt, auf einen andel 
i. S. des § 175 a Ziff. 2 StGB. einzuwirken. Die Tat muß DR 
auf gerichtet geweſen ſein, den anderen in eine Zwangslage 3 
bringen, unter deren Druck er ſich dem Willen des Täters bein 
Dieſe Auffaſſung entſpricht unzweifelhaft auch dem Willen Ge⸗ 
Geſetzgebers. Das ergibt ſich aus einem Vergleich dieſer . 
ſetzesbeſtimmung mit dem § 174 StGB. Beiden Beſtimmunge 
liegt der geſetzgeberiſche Gedanke zugrunde, daß das {iberot! 
nungsverhältnis von geſchlechtlichen Motiven reingehalten, 5 
geſchlechtliche Freiheit der der Autorität eines anderen un 
worfenen Perſonen vor Angriffen bewahrt werden ſoll. t- 
Beſtimmungen iſt daher gemeinſam, daß ein Autoritätsverh vd 
nis tatſächlich befteht. Ein Mißbrauch dieſes Verhältniſſes w 11 
aber in 8 174 StGB. nicht gefordert (GA. 61, 360). Juſoſeng 
weicht dieſe Geſetzesbeſtimmung von der des S175a x 5 
SGB. ab, die den „Mißbrauch“ ausdrücklich zum Tatbeſtand. 
merkmal erhebt. Hieraus kann unbedenklich gefolgert wer 1 
daß der Geſetzgeber im 8 175 2 Ziff. 2 Stchs. — im Gegen, 
zu § 174 StGB. — nicht jede Verführung Gewaltunterworfe! er 
zur Unzucht hat unter Strafe ſtellen wollen. Sonſt hör | 
auch für dieſe Geſetzesvorſchrift die Faſſung des 8174 Stem 
gewählt und dementſprechend beſtimmt, daß ein Mann, der ker 
einem anderen auf Grund eines Dienft-, Arbeits⸗ oder Un 
ordnungsverhältniſſes von ihm abhängigen Manne Unzr. 
treibt oder dieſen zur Unzucht mißbraucht, der Strafe des 3 17 In 
StGB. unterliegt (vgl. auch RWUÜIG. 9, 302; 12, 158, 163). alt 
dieſen Entſch. iſt ausgeführt, zum Mißbrauch der Dienſtgene⸗ 
(8 114 ff. Mil StGB.) gehöre auf der inneren Tatſeite das at 
wußtſein des Täters, daß er als Vorgeſetzter einen Dru. cht, 
den Untergebenen ausübe, das Rechnen mit dem berg ß 
das die Vorgeſetztenſtellung ſeinem Willen erfahrungsgen 
gegenüber dem Untergebenen verleiht. 


(RG., 5. StrSen. v. 11. Jan. 1937, 5 D 806/36.) 


* 


66. Jahrg. 1937 Heft 12 


21. 5 222 StGB. Sorgfaltspflicht des Kraft⸗ 
lahrers. f) 

Es iſt in der neueren Rſpr. des RG. zwar ausgeſprochen 
worden, der Kraftfahrer brauche nicht jedes nur mögliche ver- 
kehrswidrige Verhalten anderer Straßenbenutzer zu berückſich⸗ 
igen, ſondern nur ein ſolches, mit dem zu rechnen er nach den 
gegebenen Umſtänden triftige Veranlaſſung habe (vgl. 2 D 
883/35 v. 9. Dez. 1935: RES. 70, 71 = ZW. 1936, 452). Das 
bezieht ſich aber keinesfalls auf ein verkehrswidriges Verhalten, 
zas offen zutage liegt und von dem Fahrer geſehen wird oder 
ebenfalls bei Anwendung der pflichtgemäßen Sorgfalt in der 

eobachtung der Straße hätte erkannt werden müſſen. Keines⸗ 
wegs iſt ein Verkehrsteilnehmer, der ſich nicht in den Grenzen 
er Verkehrsvorſchriften auf der Straße bewegt, jetzt ſchutzlos. 
Ein Kraftfahrer, der einen Fußgänger auf einer überſichtlichen 
Fernverkehrsſtraße mitten auf der Straße ſtehen ſieht, handelt 
ahrläſſig, wenn er ſein Fahren nicht auf ihn einſtellt. An dieſer 
Verpflichtung jedes Wegebenutzers, die vor ihm liegende Fahr⸗ 
bahn zu beobachten, hat fi) durch die RStraßVerkoO. nichts ge⸗ 
andert, ſie iſt vielmehr auch heute als eine der Grundregeln jedes 
traßenverkehrs anzuſehen. 

(RG., 1. StrSen. v. 22. Dez. 1936; 1 D 741/36.) 


Anmerkung: Die Rſpr. zum Straßenverkehrsrecht ſtellte 
vi der Neuordnung durch die RStraßVerkO. — rein indivi⸗ 
ualiſtiſch — den Schutz des einzelnen Verkehrsteilnehmers in 

n Vordergrund und hatte aus dieſem Grunde den Leitſatz auf⸗ 
geſtellt, der Kraftfahrer müſſe regelmäßig auch mit dem ver⸗ 
kehrswidrigen Verhalten der anderen Verkehrsteilnehmer rech⸗ 
nen (vgl. Gülde, „RStraßVerkO.“, Anm. 5 zu § 25). Das 
BE Straßenverkehrsrecht, aufgebaut auf dem Grundgedanken 
— Verkehrsgemeinſchaft, mußte zur Abkehr von dieſem Grund⸗ 
latz führen. Es beruht umgekehrt auf dem Vertrauen darauf, 
aß jeder Verkehrsteilnehmer ſich vom Verantwortungsbewußt⸗ 
ein gegenüber der Verkehrsgemeinſchaft leiten läßt und ſich ſo 
vorbält. daß Schädigungen, Behinderungen und Beläſtigungen 

ermieden werden (vgl. Müller, „Straßenverkehrsrecht“, 

„Aufl., S. 561—562 und 571 ſowie Gülde a. a. O.). 

Die Rſpr. hat die Wandlung des Rechtsdenkens teilweiſe 
. erfreulicher Entſchiedenheit und Klarheit mitgemacht (vgl. 
Fülde: ZW. 1936, 423 ff. ſowie den Hinweis von Müller 
51 der Anm. zum Urt. des RG. v. 22. Okt. 1936: VAC. 1937, 
54 Nr. 58). ö 
Das K. erklärt, es brauche nur dann mit verkehrswidri⸗ 
zem Verhalten gerechnet zu werden, wenn durch beſondere Um— 
lande des Einzelfalls ein erkennbarer Anlaß gegeben ſei (vgl. 
112. 6. Juli 1936: VAE. 1936, 517 Nr. 438 und KG. vom 

Juni 1936: VA. 1936, 518 Nr. 439). 

5 Das OLG. München ſpricht ſich im Urt. v. 30. Okt. 1936: 
AE. 1937, 50 Nr. 49 dahin aus, der Kraftfahrer dürfe ſich 
Tundſätzlich darauf verlaſſen, daß ein Pferdefuhrwerk in der 
unkelheit vorſchriftsmäßig beleuchtet ſei. 
x Das OLG. Dresden erklärt im Urt. v. 27. März 1936: 
JW. 1936, 3492 82, jeder Verkehrsteilnehmer müſſe ſich zunächſt 
rauf verlaſſen können, daß die anderen Verkehrsteilnehmer 
N abgeſehen von kleinen Kindern und erkennbar Körperbehin- 
Walen — ſich verkehrsmäßig richtig verhielten. In ähnlicher 
u: äußert ſich das OLG. Celle im Urt. v. 6. Jan. 1936: JW. 
del 6, 1392 44: jeder Fahrer müſſe ſich weitgehend auf die Ver⸗ 
rsdiſziplin des Mitbenutzers der Straße, iusbeſ. auf die 
achtung des Vorfahrtsrechts, verlaſſen können. 
u Auch vom RG. liegen eine Anzahl klare und erfeuliche 
N er eile vor. Darin ſtellt ſich das RG. z. B. auf den Standpunkt, 
= Vorfahrtberechtigte dürfe darauf vertrauen, daß der andere 
je die Vorfahrt überlaſſen werde. Erſt von dem Zeitpunkt an, 
welchem er erkenne oder bei Beobachtung der ihm zuzumuten⸗ 
Sorgfalt erkennen müſſe, daß der andere ihm die Vor⸗ 
nicht einräume, müſſe er ſich darauf einrichten (vgl. RG. 
I März 1936: JW. 1936, 1376 21; RG. v. 8. Sept. 1936: 
Re 1936, 3472 40, RG. v. 3. Nov. 1936: ZW. 1936, 3472 48 und 

G. v. 7. Jan. 1937: DAR. 1937 Sp. 51 Nr. 39). 

Den gleichen Standpunkt vertritt OLG. Dresden v. 9. April 
VAE 1936, 357 Nr. 329 
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Im Urt. v. 15. Sept. 1936: ZW. 1936, 346293 macht das 
RG. die berechtigte Einſchränkung, daß von alten und gebrech⸗ 
lichen Leuten und von Kindern Verkehrswidrigkeiten erwartet 
werden müßten. Dasſelbe ſpricht es mit Bezug auf Kinder 
im Urt. v. 6. Juli 1936: VAE. 1936, 519 Nr. 443 aus. 

Die angeführten Entſch. der höchſten Gerichte entſprechen 
den Grundſätzen, welche ich in JW. 1936, 423 ff. über das Ver⸗ 
trauen auf das verkehrsmäßige Verhalten der Verkehrsteilneh⸗ 
mer entwickelt habe. Dieſe Grundſätze ſchaffen auf der einen 
Seite Klarheit und Rechtsſicherheit und entſprechen auf der an⸗ 
deren Seite dem Gedanken der Verkehrs- und Vertrauensge⸗ 
meinſchaft, welcher die Grundlage des neuen Straßenverkehrs 
rechts bildet und allein mit dem nationalſozialiſtiſchen Rechts⸗ 
denken im Einklang ſteht. 

Leider finden ſich aber neben den erfreulichen und fort- 
ſchrittlichen Entſch. auch eine ganze Anzahl, welche noch in den 
alten Auffaſſungen wurzeln und geradezu bedenkliche Rückſchritte 
bedeuten. 

Zunächſt wird die klare Grenze verwiſcht, bis zu welcher 
das Vertrauen auf das verkehrsmäßige Verhalten der anderen 
gehen darf, nämlich die Erkennbarkeit der fremden Verkehrs— 
widrigkeit. An die Stelle dieſer klaren Grenze ſetzt das RG. im 
Urt. v. 15. Sept. 1936: JW. 1936, 3462 % die gewöhnliche Le⸗ 
benserfahrung. Von ihr ſoll ſich der Kraftfahrer leiten laſſen, 
wenn er beurteilen und entſcheiden will, mit welcher fremden 
Verkehrswidrigkeit er rechnen ſoll. Es iſt ſchon ſeit Jahren 
häufig genng darauf hingewieſen worden, daß dieſe gewöhn— 
liche Lebenserfahrung eine recht ungeeignete Handhabe bietet 
(vgl. Gülde, „RStraßVerkO.“, Anm. 5 zu § 25 und die dor— 
tigen Anführungen). 

Noch weniger klar iſt der Grundſatz, welchen das RG. in 
den Urt. v. 2. Jan. 1936: JW. 1936, 1375 2, v. 5. Dit. 1936: 
JW. 1936, 3463 57 und v. 19. Nov. 1936: VAE. 1937, 50 Nr. 50 
entwickelt. Das RG. jagt in dieſen Entſch., auch mit verkehrs— 
widrigem Verhalten anderer Verkehrsteilnehmer müſſe der 
Kraftfahrer rechnen, aber nur in den Grenzen, welche ſich aus 
den Bedürfniſſen des täglichen Lebens und aus der Rückſicht 
auf Weſen, Eigenheiten und Erforderniſſe des Kraftfahrzeug— 
verkehrs ergeben. Der Kraftfahrer müſſe ſich deshalb auf ſolche 
Unbedachtſamkeiten einſtellen, mit denen zu rechnen er bei ver 
ſtändiger Überlegung aller gegebenen Umſtände triftige Veran— 
laſſung habe. Die Bedenken hiergegen habe ich bereits in meiner 
Anm. zu JW. 1936, 3463 9° dargelegt und darauf hingewieſen, 
daß meiſt auch nicht unterſchieden werde zwiſchen Verkehrsereig 
niſſen, bei welchen Verkehrsſchwierigkeiten anderer Verkehrsteil 
nehmer im Spiele ſeien, und ſolchen, bei denen das nicht der 
Fall ſei. 

Es wäre beſſer geweſen, wenn das RG. in den angeführten 
Entſch. zum Ausdruck gebracht hätte, daß die Verkehrsſchwierig— 
keiten anderer Verkehrsteilnehmer ſo lange keine triftige Veran— 
laſſung geben, ſich darauf einzurichten, ſolange ſie nicht erkenn. 
bar bevorſtehen. Den gleichen im Intereſſe der Klarheit und 
Rechtsſicherheit abzulehnenden Grundſatz vertritt das OLG. 
Dresden in den Urt. v. 28. Mai 1936: VAE. 1936, 438 Nr. 375 
und vom 13. Aug. 1936: VAE. 1936, 588 Nr. 492. 

Im Urt. v. 17. Aug. 1936: VAE. 1936, 585 Nr. 487 ſpricht 
das RG. allgemein davon, daß der Kraftfahrer auch mit unbe- 
ſonnenem Verhalten anderer Verkehrsteilnehmer rechnen und 
ſich dagegen vorſehen müſſe, lehnt allerdings in dem zur Be⸗ 
urteilung ſtehenden Fall die Vorausſehbarkeit ab, ohne indeſſen 
die von ihm dabei zugrunde gelegte Grenze der Vorausſehbar⸗ 
keit deutlich herauszuſtellen. 

Noch weit bedenklicher iſt es, wenn das OLG. Dresden im 
Urt. v. 16. Okt. 1936: JW. 1937, 1844 ausſpricht, daß auch 
der Kraftfahrer, welcher auf einer amtlich gekennzeichneten 
Hauptverkehrsſtraße fahre, einen Zuſammenſtoß mit einem aus 
einer Seitenſtraße kommenden Verkehrsteilnehmer vorausſehen 
müſſe. Gegen dieſen Grundſatz habe ich mich ſchon in der Anm. 
dazu a. a. O. gewendet. 

Für ganz unfaßbar erklärt Müller in ſeiner Anm. dazu 
den vom RG. im Urt. v. 22. Okt. 1936: VAE. 1937, 54 Nr. 58 
zum Ausdruck gebrachten Grundſatz, daß der Kraftfahrer mit 


758 


Rechtſprechung 


Juristische Wochenschrift 


völlig verkehrtem, grob fahrläſſigem Verhalten des Radfahrers 
rechnen müſſe. 

Für das neue Straßenverkehrsrecht muß daran feſtgehal⸗ 
ten werden, daß eine ſeiner Hauptgrundlagen das Vertrauen 
des einen auf das verkehrsmäßige Verhalten des anderen iſt. 
Ohne dieſes Vertrauen und ohne eine klare Abgrenzung, bis zu 
welchem Augenblick dieſes Vertrauen für den Verkehrsteilneh⸗ 
mer leitend bleiben darf, gibt es keine Rechtsſicherheit. Eine 
Verkehrsgemeinſchaft erwächſt nur aus gegenſeitigem Ver⸗ 
trauen. Mißtrauen dagegen iſt nur geeignet, ihre Entſtehung 
zu verhindern oder, ſoweit ſie bereits im Werden begriffen iſt, 
ſie wieder zu zerſtören. Gerade die vertrauensmäßig fundierte 
Verkehrsgemeinſchaft aber iſt das beſte Mittel zur Verhütung 
von Verkehrsunfällen. Unklarheit und Verſchwommenheit in der 
Anwendung der Rechtsregeln fördert dagegen das Zuſtande— 
kommen von Verkehrsunfällen. 

Infolgedeſſen hat Alving (Rd. 1937, 47) recht, wenn 
er verlangt, es müſſe grundſätzlich daran feſtgehalten werden, 
daß, falls eine Unfallgefahr durch das verkehrswidrige Ver— 
halten eines Verkehrsteilnehmers heraufbeſchworen ſei, anderen 
beteiligten Verkehrsteilnehmern eine Mitverantwortung nur 
dann aufgebürdet werden dürfe, wenn ſie dieſes verkehrswidrige 
Verhalten ſo rechtzeitig hätten erkennen können, daß ſie nach 
den geſamten Umſtänden des Falles noch in der Lage geweſen 
wären, geeignete Abwehrmaßnahmen zur Verhinderung oder 
Abſchwächung des Schadens zu treffen. 

Beurteilt man das vorſtehend abgedruckte Urteil des RG. 
unter dieſen Geſichtspunkten, ſo ergibt ſich dreierlei: 

1. Die Abgrenzung der Vorausſehbarkeit fremder Verkehrs⸗ 
widrigkeiten unter dem Geſichtspunkt der „triftigen“ Veran⸗ 
laſſung iſt zu unklar und bedeutet einen Rückſchritt gegenüber 
den oben aufgeführten klareren Entich. der oberſten Gerichte. 

2. Anzuerkennen iſt, daß wenigſtens andeutungsweiſe von 
der Grenze der Erkennbarkeit fremder Verkehrswidrigkeiten ge— 
ſprochen wird. 

3. Nicht ganz verſtändlich iſt das Beiſpiel des auf der 
Mitte einer überſichtlichen Fernverkehrsſtraße ſtehenden Fuß⸗ 
gängers. Denn in dieſem Falle könnte man vom Kraftfahrer 
nur dann verlangen, mit weiterer Verkehrswidrigkeit des Fuß⸗ 
gängers zu rechnen, wenn dafür ein beſonderer Anlaß vorhan⸗ 
den wäre. Sonſt aber müßte der Kraftfahrer ſich darauf ver⸗ 
laſſen dürfen, daß der Fußgänger auf ein entſprechendes War⸗ 
nungsſignal hin rechtzeitig nach der Straßeuſeite zu ausweicht. 
Aus den Ausführungen des RG. iſt nicht zu erkennen, ob das 
RG. etwa auch für dieſen Fall vom Kraftfahrer verlangen will, 
damit zu rechnen, daß der Fußgänger dem Warnungsſignal 
keine Folge leiſtet. Das aber wäre zweifelsohne eine Über- 
ſpannung der vom Kraftfahrer zu verlangenden Vorausſicht. 

RA. Dr. Gülde, Dresden. 
* 

* 22. 88 257, 59 St GB.; Ziff. 1, 6, 25, 26, 52 Richtl. 
für die Ausübung des Anwaltsberufes. Ver⸗ 
teidigerpflichten. Verhältnis der Schweige⸗ 
pflicht und Treupflicht gegenüber dem Auf⸗ 
traggeber zu der allgemeinen Pflicht, der 
Gerechtigkeit und der Wahrheit zu dienen. — 
Ein ſtrafrechtlicher Irrtum über die Trag⸗ 
weite der Berufspflichten iſt möglich, wenn 
auch nach dem Vorſpruch zu den Richtlinien 
für die Ausübung des Anwaltsberufs ſich 
im ehrengerichtlichen Verfahren kein An⸗ 
walt auf die Unkenntnis des Standesrechts 
berufen kann. ) 

Sachlich⸗rechtliche Bedenken beſtehen, ſoweit der Beſchwß. 
RA. T. wegen Begünſtigung des V. gem. 8257 StGB. ver⸗ 
urteilt worden iſt 

T. war im Vorprozeß, der gegen V. wegen Kuppelei 
ſchwebte, als Verteidiger tätig. In dieſem Verfahren wurde 
Elsbeth K., die ſchon vorher polizeilich und gerichtlich eingehend 
vernommen war und den V. erheblich belaſtet hatte, nochmals 
— und zwar diesmal gem. 8 223 StPO. — als Zeugin gericht⸗ 
lich vernommen. Wider beſſeres Wiſſen widerrief ſie ſofort ihre 
früheren belaſtenden Angaben als unrichtig und gab zur Er⸗ 


klärung ihres Widerrufs an, ſie habe bisher aus Rache falſch 
ausgeſagt. Auf den Vorhalt des Richters, ob etwa von dritler 
Seite auf ſie eingewirkt worden fei, ftellte T. ſogleich die Gegen“ 
frage, ob die Frage des Richters ein Vorwurf gegen ihn — 
den Verteidiger — fein ſolle. Der Richter verneinte dies. Nun 
mehr bekundete die Zeugin, es ſei niemand in der Sache an 

herangetreten. Auch dieſe Ausſage der K. war wiſſentlich falſch. 

Mit feiner Gegenfrage verfolgte T. den Zweck, ſeinem Auf 
traggeber V., von deſſen Schuld er bereits überzeugt war, Vel 
ſtand zu leiſten, um ihn vor Strafe zu ſchützen. Die Beiſtands⸗ 
leiſtung war auch geeignet, dieſen Erfolg herbeizuführen. Die 
Zeugin iſt dadurch, daß T. den beſtätigten Verdacht zurückwies, 
in ihrer unwahren Ausſage noch beſtärkt worden. Ts Gegen 
frage hat verhindert, daß die Zeugin „durch den Vorhalt des 
Richters zur Wahrheit hätte angehalten werden können“; hier 
durch hat T. „den V. geſchützt“. 4 

T. kann aber auch, was bisher noch nicht geprüft worden un 
mit feiner Gegenfrage, ob die von dem Richter an die Zeugin 
gerichtete Frage einen Vorwurf gegen ihn — den Verteidiger 
enthalten ſolle, zugleich beabſichtigt haben, auch ſich ſelbſt vor der 
Gefahr zu bewahren, wegen Unternehmens der Verleitung zun 
Meineid, Begünſtigung des V. und Anſtiftung der K. zur Begun 
ſtigung des V. ſtrafrechtlich verfolgt zu werden. Die Selbſtbegun, 
ſtigung iſt ſtraffrei. Dazu genügte es, daß T. gleichviel ob uu 
Recht oder Unrecht, die Beſorgnis hegte, er könne wegen = 
cher Straftaten belangt werden (vgl. RES. 60, 101 [103])- Die 
Selbſtbegünſtigung ift auch dann ſtraffrei, wenn durch eile 
ſolche Begünſtigungshandlung noch eine andere Perſon vor 
Strafe geſchützt werden ſoll (RGSt. 60, 102; 63, 375). 

Soweit der Tatbeſtand der Begünſtigung in einem — nac 
Anſicht des LG. pflichtwidrigen — Unterlaſſen des T. gefunden, 
worden ift, bleibt, abgeſehen von dem rechtlichen Geſichtspun 
der Selbſtbegünſtigung, noch folgendes zu erwägen: 

Wenn ſich T. durch ſeine Gegenfrage, alſo durch ſein 2 
ſtrafbar gemacht hatte, jo war fein ſpäteres Unterlaſſen, ſofer 
es überhaupt pflichtwidrig war, nur eine ſtrafloſe Nachtat. Dur 
ſeine Gegenfrage hatte er die Zeugin in ihrer unwahren 9 
ſage beſtärkt und verhindert, daß ſie der Richter „zur Wahlen 
hätte anhalten können“. Dieſe unrichtige Ausſage, die in ** 
Protokoll v. 4. Sept. 1935 niedergelegt war, wertete er in 5 
erſten Schöffengerichtsverhandlung, in der nur das Praten 
verleſen wurde, durch ſein Schweigen lediglich aus. Ob ſich 3 
Rechtslage in der zweiten Schöffengerichtsverhandlung, in = 
die Zeugin nochmals vernommen wurde, hätte ändern könne 
wenn letztere nicht ſofort die Wahrheit geſagt hätte, kann 5 
hingeſtellt bleiben. Die Zeugin hat ſogleich die Wahrheit t 
kundet, fo daß T. in diefer Verhandlung gar nicht mehr in in 
Lage kam, eine falſche Ausſage und einen Meineid der Zeuge 
verhüten zu müſſen. Er brauchte auch dem Gericht von der 10 
ſache, daß die Elsbeth K. bei ihrer kommiſſariſchen Vernehmul 
die Unwahrheit geſagt hatte, nicht ſofort bei Beginn der eig 
ſondern gegebenenfalls nur rechtzeitig Kenntnis zu Be 

Als Rechtsanwalt, alſo als „Diener am Recht“, hatte 5 
zwar, wie das LG. zutreffend ausführt, der Gerechtigkeit ** 
Wahrheit zu dienen (vgl. Ziff. 1, 6, 52 der von der Reiche 
Rechtsanwaltskammer am 2. Juli 1934 aufgeſtellten Richtlinie 
für die Ausübung des Anwaltsberufes und RGSt. 70, 89 5 
JW. 1936, 658 >). Seine Berufspflichten zwangen ihn aber I 
fich ſelbſt dem Gericht gegenüber ungefragt einer Handlung 15 
bezichtigen, die zur Einleitung eines Ermittelungsverfahre 
gegen ſeine Perſon wegen Verbrechens und Vergehens geg 
88 159, 257, 48, 73 StGB. führen konnte. 97 

Neben ſeiner Pflicht, der Gerechtigkeit und Wahrheit Hr 
dienen, hatte T. als RA. auch feine Schweigepflicht dit 
erfüllen. Wegen der Pflicht des Anwalts zur Verſchwiegenhe, 
wird auf Ziff. 25 und 52 der Richtlinien für die Ausübung des, 
Anwaltsberufes verwieſen. Dieſe Pflicht erſtreckt ſich auf An. 
was der Anwalt in Ausübung und bei Gelegenheit ſeiner n 
rufstätigkeit erfahren hat, ſofern er nach den Umſtänden ur 
nehmen muß, daß die Geheimhaltung im Intereſſe des Auftt zit 
gebers geboten iſt. Von der Verpflichtung zur Verſchwiegen e, 
kann der Anwalt zwar entbunden werden (bgl. 8 58 abi. 2 dem 
PO .). Dies ift hier aber nicht geſchehen. Da das Geſetz 
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Auftraggeber V. auch nicht die Pflicht auferlegte, dem Gericht 
zu offenbaren, daß er ſich gegenüber der Zeugin Elsbeth K. 
eines Unternehmens der Verleitung zum Meineid ſchuldig ge⸗ 
macht habe, ſo hatte auch ſein Anwalt T. inſoweit die Schweige⸗ 
pflicht zu beachten. Die Pflicht zur Verſchwiegenheit ging hier 
der Pflicht, der Gerechtigkeit und Wahrheit zu dienen, vor. Der 
Baal Tiegt anders als der in RGSt. 70, 82 (84) = ZW. 1936, 


x Weiter hatte T. feinem Auftraggeber V. gegenüber die 
ter eupflicht zu wahren (vgl. Ziff. 26 und 52 der erwähn⸗ 
115 Richtl.). Er durfte ſeinen Auftraggeber alſo nicht „denun⸗ 
ren“. 
Es iſt nicht erſichtlich, wie T. die Tatſachen, deren Ver⸗ 
ſchweigung ihm zum Vorwurf gemacht iſt, hätte angeben kön⸗ 
nen, ohne ſeinen Auftraggeber und ſich ſelbſt der Gefahr aus⸗ 
zuſetzen, wegen Unternehmens der Verleitung zum Meineid 
krafrechtlich verfolgt zu werden. 
"ur. Das LG. ſcheint angenommen zu haben, T. habe aus Fahr⸗ 
Aſſigkeit über den Umfang ſeiner Berufspflichten geirrt. Dann 
e, wenn der äußere Tatbeſtand des § 257 StGB. gegeben 
Lare, jedenfalls der innere Tatbeſtand der Begünſtigung nicht 
füllt fein. Nach dem Vorſpruch zu den Richtlinien für die 
„Sübung des Anwaltsberufs kann ſich zwar kein Anwalt auf 
Inkenntnis des Standesrechts berufen. Dies gilt aber nicht im 
1 trafverfahren. Strafrechtlich konnte T. über die Tragweite ſei— 
er Berufspflichten unter dem Schutze des § 59 SGB. irren 
vgl. ABS. 70, 82 [84, 85 = ZW. 1936, 658 25). 8 
9 Im ehrengerichtlichen Verfahren wird Gelegen— 
geit zur Prüfung der Frage ſein, ob T. die Verteidigung des 
nicht ſpäteſtens am 4. Sept. 1935 hätte niederlegen müſſen. 
‚RG, 5. Str Sen. v. 14. Dez. 1936, 5 D 846/36.) 
Rt. 70, 390.) 


4 Anmerkung: Es liegt in der Tat eine Selbſtbegünſtigung 
— Dieſe iſt — wie im Urteil ausgeführt — ſtraffrei auch 
Perl, wenn durch die Begünſtigungshandlung noch eine andere 
375 n vor Strafe geſchützt werden ſoll (RG St. 60, 102; 63, 
1 Berufsxechtlich aber iſt das Verhalten des Verteidigers 
a zu billigen. Es lag in feiner Abſicht, feinen Auftrag 
5 er, obwohl er von deſſen Schuld überzeugt war, vor Strafe 
= ſchützen. Sein ganzes Verhalten war durchaus geeignet zur 
werbeiführung dieſes Erfolges. Dies iſt aber nicht vereinbar 
zt der Aufgabe eines Rechtsanwalts, als Diener am Recht der 
Nhacdigkeit und Wahrheit zu dienen (vgl. Noack, „Komm. zur 
ſchwüld. 2. neubearbeitete Auflage, 1937, S. 115 ff.). Die Ver⸗ 
Re tegenheitspflicht darf nicht fo weit gehen, daß aus Unrecht 
wi t gemacht wird. Gerade ein Verteidiger kann hier leicht, 
eber der vorl. Fall zeigt, in Konflikt geraten, und er muß dann 

n den Auftrag niederlegen, um nicht dem Unrecht dienen 
du müſſen. 

RA. Prof. Dr. Noack, Halle a. S. 


* 


da 23. 8267 StG B. In der Ripr.iftanertannt, 
fäl es zur Verurteilung wegen Urkunden⸗ 
vo ſchung nicht genügt, wenn der Täter nur 
1 einer, wenn auch beglaubigten, Ab⸗ 
einer gefälſchten Urkunde zum Zweck 
ihn Täuſchung Gebrauch macht. Denn die von 
vorgelegte beglaubigte Abſchrift iſt 

e echte, wenn auch inhaltlich falſche Ur- 
Be. Zum Tatbeſtand der Urkundenfäl⸗ 
vo ung iſt es aber erforderlich, daß der Täter 
ma der unechten Urkunde ſelbſt Gebrauch 
act d. h. dem zu Täuſchenden ſie zugänglich 
m ö art und ihre ſinnliche Wahrnehmung er- 
glicht (RG St. 31, 110; 69, 228 J W. 1935, 2371 5 
Ann m. Achurt. 2577125 v. 4 Febr. 1926: Höch ſt⸗ 
hc br. 1926 (Od 2) S. 268 und 15 710/26 v. 12. Nov. 

J W. 1927, 850 10). 


(Ach. 4. StrSen. v. 19. Jan. 1937, AD 963/360 
* 


* 


24. § 359 StGB. Auchſolche Perſonen, deren 
rechtliche Stellung ausſchließlich durch pri- 
vatrechtlichen Dienſtvertrag geregelt iſt, 
können nach ſtändiger Rſpr. Beamte i. S. des 
§ 359 StGB. fein. 


Die Gemeinden ſind öffentliche Gebietskörperſchaften mit 
Selbſtverwaltung unter eigener Verantwortung. Sie haben ihre 
eigenen Kaſſen zu führen. Zur Erfüllung dieſer, auch der Ge⸗ 
meinde U. obliegenden Dienſte und Verrichtungen öffentlich 
rechtlicher Art war der Angekl. mit herangezogen worden, wenn 
ihm ausweislich der Urteilsfeſtſtellung aufgegeben war, nicht 
nur die Kaſſenbücher zu führen, ſondern auch Quittungen mit 
Wirkung für und gegen die Gemeinde auszuſtellen, ferner die 
von der Gemeinde zu erhebenden Zuſchläge zur Grundſteuer 
ſelbſtändig zu berechnen. Er wirkte daher zur Erfüllung der der 
Gemeinde obliegenden Aufgaben in einer nicht untergeordneten 
Meile mit. Dabei kommt es weder darauf an, daß er nicht Be⸗ 
amter im ſtaatsrechtlichen Sinne war, noch darauf, daß ihm 
gewiſſe Rechte, z. B. das der Stundungsgewährung nicht zuſtan⸗ 
den. Er war, wie das LG. hervorhebt, der Kaſſenverwalter, als 
welcher er auch von der Aufſichtsbehörde angeſehen wurde. Es 
iſt daher davon auszugehen, daß er durch einen öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Akt, der einer beſonderen Verlautbarung nicht bedurfte, 
zu Dienſtverrichtungen berufen war, die aus der Staatsgewalt 
abgeleitet werden und ſtaatlichen Zwecken dienen (RGSt. 60, 
139; 67, 299). Strafrechtlich iſt er deshalb als Beamter zu be⸗ 
trachten. Daß er nicht der Gemeinde, ſondern nur dem Bür⸗ 
germeiſter gegenüber verantwortlich geweſen ſein ſollte, ſpielt 
keine ausſchlaggebende Rolle. Die Verurteilung aus $8 350 und 
351 StGB. iſt zu Recht erfolgt. 

Dagegen hat die StrK. überſehen, daß fi der Angekl. durch 
die Amtsunterſchlagung zugleich auch gegen § 266 StGB. n. F. 
vergangen hat. Zur Begründung genügt die Bezugnahme auf 
RGSt. 69, 333. Dieſe fortgeſetzte Untreue trifft nach den Ur⸗ 
teilsdarlegungen mit der fortgeſetzten Amtsunterſchlagung tat⸗ 
einheitlich zuſammen. Die Strafe wäre daher dem § 266 StGB. 
zu entnehmen geweſen (JW. 1936, 457 e m. Anm. = RSt. 
69, 340), wobei auch auf eine Geldſtrafe hätte erkannt werden 
müſſen. 


Dementſprechend war der Schuldſpruch von hier aus zu 
berichtigen, eine Maßnahme, der die Vorſchrift des § 265 Abſ. 1 
StPO. nicht entgegenſteht, da ſich nach den gegebenen Umſtän⸗ 
den der Angekl. auch nach einem Hinweis auf die Veränderung 
des rechtlichen Geſichtspunktes nicht anders, als geſchehen, hätte 
verteidigen können. 


(RG., 3. StrSen. v. 28. Jan. 1937, 3 D 1057/36.) 


Deviſenverordnung und Volksverratsgeſetz 


25. § 18 Nr. 6 Dev VO. v. 1. Aug. 1931; § 8 Volks ⸗ 
verrG. Zwiſchen der Verletzung der deviſen⸗ 
rechtlichen Anbietungspflicht und der Nicht⸗ 
erfüllung der Anzeigepflicht nach dem Volks 
verrG. beſteht nicht Tateinheit, ſondern Tat⸗ 
mehrheit. 


Wie das Urteil feſtſtellt, hat der Angekl. dadurch, daß er 
ſein etwa Ende Oktober 1931 begründetes und jetzt noch be- 
ſtehendes Guthaben von 13 000 holländiſchen Gulden bei der 
Bauernſparkaſſe in W. in Holland der Deutſchen Reichsbank 
nicht zum Kauf anbot und auch nicht gemäß dem VolksverrG. 
innerhalb der vom StAnpG. bis zum 31. Dez. 1934 verlängerten 
Friſt dem Fin A. anzeigte, ſowohl gegen Art. 1 §§ 1, 3 der 
6. DurchfVO. v. 2. Okt. 1931 und $ 18 Nr. 6 VO. über die De- 
viſenbewirtſchaftung v. 1. Aug. 1931 verſtoßen, als auch die 88 1, 
3, 6, 8 Abf. 3 Vollsverr®. v. 12. Juni 1933 (RGBl. I, 360) 
verletzt. Inſoweit ergeben ſich gegen das angefochtene Urteil 
keine rechtlichen Bedenken. Zu beanſtanden iſt aber die An- 
nahme des LG., daß zwiſchen den genannten Vergehen Tatein⸗ 
heit beſtehe. Wie das Urteil ausführt, iſt der Angekl. dadurch, 
daß er ſein Guthaben nicht der Reichsbank anbot, „zugleich ge⸗ 
halten geweſen, es dem Fin A. nicht anzubieten“. Was die Strät. 


hiermit meint, iſt nicht völlig klar. Wenn der Sinn der iſt, daß 
die Anzeige des Guthabens auf Grund des VolksverrG. auf 
eine Selbſtanzeige wegen des im Jahre 1931 begangenen Ver⸗ 
gehens gegen § 18 Nr. 6 DevVO. v. 1. Aug. 1931 hinausgelaufen 
wäre, und eine ſolche Selbſtbezichtigung dem Angekl. nicht zu⸗ 
gemutet werden könne, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß ein 
Rechtsgrundſatz in dieſer Allgemeinheit nicht beſteht. Hierzu darf 
verwieſen werden auf RGSt. 68, 286 ff. = JW. 1934, 2921 5. 
Dort handelte es ſich zwar um die Frage, inwieweit jemand, der 
ſich einer Zuwiderhandlung gegen Beſtimmungen einer DevVO. 
ſchuldig gemacht habe, eine auf Grund einer anderen geſetzlichen 
Vorſchrift erforderte Auskunft verweigern dürfe. Die in dieſem 
Zuſammenhang entwickelten Geſichtspunkte treffen aber entſpre⸗ 
chend auch auf den hier zu entſcheidenden Fall zu. Im übrigen 
hat das VolksverrG. im § 7 bei Erfüllung der Anzeigepflicht 
Straffreiheit für Deviſenzuwiderhandlungen hinſichtlich der an⸗ 
gezeigten Werte zugeſichert und damit der Annahme, daß 
frühere Deviſenzuwiderhandlungen einen Grund abgeben kön⸗ 
nen, die Anzeige von Deviſenbeſitz gemäß dem Volfsverr®. zu 
unterlaſſen, den Boden entzogen. Es liegt hier auch kein Fall 
von Geſetzeseinheit vor, wie die Rſpr. ſie z. B. angenommen hat, 
wenn die von einer DevVO. mit Strafe bedrohte Handlung ſich 
nur als Vorſtufe eines in einem ſpäteren Geſetz aufgeſtellten 
Straftatbeſtandes darſtellt (zu vgl. u. a. RGSt. 68, 315 [319 = 
JW. 1934, 3059 1% und 3286 2). 

Endlich kommt auch ein Fortſetzungszuſammenhang zwi⸗ 
ſchen der im Oftober1931 — Ablauf der dreitägigen Anbietungs⸗ 
friſt nach Art. 1 §§ 1, 3 Ab. 1 der 6. DurchfVO. — begangenen 
Deviſenzuwiderhandlung und dem mit Ablauf des 31. Dez. 1934 
verübten Vergehen gegen das VolksverrG. nicht in Frage. Das 
iſt jedenfalls deshalb ausgeſchloſſen, weil zu der Zeit, als der 
Angekl. der DevVO. zuwiderhandelte, das VolksverrG. noch 
nicht erlaſſen war und es ſich bei beiden Geſetzen um verſchie⸗ 
denartige Straftatbeſtände handelte. Wollte die DevVO. den 
Deviſenzugang laufend erfaſſen und durch die Anbietungspflicht 
erzwingen, fo verfolgte andererſeits das VolksverrG. mit der 
Verpflichtung zur Anzeige noch andere umfaſſendere, insbeſ. 
auch ſteuerliche Zwecke. In tatſächlicher Beziehung würde neben⸗ 
bei die Annahme eines Geſamtvorſatzes auf das Bedenken 
ſtoßen, daß die im VolksverrG. zugeſicherte Straffreihheit für 
frühere Deviſenzuwiderhandlungen den Täter vor eine neue 
Lage ſtellte und von ihm eine neue Entſchließung verlangte. 
Hiernach war die Sache zu neuer Straffeſtſetzung hinſichtlich des 
erörterten Vergehens an die Vorinſt. zurückzuverweiſen. 

(RG., 5. StrSen. v. 19. Nov. 1936; 5 D 591/36.) 


Rennwettgeſetz 


* 26. 58 2, 6, 7 Rennwett G. Gewerbsmäßiges 
Schleppen. Gewerbsmäßiges Handeln von 
Hilfsperſonen für zugelaſſene Buchmacher. 

Das gewerbsmäßige Abſchließen oder Vermitteln von Renn⸗ 
wetten bedarf nach § 2 Abſ. 1 der Erlaubnis, die für die Perſon 
des Gewerbetreibenden — vom Geſetz Buchmacher genannt — 
erteilt wird. Wer ſich ohne Erlaubnis gewerbsmäßig als Buch⸗ 
macher betätigt, wird nach § 5 beſtraft. Das nicht gewerbsmäßige 
Buchmachen iſt nicht verboten, alſo auch nicht ſtrafbar. 

Auch der zugelaſſene Buchmacher iſt in ſeinem Gewerbe 
nicht frei. Gebunden iſt er zunächſt für ſeine Buchmachertätig⸗ 
keit — ſelbſtverſtändlich auch für diejenige, die er durch Hilfs⸗ 
perſonen ausüben läßt — an eine beſtimmte Örtlichkeit, und 
zwar an diejenige, für die ihm wie ſeinem Gewerbe ſelbſt die 
Erlaubnis erteilt worden iſt (§S 2 Abſ. 2 Satz 1 des Geſetzes). 
Schließt er Wetten ab oder vermittelt er ſie außerhalb dieſer 
Ortlichkeit oder nimmt er anderswo auch nur Angebote dazu 
entgegen, fo verfällt er der Strafe nach 87. 

Gebunden iſt der zugelaſſene Buchmacher — ebenfalls nach 
82 Abſ. 2 Satz 1 — ferner an beſtimmte Hilfsperſonen: nur ſol⸗ 
cher Perſonen darf er ſich zum Abſchluß oder zur Vermittlung 
von Wetten oder zur Entgegennahme von Angeboten bedienen, 
die in einer ihm erteilten Erlaubnis bezeichnet worden ſind. 
Auch dieſe Hilfsperſonen müſſen ſich an die genehmigte Ortlich⸗ 
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keit halten. Weichen fie hiervon ab, fo gilt auch gegen fie die 
Strafdrohung des 8 7. 

Außer den eigentlichen Buchmachern, d. h. denjenigen, die 
ſelbſt Wetten abſchließen oder vermitteln, gibt es noch Per 
ſonen, die ſich darauf beſchränken, zum Abſchluß oder zur Ver 
mittlung von Wetten aufzufordern oder ſich zu erbieten 00° 
Angebote zum Abſchluß oder zur Vermittelung von Wetten ent. 
gegenzunehmen, die ſog. Schlepper. Für Schlepper iſt im cz 
jet keine Erlaubnis vorgeſehen. Andererſeits iſt ihre Tätigkel 
auch nicht ſchlechthin unterſagt. Das Schleppen darf nur ni 
gewerbsmäßig betrieben werden; der gewerbsmäßige Schlepper 
wird nach 8 6 beſtraft. Mn 

Das nichtgewerbsmäßige Buchmachen oder Schleppen if 
demnach nicht ſchon als ſolches ſtrafbar. Wer nicht gewerbsmäßtg 
handelt, kann nach dem RennwG. im allgemeinen nicht als 
Selbſttäter ſtrafbar ſein, ſondern höchſtens als Gehilfe eine 
anderen zu deſſen gewerbsmäßiger Tätigkeit. Eine Ausnahme 
hiervon ergibt ſich nur aus § 7: die Hilfsperſon eines zugelal 
jenen Buchmachers, die ſich über die Beſchränkung auf gene 
migte Ortlichkeiten hinwegſetzt, wird ſchon deswegen als Tat t 
beſtraft, alfo auch dann, wenn fie nicht gewerbsmäßig handel! 
Dabei iſt jedoch zu beachten, daß ſich §7 ebenſo wie nur gegen 
zugelaſſene Buchmacher auch nur gegen zugelaſſene Hilfsperſone 
richtet. Das ſtellt das innere Band, das offenbar zwiſchen den 
$2 und dem 87 beſteht, außer allen Zweifeln. Es würde 
ſonſt die Hilfsperſon ſchlechter geſtellt ſein, als der Buchmacher 
ſelbſt, der ohne Zulaſſung nur bei gewerbsmäßigem Handeln 
langt werden kann. 2 

Denkbar iſt es jedoch, daß eine Hilfsperſon zwar als ſolche 
für den Buchmacher, daneben aber auch für ſich ſelbſt, und zwar 
gewerbsmäßig, handelt. Dann unterliegt fie der Strafe nach 8 
gleichviel ob ſie zugelaſſen iſt oder nicht, ob ſie die zugelaſſen, 
Ortlichkeit eingehalten hat oder nicht. Verſtöße gegen 86 1 
§7 können hiernach in derſelben Perſon bei demſelben Tun zu 
ſammentreffen.. 7 

Nach dieſen Ausführungen kann die Beſtrafung der beiden 
Angekl. oder eines von ihnen nur in Frage kommen, wenn en l 
weder D. gewerbsmäßig gehandelt hat oder wenn er eine Hilfe 
perſon des T. geweſen iſt. 85 

Das LG. hat die Gewerbsmäßigkeit bei D. verneint. “ 
ſieht den Beweis nicht als erbracht an, daß er den Willen 905 
habt hätte, eine fortgeſetzte, auf Erwerb gerichtete Tätigkeit a m 
zuüben. Ein ſolcher Wille wäre allerdings rechtlich erheblich 
und würde zur Feſtſtellung der Gewerbsmäßigkeit führen m 
fen. Es iſt auch nicht erſichtlich, daß D. die Wettvermittlung 
übernommen hätte, um neue Kundſchaft zu erwerben oder Er, 
beſſere Geſchäfte zu machen. In dieſem Falle könnte gewerd 
mäßiges Handeln bei D. gegeben fein (vgl. u. a. die Entſch. f. 
§1 Gaftjtätt®., mitgeteilt in dem Erläuterungsbuch zu den 1285 
rechtlichen Nebengeſetzen von Stenglein, Bd. 2 S. 1 er 
Anm. 4; ferner RGuUrt. v. 16. Nov. 1923, 1 D 889/23). 2 
ſolchen Annahme widerſpricht aber ſchon die vom LG. offe 1. 
bar für wahr gehaltene Ausſage eines Zeugen, daß D. geleg® 
lich Wettluftigen vom Wetten abgeraten habe. Da auch n. 5 
erſichtlich iſt, daß bisher behauptet worden wäre, D. habe 
auf die Förderung ſeines Geſchäftsbetriebes abgeſehen geha 75 
ſo kann ein Rechtsfehler auch nicht daraus hergeleitet werde ; 
daß das Urteil eine ſolche Möglichkeit nicht ausdrücklich au 
geſchloſſen hat. 2 

Es bleibt alfo nur noch die andere der beiden oben an 
geworfenen Fragen zu erörtern. , im 

T. hat ſeine Geſchäftsſtätten in F. Nur für dieſe if Yen 
das Abſchließen, Entgegennehmen und Vermitteln von “ len, 
erlaubt (58 2, 7 Renuw®.). Die Frage iſt alſo dahin zu ſte gi 
ob T. dies durch D. als feine Hilfsperſon auch in K. getan \ x 
Die Frage kann grundſätzlich nur der Tatrichter entſcheiden. 15 
LG. hat ſich mit ihr in dieſer Form nicht ausdrücklich aus der 
andergeſetzt. Es ſtellt nur, und dies einwandfrei, feſt, daß n 
Abſchluß der Wetten nach fernmündlicher Übermittlung der abe 
gebote in den Geſchäftsräumen des T. in F. erfolgt iſt. D. eh 
einen ſolchen Abſchluß nicht vorgenommen, ſondern ſich leb . 
lich zur Vermittlung von Wetten erboten oder Angebote ar 
Abſchluſſe folder Wetten entgegengenommen und dann an 
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nach F. weitergeleitet. Wenn das Urteil hier vom Sicherbieten 
und vom Entgegennehmen von Angeboten ſpricht, ſo iſt der Sinn 
eſer Worte aus dem Urteilszuſammenhang heraus zu verſtehen. 
Daraus ergibt ſich, daß ſich D. nach der Meinung des LG. 
leinen Kunden gegenüber zur Wettvermittlung erboten und 
nur ihre Angebote angenommen hat. Die Kunden haben ſich 
zunächſt an D. gewendet und nur, um ihnen noch weiter ent⸗ 
gegenzukommen, iſt D. auf die Vorſchläge des T. eingegangen. 
sc pet nur ſo gehandelt, um ſich den Kunden, die in ſein Ge⸗ 
ſchäft kamen, gefällig zu erzeigen; die von T. nachträglich ge⸗ 
währten und vorher nicht vereinbarten, im übrigen geringfügi⸗ 
1 Trinkgelder wären für ſein Handeln in keiner Weiſe be⸗ 
immend geweſen. Danach iſt das LG. offenſichtlich davon aus⸗ 
gegangen, daß D. ſeine Selbſtändigkeit gegenüber T. vollkom⸗ 
Ne gewahrt und nur im Intereſſe feiner Kunden gehan⸗ 
elt hat. 
Es hat demnach keiner der beiden Angekl. eine ſtrafbare 
dandlung mit Täterwillen begangen; es kann dann auch nicht 
die Beſtrafung eines der Angekl. wegen Teilnahme an einer 
olchen Handlung des anderen in Betracht kommen. Es beſteht 
aber Veranlaſſung ausdrücklich darauf hinzuweiſen, daß die Be 
ſtrafung des D. und des T. in dem hier erörterten Falle nur 
der beſonderen tatſächlichen Umſtände wegen nicht erfolgen kann 
s daß bei anderer Geſtaltung des Falles die Möglichkeit einer 
eſtrafung gegeben, eine ſolche ſogar zur Bekämpfung der Um⸗ 
gehung des Geſetzes dringend geboten ſein kann. 

(RG., 1. StrSen. v. 15. Dez. 1936, 1 D 5/36.) 
(SSt. 70,394.) 


Strafprozeßordnung 


555 27. 88 60, 61 StPO. Es iſt nach den Vorſchrif⸗ 
en über das Strafverfahren nicht zuläſſig, 
ie Beeidigung eines Zeugen deswegen ab- 
zulehnen, weil er an der Sache „intereſſiert“ 
N Diefer Grund reicht auch bei Bezug- 
z me auf die 88 60 Ziff. 3 und 61 Ziff. 5 St⸗ 


PD, nicht aus, die Nichtvereidigung zu recht 


fertigen. 
(RG,., 4. StrSen. v. 19. Jan. 1937, 4 D 977/86.) 
+ 


# 28. 8 245 St PO. Zeugenbeweis. Charalter- 

Rgenſchaften eines Menſchen ſowie auch ſein 

ar 1 Gegenſtand des Zeugenbeweiſes 
n. f) 


5 Das LG. hat die Ladung von Zeugen abgelehnt mit der 
0 egründung, daß in das Wiſſen dieſer Zeugen keine Tatſachen 
seiteitt ſeien und infolgedeſſen die Beweiserhebung unzuläſſig 
nd bedeutungslos ſei. 

Abi Mit Recht rügt die Rev., daß hierdurch gegen § 245 

. 2 StPO, verſtoßen ſei (8 338° StPO.). 

Die Zeugen, die als Leumundszeugen bezeichnet ſind, ſoll⸗ 
bekunden, daß fie den Angekl. ſeit vielen Jahren kennten 
ih unzählige Male im öffentlichen und privaten Leben mit 


ing rer feien, daß er von gutem Charakter, 
e 


ten 


ein ehrlicher, ehrenhafter und zuverläſſiger Menſch ſei. 
5 geht über ein bloßes Werturteil hinaus, von dem man 
oe ſprechen könnte, wenn die Zeugen nur hätten bekunden 
Allen, daß fie ihm das ihm zur Laſt gelegte Verbrechen nicht 
zutrauen. Jedenfalls war der erkennbare Sinn, daß die Zeu⸗ 
950 Tatſachen anführen würden, die zu einer günſtigen Beurtei⸗ 
105 des Angekl. berechtigen (vgl. RGUrt. v. 31. Jau. 1936, 
Me 1009/35 JW. 1936, 1381 20). Charaktereigenſchaften eines 


Wenſchen ſowie auch ſein Ruf können Gegenſtand des Zeugen- / 


deweiſes fein (GoldtArch. 73, 110; RGSt. 57, 412). 

ne Die Beweiserhebung wäre aber auch nicht, wie der ableh⸗ 
di nde Beſchluß jagt, unzuläſſig und bedeutungslos, ſelbſt wenn 
G Zeugen lediglich als Leumundszeugen benannt worden wären 


nc St. 57, 412; RGUrt. v. 26. Aug. 1929, 2 D 954/29 = JW. 
4030, 760). 


Die Entſch. kann auch, gerade bei der Beſonderheit des 
vorl. Falles, auf der Ablehnung des Beweisantrages beruhen. 
Es iſt die Möglichkeit nicht auszuſchließen, daß das Gericht bei 
Beſtätigung des unter Beweis Geſtellten zunächſt der den Angekl. 
belaſtenden Bekundung des G. keine ausſchlaggebende Bedeu⸗ 
tung beigemeſſen hätte, und dann weiter auch zu einer anderen 
dem Angekl. günſtigeren Bewertung der Bezichtigung durch 
den Mitangeklagten T. gelangt wäre. Schon dieſer Rechtsfehler 
nötigte zur Aufhebung des Urteils. 

(RG., 5. Str Sen. v. 7. Dez. 1936, 5 D 810/36.) 


Bemerkung: Vgl. den Aufſatz des RA. Dr. Rilk, 
„Der Beweisantrag auf Vernehmung von Leumundszeugen vom 
Standpunkt der heutigen Aufgaben des Strafverteidigers“, in 
dieſem Heft S. 713. D. S. 

x 


29. 8 245 A b ſ. 2 StPO. Der Ehegatte einer 
Angekl. kann nicht nur wegen dieſer Eigen⸗ 
ſchaft als völlig ungeeignetes Beweismit⸗ 
tel erachtet werden; es müſſen noch beſon⸗ 
dere Umſtände des Einzelfalles hinzutreten, 
um eine ſolche Beurteilung zu rechtfertigen 
(RG St. 63, 329, 332); ſolche Umſtände müſſen in 
der Begründung des ablehnenden Beſchluſ⸗ 
ſes angegeben werden. 

(RG., 1. StrSen. v. 12. Jan. 1937, 1 D 1049/6.) 
* 


30. 8245 Abf. 2 n. F. St PO. Begriff des „un⸗ 
geeigneten Beweis mittels“. 

Ungeeignet als Beweismittel kann ein Zeuge nur aus 
ſolchen Gründen ſein, die unabhängig von der Be⸗ 
weisfrage lediglich in ſeiner Perſon liegen, nicht 
aber deshalb, weil das Gericht ſeiner Ausſage nur deswegen 
keine Beweiskraft zuerkennen würde, weil die bisherige Beweis⸗ 
aufnahme ſchon das Gegenteil der durch ihn zu beweiſenden 
Tatſache ergeben habe. 

(RG., 4. StrSen. v. 5. Jan. 1937, 4 D 947/36.) 
* 


31. § 267 StPO. Bei einer ausſchließlich 
mittelbaren Beweisführung müſſen in der 
Regel ebenſo wie die feſtgeſtellten belaſten⸗ 
den Umſtände auch feſtgeſtellte entlaſtende Um⸗ 
ſtände vom Tatrichter ausdrücklich gewürdigt 
werden. Das völlige Schweigen über feſtſtehende 
Entlaſtungsumſtände würde einen Mangel dar⸗ 
ſtellen. 

(1. Sen. v. 1. Dez. 1936; 1 D 854/36.) 
* 

32. SS 464, 465 St PO. Wenn das Hauptver⸗ 
fahren wegen einer fortgeſetzten Tat eröff⸗ 
net iſt und das erkennende Gericht den An- 
gekl. wegen einer ſolchen verurteilt, dabei 
aber einzelne Teilhandlungen als nicht nach ⸗ 
weisbar oder als nicht ſtrafbar ausſcheidet, 
ſo iſt der Angekl. inſoweit nicht freizuſpre⸗ 
chen. Bleibt jedoch nur eine ſtrafbare Ein⸗ 
zelhandlung übrig oder nimmt das Gericht 
zwiſchen mehreren übrigbleibenden Teil⸗ 
handlungen Tatmehrheit an, ſo muß der An⸗ 
gekl. hinſichtlich der ausgeſchiedenen Fälle 
freigeſprochen werden. Dies hat zur Folge, 
daß der Angekl. von den beſonderen Koſten, 
die durch die Verhandlung dieſer Fälle ent⸗ 
ſtanden find, freigeſtellt werden muß G 465 
Abſ. 1 StPO. n. F.). Die Beſtimmungen der 
§§ 465 ff. St PO. find — anders als der nur eine 
Formvorſchrift enthaltende 8 164 — ſachlich⸗ 
rechtlicher Natur, da ſie die Verpflichtung 
zur Tragung der Koſten und zur Erſtattung 
von Auslagen regeln. 

(RG., 3. StrSen. v. 18. Jan. 1937, 3 D 988/36.) 
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Blutſchutzgeſetz 

33. Die Begriffe des Haushalts und der 
Hausgemeinſchaft i. S. der SS 3 und 5 Abi. 3 
Blutſchutz G. und des § 12 der 1. Aus f VO. hierzu. 

Die Angekl. — Jüdin — beſchäftigt in ihrem Haushalt 
die 22jährige Zäzilie L., eine deutſche Staatsangehörige ariſcher 
Abſtammung, als Hausgehilfin. Seit dem 16. März 1936 hat 
ſie ein möbliertes Zimmer ihrer Fünfzimmer⸗Wohnung an den 
20jährigen Kaufmann Karl N. — einen Juden — vermietet, 
wobei ſie ihm die für Untermieter übliche Bedienung zukom⸗ 
men läßt. Die Bedienung beſorgt die Hausgehilfin L., die ins⸗ 
beſ. auch täglich das Frühſtück dem N. ins Zimmer bringt. 

Der Erſtrichter gelangte aus dieſer Feſtſtellung zu der 
Auffaſſung, daß zufolge dieſes Untermietverhältniſſes der Haus⸗ 
halt als jüdiſch i. S. des § 3 Blutſchutzch. anzuſehen ſei, da der 
Hausgemeinſchaft ein jüdiſcher Mann angehöre, und 
daß es nicht entſcheidend ſei, ob dieſer Mann über die Zu⸗ 
gehörigkeit zur Hausgemeinſchaft hinaus auch Familienanſchluß 
habe und etwa außer dem Frühſtück noch weitere Verpflegung 
beziehe oder nicht. Der Erſtrichter erachtet darum für die Dauer 
dieſes Untermieterverhältniſſes die Beſchäftigung der L. im 
Haushalt der Angekl. gemäß SS 3, 5 Abſ. 3 Blutſchutzcd. und 
§ 12 Abſ. 1 und 2 der 1. AusfVO. als unzuläſſig und ſtrafbar. 

Dieſe Annahme iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Insbeſ. 
find die Rechtsbegriffe jüdiſcher Haushalt und Haus- 
gemeinſchaft nicht verkannt. 

1. Nicht zutreffend iſt allerdings die Auffaſſung des Erſt⸗ 
richters, es gehe aus dem Vorſpruch des Blutſchutzch. hervor, 
daß im Geſetz eine zuverläſſige, wirkſame Waffe gegen jede 
Möglichkeit einer Raſſenvermiſchung zu erblicken ſei und dem⸗ 
gemäß 5 3 des Geſetzes jede raſſiſche Gefährdung ausſchließen 
wolle. Der Geſetzgeber hat vielmehr nur ganz beſtimmte 
Möglichkeiten des Verkehrs unter Strafe geſtellt; er hat das 
Verbot bewußt beſchränkt auf beſtimmte Formen des 
Verkehrs. So iſt z. B. die Beſchäftigung von weiblichen Per⸗ 
ſonen nur in dem jüdiſchen Haushalt verboten, nicht auch 
die Beſchäftigung im Gewerbebetrieb, obwohl hier die Gefahr 
eines geſchlechtlichen Verkehrs ebenfalls naheliegen kann. Der 
jüdiſche Inhaber einer Penſion, in welcher Unterkunft und 
Verpflegung gewährt wird, darf im gewerblichen Verpflegungs⸗ 
betrieb (Gewährung von Mittag⸗ und Abendtiſch) deutſche 
Mädchen ariſcher Abkunft beſchäftigen, ſofern eine ſtrenge Tren⸗ 
nung zwiſchen dem Privathaushalt und dem Verpflegungsbe⸗ 
trieb durchführbar iſt und durchgeführt wird (vgl. DJ. 1936, 
1732). Daher iſt eine entſprechende Ausdehnung der 
Vorſchriften nicht zuläſſig. So auch die herrſchende Meinung 
des Schrifttums. 

2. Ob ein jüdiſcher Mann als zur Hausgemeinſchaft i. S. 
des 8 12 Abf. 1 der 1. AusfVO. zum Blutſchutzc. gehörig an⸗ 
zuſehen iſt, wird jeweils nach der Lage des einzelnen Falles zu 
entſcheiden ſein. Für ſichallein kann darum weder das Maß 
der gewährten Bedienung noch der Zweck und die Dauer des 
Aufenthaltes (3. B. bei einem Beſuch) noch der ſtändige oder 
unſtändige Bezug der Verpflegung noch das Vorhandenſein 
oder Fehlen eines Familienanſchluſſes ausſchlaggebend fein. 
Die Zugehörigkeit zur Hausgemeinſchaft wird vielmehr immer 
nur nach der Geſamtheit der Umſtände beurteilt werden 
können. 

Willkürlich und durch den Wortlaut und Zweck des Ge- 
ſetzes keineswegs geboten iſt es, wenn die Begriffe Haushalt 
und Hausgemeinſchaft auf den engeren Begriff der Fami⸗ 
Jiengemeinſchaft eingeſchränkt werden und dieſe nur 
dann als beſtehend angenommen wird, wenn der jüdiſche Mie⸗ 
ter wenigſtens eine Mahlzeit in der Familie des Vermieters 
einnimmt oder ſonſt am Familienleben des Vermieters teil⸗ 
nimmt. Eine ſolche Einſchränkung des Begriffs Hausgemein⸗ 
ſchaft würde, wie der Erſtrichter zutreffend ausgeführt hat, der 
Geſetzesumgehung Tür und Tor öffnen. Nach dem Wortlaut, 


Sinn und Zweck des Geſetzes und der AusfVO. ift dieſe Unter 
ſcheidung nicht berechtigt. Es iſt nicht von Familienge⸗ 
meinſchaft, ſondern von Hausgemeinſchaft u 0 
Haushalt die Rede. Die Begriffe Hausgemeinſchaft ur 
Familiengemeinſchaft decken ſich nicht; Hausgemeinſchaft gez 
weiter als Familiengemeinſchaft. Hausgemeinſchaft iſt ſchon Bi 
Zugehörigkeit zu demſelben Hausweſen, zu derſelben Wohnge 
meinſchaft. Die Entſch. kann mithin nicht darauf abgeſtellt WER 
den, ob der Mieter das Frühſtück in feinem Zimmer oder 5 
den Wohnräumen des Vermieters gemeinſam mit diejem ode 
deſſen Familie einnimmt. FR. 
Die Bemerkung in Nr. 11 zu § 3 Blutidug®. im Erläu⸗ 
terungsbuch von Löſener⸗Knoſt beſagt nur, daß ein jüd 
ſcher Untermieter nicht unter allen Umſtänden der Hausge⸗ 
meinſchaft angehören muß, daß dies aber dann z w eifel ME 
der Fall ift, wenn er über das Untermietverhältnis hinaus an 
Familienleben des Vermieters teilnimmt. Zu weit geht = 
Bem. 7 zu $ 3 des Geſetzes im Erläuterungsbuch Stu dart 
Globke, wenn dort die Zugehörigkeit zur Hausgemeinſchaf 
vom Beſtehen des Familienanſchluſſes abhängig gemacht W 
Es wird dort auch gejagt: Beſuch gehört regelmäßig Mich 
der Hausgemeinſchaft an; aber gerade beim Beſuch werden on 
Familienbeziehungen, die von ſelbſt Familienanſchluß zur 8 
haben, beſtehen. Auch die Ausführungen von Gerber übe 
die „Beſchäftigung deutſchblütiger Hausgehilfinnen in jüdisch. 
Haushalten“ im RVerwBl. 57 Nr. 25 vb. 20. Juni 1936 ſprecher 
nur davon, daß der Untermieter in der Regel nicht zu 
Hausgemeinſchaft gehört. Aus den weiteren Ausführungen a. 
d. O. ergibt ſich aber, daß im einzelnen Fall eben doch die Ge 
ſamtheit der Umſtände als maßgebend anzuſehen iſt. Ein wen 
terer Auffag im RVerw gl 57, Nr. 6 v. 8 Febr. 1936 (8,117 
118) rechnet jüdiſche Untermieter ohne weiteres als zur Haus 
gemeinſchaft des Vermieters gehörig. ** 
Prüft man danach die Feſtſtellungen des Erſtrichters, 1 
iſt ihnen der äußere und der innere Tatbeſtand des der Angel 
zur Laſt gelegten Vergehens gegen das BlutſchutzG. ausreichen 
und bedenkenfrei zu entnehmen. Es handelt ſich um einen fe! 
nen Haushalt mit einer engen Wohngemeinſchaft, innerhal 
deren ein näherer Verkehr aller Wohnungsinſaſſen mit = 
deutſchen ariſchen Hausgehilfin und eine gewiſſe perſönlich 
Abhängigkeit der Hausgehilfin von dem Mieter ſtattfinden kan, 
und ſtattfindet. Dieſer Verkehr legt die Gefahr einer Rat“ 
vermiſchung beſonders nahe. e 
Anders wäre die Sachlage zu beurteilen bei einem größe 
ren Zimmervermietungs⸗ oder Penſions- oder gar einem Ga 8 
wirtſchaftsbetrieb, wo keine engere Gemeinſchaft, ſondern 15 
ein loſer Zuſammenhang zwiſchen den verſchiedenen Perſo 
beſteht, auch eine ſcharfe Trennung zwiſchen gewerblichem 
trieb und Privathaushalt möglich und durchführbar iſt. 
Angeſichts der beſonderen Umſtände dieſes Falles iſt jeden 
falls die Auffaſſung des Erſtrichters rechtlich nicht zu bean 
ſtanden. 9 
Eine irrige Auffaſſung der Angekl. über die Auslegut? 
des Begriffes Hausgemeinſchaft ift ein nicht beachtlicher Stra 
rechtsirrtum. 3 
Die auf Verletzung der angeführten Vorſchriften des Blu 
ſchutzG. und der 1. AusfVO. geſtützte Rev. der Angekl. erwelſ 
ſich ſonach als unbegründet. 


(OLG. München, 2. StrSen., Urt. v. 17. Dez. 1936, 2.8 
122/36.) 3 


Strafgeſetzbuch 


34. § 113 StGB.; § 15 A bſ. 1 Ziffb Bol Ver wo. 
v. 1. Juni 1931 (8 S. 77). Rechtmäßigkeitder Amts 
‚ausübung. 170 

Für die Frage, ob die Vorausſetzungen dafür gegeben 8 
eine Perſon in polizeiliche Verwahrung zu nehmen, iſt No⸗ 
pflichtmäßige Ermeſſen des mit der Angelegenheit befaßten de a 
lizeibeamten maßgebend. Dieſer Satz folgt aus der Natur 15 
Sache, namentlich der Notwendigkeit ſofortigen Eingreifen 
Außerdem iſt er im § 14 Pol Verw., deſſen allgemeine 1 
ſchriften auch im Bereiche des § 15 gelten, ausdrücklich ane 
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unn. Das bedeutet für die Frage der Rechtmäßigkeit der 
umtsausübung im Rahmen des § 113 StGB., daß, wenn der 
eamte ſein Ermeſſen pflichtgemäß unter Anwendung der ge- 
otenen Sorgfalt hat walten laſſen und ſein amtliches Handeln 
nach dem Ergebniſſe der pflichtgemäß angeſtellten Prüfung ein⸗ 
gerichtet hat, ſeine Amtshandlung als in rechtmäßiger Amts⸗ 
ausübung geſchehen angeſehen werden muß (vgl. LpzKomm. 11a 
ni $ 113). Ein Verſtoß gegen dieſe Rechtsauffaſſung iſt dem 
urteil nicht zu entnehmen. Die tatſächlichen Erwägungen des 
no gehen im weſentlichen dahin, der Gendarm habe auf 
3 0 beſtimmter Kenntniſſe (ähnliche frühere Vorkommniſſe, 
deerſtrafe wegen Meſſerſtecherei, Hilferuf des Schwiegervaters 
des Angekl.) und Wahrnehmungen (Angetrunkenheit des An- 
gekl. wüſtes Ausſehen der Wohnung, verſchüchtertes und ver- 
augſtigtes Weſen der Frau und Schwiegermutter) pflichtgemäß 
amit rechnen müſſen, daß der wieder einmal betrunkene An⸗ 
Belt, der zwar beim Eintreffen des Beamten gerade ruhig am 
„ide ſaß, aber vorher in der Wohnung getobt hatte, nach dem 
Seggauge des Beamten wieder zu toben beginnen und eine 
lagerei mit ſeinen Angehörigen herbeiführen werde. Wenn 
5 Gendarm bei dieſer Sachlage es für erforderlich hielt, ihn 
pl polizeiliche Verwahrung zu nehmen, jo iſt nicht erſichtlich, 
inwiefern er bei der Ausübung des Ermeſſens pflichtwidrig 
erfahren fein ſollte. Insbeſ. iſt das Erfordernis einer un⸗ 
mittelbar bevorſtehenden Gefahr gegeben. Auch dafür, daß 
90 ein gelinderes Abwehrmittel als ausreichend erkannt oder 
hatte erkennen müſſen, beſteht kein Anhalt. Schließlich iſt grund⸗ 
daelich in einer ſtrafbaren Handlung, wie ſie offenbar der Gen⸗ 
an befürchtet hat, eine Störung der öffentlichen Sicherheit 
1 Ordnung zu finden (OV. 84, 266). Seine Amtsausübung 
mäß; mithin rechtmäßig. Dabei kann die Frage, ob die Recht⸗ 
i äßigkeit auch aus $ 15 Abſ. 1 Ziff. a PolVerwG. folge, auf 
AN beruhen bleiben. Die von der Rev. herangezogenen Entſch. 
11 29, 199 und 40, 212 treffen den gegebenen Sachverhalt 
nicht: ſie verneinen die Rechtmäßigkeit aus einem andern, hier 
19 t in Betracht kommenden Grunde (Durchführung privat- 
echtlicher Anſprüche). 
(KG., 1. StrSen., Urt. v. 15. Jan. 1937, 1 88 321/36.) 
* 


5 35. 8292 StGB. Die unbefugte Zueignung 
ne auf einem öffentlichen Weg Eandſtraße) 
ſcherfahrenem Wild zur Nachtzeit iſt als 
ſowere Wilderei gen $ 22 Ab und 39 8 
Aeafbar. — Die Strafbeſtimmung des 860 Nr. 4 
Ausf O. z. RJag d. i Verb. m. 8 1 Abi. 3 
Ans f. z. RJagdG. findet inſoweit keine 

wendung. f) 


ei Nach der Annahme des BG. haben die beiden Angekl. ſich 
men Rehbock unter Verletzung fremden Jagdrechts dadurch zu⸗ 
ſeeignet, daß ſie am Abend des 27. Febr. 1936 den Rehbock, 
zer gegen das von ihnen benutzte, beleuchtete Auto gerannt und 
80 urch getötet worden war, mitgenommen und ſich geteilt haben. 
Slernach Hat die Str. die Auwendbarkeit des $292 Ab. ! 
. bejaht, hingegen die Vorausſetzungen des Abſ. 2 ebenda 
5 halb nicht für gegeben erachtet, weil der Bock, deſſen Tötung 
erdings zur Schonzeit erfolgt ſei, doch nur durch einen ſolchen 
daß gang getötet ſei, der ein Jagdvergehen nicht darſtelle, und 
10 die Aneignung des verendeten Tieres nicht dadurch zu einem 
2 ſchwerten Delikt werde, daß damals gerade Schonzeit war. 
ie Rev. der StA. vertritt die Auffaſſung, die Zueignung des Reh⸗ 
DES habe bei Dunkelheit, alſo zur Nachtzeit, ſtattgefunden, und 
zwmgemäß käme jedenfalls unter dieſem Geſichtspunkt die An, 
Stcdbarkeit der ſtrafſchärfenden Vorſchrift des 8 292 Abſ. 2 
8700 doch in Frage, womit die im Urteil auf Grund des 
traffreihch. v. 23. April 1936 (RG Bl. I, 378) ausgeſprochene 
inſtellung des Verfahrens entfalle. 
Die Rev. führte zur Zurückverweiſung. 
Der Vorgang hat ſich am „Abend“ des 27. Febr. 1936, als 
auf luto beleuchtet war, ereignet. In dem Urteil iſt weiter 
x die bei der Polizei anonym erſtattete Anzeige Bezug ge⸗ 
27 amen, nach welcher das Reh in den ſpäten Abendstunden des 
„Febr. 1936 auf der Chauſſee überfahren, getötet und dann 


Rechtſprechung 


763 


mitgenommen worden iſt. Ganz abgeſehen davon, daß der 
Angekl. P. in den Hauptverhandlungen erſter und zweiter In⸗ 
ſtanz ausdrücklich von der „Dunkelheit“ geſprochen haben ſoll, 
bieten ſchon dieſe Tatſachen genügenden Anlaß zu einer Prü⸗ 
fung dahin, ob die Tat zur Nachtzeit i. S. des § 292 Abſ. 2 
SGB. begangen worden iſt. Denn die „Nachtzeit“ iſt die Zeit 
der nächtlichen Dunkelheit, die vom Ende der Abend- bis zum 
Beginne der Morgendämmerung reicht. Gerade dies iſt es, die 
dem zur Nachtzeit verübten Jagdfrevel einen gefährlichen Cha⸗ 
rakter gegenüber dem am hellen Tage ausgeführten verleiht und 
die eine Entdeckung der Tat erſchwert (RGSt. 7, 56; 15. 268 f.; 
Schwarz, StGB., 3. Aufl., Anm. 9 zu § 292 StGB.). Die 
nach § 292 StGB. zu ahndende Verletzung des Jagdrechts iſt 
jetzt ihrem Inhalte und ihrem Gegenſtande nach ausſchließlich 
durch das RJagdc. v. 3. Juli 1934 und feine AusfVO. vom 
27. März 1935 geregelt (Schwarz, Anm. 2 zu § 292 StGB.). 
Während der erſte Tatbeſtand des § 292 StGB. ſich auf 81 
Abſ. 1 RJagdG. bezieht, und lebendes jagdbares Wild (ſ. dazu 
82 RagdG.) betrifft, hat der zweite Tatbeſtand auf $1 Abi. 2 
RJagdG. Bezug und betrifft verendetes Wild, Fallwild, Ab⸗ 
wurfſtangen, ſowie die Eier jagdbaren Federwilds (vgl. Kohl⸗ 
rauſch, 32. Aufl., Anm. 2 zu § 292). Im Falle des Abſ. 2, der 
vorliegend in Betracht kommt, da das Reh nach der Urteils⸗ 
annahme durch Anrennen gegen den Kraftwagen getötet iſt, 
beſteht die Handlung — d. h. der Eingriff in das fremde Jagd⸗ 
recht — in der Zueignung des verendeten Wildes. Die Erſchwe⸗ 
rungsgründe des 8292 Abſ. 2 StGB. finden nun auf alle Fälle 
des Vergehens, alſo der Tatbeſtände des Abſ. 1 ebenda Anwen⸗ 
dung, ſofern ſie nicht nach der Natur der Sache und der Art 
der Verübung des Vergehens unanwendbar ſind. Wenn alſo 
die Angekl. das durch das Anfahren getötete Reh ſich danach 
angeeignet haben, ſo haben ſie zur Verletzung der der Hege und 
Erhaltung des Wildes dienenden Schonzeit (. 8 39 Ziff. 8 Ausf⸗ 
BO.) nichts beigetragen (vgl. RGSt. 15, 268 f.). Mithin hat 
das BG. dieſen erſchwerenden Umſtand mit Recht hier nicht für 
vorliegend erachtet. Anders verhält es ſich aber mit dem Er⸗ 
ſchwerungsgrund der Begehung der Tat „zur Nachtzeit“; denn 
die oben angeführten Gründe, die es gerechtfertigt erſcheinen 
ließen, ein zu dieſer Zeit verübtes Jagdvergehen mit höherer 
Strafe zu bedrohen — nämlich die größere Gefährlichkeit be⸗ 
ſonders gegenüber der Ausübung des Jagdſchutzes ſowie die 
Schwierigkeit der Entdeckung —, treffen bei der Aneignung von 
verendetem Wild in gleicher Weiſe zu wie bei einer i. S. des 
81 Abſ. 1 RIagdG. getätigten Verfolgung des Wildes durch 
Nachſtellen, Fangen oder Erlegen (vgl. RGSt. 15, 270). Dem⸗ 
gemäß bedurfte es einer Prüfung des Sachverhalts dahingehend, 
ob ein Jagdvergehen „zur Nachtzeit“ vorlag, wobei übrigens 
bemerkt ſei, daß die Aufzählung der beſonders ſchweren Fälle 
im 8 292 Abſ. 2 StGB. keine erſchöpfende ift, wie ſchon das Wort 
„insbeſondere“ ergibt. Nach der ſubjektiven Tatſeite muß der 
Vorſatz zunächſt im inneren Tatbeſtand des einfachen Jagd⸗ 
vergehens entſprechen, d. h. der Täter muß wiſſen, daß er in 
ein fremdes Jagdrecht eingreift und daß das Tier kein herren⸗ 
loſes jagdbares Wild iſt, wobei er ſich aber nicht darauf berufen 
kann, daß er die Aneignung von verendetem Wild nicht als 
Wilddieberei anſehe; ſodann muß die Kenntnis der Tatſache 
hinzukommen, welche die erſchwerenden Umſtände (§ 292 Abſ. 2 
StGB.) begründen (vgl. Schwarz a. a. O. Anm. 9 b). 


Verfehlt wäre es, zu meinen, die Vorſchrift des § 292 St⸗ 
GB. ſei nicht anwendbar, weil die Angekl. ſich den Rehbock auf 
einer Chauſſee zugeeignet haben. Das angefochtene Urteil be⸗ 
zeichnet den Tatort zwar nicht genauer, nach dem Inhalt der 
Urteilsgründe, zumal bei der Bezugnahme auf das oben er⸗ 
wähnte anonyme Schreiben und im Hinblick auf die entſpre⸗ 
chenden Feſtſtellungen im Urteil des AG., erſcheint es aber nahe⸗ 
liegend, daß der Ort der Begehung die Chauſſee war. Indes 
auch auf öffentlichen Wegen beſteht das Jagdrecht, und der Jagd⸗ 
ausübungsberechtigte kann die Jagd dort ausüben, indem er 
das Wild auf den Wegen verfolgt und einfängt (vgl. Scher⸗ 
ping⸗Vollbach, RJagdc., Neudamm 1935, S. 99, Erlau⸗ 
terungen unter 2). Das Verbot des 836 Abſ. 1 RJagdG., das 
gerade auch öffentliche Straßen im Auge hat, reicht nach ſei⸗ 
nem Sicherungszweck nur ſoweit, als die Jagdausübung mit 
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Rückſicht auf die Natur des Ortes zu einer Gefährdung von 
Menſchenleben oder einer Störung der öffentlichen Ruhe uſw. 
führen kann, wie das z. B. bei der Abgabe von Schüſſen der Fall 
iſt (. Mitzſchke⸗Schäfer, Komm. z. RJagdG., Berlin 
1935, S. 163, Anm. 1 zu § 36). Der in der Reviſionsbeantwor⸗ 
tung enthaltene Hinweis auf §6 Abſ. 2 und auf §7 RJagdG. 
geht fehl. Die Vorſchrift des § 6, die die „Bildung der Jagd⸗ 
bezirke“ zum Gegenſtande hat, ergibt für die Auffaſſung, daß 
die Chauſſee nicht zum Jagdbezirk gehöre, nichts, vielmehr beſagt 
ſie gerade, daß die dort genannten Geländeteile, alſo auch 
Wege, für ſich keinen Jagdbezirk bilden, wenn fie nach Um⸗ 
fang und Geſtalt für ſich allein eine ordnungsmäßige Jagd⸗ 
ausübung nicht geſtatten, und daß dieſe den Zuſammenhang 
eines Jagdbezirks nicht unterbrechen. Demgemäß be⸗ 
ſtimmt die Ausf O. zum 8 6 weiter, daß Waſſerläufe, Wege uſw., 
die nach Umfang und Geſtalt für ſich allein eine ordnungsmäßige 
Jagdausübung nicht geſtatten, benachbarten Jagd⸗ 
bezirken anzugliedern find. Der 86 Abf. 2 be⸗ 
trifft alſo allein die Frage, inwieweit jene Grundflächen für 
die Bildung ſelbſtändiger Jagdbezirke ausnahmsweiſe in Frage 
kommen (ſ. auch AusfVO. zu 8 6). Danach trifft auch die aus 
ST RJagdG. gezogene Folgerung, daß auf der Chauſſee die 
Jagd ruhe, nicht zu. Denn der 87 fieht ein Ruhen der Jagd nur 
auf Grundflächen vor, die zu keinem Jagdbezirk gehören, und 
auf befriedeten Bezirken (vgl. dazu übrigens RVerwBl. 1934, 
875 und 1016). Davon iſt hier nirgends die Rede. Im übrigen 
würde das Ruhen der Jagd im Hinblick auf das Jagdrecht des 
Eigentümers einem nach § 292 StGB. ſtrafbaren Eingriff eines 
Nichtberechtigten nicht entgegenſtehen ((. Mitzſchke-Schä⸗ 
fer, S. 34, Anm. 2 zu 8 7). Der 81 Abſ. 3 AusfVO., auf den 
ſchließlich noch verwieſen wird, legt lediglich dem Beſitzer oder 
Verwahrer von Wild die Verpflichtung auf, binnen 24 Stunden 
das Wild bei der Ortspolizeibehörde abzuliefern oder anzuzei⸗ 
gen. Dieſe Vorſchrift hat aber nach ihrem Zweck und Inhalt 
andere Fälle im Auge; ſie iſt nicht anwendbar, wenn — wie hier 
— durch die Wegnahme und Verteilung des Rehes eine Zu⸗ 
eignung des verendeten Wildes und damit eine Verletzung frem⸗ 
den Jagdrechts ſtattgefunden hat, die eben nach § 292 StGB. 
zu beurteilen iſt (j. dazu auch Mitzſchke⸗Schäfer S.8 
Anm. 7, insbeſ. unter c). 


Hiernach bedarf es einer erneuten Erörterung des Sach⸗ 
verhalts, namentlich auch unter dem Geſichtspunkt des Vorlie⸗ 
gens eines erſchwerenden Umſtandes nach 8292 Abſ. 2 StGB. 
Im letzteren Falle würde die Mindeſtſtrafe drei Monate Ge- 
fängnis betragen, womit die Anwendbarkeit des Straffreih®. v. 
23. April 1936 ausſcheiden würde. 


(KG., Urt. v. 4. Dez. 1936, 1 8s 284/36.) 


Anmerkung: Der Entſch. — die ſich mit der gegenwärtig 
häufiger vorkommenden Frage der ſog. „Autowilderei“ beſchäf 
tigt — iſt im Ergebnis und in der Begründung in vollem Um⸗ 
fange zuzuſtimmen. Grundſätzlich iſt noch auf folgendes hin⸗ 
zuweiſen: Der Fall wäre nicht anders zu beurteilen, wenn die 
Täter das Wild nicht ſelbſt überfahren, ſondern es bereits ver⸗ 
endet auf der Straße (zur Nachtzeit) aufgefunden und ſich zu⸗ 
geeignet hätten. Auch dann wäre die verſchärfte Strafvorſchrift 
des 8 292 Abſ. 2 NSGB. anzuwenden. Dasſelbe gilt für den 
Fall, daß jemand zur Nachtzeit vorſätzlich das in den Lichtkegel 
ſeines Kraftwagens geratende Wild zu Tode hetzt oder überfährt, 
ohne das Wildbret ſich zuzueignen. In einem ſolchen Falle 
würde weiterhin zu prüfen ſein, ob zugleich auch eine Beſtra⸗ 
fung auf Grund 89 Abſ. 1 TierfhugG. zu erfolgen hat und 
ob eine Einziehung des Kraftwagens gem. $ 40 RStGB. in 
Frage kommt. 

Die ſich aus der Faſſung des § 292 Abſ. 2 RStGB. er- 
gebenden Tatbeſtände der „beſonders ſchweren Fälle“ find außer⸗ 
ordentlich mannigfach. Sie hier aufzuzählen erübrigt ſich, nach⸗ 
dem vor kurzem MinR. Dr. Vollbach im Reichsforſtamt in 
„Deutſche Jagd“ Heft 30 v. 23. Okt. 1936, Umſchl. S. 702, hier⸗ 
zu eingehend Stellung genommen hat. 


LDir. Dr. Mitzſchke, Berlin. 


* 


36. s 30 gifs te 8. Prßeuerlöſchweſene 
v. 15. Dez 1933 (0 S. 484) nebft Aus fest v 2 Feb 
1934; Min pol BO. v. 1. Nov. 1934 über Pflicht, 
feuerwehren (GS. 436). Die Verſäumnis dae 
der Feuerlöſchpflicht entſpringenden Dieu 
pflichten, wozu auch die Teilnahme an Übul 
gen der Pflichtfeuerwehrmänner gehört, 55 
aus $ 368 Ziff. 8 StG. ſtrafbar, ſofern 1 
Säumnis auf einem — vom Strafrichter fe 
zuſtellenden — Verſchulden beruht. 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 11. Dez. 1936, 1 Ss 291/36.) 
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37. 88 6, 25, 36 RStraß Verto. Strafbarkeit 
eines Kraftradfahrers wegen Moto enli 

Feſtgeſtelltermaßen hat der Angekl. durch übermäßige 
den üblichen Larm weit überſteigendes Motorengeräuſch n 
Verkehrsteilnehmer mehr als unvermeidlich beläſtigt. Zu 5 
recht hat das AG. dabei aber den $ 5 RStraßVerk O. als ver 
letzt angeſehen. § 5 ſchreibt eine ſolche Bauart und ir 
rüſtung der am Verkehr teilnehmenden Fahrzeuge vor, als 
ihr verkehrsüblicher Betrieb niemanden ſchädigt oder mehr s 
unvermeidbar behindert oder beläſtigt. Dieſe Bedeutung ZN 
$ 5 Abſ. 2 erhellt namentlich aus der Vorbem. der AusfAn 5 
zum 8 18, welche die auf Grund des $ 5 Abf. 2 erlaſſenen ei 
niſchen Vorſchriften für Kraftfahrzeuge und Anhänger“ aus 
dergibt und ſich im Abſchn. 9 insbef. mit dem Fahrgerel her 
von Kraftfahrzeugen beſchäftigt. Wegen des Schalldämpfers 11 
Krafträder hat der RVerkM. unter K 4 5684 II am 19, N 
1934 (RVerkBl. B, 11; Rdͤf. 1934, 345) unter Hinweis Ger 
dieſe Vorſchriften den Verkehrsüberwachungsorganen no 40. 
ſondere Anweiſungen gegeben. Im vorl. Falle hat ds Fa 
aber einen ordnungswidrigen Zuſtand des Kraftrades 95 
Angekl. nicht feſtgeſtellt. Dieſer wäre daher dann nicht ſeralg (l 
wenn fein Fahren mit dem dem Anſchein nach von der Poll 
zugelaſſenen, verkehrsüblichen Kraftrade ein Geräuſch verarſe n 
hat, das bei dem heutigen Stande der Technik zwar ſtärker lle 
ſein pflegt als das eines Kraftwagens, aber im Regel = 
meiſt unvermeidbar iſt. Dennoch war der Angekl. trotz 15 
Fehlens ſich auf 8 5 beziehender Feſtſtellungen keineswegs ein 
zuſprechen; denn die Urteilsgründe ergeben, daß er dur ehr 
Verhalten als Verkehrsteilnehmer ſchuldhaft andre 17 0 
als den Umſtänden nach unvermeidbar i. S. des 8 25 bali 
hat. Er brauchte nicht zur Nachtzeit grundlos etwa fünfmal ur⸗ 
Straße hin und her zu fahren und durch den hierdurch verin 
ſachten, aber vermeidbaren Lärm die Straßenbewohner zu 
läſtigen. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 5. Jan. 1937, 1 88 317/36.) 


* 


z u m 
38. 88 25, 36 R Straß Verto. Ausf Auw. 5 


» 


§ 25 Abf. 2 Ziff. 1; 8 54 StGB. Benutzung des 
Straßendammes durch Radfahrer ee 
Radfahrweges wird durch Notſtand wegen de! 
ſen Anlage nicht entſchuldigt. ebe 


Allerdings macht $ 54 StGB. dem Selbfterhaltungstttii, 
ein Zugeſtändnis. Bei ihren Ausführungen hierzu beachte en? 
Rev. aber nicht zur Genüge die vom Geſetz für die Gefah 90 
lage aufgeſtellte Vorausſetzung der Unvermeidbarkeit. War der 
Angekl. infolge eines früheren Unfalls beſonders vorſichtig . 
ängſtlich bei der Benutzung des Fahrrades zum Überqueren — 
verkehrsreichen Straße, um den bald rechts, bald links an and 
entlangführenden Radfahrweg zu gewinnen, geworden, ſo 
es ihm, wie ein jeder weiß, frei, der in Wirklichkeit od R 
feiner Vorſtellung beſtehenden Gefahr, beim raue 0 
Fahrdammes angefahren oder überfahren zu werden, da vol 
aus dem Wege zu gehen, daß er an der Übergangsitelle ach⸗ 
rechts nach links oder umgekehrt vom Rade ſtieg, und aa ahr; 
dem er eine günſtige Gelegenheit zum Überſchreiten des F wte 
damms abgewartet hatte, hinüberführte, die Straße alſo 5 
ein Fußgänger — vorſichtig — kreuzte. Fühlte er ſich indes 
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Großſtadtverkehr überhaupt nicht gewachſen, ſo wäre es ſeine 
nt licht geweſen, als Radfahrer derart verkehrsreiche Straßen 

erhaupt zu meiden, um auf andere Weiſe oder auf einem 
anderen Wege ſein Ziel zu erreichen. War mithin die Gefahren⸗ 
age bei zumutbarem pflichtmäßigen Verhalten leicht zu ver⸗ 
meiden, jo kann von dem Strafausſchließungsgrunde des Not- 
ſtandes hier keine Rede ſein. Unter dieſen Umſtänden würde es 
mit geſundem Volksempfinden gerade unvereinbar ſein, wollte 
En dem Angekl. es zugeftehen, jtatt des Radfahrweges den 
Etraßendamm zu ſeinen Fahrten auf dem Rade zu benutzen. 

in ſolches Verfahren würde ſich auch mit den im Vorſpruche 
zur RStraßVerkO. aufgeſtellten allgemeinen Verkehrsgrund⸗ 
atzen nicht vertragen. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 19. Jan. 1937, 1 Ss 320/36.) 

* 

39. 88 25, 27 Abſ. 1 R Straß Verk O. Der Vor⸗ 
lahrts berechtigte darf grundſätzlich die Fahrt 
inderſelben Richtung mit derſelben Geſchwin⸗ 
gügkeit fortſetzen, iſt aber, wenn er mit einer 
Nißachtung feines Vorrechts durch den andern 

erkehrsteilnehmer rechnen muß, verpflich- 
tet, alles zur Verhütung eines Verkehrsun⸗ 
ſalls Erforderliche zu tun, gegebenenfalls 
alſo von der Durchführung der Vorfahrt Ab- 
ſtand zunehmen. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 16. Okt. 1936, 1 8s 243/36.) 


* 
4. 40. 8925, 20 ub . 2, 2,5 Rene ß Verto Ausf- 
Un w. A bſ. 1 Satz 2 zum § 27. Will von mehreren 
Tf derſelben Straße in derſelben Richtung 
ich bewegenden Fahrzeugen eines die Fahrt⸗ 
dichtung ändern, fo iſt das in „fließender 
Fahrt“ weiterfahrende, d. h. das geradeaus 
fahrende, bevorrechtigt vor dem abbiegenden, 
00 Fahrlinie ſchneidenden Verkehrsteilneh⸗ 
2 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 22. Sept. 1936, 1 Ss 225/36.) 


* 
x 41. 88 25, 27 A bſ. 1, 36 RStraß VerkO. Vor⸗ 
ti legungen des Rechts des Vorfahrtpflich⸗ 
igen, vor dem Vorfahrtberechtigten über 
die Kreuzung zu fahren. Tatfrage. 
„Das AG. hat ohne Rechtsirrtum dem nach links in die 
Fernverkehrsſtraße einbiegenden Kleinkraftradfahrer die Berech⸗ 
zung zugebilligt, trotz des Vorfahrtsrechts des die Fernver⸗ 
ahrsſtraße in derſelben Richtung mit ſeinem Kraftwagen befah⸗ 
enden Angekl. vor dieſem über die Kreuzung zu fahren. Der 
orfahrtpflichtige hat dieſes Recht nur, wenn er ſicher damit 
Nr nen kann, daß er noch vor dem Vorfahrtberechtigten über 
die Kreuzung hinübergelangen werde. Die Frage, ob dies der 
u fei, läßt fich nur nach den tatſächlichen Umſtänden beurtei⸗ 
len. Das AG. hat ſie bejaht, weil der Motorradfahrer trotz des 
varannahens des Krafwagens mit einer Stundengeſchwindigkeit 
1 0 50 km doch nicht nur die Fernverkehrsſtraße unbehindert 
zwerquert hat, ſondern auf ihr ſogar noch 20 m weit gefahren 
bis der ihn von hinten anfahrende Angekl. herankam. Da⸗ 
Aden laſſen ſich keine begründeten Einwendungen rechtlicher 
rt erheben. Nur fo ift die Ausführung des AG. zu verſtehen, 
aß der Angekl. „kein Vorfahrtrecht“ vor dem Motorradfahrer 
gehabt habe. 


(Ach., 1. StrSen., Urt. v. 12. Jan. 1937, 1 88 312/36.) 


* 

8 42. 58 34, 36 RStraß Verk O.; Ausf An w. dazu 
um 8 25 Abs. 2 Ziff 1 Abſ. 5. Die Ausf Anw. gibt 
ſchzAbſchn. B (Verhalten im Verkehr) keine er⸗ 
böpfende Regelung des Parkens und Haltens 
EN Fahrzeugen (II 5, 6). Parkverbote in einer 
of Grund des § 34 RStraß Verk O. erlaſſenen 
51 VO. find zuläſſig. Reichweite der Park⸗ 
erbottafeln. 


Die Pol VO. des PolPräſ. zu k., die das Parken dort in 


der Straße Y. vom Haufe Nr. 29 bis zum Z.⸗Wege verbietet, be⸗ 
ſteht zu Recht. Im Gegenſatz zu Gülde (6 zu § 34) halten 
andere (vgl. Müller 2, 3 zu § 34; Floegel 3 zu 8 34; 
Schifferer 16 zu § 25) dafür, daß es außer den allgemeinen 
Parkverboten der Ausf Anw. zum $ 25 unter II 5 noch die von 
den Verkehrspolizeibehörden gemäß § 34 angeordneten beſon⸗ 
deren Parkverbote gibt. Auch der Erl. des RMdJ. v. 21. Jan. 
1935 (MBliV. 144), der ſolche einzelnen Parkverbote auf die 
dringendſten Fälle beſchränkt wiſſen will, läßt die Folgerung 
zu, daß der RMdJ. die Zuläſſigkeit beſonderer Parkverbote 
ebenfalls nicht bezweifelt. Der Senat ſchließt ſich dem an, und 
zwar in der Erwägung, daß das in der Ausf Anw. enthaltene 
Parkverbot (II 5) nicht immer für alle Verkehrsverhältniſſe eine 
hinreichend ſichere Abgrenzung ergeben wird und daß beſondere 
örtliche Verhältniſſe auch eine beſondere Regelung, namentlich 
für den ortsfremden Fahrer erfordern können. Freilich muß ſich 
ein ſolches Parkverbot im Rahmen des § 34 halten, beſonders 
von Satz 1. Im Gegenſatz zu dem früheren 8 30 VO. von 1932 
iſt jetzt nur noch von „einem Verbot oder einer Beſchränkung 
des Verkehrs“, nicht mehr „zeitlicher Beſchränkung“ die Rede. 
Die an den § 30 VO. von 1932 anknüpfende Rſpr., wonach das 
Parkverbot weder „ein Verbot noch eine zeitliche Beſchränkung 
des Verkehrs“ i. S. des 8 30 darſtelle, da es den Fahrver⸗ 
kehr weder gänzlich noch für eine begrenzte Zeit unterbinde, iſt 
damit überholt (vgl. Müller a. a. O. 2). Sonach iſt auch das 
Parken, jedenfalls eines fahrtbereiten Kraftwagens auf öffent⸗ 
licher Straße, ein Beſtandteil des Verkehrs (vgl. GA. 71, 232; 
75, 233). Ein ſolches Parkverbot ſtellt ſomit eine Beſchränkung 
des Verkehrs i. S. des § 34 dar. Im vorl. Falle waren es 
offenbar Gründe der Eigenart des Verkehrs in der Straße Y. 
zu K., die zu dem in der PolVO. des PolPräſ. enthaltenen 
Gebot geführt haben. Seine Zuſtändigkeit zum Erlaß einer 
derartigen Anordnung iſt gegeben (vgl. auch Erl. des AMD. 
v. 7. Nov. 1934 Ziff. e [MBliV. 1461, RA. 1792). Das Park⸗ 
verbot beſteht alſo entgegen der Meinung der Rev. zu Recht. 
Der weitere Einwand der Rev., daß an der von dem Angekl. 
zum Parken benutzten Straßenſeite keine Parkverbottafeln ge⸗ 
ſtanden hätten, ſondern vielmehr nur auf der gegenüberliegen⸗ 
den Seite, die jedoch diesſeits nicht gelten könnten, greift gleich⸗ 
falls nicht durch. Der Tatrichter hat auf Grund der örtlichen 
Verhältniſſe, insbeſ. aus der Aufſtellung von Verbotsſchildern 
ſowohl vor dem Haufe Nr. 50 der Straße 9. als auch an deren 
Ende (Z. Weg) in Verbindung mit dem unterhalb dieſer Schil⸗ 
der angebrachten, auf den unweit gelegenen Parkplatz hinwei⸗ 
ſenden Aufſchriften als auch endlich aus der vor Nr. 29 aufge⸗ 
ſtellten — „ab hier das Parken verbietenden“ — Tafel feſt⸗ 
geſtellt, daß für einen die Straße Y. befahrenden Kraftfahrer 
das Parkverbot klar genug dahin gekennzeichnet war, daß es 
auch für die gegenüberliegende, von dem Angekl. benutzte Stra⸗ 
ßenſeite galt. 

Die Polizeivorſchrift in der PolVO. des PolPräſ. genügte 
daher in Verbindung mit den ſo aufgeſtellten Verkehrsſchildern, 
ſofern nicht ſchon die Tafeln dem $ 28 Abſ. 5 RStraßVerkO. 
(nebſt AusfAnw. und Abbildungen) entſprechen und daher nach 
dieſer Vorſchrift für ſich allein ausreichen. 

(KG., 1. Str Sen., Urt. v. 3. Jan. 1937, 1 8s 299/36.) 
* 

43. § 22 Kraft f G. v. 3. Ma i 1909. Unter „Unfall“ 
i. S. des § 22 find alle durch Kraftfahrzeuge 
verurſachten ſchädigenden Ereigniſſe zuver⸗ 
ſtehen, wobei die Frage der Haftpflicht oder 
des Verſchuldens keine Rolle ſpielt. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 26. Jan. 1937, 1 Ss 331/36.) 


Strafrechtliche Nebengeſetze 
44. 88 44, Ma RGew O. Die Legitimations - 
karte eines ein ſtehendes Gewerbe betreiben⸗ 
den Handlungsagenten braucht den Namen 
ſeines Auftraggebers nicht zu enthalten. 
(K G., 1. StrSen., Urt. v. 18. Dez. 1956, 1 8s 296/36.) 
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45. SS 44 a, 55, 148 Nr. 5 RGew O.; SS 1, 2, 6 Pr⸗ 
Wander GewStG. v. 3. Juli 1876 (G S. 247). Von 
der Verpflichtung zur Beſchaffung eines Wan⸗ 
dergewerbeſcheines befreit nicht die auf Grund 
der Sondergeſetzgebung über die Eierwirt⸗ 
ſchaft vorgenommene Ausſtellung eines 
Sammlerausweiſes. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 6. Nov. 1936, 1 Ss 261/36.) 
555 

46. 5 56 RGew O.; SS 45, 177 PrAllg Gew O. v. 
17. Jan. 1845 (G S. 79). Hat der Beſchuldigte das 
Befähigungszeugnis, ſo kommt er als Täter 
— und zwar auchals mittelbarer Täter — eines 
Vergehens gegen SS 45, 17 PrGew O. nicht in 
Betracht. Der Tatbeſtand der Anſtiftung ver⸗ 
langt Täterſchaft des Angeſtifteten, alſo, 
wenn es ſich um jene Beſtimmungen handelt, 
Gewerbsmäßigkeit ſeiner Handlungsweiſe. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 4. Dez. 1936, 1 Ss 260/36.) 


* 

47. § 146 Gen G.; § 266 StGB. 8146 Gen G. geht 
als Sondervorſchrift dem § 266 StGB. als der 
allgemeinen Strafandrohung auch in der 
neuen Faſſung vor. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 12. Jan. 1937, 1 Ss 309/36.) 
* 


48. 87 Rabatt G. v. 25. No v. 1933 (RG Bl. I, 101); 
§1 A bſ. 2, b, ce Zugabe VO. v. 9. März 1932 (RG Bl. 
I, 121). Verhältnis zwiſchen Rabatt G. und Zu⸗ 
gabe VO. Begriff „einer Lieferung“ im 8 7 
Rabatt G. 

1. Durch das Rabatt G. iſt die Tragweite der 
Ausnahmebeſtimmungen des § 1 Abſ. 2, b, e Zu⸗ 
gabe VO. eingeſchränkt. 

2. Liegt weder Einheitlichkeit des Rechts⸗ 
geſchäfts noch der Erfüllungshandlung vor, 
ſo kann von „einer Lieferung“ i. S. des §7 Ra⸗ 
batt G. nicht geſprochen werden. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 18. Dez. 1936, 1 Ss 283/36.) 
* 

49. SS 3, 4 Heimtücke G. v. 20. De z. 1934 (RG Bl. 
I, 1269); 8 3 A b ſ. 1 WO. v. 21. März 1933 über Bil- 
dung von Sondergerichten (RGBl. I, 136) und 
V O. v. 20. Dez. 1934 über Zuſtändigkeit von Son⸗ 
dergerichten (RG Bl. 1935, I, 4). Die Zuſtändig⸗ 
keit des Sondergerichts iſt für die Aburtei⸗ 
lung der Handlung in allen rechtlichen Be⸗ 
ziehungen begründet, wenn in der Beilegung 
der Bezeichnung „Parteigenoſſe“ in Tatein⸗ 
heit mit einer Zuwiderhandlung gegen 88 3, 
4 Heimtücke G. noch eine andere Straftat, etwa 
Betrug, liegt. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 20. Nov. 1936, 1 Ss 265/36.) 
* 

50. § 18 SchwBeſch G. i. d. F. v. 12. Jan. 1923 
(RG Bl. 1, 57) und v. 10. April 1934 (, 319, 8 114 
ArbGG.); StraffreihG. v. 23. April 1936 (I, 378). 
Die Straffreiheit umfaßt nicht die Buße des 
§ 18 Schw Beſch G. 

Der im 8 18 Schweſchc ß. angedrohten Buße kommt nach 
der mit der Anſicht des RG. (RGSSt. 64, 195; 66, 375; auch 
JW. 1933, 2227) und der im Schrifttum herrſchenden Meinung 
(ſ. u. a. Knaak, Komm., S. 119 III zu § 18; Schneider⸗ 
Günther, Einl. S. 61 und 223 nebſt Nachw.) übereinſtim 
menden feſten Rſpr. des KG. (ſ. u. a. Urt. v. 25. Jan. 1932, 
38 573/31: JW. 1932, 116837) nicht die rechtliche Bedeutung 
einer Geldſtrafe zu, wie das OLG. Köln (JW. 1933, 233 12) in 
Übereinſtimmung mit Mebes (Erl. zu § 18) angenommen hat, 
ſondern einer — der Hauptfürſorgeſtelle zufließenden, von ihr 
für Zwecke der Schwerbeſchädigtenfürſorge zu verwendenden 


(85 AusfVO. v. 13. Febr. 1924 [RGBl. I, 73]) — ſozialen Buße, 
die nicht als kriminelle Geldſtrafe, ſondern als Ordnu 1 8 
ſtrafe öffentlich-rechtlicher Art angeſehen werden muß. acht 
Straffreih . gilt nur für Strafen krimineller Art, ! . 
dagegen für Ordnungsſtrafen, mögen ſie nun von den 0 
lichen Gerichten oder von Verwaltungsgerichten verhängt odo. 
unter Ausſchluß des Rechtsweges durch Verwaltungsbehördel 
feſtgeſtellt werden (KG., Beſchl. v. 16. April 1935, 1 Ws 35% 
FW. 1935, 2982 0 zu § 10 Straffreih®. v. 7. Aug. 1934 W 

Schäfer: DJ. 1936, 672). 3 

Zu Unrecht hat mithin das SchöffG. die Buße, mit der * 
AB. im Strafbefehle den Angekl. nach § 18 ShwBelhd. . 
legt hat, unter das Straffreih®. fallen laſſen und demzufolge 
das Verfahren eingeſtellt. An dem Ergebnis, daß ſich die Gee 
rung von Straffreiheit nicht auf dieſe Buße erſtreckt, be 
auch 8 1 Durchf VO. v. 23. April 1936 (RcBl. I, 384) nichts . 
ändern; denn er befaßt ſich mit Nebenſtrafen, inſonderheit! 1 
in die Staatskaſſe fließenden rückſtändigen Bußen, und un 
ſolche handelt es ſich im vorl. Falle nicht (zu vgl. Schäfer 
DJ. 1936, 721). 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 12. Jan. 1937, 1 Ss 315/36.) 
* 

51. 88 1, 35 Nr. 1 PrGeſ.überdie Betämpfunf 
übertragbarer Krankheiten v. 28. Aug. 1905 6. 
Faſſ. v. 1. Sept. 1934 (G S. 382). Vorausſetzung de, 
Anzeigepflicht iſt grundſätzlich Kenntnis 92 
Erkrankung, ſo daß auf Fahrläſſigkeit 1 
ruhende Unkeuntnis oder ein bloßer Verdach ““ 
ſelbſt bei dolus eventualis, nicht aus reich! 
Eineſtrafbare Handlung liegt mithin nur von 
wenn der Anzeigepflichtige „weiß“, daß es ı! 
um eine der bez. Krankheiten handelt, un 
trotzdem die Anzeige vorſätzlich oder fahr 
läſſig unterläßt. 

(KG., 1. Str Sen., Urt. v. 16. Okt. 1936, 1 8s 247/36.) 
* — 

52. 88 15, 21, 27 RNaturſch G. v. 26. Juni 1934 
§ 21 Abf. 2 Durchf VO. v. 31. Okt. 1935 (RG BI ” 
1275) zum $ 27, 88 30, 55 PrFeld Pol G. Strafbar 
keit des Parkens im Walde. 

Der Angekl. hat an einem Sonntagnachmittag in ker 
Potsdamer Forſt, während er mit feiner Frau mehrere Mete 
entfernt an einem mitgebrachten Tiſchchen ſaß, ſeinen ara 
wagen im Walde 2—3 m von einem Geſtellwege entfernt if 
einer zum Parken nicht freigegebenen Stelle aufgeſtellt. Er, 
deswegen zu Recht wegen Übertretung des $ 2 Ziff. 2 Dee 
RegpPräſ. zu P. v. 26. Mai 1934 über Tier⸗ und Pflanzenſch 
(ABl. 137) verurteilt. 6 

$ 30 Feld Pol. iſt zwar, ſoweit er bisher zur Grundlag 
von Naturſchutzbeſtimmungen gedient hat, nach § 27 all. 
Ziff. b MNaturſchG. außer Kraft geſetzt. Es bleiben jedoch = 
dieſen § 30 geſtützte Einzelanordnungen, durch die früher Rane 
ſchutzgebiete begründet oder Naturdenkmale geſchützt we 
ſind, zunächſt in Geltung, und Verſtöße gegen ſie werden nu i 
mehr auf Grund des $ 21 Abſ. 2 Ziff a RRaturſchch. geahnden 
Die Rev. iſt mithin, da ihr S. 55 Feld§ Pol. nicht mehr = 
gegenſteht, zuläſſig. Der feſtgeſtellte Sachverhalt bildet 2 2 
Übertretung des $ 2 Ziff.2 BO. v. 26. Mai 1934. Das, pi 
ſtellen des Kraftwagens iſt vom AG. richtig als „Parken — 
gefaßt; denn die Aufſtellung geſchah hier zum Zwecke Kia 11 2 
übergehenden Aufbewahrung (ſ. Ausf Anw. zum § 25 u 
Ziff. II Abſ. 5 und zum § 28 Abſ. 5 A II g). Dabei ntacht Br 
keinen Unterſchied, ob der Angekl. in der Nähe des Wagen 
blieb oder ſich entfernte. Auch der innere Tatbeſtand, ein ** 
zur Laſt fallendes Verſchulden, ein mindeſtens fahrläſſiges über 
halten, das das AG. darin erblickt, daß er ſich nicht vorher N, 
die Zuläſſigkeit feines Tuns vergewiſſert hat, iſt rechtlich ben 
denkenfrei angenommen. Was er dagegen vorbringt, liegt ne em 
der Sache. Wenn das Aufſtellen des Kraftfahrzeugs auf 2 
Wege ihm als verkehrshinderlich erſchien, fo folgt daraus 75 
nicht die Berechtigung, nunmehr die Aufſtellung an einer. elle 
der Verordnung dem Parken zweifellos verſchloſſenen Ste 
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vorzunehmen, wobei es dahingeſtellt bleiben kann, ob die Auf- 
Al ng auf dem Geſtellwege ſtatthaft geweſen wäre, da ja 8 2 
—5 3 VO. nur die Benutzung der „öffentlichen“ Wege von den 
0 erboten ausnimmt. Vielmehr hätte er alsdann einen andern, 
don einem Parkverbot nicht betroffenen Platz wählen oder auf 
bas Parken verzichten müſſen. 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 18. Dez. 1936, 1 Ss 288/36.) 


* 


53. 88 35, 127 Ziff 2 PrFiſch G. v. 11. Mai 1916 
Ds. 55); § 21 Min Pol VO. (Fiſch O.) v. 29. März 
A, (M Vlf Land 155) und 16. März 1918 Gt); 
aus f An w. v. 16. März 1918 (52) zum $ 35 Fiſch G. 

egriff der ſtändigen Fiſchereivorrichtung. 


Eine „ſtändige Fiſchereivorrichtung“ liegt dann vor, wenn 
die Vorrichtung nicht nur für einen beſtimmten Fang, ſondern 
10 0 die Dauer berechnet und dementſprechend eingerichtet iſt, 
vozu ein feſter, aus Holz, Stein oder Metall hergeſtellter Bau 
gehört, in dem das Fanggerät in dauernder Befeſtigung oder 
donehmbar angebracht iſt. Durch § 21 FiſchO. iſt der Begriff 
zer „ſtändigen Fiſchereivorrichtung“ nicht in Abweichung von 
$ 35 Abſ. 5 Fiſchcd. beſtimmt; $ 21 beſagt vielmehr nur, daß 
ie hier genannten Vorrichtungen als ſtändige Fiſchereivorrich⸗ 
ungen anzuſehen ſind, wenn ſie dauernd im Flußbett oder 
am ufer befeſtigt oder verankert ſind. Somit ſind nicht alle feſt⸗ 
ehenden Netzvorrichtungen als ſtändig anzuſehen, beſonders 
nicht Reuſen und Stellnetze ſchlechthin, ſondern es kommt auf 
fe — nötigenfalls unter ſachverſtändiger Beurteilung zu prü- 
11 5 — bauliche Einrichtung und die Abſicht des Eigentü— 
an. 


(KG., 1. StrSen., Urt. v. 8. Jan. 1937, 1 88 306/36.) 


* 


19 . 1 Ziff. 2, 128 PrFiſch G. v. 11. Mai 
16 (G S. 55); § 14 Fiſch O. v. 29. März 1917 (MBlf 
ebd. 153). Rechtsgrundlage für die Feſt 
letzung von „Schonzeiten“ (Frühjahrs⸗ un 
ſtunterſchen zeig für Fiſche durch die RegPräſ. 
ind § 106 A b ſ. 1 Ziff. 2 Fiſch G. und der ſichhier⸗ 
auf gründende $ 14 Fiſch O. und Strafbeſtim⸗ 
mung 8 128 FiſchG., während die davon zu un⸗ 
terſcheidenden „Schonbezirke“ (Fiſchſchon⸗ und 
dich bezirke) in den 88 110-114 und 127 Ziff. 6 
iſch G. geregelt find. 
(KG., 1. StrSen., Urt. v. 18. Dez. 1936, 1 8s 298/36.) 


54. SS 106 A b 


* 
19% 55. 88 4 A bſ. 2, 12 Abi. 2 geb Mitch. v. 17. Jan. 
or Sorgfaltspflicht des Händlers wegen 
es Waſſergehalts der Milch, Fettgehalt 


und Waſſergehalt auseinanderzuhalten. 


ef Die Nichtbeachtung des weſentlichen Unterſchiedes zwiſchen 
iner Zuwiderhandlung gegen die Fettgehaltsvorſchriften und 
gen Inverkehrbringen verwäſſerter Milch läßt den Schluß zu, 
aß dieſe Verwechſlung auf die rechtliche Würdigung des Sach⸗ 
dorbalts nicht ohne Einfluß geblieben iſt. Dies gilt namentlich 
a den Ausführungen, der Angekl. hätte eine Milchunter⸗ 
cichung um ſo leichter vornehmen können, als er nach ſeinen 
ſüheden Angaben die „hierzu“ erforderlichen Inſtrumente be⸗ 
10 Be. Dies dürfte danach nur auf die Unterſuchung der Milch 
auf ihren Fettgehalt zutreffen. Eine ſtarke Verwäſſerung der 
120 dürfte zwar in der Regel an ihrer Farbe erkennbar ſein 
wie wird auch den Fettgehalt beeinfluſſen. Dies braucht aber, 
5 hier, bei einem nur geringen Waſſerzuſatze keineswegs 
daß Fall zu ſein. Jedenfalls bedarf es hierzu der Feſtſtellung, 
fe auch ein geringer Waſſerzuſatz lediglich mit Juſtrumenten, 
1 10 ohne chemiſche Unterſuchung, von Laienhand feſtſtellbar iſt 
nd ob der Angekl. ſolche Inſtrumente beſaß oder hätte beſitzen 
a üſſen. Ferner ſind bei der Prüfung der Frage, ob der Angekl. 
Nhrläffig gehandelt habe, die näheren Umſtände, unter denen er 
1 tilch in Verkehr gebracht hat, aufzuklären und zu erörtern. 
on ihnen hängt der Umfang ſeiner Sorgfaltspflicht entſchei⸗ 


Dune 


dend ab; denn von dem Inhaber eines Ladengeſchäfts können 
eingehendere Unterſuchungen ſeiner Waren verlangt werden als 
z. B. von einem Straßenhändler mit Milch, deſſen Aufgabe es 
iſt, die von der Molkerei erhaltene Ware alsbald den — meiſt 
vorher bekannten, auf ihn wartenden — Kunden zuzuführen. 
Ein ſolcher Händler iſt zwar keineswegs von einer Überprüfung 
der von ihm in den Verkehr gebrachten Milch befreit. Bei ihm 
dürfen aber die Anforderungen hinſichtlich der von ihm vorzu⸗ 
nehmenden Prüfung nicht dahin überſpannt werden, daß ihm 
ohne beſonderen Anlaß zuzumuten wäre, eine chemiſche Unter⸗ 
ſuchung der von ihm feilgehaltenen Milch herbeizuführen. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 26. Jan. 1937, 1 8s 340/36.) 

* 


56. 58 1, 2, 5 Brot G. v. 9. Juni 1931 i. d. Faſſ. des 
Art. 1 des Geſ. v. 3. Mai 1935 (RG Bl. I, 566); 88 4, 5 
Leb Mitt. i. d. Faſſ. der Bek. v. 17. Jan. 1936 
(RG Bl. I, 17). Für den Begriff des Brotes i. S. 
des BrotG. (Brot oder Kuchen?) kommt es in 
erſter Reihe nicht auf die Form der Backware 
oder die ihr von den Beteiligten beigelegte 
Bezeichnung, ſondern auf die Beſtandteile der 
Backware an. 


(KG., 1. Str Sen., Urt. v. 6. Okt. 1936, 1 8s 234/36.) 


Strafprozeßordnung 


57. § 172 StPO. Begriff des Verletzten. Be⸗ 
ſchließt die Gen Verſ. einer AktG. eine Herab⸗ 
ſetzung des Grundkapitals, ſo iſt ein infolge 
deffen in feinem Vermögen beeinträchtigter 
Aktionär, ſelbſt wenn der Generalverjamm- 
lungsbeſchluß durch unwahre oder ver⸗ 
ſchleiernde Angaben der verantwortlichen 
Mitglieder des Aufſichtsrats oder Vorſtan 
des der AktG. herbeigeführt worden ſein 
ſollte, doch nicht unmittelbar dadurch ver⸗ 
letzt und deshalb nicht antragsberechtigt. 

(KG., 1. StrSen., Beſchl. v. 11. Aug. 1936, 1 Ws 362/36.) 
* 


58. 5 172 StPO. Beim Tode des Antragitel- 
lers erliſchtdas Recht des Antrags auf gericht— 
liche Entſcheidung. 

(KG., 1. StrSen., Vfg. v. 23. Okt. 1936, 1 Ss 256/36.) 
* 


59. § 172 St P O.; § 230 StGB. Damit, daß Fuß⸗ 
gänger ſich zwiſchen parkenden Kraftwagen 
hindurch auf den Fahrdamm begeben, braucht 
der Kraftwagenführer in der Regel nicht zu 
rechnen. 

Die ſonſt, wie bei Verkehrsunfällen oft zu beobachten, von⸗ 
einander abweichenden Zeugenausſagen ſtimmen darin überein, 
daß die Antragſtellerin mit ihrem Begleiter in der Unfallnacht 
— nach dem Beſuche mehrerer Vergnügungsſtätten — den Fahr⸗ 
damm des um zwei Uhr früh noch ſtark belebten Kurfürſten⸗ 
damms — unweit der Joachimstaler Straße — nicht an einer 
Stelle, wo ſie einen freien Überblick über den Straßendamm 
hatte, ſondern zwiſchen parkenden Kraftfahrzeugen hindurch⸗ 
gehend betreten hatte. Mit ſolcher Unvorſichtigkeit braucht ein 
Kraftwagenführer in Berlin jedoch nur unter beſonderen — hier 
nicht erſichtlichen — Umſtänden zn rechnen. Demnach iſt dem 
Beſchuldigten daraus, daß er mit 40 km Stundengeſchwindig⸗ 
keit fuhr, kein Vorwurf zu machen. Wenn die ZK. in dem von 
der Antragſtellerin als Kl. gegen den Beſchuldigten als Bekl. 
vor dem LG. angeſtrengten Schadenserſatzprozeſſe ein Mitver⸗ 
ſchulden des Bekl. zu ; darin erblickt hat, daß er, ſtatt ſeinen 
Wagen rechtzeitig anzuhalten, wie ſeine Ehefrau dort bekundet 
hat, nur gehupt, die Geſchwindigkeit verlangſamt und den Wa⸗ 
gen ein wenig nach links geſteuert hat, ſo reicht dieſe Feſtſtel⸗ 
lung, abgeſehen von ihrer Unverbindlichkeit für den Straf: 
richter, zur Begründung einer ſtrafbaren Fahrlaſſigkeit des 
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Beſchuldigten nicht aus. Sie beruht lediglich auf einer Angabe 
der Ehefrau des Beſchuldigten, die im Strafverfahren von ihrem 
Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch machen dürfte. Sodann 
müſſen Ort, Zeit und ſonſtige Umſtände des Unfalls berück⸗ 
ſichtigt werden. Sie laſſen es nicht ausgeſchloſſen erſcheinen, 
daß die Antragſtellerin, ſelbſt wenn der Beſchuldigte ſeinen 
Wagen rechtzeitig vor ihr zum Halten gebracht hätte, dadurch, 
daß ihr Begleiter ſelber zurückſprang und ſie zurückriß, doch 
zu Fall und zu Schaden gekommen wäre. Deshalb war dem 
Einſtellungsbeſcheide der StA. im Ergebniſſe beizutreten. 
(KG., 1. StrSen., Beſchl. v. 2. Febr. 1937, 1 Ws 610/36.) 
* 


60. § 172 StPO. Hat die St A. die Wiederauf⸗ 
nahme der Klage mangels des Vorliegens 
neuer Tatſachen oder Beweismittel nach 8 211 
St PO. abgelehnt, fo ſteht dem Verletzten nicht 
das Recht zu, durch Antrag auf gerichtliche 
Entſch. nach $ 172 StPO. eine Wiederaufnahme 
der Klage nach $ 211 StPO. zu erzwingen (ogl. 
L.⸗Roſenberg, 17. Aufl., 5 172 StPO., Bem. 6b 
und die dort angeführte Rſpr.; OL G. Zwei⸗ 
brücken: J W. 1930, 382; Stuttgart: J W. 1934, 116; 
Karlsruhe: J W. 1934, 3303; Dresden: J W. 1935, 
309; Beſchl. des Bay Ob LG. v. 25. Mai 1935, A Z. 1 
WS 253/35; Bretzfeld: Bay Z. 1928, 133, Schwarz, 
„StPO.“, 4. Aufl., §S 172 Ben. 1; entgegen L.⸗Ro⸗ 
ſenberg, 19. Aufl., § 172 Bem. 6 bund OL G. Augs-⸗ 
burg: Bay Z. 1929, 382). 

(Os G. München, 2. StrSen., Beſchl. v. 9. Jan. 1937, 2 Ws 
388/36.) H. 
* 


61. § 302 St PO. Die Zurücknahme der Be⸗ 
rufung muß gegenüber dem mit der Sache je⸗ 
weils befaßten Gericht erklärt werden. Nach 
Abgabe der Akten an das BG. wird ſie daher 
erit wirkſam, wenn fie dieſem zugeht. 

Die Rev. der StA. bemängelt das freiſprechende Urteil 
der Str. deshalb, weil der Mitangeklagte F. feine Berufung 
gegen das Urteil des Shöff®. wirkſam zurückgenommen habe. 
In der Tat hatte F. mit Schreiben vom 9. Okt. 1936 an das 
AG. A. die Berufungszurücknahme erklärt. Dieſes Schreiben 
ging beim AG. ein, nachdem die Strafakten an das BG. weiter⸗ 
gegeben waren, blieb aber beim AG. liegen. In der Berufungs- 
begründungsſchrift hatte der Verteidiger beider Angekl. mitge- 
teilt, daß der Angekl. F. ſeine Berufung zurückgezogen habe, 
ohne den Verteidiger vorher zu unterrichten, er hatte die Be— 
rufung nur noch hinſichtlich der Mitangeklagten G. begründet. 
Dieſe Mitteilung veranlaßte den Vorſitzer der Str. bei Ein⸗ 
tritt in die Hauptverhandlung, den Angekl. F. zu befragen, 
ob er ſeine Berufung aufrecht erhalten wolle. Dieſer hat das 
nach der dienſtlichen Erklärung des Vorſitzers ausdrücklich 
bejaht. 

Die Rev. iſt begründet, wenn die Berufung wirkſam zu- 
rückgenommen iſt. In der Berufungsrechtfertigung des Ver— 
teidigers liegt keine Berufungszurücknahme; ſie iſt nur die 
Mitteilung über eine anderweit erfolgte Rücknahme. Die 
ſchriftliche Rücknahmeerklärung des Angekl. aber iſt nur an das 
AG. gelangt. Es fragt ſich, ob damit die Zurücknahme der 
Berufung wirkſam geworden iſt. 

Die StPO. enthält in 8 302 keine Vorſchriften darüber, 
wem gegenüber die Zurücknahme des Rechtsmittels erklärt 
werden muß. Es ſteht in der Rſpr. feſt, daß die Rücknahme⸗ 
erklärung gerichtsempfangsbedürftig iſt (vgl. RGSt. 1, 92). Es 
fragt ſich aber, ob die Erklärung gegenüber demjenigen Gericht 
abgegeben werden muß, das jeweils mit der Sache befaßt iſt 
— dann wäre hier das AG. nicht mehr zuſtändig geweſen — 
oder ob es in jedem Falle genügt, daß die Zurücknahme dem⸗ 
jenigen Gericht erklärt wird, bei dem das Rechtsmittel ein⸗ 
gelegt worden iſt. Das Schrifttum iſt in dieſer Frage geteilter 
Meinung, teilweiſe verlangt es, daß die Zurücknahmeerklärung 
an das jeweils befaßte Gericht gerichtet wird (ſo Beling, 


„Reichsſtrafprozeßrecht“, 1928, S. 344); doch wird auch der we. 
tere Standpunkt vertreten (Gerland, „Der Deutſche Eu 
prozeß“, 1927, S. 398). Das RG. hat in manchen Entſch. aus 


die Rev. als offenſichtlich unbegründet verwerfen, auf, el 
die Rev. vor dem Erlaß des Beſchluſſes, wenn auch nur 2 
dem Gericht, deſſen Urteil angefochten iſt, zurückgenommen if 
ohne daß es dem beſchließenden Senat bekanntgeworden = 
(vgl. „Erläuterungsbuch zur StPO.“ von Löwe⸗Roſen. 
berg, 19. Aufl., Anm. 3 zum § 302). Da es ſich hierbei Mr 
um Beſchlüſſe handelt, können die für dieſe Praxis maßgebenf 
den Erwägungen nicht ohne weiteres auf Urteile, insbeſ. & 
ſolche, die nach einer voll durchgeführten Tatſachenverhandlung 
ergehen, übertragen werden. 7 
Für die Auffaſſung, daß die Zurücknahme des Rechtsmi 
tels gegenüber dem Gericht, deſſen Urteil angefochten wird, gr 
nügen müſſe, ſcheint die Erwägung zu ſprechen, daß das Rech d 
mittel auch dort zurücknehmbar ſein muß, wo es eingelegt W 
Der Senat glaubt aber aus den Vorſchriften über die En 
legung des Rechtsmittels für die Zurücknahme einen ande 
Schluß ziehen zu ſollen. Das Geſetz hält bei der Einlegum' 
ſoweit rechtskraftfähige Entſch. in Frage ſtehen, ſtreng an a 
Grundſatz feſt, daß die Erklärung dem Gericht gegenüber oll 
gegeben werden muß, deſſen Entſch. angefochten wird, obe 
der Rechtsmittelwerber erfahrungsgemäß vielfach geneigt u! 
fih unmittelbar an das Gericht der höheren Inſtanz zu! er 
den. Eine dieſem gegenüber abgegebene Erklärung wird 
wirkſam, wenn fie dem Gericht der unteren Inſtanz auge”, 
Auch bei unverſchuldeter Fehlleitung der Erklärung tritt 9 
Wirkſamkeit nicht ein; es kann hier nur durch Wiedereinſetzur 
in den vorigen Stand geholfen werden. Die StPO. führt Air 
abgeſehen von § 299 StPO., ſtreng den Grundſatz durch, 1 
die Einlegung bei dem mit der Sache befaßten Gericht erfolge 
muß. Dieſer ſtrenge Standpunkt findet feine Begründung dard 


daß zu der im öffentlich-rechtlichen Intereſſe zu ſordernde. 


Einlegung für das mit der Sache befaßte Gericht zweifels k 
feſtſtehen muß. Das kann aber nur erreicht werden, wenn d 10 
Erklärung gegenüber dem mit der Sache befaßten Gericht U. 
folgen muß, das allein dem Verfahren Fortgang geben kan 
Für die Zurücknahme kann aber nichts anderes gelten 
In der Kipr. iſt die Zurücknahme hinſichtlich der Notwend g 
keit ihres zweifelsfreien Beſtandes der Einlegung der Re ee, 
mittel und dem Verzicht auf ſie immer gleich geſtellt worde te 
Auch hier entſteht die Gefahr, daß das mit der Sache been 
Gericht das Verfahren unzuläſſigerweiſe fortführt, wenn er 
nicht verlangt, daß die Zurücknahmeerklärung dein mit 
Sache jeweils befaßten Gericht gegenüber abgegeben wird. — 
iſt mit der Autorität gerichtlicher Urteile nicht vereinbar, 123 
fie trotz ordnungsmäßiger Durchführung des Verfahrens na; 
träglich als gegenſtandslos erklärt werden. Dabei kaun r 
auch keinen Unterſchied begründen, ob der Angekl. wie je 
in der BerInſt. freigeſprochen wird, oder ob auf feine Ber 
fung hin das Urteil verſchärft wird. 155 
Ein Bedenken gegen dieſe Auffaſſung könnte daraus her, 
geleitet werden, daß dem Rechtsmittelwerber nicht bekannt 3. 
fein braucht, in welcher Inſtanz die Sache ſchwebt. Eine J en 
leitung ſeiner Zurücknahmeerklärung iſt aber im allgemein 
unſchädlich, da dieſe an das befaßte Gericht weitergeleitet wi 
und Friſten nicht eingehalten werden müſſen. Immerhin 59 
auch der Angekl., namentlich im Hinblick auf 8 450 St 55 
ein berechtigtes Intereſſe am alsbaldigen Wirkſamwerden che 
Zurücknahme des Rechtsmittels haben. Doch geht das ollen ee 
Intereſſe an der Sicherſtellung des Verfahrens dem Intere 
des Angell. vor. icht 
Die Zurücknahmeerklärung des Angekl. iſt deshalb pe 
wirkſam geworden, da fie nicht dem mit der Sache befaß 
BG. zugegangen iſt. ) 
(OLG. Jena, 2. StrSen., Urt. v. 8./15. Jan. 1937, Ss 132/30 
* 


Sicherſtellung eines geordneten Verfahrens der Beſtand frei 
ie 
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45762, $$ 318, 327, 351 S4 O. 8 40 Dev.@.; 88 416, 41“ 
Ab. 1 R Abg O.; § 2 Nr. 1 Straffreih G. v. 23. April 
1936; 5 1 Durch f V O. v. 23. April 1936 (RG Bl. I, 384). 
8 1. Die Berufung des Angekl. gegen ſeine 
Verurteilung trifft auch den Ausſpruch der 
tithaft Nebenbeteiligter. 

2. Sind Strafe und Koſten auf Grund des 
Straffreih G. erlaſſen, jo entfällt damit die 
Löglichkeit der Anordnung der Mithaft für 
teje Beträge. 

5 3. Die durch ein Rechtsmittel des Neben- 
deteiligten bedingte Prüfung erſtreckt ſich auf 
en Tatbeſtand des die Mithaft begründenden 
Deviſenvergehens. 

1 4. Legt ein Nebenbeteiligter mit Erfolg 
N eb. ein, ſo kommt 8 357 StPO. einem Angel, 
dem das Rechtsmittel der Rev. überhauptper- 
lagt war, nicht zugute. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 3. Juli 1936, 1 Ss 198/6.) 


* 


55 88 313, 334 St PO. Maßgeblich iſt die Zeit 
e v. 

Bei der Frage, ob Berufung oder Rev. zuläſſig ſei, kommt 
es nur darauf an, welche ſtrafbare Handlung zu der Zeit, wo 
ſich das RevG. mit der Sache befaßt, Gegenſtand der Unter⸗ 
uchung iſt (vgl. KG. 1 8 459/32). Von den dem Angekl. zur 
Mu gelegten ſelbſtändigen Verfehlungen (874 StGB.) iſt das 

ergehen der Führerflucht durch von der StA. unangefochten 
gebliebenen Freiſpruch rechtskräftig erledigt. Übriggeblieben iſt 
Ne das weitere Verfahren nur die Übertretung aus 88 25, 36 
AStraßVerko. Inſoweit iſt das Rechtsmittelverfahren durch 
9313 StPO. beſchränkt. 

(KG., 1. StrSen., Beſchl. v. 19. Jan. 1937, 1 Ws 21/7.) 
* 


64. Dem 8 340 St PO. kommt keine ſachliche 
eutung mehr zu. 

225 Der Senat ſteht auf dem Standpunkt, der in JW. 1936, 
2253 von Dr. Weh in der Anm. zur Entſch. Nr. 67 zum Aus⸗ 
ruck gebracht worden iſt. Nachdem die Rechtsmittelordnung im 
Strafverfahren durch Teil 1 Kap. 1 Art. 2 NotVO. v. 14. Juni 
s 2 grundlegend neu geſtaltet worden iſt, derart, daß gegen 
Arteile des Amtsrichters und des Schöff. nur mehr ein 
Rechtsmittel, nämlich entweder die Berufung oder die Rev. 
zur Verfügung ſteht, kann die Vorſchrift des 8 340 StPO. 
\ eder für die Wahlreviſion (Entf. ASt. 67,57 = ZW. 1933, 
os m. Anm.) noch für die Erſatzreviſion ($ 340 StPO. i. d. 
Faſſ. des Gef. v. 27. Dez. 1926), noch für die Sprungreviſion 
„eltung haben, Der Vorſchrift des § 340 StPO. kommt eine 
achliche Bedeutung nicht mehr zu. 

(OLG. Hamburg, Urt. v. 21. Dez. 1936, Ss 65/36.) 


| Zandgerihte: Zivilfahen | 


München 


fer, 65. 88 468 ff, 271 S P O. 8739 8 PO. Zur Voll⸗ 
reckung eines im Privatklageverfahren ge⸗ 
Gen eine Ehefrau ergangenen Koſtenfeſt⸗ 
letzungsbeſchluſſes bedarf es keines Dul⸗ 
ungstitels gegen den Ehemann. f) 
f Der Beſchw. vollſtreckt aus einem im Privatklagever⸗ 
N gegen die Schuldnerin erwirkten Koſtenfeſtſetzungsbe⸗ 
8 uß. Das AG. hat ſeinen Pfändungsantrag abgelehnt, da die 
fachuldnerin Ehefrau ſei und die zu pfändende Forderung zum 
ingebrachten Gut gehöre, der Ehemann aber nicht zur Duldung 
n verurteilt ſei, wie $ 739 ZPO. ver⸗ 


der 


Bed 


um Die hiergegen rechtzeitig eingelegte ſofortige Beſchw. iſt zu⸗ 
ſſig und begruͤndet. 


Die Kammer tritt der Rechtsauffaſſung des AG. nicht bei, 
daß § 739 ZPO. auch für die Vollſtreckung aus Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchlüſſen im Privatklageverfahren gelte. 

Die Frage iſt bisher weder in der Rſpr. noch in der Lite⸗ 
ratur behandelt. 

Es iſt davon auszugehen, daß das Geſetz die Koſten des 
Privatklageverfahrens denen des öffentlichen Strafverfahrens 
gleichſtellt, fo daß die SS 464, 465, neben $ 471 StPO. auch für 
die Privatklage gelten. 

Nach § 464 Abi. 2 StPO. erfolgt die Vollſtreckung der 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe nach den Vorſchriften der ZPO. 
Dieſelbe Verweiſung trifft S 463 StPO. für die Vollſtreckung 
der Vermögensſtrafen und Bußen. Danach gelten für alle auf 
Geld laſtenden ſtrafprozeſſualen Titel die gleichen Regeln. 

Nach dem Wortlaut der Verweiſung könnte die Auffaſſung 
der Vorinſt. zunächſt haltbar erſcheinen. Sie findet auch in dem 
Beſchl. des RG. v. 20. März 1880 (RG. 1, 233) eine Stütze. 
Dort wird die Meinung vertreten, es ſeien für die Vollſtreckung 
der Vermögensſtrafen alle Vorſchriften der ZPO. über die 
Zwangsvollſtreckung für anwendbar erklärt. In der Entſch. han⸗ 
delt es ſich um die Frage, ob aus einem Strafurteil ſelbſt voll⸗ 
ſtreckt werden könne, oder ob gemäß § 724 ZPO. eine voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigung für erforderlich zu erachten ſei. Das RG. 
verlangt letzteres. Seine Entſch. hat in der Literatur über⸗ 
wiegend Widerſpruch gefunden. In der Literatur wird der Ver⸗ 
weiſung der Sinn gegeben, daß nur die Art und Weiſe der 
Ausführung der Zwangsvollſtreckung ſich nach dem 8. Buch 
der ZPO. richte, nicht jedoch die Vorausſetzungen der Vollſtrek⸗ 
kung. Dieſelbe Auffaſſung liegt der preuß. Geſchäftsanweiſung 
für GVollz. zugrunde, nach der es keiner Zuſtellung einer voll⸗ 
ſtreckbaren Ausfertigung (8 750 ZPO.) bedarf. Die Kammer tritt 
dieſer Anſicht bei, da fie den Beſonderheiten des Strafverfah— 
rens allein gerecht wird. 

Zu den die Vorausſetzung der Zwangsvollſtreckung regeln— 
den Vorſchriften gehört $ 739 ZPO., der die Verurteilung des 
Ehemannes zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verlangt. 
Dieſe Vorſchrift iſt alſo für die Vollſtreckung aus einem ſtraf⸗ 
prozeſſualen Titel unanwendbar. Gerade im Falle dieſer Vor⸗ 
ſchrift zeigt ſich die Unhaltbarkeit der Gegenmeinung klar. Ihre 
Durchführung würde dazu führen, daß ſowohl für die Voll⸗ 
ſtreckung einer Geldſtrafe wie für die eines Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes gegen eine Ehefrau die Verurteilung des Ehemannes 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung vorauszuſetzen wäre. 
Seine Verurteilung kann jedoch im Strafverfahren nicht er⸗ 
folgen; denn er iſt weder angeklagt noch kann er angeklagt 
werden, da er keiner ſtrafbaren Handlung verdächtig iſt. Sie 
wäre erſt in einem nachfolgenden Zivilverfahren zu erreichen. 
Dort wäre ſie ſtets auszuſprechen, da das eingebrachte Gut den 
Gläubigern für die Koſten eines Strafverfahrens der Ehefrau 
haftet ($ 1411 BGB.; Staudinger, 9. Aufl., 8 1411 
Anm. 3h a). Es kann nicht angenommen werden, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber mit der Verweiſung in SS 463 und 464 Abſ. 2 StPO. 
ein zugleich umſtändliches und überflüſſiges Verfahren gewollt 
hat. Wenn im Zivilverfahren allerdings trotz feſtſtehender Haf⸗ 
tung des eingebrachten Gutes für die Koſten eines Rechtsſtreites 
(§ 1412 Abſ. 2 BGB.) der Duldungsanſpruch gegen den Ehe⸗ 
mann gemäß $ 739 ZPO. erforderlich iſt, jo darf doch nicht 
geſchloſſen werden, daß dies auch für die Vollſtreckung aus 
ſtrafprozeſſualen Titeln gelte. Denn im Zivilverfahren hat es 
der Kl. in der Hand, auch den Ehemann auf Duldung mitzu⸗ 
verklagen. 


(SG. München I, 10. 3K, Beil. v. 7. Jan. 1937; 10T 1544/36.) 


Anmerkung: Es iſt in der Tat merkwürdig, daß die vorl. 
Frage bisher weder im Schrifttum noch in veröffentlichten 
Entſch. je behandelt worden iſt — weder für die Titel der StPO. 
noch für andere der an ſich ziemlich zahlreichen ſonſtigen Titel, die 
durch Sondervorſchriften der Zwangsvollſtreckung der ZPO. un⸗ 
terſtellt find. Und doch ſollte man meinen, daß die Frage in der 
Prapis des öfteren auftauchte. 

Nach § 463 StPO. erfolgt die Vollſtreckung der über eine 
Vermögensſtrafe oder eine Buße ergangenen Entſch. „nach den 
Vorſchriften über die Vollſtreckung der Urteile der Zivilgerichte“, 


97 


770 


und nach § 464 daſelbſt finden bei der Koſteuerſtattung in Pri⸗ 
vatklageſachen „auf das Verfahren und die Vollſtreckung der 
Entſch. die Vorſchriften der ZPO. entſprechende Anwendung“. 
Aus der Faſſung dieſer Beſtimmung können Schlüſſe weder in 
dem Sinne gezogen werden, daß die Vollſtreckung in das ein- 
gebrachte Gut der verurteilten Ehefrau einen Duldungstitel 
gegen den Ehemann nach 8739 ZPO. vorausſetzte, noch nach 
der entgegengeſetzten Richtung — etwa weil ſich die Verweiſung 
nur auf das Verfahren und nicht auch auf die Vorausſetzungen 
bezöge. Ebenſowenig kann aus der Entſtehungsgeſchichte der Vor⸗ 
ſchriften etwas entnommen werden, denn offenbar hat man 
weder bei Faſſung der auf die ZPO. verweiſenden Vorſchriften 
noch bei Schaffung der SS 739 ff. ZPO. in der Novelle von 1898 
an die in Rede ſtehenden Sonderfälle gedacht. 

Dem LG. München wird zunächſt darin beizutreten ſein, 
daß eine im Zivilprozeß nach §739 ZPO. durch⸗ 
zu führende Duldungsklage gegen den Ehemann 
nicht wohl in Frage kommen kann, weder für 
den die Koſtenerſtattung begehrenden ſiegreichen Privatkläger 
noch für den Bußberechtigten noch vollends für die die Geld⸗ 
ſtrafe beitreibende Strafvollſtreckungsbehörde — eine derartige 
zivilprozeſſuale Geltendmachung in rein öffentlich- rechtlicher 
Sphäre erwachſener Anſprüche wäre etwas ſo Syſtemwidriges 
und auch ſo Unpraktiſches und Zweckloſes, daß man dieſer Lö— 
ſung ſchwerlich das Wort reden könnte. 

Andererſeits würde ich es aber auch nicht für vertretbar 
halten, daß der Buß- oder Koſtenerſtattungsberechtigte — wie 
es anſcheinend das LG. München annimmt — in der Lage wäre, 
lediglich auf Grund einer einfachen Ausfer⸗ 
tigung des Strafurteils des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes den 
Gerichtsvollzieher gegen den Ehemann der verurteilten 
Frau zur Vollſtreckung in das eingebrachte Gut oder das güter— 
gemeinſchaftliche Geſamtgut in Marſch zu ſetzen. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung iſt nun einmal in der ZPO. aus guten Gründen 
io geregelt, daß das Vollſtreckungsorgan jeder Prüfung bzgl. 
Schuld und Perſon des Gläubigers und Schuldners dadurch 
überhoben iſt, daß ihm die vollſtreckbare Ausfertigung inſoweit 
bindende Weiſung gibt. Es wäre doch mehr als eigentümlich, 
wenn zwar der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Zivilgerichts einer 
Klauſel bedürfte, nicht aber der im Privatklageverfahren er⸗ 
gangene ſtrafgerichtliche. Die angeführte alte RGEntſch. trifft 
durchaus das Richtige. Es ſchiene mir mit der Regelung der 
ZPO. ſchwerlich vereinbar, wenn der GVollz. etwa von ſich aus 
zu prüfen hätte, ob der ihm vom Koſtengläubiger namhaft ge- 
machte K., der — u. U. von ſeiner Ehefrau getrennt lebende — 
der Ehemann der Schuldnerin Y. iſt, und ob zwiſchen den Ehe- 
gatten z. B. allgemeine Gütergemeinſchaft beſteht. 

Wenn in Sondervorſchriften wie in §8 463, 464 StPO. auf 
die Zwangsvollſtreckungsvorſchriften der ZPO. verwieſen iſt, ſo 
kann das füglich nur dahin verſtanden werden, daß die Vollſtrek⸗ 
kungsorgane der ZPO. tätig zu werden haben — und zwar, 
ebenſo wie ſonſt, legitimiert durch eine mit 
der Vollſtreckungsklauſel verſehene Ausfer- 
tigung der zu vollſtreckenden Entſch. 

Die Duldungsklauſel gegen den Ehemann des geſetzlichen 
Güterſtandes und ebenſo die Leiſtungsklauſel gegen den güter- 
gemeinſchaftlichen Ehegatten find — nur fo kann die Lücke des 
Geſetzes vernünftig ausgefüllt werden — von der die Aus⸗ 
fertigung erteilenden Stelle in entfpre- 
chender Anwendung der 88 727, 730-732 3 PO. aus⸗ 
zuſtellen. Der § 742 ZPO. ſieht dieſen Weg — ſtatt der 
Klage aus 88 739, 740 — für die Fälle vor, wo der fragliche 
Güterſtand erſt nach Rechtshängigkeit eingetreten iſt — d. h., 
praktiſch betrachtet, für Fälle, wo dem Ehemann irgendwelche 
Einwendungen gegen ſeine Duldungs- oder Geſamtgutshaftung 
nicht zu Gebote ſtehen. Das Geſetz begnügt ſich alſo mit der 
ſog. Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel, wo die Rechtslage 
von vornherein ſo klar iſt, daß ein Prozeßverfahren vollauf 
entbehrlich wäre. Derſelbe Grundſatz muß hier gelten: wenn die 
Ehefrau vor oder während der Ehe zu Geldſtrafe, Buße oder 
Koſtenerſtattung durch ſtrafgerichtliche Entſch. verurteilt iſt, fo 
iſt die materielle Rechtslage außer jedem Streit: beim geſetz⸗ 
lichen Güterſtande haftet das eingebrachte Gut mit und bei der 
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Gütergemeinſchaft das Geſamtgut, Einwendungen würde 7 
auf Duldung nach § 739 bzw. auf Leiſtung nach 8 740 belangt 
Ehemann keinesfalls vorbringen können. Die Erteilen 
einer Vollſtreckungsklauſel gegen ihn iſt 55 
daher ſachlich genau ebenſo unbedenklich wie im Falle des Sie 
ZPO. Eine Ausfüllung der Lücke nach dem Vorbilde dieſer 80 z 
ſchrift ſcheint mir daher das Nächſtliegende — jedenfalls wen 
man erwägt, daß als ſonſtige Löſungsmöglichteiten eben NT, 
die ſonderbare Klage auf Duldung bzw. auf Erfüllung der un 
dem Strafurteil erwachſenen Verpflichtungen der Ehefrau 1 
andererſeits das ebenſo ſonderbare Verfahren einer klauſelloſe 
Vollſtreckung gegen den Ehemann in Frage kämen. 


MinR. Dr. Jonas, Berlin, 


| Reichsfinanzhof 


Berichtet von den Senatspräſidenten Arlt und Bodenſtein 
und den Reichsfinanzräten Ott und Sölch Be 
O Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reich 
finanzhofs abgedruckt] 


66. 83 GrErw St.; § 10 RA bg O.; 8 6 84 
An p. Wird eine nach 8 10 R Abg. (86 St An pe. 
für die Beſteuerung unterſtellte Anteilsve 
einigung hinterher verwirklicht, fo kann aue 
dieſem Anlaß eine Beſteuerung nach 83 Gr&rl” 
StG. auch dann nicht erfolgen, wenn die Per 
ſonen vereinigung, zu deren Vermögen Grund, 
ſtücke gehören, weitere Grundſtücke erſt nach de 
Beſteuerung der unterftellten Anteils verein, 
gung erworben hat, ſofern die wirtſchaftlich 
Alleinmacht über alle Anteile zwiſchenze iti“ 
nicht wieder verlorengegangen war. 1) 8 

Die AG. A. ſowie die von ihr beherrſchte Gmbh. 7 
erwarben 1931 ſämtliche Geſchäftsanteile der mit eine 
Kapital von 3 500 000 AM arbeitenden GmbH. C. in W., * 5 
zwar erwarben A. 3450000 AA Anteile und die 20 
50000 RM Anteile. Da zum Vermögen von C. auch in 7, 
belegener Grundbeſitz gehörte, erblickte der für W. zuſtän in, 
Kreisausſchuß S. hierin die Anteilsvereinigung in einer! 15 
und veranlagte demgemäß die AktG. A. aus § 3 Gr&riv gen 
i. Verb. m. § 10 KAHgD. zu einer Grunderwerbſteuer, de 1 
Rechtmäßigkeit durch rechtskräftiges Urt. des Finder. vo 
22. Nov. 1932 beſtätigt wurde. 6 

Durch Vertrag v. 9. Juni 1934 erwarb die Firma 7 
GmbH. unter gleichzeitiger Anderung ihrer Firmenbezeichnn 15 
in Gmb. C. und D. die in H. belegenen Grundſtücke d 
KommGeſ. D. in Liquidation in H. Geſellſchafter von er 
waren AG. A. als perſönlich haftende Geſellſchafterin 1 a 
der GmbH. B. als Kommanditiſtin. Die für diefen Eige 
tumsübergang aus § 1 GrErwStG. ausgelöſte Grunder wen 
ſteuer iſt durch Beſcheid der Grunderwerbſteuerſtelle H. vo 
2. Aug. 1934 erfaßt worden. der 

Am 10. Dez. 1934 erwarb nun AEG. A. von 9. 
Gmbch. B. die reſtlichen 50000 RM Geſchäftsanteile an ® 
Firma GmbH. C. und D. (vorm. C.). die 

Die Abtretung dieſes letzten Zwerganteils nahm 
Grunderwerbſteuerſtelle H. zur Veranlaſſung, um die? un 
A. zur Grunderwerbſteuer heranzuziehen mit der Beg 
dung, daß hier ein Fall des §3 GrErwStch. vorliege. = m 
erſt am 10. Dez. 1934 Habe die tatfächliche Vereinigl 
aller Anteile in einer Hand ftattgefunden, und es ſei * { 
auch erſt jetzt die Beſteuerung aus 83 GrErwStGG. mög ilfe 
Im Jahre 1931 ſei der Erwerb aller Anteile nur mit © 10 
des § 10 RAbgdO. unterſtellt worden, um den en 
von Formen und Geftaltungsmöglichleiten des bürgerliche 
Rechts zu verhüten und demgemäß eine Veranlagung zu 
möglichen. Wäre 1931 dieſe Unterſtellung der Vereinig fr 
nicht erfolgt, dann hätte die Beſchwerdegegnerin gegen on 
Beſteuerung des Grundbeſitzes in W. und H. keinen her 
wand erheben können. Daraus folge die Rechtmäßigkeit. 
durch den angegriffenen Beſcheid v. 14. Mai 1935 feſtgeſeh 


und 
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neuer, die ja lediglich den im Jahre 1931 nicht erfaßten, 
4 erworbenen H.⸗Grundbeſitz heranziehe. 
1 0 Die Beſchwerdegegnerin (Aktch. A beantragte die Frei⸗ 
teilen. Sie machte geltend, daß die Vereinigung aller An⸗ 
er im fteuerlichen Sinne nach dem Urt. des FinGer. be⸗ 
3 1931 ſtattgefunden habe. Die zwiſchenzeitliche Erwerbung 
h ‚terer Grundſtücke durch die Einmanngeſellſchaft habe für 
te ſteuerliche Beurteilung des gegenwärtigen Falles, ſoweit 
de GrErwStcf. in Frage komme, keinerlei Bedeutung. An⸗ 
falls würde man zu dem abſonderlichen Ergebnis ge- 
ſolcgen⸗ daß für die Grundſtücke in W., die wegen bereits er⸗ 
teißter Verſteuerung jetzt ſteuerfrei bleiben müßten, die An⸗ 
ſürspereinigung bereits im Jahre 1931 ſtattgefunden habe, 
In die ſpäter hinzugekommenen Grundſtücke in H. aber die 
ereinigung erſt jetzt ſtattfinde. 
A Nach erfolgloſem Einſpruch hob die Vorentſcheidung des 
die Ger. den Einſpruchs⸗ und Steuerbeſcheid auf und ſtellte 
55 Beſchwerdegegnerin von der Grunderwerbſteuer frei. Hier⸗ 
gegen richtet ſich die RBeſchw. der Steuerſtelle. 
Der RBeſchw. kann nicht ſtattgegeben werden. 
for, Durch den mit notariellem Vertrag v. 10. Dez. 1934 er⸗ 
Gigten Erwerb der Geſchäftsanteile von 50000 RM an der 
09. C. und D. Gmb, (früher C. Gmb.) jeitens der 
15 G. A. ſind alle Anteile der GmbH. C. und B. bürgerlich⸗ 
chtlich in der Hand der AktG. A. vereinigt worden. Da zur 
Jeit dieſes Erwerbes zum Vermögen der GmbH. C. und D. 
6 W. und in H. belegener Grundbeſitz gehörte, iſt nach 8 3 
ErmStG. die Vereinigung der Anteile dem Übergang des 
0 „gentung an dieſem Grundbeſitz gleichzuachten. Da ferner 
Ein Grundbeſitz in W. und der in H. keine wirtſchaftliche 
fi ch beit bildet, fo ſind durch die Anteils vereinigung — für 
aich allein betrachtet — zwei ſelbſtändige Steuerfälle ent⸗ 
Einden, und es wäre ſowohl für den in § 3 unterſtellten. 
in dentumsübergang des Grundbeſitzes in W. als für den 
Mi H. Grunderwerbſteuerpflicht begründet worden (RF. 
f A 191/31 v. 28. April 1931 - Kartei, 8 3 Abt. I Rechts⸗ 
bruch 50 — StW. 1932 Nr. 279). 
lig Es fragt ſich nun, ob und inwieweit die durch die recht⸗ 
a Vereinigung der GmbY.-Anteile in der Hand der AktG. 
du an ſich entftehende Steuerpflicht aus den beiden Grund⸗ 
Altseigentumsübergängen dadurch beeinflußt wird, daß die 
= G. A. ſchon im Jahre 1931 auf Grund von 83 Gr⸗ 
Aber Std. i. Verb. m. § 10 RAbgd. rechtskräftig aus dem 
m gang des Eigentums des Grundbeſitzes in W., der da⸗ 
5 75 allein zum Vermögen der GmbH. gehörte, zur Grund⸗ 
Swerbſtener herangezogen wurde, wobei die damals zuſtändige 
die orſtelle in S. gem. § 10 RAbgO. unterſtellt hat, daß 
8805 AktG. A. ſchon 1931 wirtſchaftlich alle GmbH .⸗Anteile 
Ar erben ſollte, daß der Erwerb der 50000 AN Gmbh.⸗ 
Steile ſeitens der GmbH. B. nur zur Umgehung der nach 
alf GrErwStG. entſtehenden Steuerpflicht geſchah, und daß 
gr ſchon 1931 eine Vereinigung aller GmbY.-Anteile der 
99 60. C. und D. in den Händen der AG. A i. S. des 
ſtattgefunden hat. 
500 Der bürgerlich-rechtliche Erwerb der Geſchäftsanteile von 
jb 00 AM ſeitens der AO. A. v. 10. Dez 1934 kann 
ans alls nicht mehr zu einer Beſteuerung der AktG. A. 
nach dem Eigentumsübergang des Grundbeſitzes in W. 
N) § 3 EmStG. führen. Denn nach der ſtändigen 
99 des RF. liegt kein neuer Steuerfall vor, wenn eine 
Geh § 10 RAbgd. für die Beſteuerung unterſtellte rechtliche 
ſtaltung hinterher verwirklicht wird und die für die Be⸗ 


t 
eterung in Betracht kommenden Verhältniſſe zwiſchenzeitlich 
Ne Anderung erfahren haben (RF H. II A 167/23 = 


15 H. 13, 132 = StW. 1924 Nr. 55; II A 681/24 = R H. 
üer > StW. 1924 Nr 564) Beide Vorausſetungen liegen 
re, unſtreitig vor. Würde alſo auf Grund des bürgerlich⸗ 
Atgelichen Erwerbs der reſtlichen Embed. Anteile durch bie 
Gru A. v. 10. Dez. 1934 der Eigentumsübergang des 
herandbeſitzes in W. noch einmal zur Grunderwerbſteuer 
Vorn gezogen werden, ſo würde ein und derſelbe wirtſchaftliche 
zwegang in der ihm entſprechenden rechtlichen Geſtaltung 
Seca derſelben Steuer unterworfen werden, was aus⸗ 
eſchloſſen iſt. 
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Die im Jahre 1931 auf Grund von § 3 GrErwStG. 
i. Verb. m. § 10 RAbgdo. unterſtellte Anteilsvereinigung der 
Anteile der GmbH. C. und D. in der Hand der At. A. 
ſteht aber auch der Beſteuerung des Eigentumsübergangs des 
Grundbeſitzes der AEG. A. GmbH. in H. an die AktG. A. 
auf Grund der bürgerlich-rechtlichen Anteilsvereinigung vom 
10. Dez. 1934 nach 83 GrErwStcg. entgegen. Nach dieſer 
Geſetzesvorſchrift begründet die Anteilsvereinigung den Steuer⸗ 
tatbeſtand. Werden die Anteile einer ein Grundſtück beſitzen⸗ 
den GmbH. nach den Vorſchriften des bürgerlichen oder 
Handelsrechts in einer Hand vereinigt, ſo begründet dieſe 
Vereinigung die Steuerpflicht des Eigentumsübergangs dieſes 
Grundſtücks auf den Alleininhaber der Anteile. Solange ſich 
in dem Anteilsbeſitz nichts ändert, kann ein Erwerb von 
weiterem Grundbeſitz ſeitens der Einmanugeſellſchaft zu 
keiner weiteren Steuerpflicht nach §3 GrErw StG. führen. 
Hätte alſo im vorliegenden Falle die AEG. A. ſchon im 
Jahre 1931 ſämtliche Geſchäftsanteile der GmbH. C. und D. 
bürgerlich-rechtlich erworben, jo hätte dieſe Anteils 
vereinigung wohl die Beſteuerung des Eigentumsübergangs 
des damaligen Grundbeſitzes der GmbH. in W. zur Folge 
gehabt, eine Beſteuerung des Eigentumsübergangs des im 
Jahre 1934 von der GmbH. erworbenen Grundbeſitzes in H. 
wäre aber nach 83 nicht möglich geweſen, weil eben keine 
neue Anteilsvereinigung ſtattgefunden hat, die Vorausſetzung 
des Tatbeſtandes des § 3 GrErwStß. alſo nicht gegeben iſt. 
Dieſelben ſteuerlichen Wirkungen muß es aber haben, wenn 
die bürgerlich-rechtliche Vereinigung der Anteile einer ein 
Grundſtück beſitzenden GmbH. auf Grund von § 10 RAbgd. 
unterſtellt und von der zuſtändigen Steuerſtelle eine Be⸗ 
ſteuerung des Eigentumsübergangs des Grundbeſitzes auf 
Grund dieſer Unterſtellung vorgenommen worden iſt. Es 
würde den Grundſätzen von Treu und Glauben und dem 81 
St AnpG. widerſprechen, wollte man in dieſem Falle anders 
verfahren, als wenn die At. A. die Anteile ſchon 1931 
bürgerlich⸗rechtlich erworben hätte. 

Das Finder. hat daher mit Recht durch die bürgerlich⸗ 
rechtliche Vereinigung der Geſchäftsanteile der GmbH. C. 
und D. im Jahre 1934 die Vorausſetzungen des $ 3 GrErw⸗ 
SG. nicht für erfüllt angeſehen und die Alt. A. von der 
angeforderten Grunderwerbſteuer freigeſtellt. 

Die RBeſchw. iſt daher als unbegründet zurückzuweiſen. 

(Ro., 2. Sen., Urt. v. 16. Okt. 1936, II A 34/86 S.) 


Anmerkung: 1. Es iſt von folgendem Tatbeſtande aus⸗ 
zugehen: 

a) A. beherrſcht B. 

b) 1931 wird C. leinſchließlich Grundbejig) erworben 
für 3 500 000 AM, und zwar durch A. mit 3450000 24 und 
durch B. mit 50000 At. 

Der Erwerb C. wird gem. § 3 GrErwStG. (Anteils⸗ 
vereinigung) rechtskräftig zur Grunderwerbſteuer veranlagt. 

e) Im Juni 1934 erwirbt C. (unter Firmenänderung 
in C. und D.) die Grundſtücke der Rommel. D. (deren Ge⸗ 
ſellſchafter waren A. und B.). 

Der Vorgang wird gem. § 1 GrErwStG. zur Grund⸗ 
erwerbſtener herangezogen. . 

d) Im Dezember 1934 erwirbt A. die reſtlichen 
50000 AM. Geſchäftsanteile der B. an der Firma C. und D. 
(früher C.). 

e) Frage: 
ſteuerpflichtig? = uf 

2. 83 GrErwSt®. unterwirft die Vereinigung aller Au⸗ 
teile einer Perſonenvereinigung, zu deren Vermögen Grund⸗ 
ſtücke gehören, in der Hand eines Teilhabers der Grund⸗ 
erwerbbeſteuerung. 

Der äußere Tatbeſtand des § 3 GrErwStG. ſcheint er⸗ 
füllt zu ſein, weil durch den Erwerb der reſtlichen Geſchäfts⸗ 
anteile von 50000 AM an der Firma C. und D. durch A. 
und B. die rechtliche Vereinigung aller Anteile bewirkt iſt. 

Allerdings iſt durch den Vorgang b bereits der Erwerb 
der 50 000 e rechtskräftig zur Grunderwerbſteuer veranlagt 
worden. Demgemäß iſt der Vorgang d grunderwerbſteuerfrei, 
wenn man den Vorgang ee zunächſt außer acht läßt. 


97* 


Iſt der Vorgang D. gem. § 3 GrErwStG. 
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Nach ſtändiger Rſpr. des AFTH. und auch nach ein⸗ 
mütiger Auffaſſung des Schrifttums iſt es nämlich aus⸗ 
geſchloſſen, daß ein⸗ und derſelbe wirtſchaftliche Vorgang 
zweimal derſelben Steuer unterworfen wird. Dies wäre aber 
der Fall, wenn der Vorgang b und d jedesmal zur Grund⸗ 
erwerbſteuer erfaßt werden würde; denn der Vorgang d 
vollendet lediglich rechtlich das, was wirtſchaftlich anläßlich 
des Tatbeſtandes b auf Grund des § 3 GrErwStG. bereits 
ſteuerlich unterſtellt iſt. 

Kompliziert wird der Tatbeſtand durch den Vorgang c. 
Hier erwirbt C. wiederum von D. Grundſtücke. Der Fall iſt 
als normaler ſteuerlicher Grunderwerb behandelt worden. In 
einer Beſprechung dieſes Urt. weiſt RFR. Ott (StW. 1936, 
1585) darauf hin, daß die Grundſtücke des Vorgangs e im 
Zeitpunkte der tatſächlichen Vereinigung aller Anteile zum 
Vermögen C. und D. gehörten, während ſie im Zeitpunkt 
der unterſtellten Anteilsvereinigung (Vorgang b) noch nicht 
zum Vermögen C. gehörten. 

Der Riß. nimmt im vorliegenden Falle an, daß der 
Vorgang c keine Veranlaſſung zu einer nochmaligen Grund⸗ 
erwerbbeſteuerung des Falles d geben kann. Wäre nämlich 
im Falle b die Anteilsvereinigung nicht lediglich unterſtellt 
worden, ſondern rechtlich und tatſächlich durchgeführt worden, ſo 
wäre es zu dem Tatbeſtande d überhaupt nicht gekommen. Es 
hätte alſo eine neue Grunderwerbſteuer überhaupt nicht zur 
Veranlagung kommen können. Wenn aber in dem Fall b die 
Anteilsvereinigung gem. § 10 RAbgO. alt (86 StAnpG.) 
unterſtellt worden iſt, muß für die Beurteilung ſpäterer Vor⸗ 
gänge an dieſer Unterſtellung feſtgehalten werden. Eine ſolche 
Auslegung entſpricht auch den Grundſätzen des 81 StAnpG. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß auch die Be⸗ 
ſtimmungen des StAnpG. auf die Grunderwerbſteuer An⸗ 
wendung finden (vgl. auch hierzu Ott: StW. 1935, 704 
65 1286 ff., insbeſondere den Grunderwerbſteuerfall Ziff. 5 

p. 1311). 

Die nie, gibt alſo ein hervorragendes Beiſpiel für 
die Auslegung der Steuergeſetze unter Verückſichtigung ihrer 
wirtſchaftlichen Bedeutung. Jede Begrenzung ſteuerrechtlicher 
Auslegung auf den engſten Tatbeſtand (d) muß zu einer Fehl⸗ 


entſcheidung führen. 
RA. Dr. Dr. Meg ow, Küſtrin. 
* 

67. § 19 Ab ſ. 1N r. 38 Umſ St Durchf Beſt. 1934. Die 
Leiſtungen der Schiffsmakler, die in der 
Vermittlung von Verträgen über den Kauf 
und Verkauf von Seeſchiffen beſtehen, ſind 
der Umſatzſteuer unterworfen. f) 

Nach § 19 Abſ. 1 UmſStdDurchfBeſt. 1934 find eine Reihe 
von „Leiſtungen in einem Seehafenplatz“ von der Umſatzſteuer 
befreit, hierunter nach Nr. 3 auch „die Leiſtungen der Schiffs- 
makler im Seeſchiffsverkehr“. Im vorl. Fall beſteht darüber 
Streit, ob hierzu auch ſolche Leiſtungen der Schiffsmakler ge- 
hören, die in der Vermittlung von Verträgen über den Kauf 
und Verkauf von Schiffen beſtehen. Das Fin A. hat unter Ver⸗ 
neinung dieſer Frage die beſchwerdeführende Firma wegen der 
im Jahre 1935 für ſolche Vermittlungen vereinnahmten Ver⸗ 
gütungen zur Umſatzſteuer herangezogen. Die Berufung der 
Firma iſt zurückgewieſen worden. Auchdie RBeſchw. kann 
keinen Erfolg haben. 

Die erwähnte Vorſchrift befreit nicht die Leiſtungen der 
Schiffsmakler ſchlechthin, ſondern nur die Leiſtungen der Schiffs⸗ 
makler im Seeſchiffsverkehr. Schon aus dieſer Wort⸗ 
faſſung muß geſchloſſen werden, daß Leiſtungen, die in der Ver⸗ 
mittlung von Verträgen über den Kauf und Verkauf von Sec- 
ſchiffen beſtehen, nicht hierunter fallen; denn unter „Seeſchiffs⸗ 
verkehr“ verſteht der Sprachgebrauch den Verkehr, der mittels 
Seeſchiffen als Beförderungsmittel betrieben wird, nicht aber 
auch den Handelsverkehr, der mit Seeſchiffen als Ware betrieben 
wird, wie er unter „Eiſenbahnverkehr“ nur die Beförderung 
mit der Eiſenbahn, aber nicht den Handel mit dem rollenden 
Material begreift. 

Der gleiche Schluß kaun aus der dem § 19 UmſStdurchf⸗ 


Beil. voranſtehenden Überſchrift gezogen werden. Sie lautet 
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von Seeſchiffen gehört aber nicht zum Umſchlagsverkehr. 
BeſchwF. ſelbſt hat in ihrer Einſpruchsbegründung ausgeführe 
der Hauptgrund für die Befreiungsvorſchrift in 8 19 Durchſ d. 
ſei die Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der den 
ſchen Seehäfen. Zur Erreichung dieſes Ziels iſt es nötig, 
Umſchlagsverkehr in den deutſchen Seehafenplätzen ſteuerlich 7 
begünſtigen, um eine Schlechterſtellung gegenüber ausländiſchen 
Seehafenplätzen zu vermeiden. Zum Umſchlagsverkehr aber 900 
hören nur die den Schiffsmaklern eigentümlichen Leiſtungen! 
Seeſchiffsverkehr, das ſind Leiſtungen, die von den Maklern 1 
Namen des Schiffseigentümers (Reeders) im Seeſchiffsverkeht 
z. B. bei Ankunft oder Abfahrt des Schiffs, bei ſeiner Verſorgung 
mit Proviant und Feuerungsmitteln, ſeiner Beladung oder En, 3 
ladung ausgeführt werden. Die Vermittlung auch des Kauf 
und Verkaufs von Seeſchiffen rechnet nach dem angeführten G 
ſetzeszweck nicht zum Umſchlagsverkehr. Y 
Damit ſteht im Einklang, daß die 88 18-20 UmfStDurdl‘ 
Beſt. 1934 „Zu 8 4 Ziff. 2 und 3 des Geſetzes“ erlaſſen sind 
Dieſe Geſetzesſtellen handeln von der Einfuhr und Ausfuhr. 
Ein⸗ und Ausfuhrhandel aber betreffen Beſtimmungen über de 
Warenverkehr mittels Seeſchiffen, regelmäßig nicht ſolche 
über den Verkehr mit Seeſchiffen als Ware. 
Gegenüber dem Einwand der Beſchwg., die Belaſtung den 
deutſchen Schiffsmaklers mit einer Umſatzſteuer würde die Kn 
fer und Verkäufer von Seeſchiffen ausländiſchen Maklern in - 
Hände treiben, hat ſchon die Einſpruchsentſcheidung des Fin 5 
mit Recht hervorgehoben, daß die Prüfung dieſer handelspolitt 
ſchen Zweckmäßigkeitsfrage Sache des Geſetzgebers, nicht den 
Rechtsmittelbehörden iſt. 2 
Es läßt ſich gegen die Belaſtung der Kauf- und Verlaufe 
geſchäfte mit Umſatzſteuer auch nicht einwenden, daß dann keine 
„Leiſtungen der Schiffsmakler im Seeſchiffsverkehr“ mehr übrig 
blieben, die nicht ohnedies nach den übrigen Vorſchriften = 
$19 Abſ. 1 UmſStDurchfBeſt. 1934 umſatzſteuerfrei ſeien. n 
Leiſtungen, die gerade durch § 19 Abſ. 1 Nr. 3 DurchfBeſt. bett, 
iind, verbleiben alle diejenigen Leitungen, die dem Schiffsma 
ler im dargelegten Sinn eigentümlich find. 1 1 
Nach alledem ſind die Leiſtungen der Schiffsmakler, die 5 
der Vermittlung von Verträgen über den Kauf und zerka 
von Seeſchiffen beſtehen, nicht umſatzſteuerfrei. 


(RFH., 5. Sen., Urt. v. 11. Dez. 1936, V A 564/36 8.) 


Anmerkung: Die frühere ſog. Seehafen O. v. 17. ma 
1928 (RGSBl. I, 69) nebſt der Ausf O. v. 17. März 197, 
(RMBl. 164) befreite im weſentlichen die Seehafenſpediten 
nur für die Beförderung des mit Seeſchiffen angekommen 
oder abgehenden Ladeguts und für die damit zuſammenhan 
genden Nebenleiſtungen, die ſich auf dieſes Ladegut bezogen 
inſoweit waren auch die Schiffsmakler den Seehafenſpediten 7 
gleichgeſtellt. Der wirtſchaftliche Grund hierfür lag vor a = 
darin, daß dieſe Firmen an Seehafenplätzen gleichzeitig als 1 
hafenſpediteure und als Schiffsmakler tätig ſind, wie es = 
überhaupt an feſtländiſchen Hafenplätzen kaum Schiffsmalle 
firmen geben dürfte, die ſich ausſchließlich damit beſchäftihen 
den Verkauf von Schiffen zu vermitteln. Nach der bisherige 
Verordnung konnten die Schiffsmakler aber keine Steuerſen. 
heit für ihre engere Tätigkeit als Schiffsmakler beanſpruche“ 
insbeſ. nicht für die Beſorgung von Schiffsraum, für das 1 
und Abmelden der Schiffe bei den Hafen⸗ und Zollbehörde. 
für das Beſtellen und Entlohnen der Lotſen und Stauer, * 
das Verholen der Seeſchiffe und ſchließlich auch nicht für 
Vermittlung von Schiffsverkäufen. In richtiger Erkenntnis, den 
mit der bisherigen SeehafenVO. den in Frage kommend! 
Firmen nicht diejenigen Erleichterungen gewährt wurde en 0 
mit Rückſicht auf den ausländiſchen Wettbewerb erforde 11 
waren, geht § 19 DurchfBeſt. vom UmfSt&. 1934 in bie 
Ziff. 3 weiter als die bisherige SeehafenV O. und befreit hr. 
Schiffsmakler für ſämtliche Leiftungen im Seeſchiffsverger, 
Nach der Verkehrsauffaſſung iſt unter Seeſchiffsverkehr ein 
kehr im Rahmen des Betriebes der Seeſchiffahrt zu verſte). 
und nicht etwa ein Handelsverkehr, der den Verkauf von igt 
ſchiffen ſelbſt zum Gegenſtande hat. Dies wird auch beit 
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durch die Überſchrift „Umſchlagsverkehr in Seehafenplätzen“, 
welche die Entſch. mit Recht zur Begründung heranzieht. Gegen⸗ 
Uber dieſem klaren Wortlaut des Geſetzes und gegenüber der 
baftſache, daß durch § 19 DurchfBeſt. den Schiffsmaklern ein 
beſtimmt umgrenzter Kreis weiterer Steuerbefreiungen zugebil⸗ 
igt wurde, war der Steuerrichter gezwungen, von einer allzu 
ausdehnenden Auslegung der Geſetzesbeſtimmungen abzuſehen. 
Soweit man für eine weitergehende Auslegung geſunde wirt⸗ 
ſchaftliche Erwägungen hätte heranziehen wollen, war dem⸗ 
gegenüber zu bedenken, daß derartige Erwägungen in keiner 
Weiſe in den neuen geſetzlichen Beſtimmungen ihren Ausdruck 
gefunden hatten. Für das geltende Recht iſt daher der Entſch. 
zuzuſtimmen. 


Anders iſt allerdings die wirtſchaftliche Beurteilung der 
Sachlage, wenn man eine künftige Geſetzgebung oder eine Über- 
arbeitung der geſetzlichen Beſtimmungen zu erwägen hätte: die 
Seehafen O. und § 19 DurchfBeſt. beruhen auf der wirtſchaft⸗ 
chen Erwägung, daß die Wettbewerbsfähigkeit der deutſchen 
deehäfen gegenüber ausländiſchen Plätzen nicht erſchwert wer⸗ 
en darf (vgl. Erläuterungsbuch von Beck S. 115/116). Hier⸗ 
nach muß im Intereſſe der deutſchen Volkswirtſchaft alles ge⸗ 
dan werden, um die deutſchen Seehäfen in ihrer Wettbewerbs- 
ähigkeit zu unterſtützen und um zu verhindern, daß die Ge— 

häfte der an dem Wettbewerb beteiligten deutſchen Firmen 
nicht nach ausländiſchen Häfen abwandern. Beck (vgl. a. a. O.) 
etont vor allem, daß die Ein- und Ausfuhr und der Um⸗ 

Aagsverkehr den deutſchen Seehäfen erhalten bleiben müſſen. 
Dieſer Gedanke hat auch im Geſetz feinen vollen Ausdruck ge⸗ 
denden und iſt auch von der Entſch. entſprechend gewürdigt wor⸗ 
ie Hingegen empfiehlt es ſich, einmal den Umfang der Ge- 
chäfte einer Schiffsmaklerfirma näher zu würdigen: Ein gro- 
er Teil der Schiffsmaklerfirmen befaßt ſich, wie ſchon oben aus⸗ 
geführt, mit allen erdenklichen Leiſtungen auf dem Gebiete des 
Seeſchiffsverkebrs und bearbeitet gleichzeitig — wenn auch ſel⸗ 
zen dem Arbeitsumfange nach überwiegend — die Vermittlung 
bes Seeſchiffsverkaufs. Andererſeits bringt es aber die Geſchäfts⸗ 
organiſation einer Schiffsmaklerfirma in vielen Fällen mit ſich, 
59 der Geſchäftsgrundlage eine weſentliche Stütze entzogen ſein 
Dürde, wenn der Geſchäftszweig „Vermittlung von Schiffsver⸗ 
aufen“ ausfallen würde. Hinzukommt, daß dieſer Geſchäfts⸗ 
zweig mit beſonders hohen Speſen belaſtet iſt, die immer nur 
ON Fall zu Fall wieder hereinkommen; bekanntlich pflegt der 

aller bei einer großen Anzahl von bearbeiteten Verkaufs- 
Möglichkeiten nicht zu einem Enderfolg zu kommen, jo daß er 
is in den Fällen eines tatſächlich erzielten Verkaufes für ſeine 
rigen Speſen und Unkoſten ſchadlos halten muß. Abgejehen 
mervon ſind auch die meiſten Schiffsmaklerangeſtellten, die ſich 
M dem Vermitteln des Seeſchiffsverkaufs befaſſen, gleichzeitig 
mit den Leiſtungen der Schiffsmakler im Seeſchiffsverkehr ſel⸗ 
ber beſchäftigt. Daher würde die Wettbewerbsfähigkeit der deut⸗ 
ſchen Seehäfen mittelbar den gleichen Schaden erleiden, wenn 
eiwa ſtatt des Umſchlagverkehrs die Vermittlung von Seeſchiffs⸗ 
ist dauſen nach ausländiſchen Plätzen abwandern würde; leider 
U dies zu einem gewiſſen Teil ſchon geſchehen. Da hierdurch die 
ettbewerbsfähigkeit der ganzen Schiffsmaklerfirma erſchwert 
; wirkt ſich der ausländiſche Wettbewerb auch hier in 
ürſächlichem Zuſammenhange auf eine Erſchwerung des Um⸗ 
dlagverkehrs in Seehäfenplätzen aus, da es eben die Geſchäfts⸗ 
„Hanifation dieſer Schiffsmaklerfirmen mit ſich bringt, daß die 
u von allen ihren Geſchäftszweigen gleichzeitig leben 
leu und da ſie es ſich nicht leiſten kann, einen bisher gepfleg⸗ 
N Geſchäftszweig wegen mangelnder Wettbewerbsfähigkeit 
degenuber dem Auslande aufzugeben. Mit Recht betont hierzu 
as Erläuterungsbuch Beck (a. a. O.), daß ausländiſche See⸗ 
aulenptäge, wie z. B. Rotterdam oder Antwerpen, für die in 


ſindde kommenden Leiſtungen mit keiner Umſatzſteuer belaſtet 


8 Wenn man nun erwägt, daß die Betätigung des deutſchen 
ſeidiffsmaklers aus den eben dargelegten Gründen in keinem 
98 50 Geſchäftszweige gegenüber dem ausländiſchen Wettbewerb 
derſchlechtert werden darf, ſo muß man auch die Geſichtspunkte 
lun Seehafen“ O. und des 8 19 DurchſBeſt. auf die Vermitt- 

ug von Seeſchiffsverkäufen anwenden: Wer irgendwo in der 
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Welt ein Seeſchiff kaufen will, dem ſteht der ganze Weltſchiffs⸗ 
markt offen; er kann dabei einen niederländiſchen, einen eng⸗ 
liſchen, aber auch einen deutſchen Schiffsmakler beauftragen. 
Ebenſo kann ſich der deutſche Schiffsmakler in ſolche Kaufver⸗ 
mittlungen einſchalten, welche ausländiſche Seeſchiffe betreffen. 
Eine jede derartige Leiſtung des deutſchen Schiffsmaklers er⸗ 
bringt Deviſen, und vor allem ſog. Leiſtungsdeviſen, d. h. 
ſolche, deren Erbringen mit keinem oder verhältnismäßig gerin⸗ 
gem Aufwand an Werbungsdeviſen verknüpft iſt. Jede Sonder⸗ 
belaſtung des deutſchen Schiffsmaklers aber, die ihn dem aus⸗ 
ländiſchen Wettbewerb gegenüber ſchlechter ſtellt, erſchwert dieſe 
Wettbewerbsfähigkeit. Hinzukommt, daß denjenigen deutſchen 
Schiffsmakleru, die ſich, wie z. B. in Hamburg und Bremen, 
vor allem mit der Vertretung auslandiſcher Reedereien befaſ⸗ 
ſen, die Werbungskoſten in inlandsdeutſchen Reichsmark ent⸗ 
ſtehen, während der größte Teil der Einnahmen in abgewer⸗ 
teten Deviſen eingeht, ſo daß ſich hier und da die Deviſen 
bringende Tätigkeit als Verluſtgeſchäft, auf jeden Fall aber 
weniger Gewinn bringend als das Inlandsgeſchäft erweiſt. 

Gemäß § 1 StAnp®. ift bei der Auslegung der Steuer⸗ 
geſetze nach nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung die wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung der Steuergeſetze zu berückſichtigen, d. h. die 
wirtſchaftliche Bedeutung i. S. des Gemeinnutzes, alſo die 
volkswirtſchaftliche Bedeutung. Leider hat aber im 
vorl. Falle der klare Wortlaut und die eindeutige Rechtsent⸗ 
wicklung der ſchon unter der nationalſozialiſtiſchen Steuer⸗ 
geſetzgebung ergangenen Vorſchriften dem RFH. keine Möglich⸗ 
keit gegeben, eine Auslegung vorzunehmen, die dem klaren 
Wortlaute der Geſetzesbeſtimmungen und ihrer Entwicklungs 
geſchichte widerſprochen hätte. Wenn man ſich über klare ein⸗ 
deutige Geſetzesbeſtimmungen, die ſchon unter dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staate ergangen ſind, im Wege der „Auslegung“ 
hinwegſetzen wollte, weil vielleicht dadurch dem einen oder 
anderen volkswirtſchaftlichen Zwecke beſſer gedient wäre, dann 
würde der §1 StAnp®. dazu mißbraucht werden können, der 
ſorgſam durchdachten Geſetzgebung des Dritten Reiches Gewalt 
anzutun. Mit Recht betont daher die Entſch., daß die Prüfung 
derartiger allgemeiner volkswirtſchaftlicher Zweckmäßigkeitsfra⸗ 
gen 855 des Geſetzgebers und nicht der Rechtsmittelbehör⸗ 
den iſt. 


RA. Dr. Alber. D. Dieckhoff, Hamburg. 


* 


x 68. § 10 A bſ. 1, 2a, $ 9 A bſ. 2 Ziff. 1 Anhalt. 
GewStG. v. 19. April 1933 (Anhalt. G S. 35). Auch 
Spareinlagen können bei einer Genoſſenſchafts⸗ 
bank zur dauernden Verſtärkung des Betriebs⸗ 
kapitals dienen und daher grundſätzlich dem Be⸗ 
triebskapital zugerechnet werden. 


Die Stpfl. iſt eine Genoſſenſchaftsbank, deren Aufgabe iſt: 
1. Ausführung aller in das Bankfach einſchlagenden Geſchäfte 

für die Mitglieder, 

2. Annahme von Spareinlagen und anderen Geldern zur Ver⸗ 
zinſung und Führung von Scheckkonten, auch von Nicht- 
mitgliedern, 

3. individuelle Beratung und Auskunftsberatung in allen wirt⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. 

Bei der Heranziehung der Stpfl. zur anhalt. GewSt. 
1935 hat das Fin A. in der Einſpruchsentſcheidung bei der 
Feſtſtellung des Gewerbekapitals Spareinlagen im Betrage 
von 100 000 RM, welche mit einer Kündigungsfriſt von über 
drei Monaten angelegt waren, gem. § 10 Abſ. 2a Anhalt. 
GewStG. dem Gewerbekapital zugeſetzt und den Gewerbeertrag 
um die Zinſen, welche auf dieſe Spareinlagen entfallen ſind, 
entſprechend erhöht. 

Das BG. hat die Berufung zurückgewieſen. 

Die RBeſchw. der Stpfl. iſt begründet. 

§ 10 Abſ. 1 Anhalt. GewStG. i. d. Faſſ. v. 19. April 
1933 (Anhalt. GS. 35) verſteht unter Gewerbekapital das 
Betriebsvermögen im Sinne des RBewG., ſoweit es dem 
gewerbeſteuerpflichtigen Betriebe dauernd gewidmet iſt, mit 
Ausnahme des Wertes der Grundſtücke und der Gebäude. 
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§ 10 Abſ. 2a beſtimmt weiter, daß hinzuzufügen find die 
Schulden, die bei der Feſtſetzung des Einheitswerts in Abzug 
gebracht ſind, ſoweit ſie behufs Anlage oder Erweiterung des 
Geſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals oder ſonſtiger Ver⸗ 
beſſerungen aufgenommen ſind. Entſprechend werden bei der 
Feſtſetzung des Gewerbeertrags die Zinſen für dieſe Schulden 
nicht abgezogen, ſondern hinzugerechnet (8 9 Abſ. 1 Ziff. 1). 

Die Auffaſſung des BG., daß die Grundſätze des Urteils 
Re H. 38, 277 im vorl. Falle angewandt werden könnten, iſt 
auf den erſten Blick nicht bedenkenfrei. Das Urteil iſt zu § 11 
Abſ. 1 Ziff. 1 GewStRahmench. ergangen. Nach dieſer Vor⸗ 
ichrift werden die Zinſen für die nicht aus laufenden. 
Verbindlichkeiten beſtehenden Schulden, Renten und dauernden 
Laſten ... bei der Feſtſtellung des Ertrags nicht abgerechnet, 
ſondern hinzugerechnet. Trotz dieſer weſentlich anderen Faſſung 
der Vorſchrift iſt aber ihr ſachlicher Inhalt kaum ein anderer 
als im Falle des § 10 Abf. 2a Anhalt. GewStG. 5 10 Abſ. 1 
Anhalt. GewStG. hat zur grundlegenden Vorausſetzung für 
den Begriff des Gewerbekapitals, daß das Betriebsvermögen 
dem Betriebe dauernd gewidmet ſein muß. Wenn nach 810 
Abſ. 2a nur ſolche Schulden dem Gewerbekapital hinzu⸗ 
zuſetzen ſind, die behufs Anlage und Erweiterung des &e- 
ſchäfts, Verſtärkung des Betriebskapitals oder ſonſtiger Ver⸗ 
beſſerungen aufgenommen find, fo ift hierbei auch Voraus⸗ 
ſetzung, daß es ſich um die Anſchaffung von Dauerwerten 
handelt. Bei richtiger Finanzgebarung ſind erfahrungsgemäß 
die zu ſolchen Zwecken aufgenommenen Schulden in der Regel 
Dauerſchulden. Im Urt. IV A 53/35 v. 23. Okl. 1935: RF H. 
38, 277 RStBl. 1936, 411 = Mrozeks Kartei, Rechts⸗ 
ſpruch 1 zu § 10 Abſ. 1 Ziff. 1 GewStRahmenG. 1935, tft 
deshalb bereits darauf hingewieſen worden, daß im Einzelfall 
bei beiden Faſſungen ſich die gleiche Löſung ergebe. 

Zutreffend geht zunächſt die Vorinſtanz davon aus, daß 
Spareinlagen ebenſogut Dauerſchulden für die Stpfl. fein 
können wie andere Schulden. Allerdings ſteht dieſe Auffaſſung 
im Widerſpruch mit der ſtändigen Rſpr. des PrO Vc., das bei 
im weſentlichen gleicher Geſetzeslage grundſätzlich Spareinlagen 
von Genoſſenſchaftsbanken gem. §5 Abſ. 2 a und 8 6 Abſ. 2a 
Preuß. GewSt VO. nicht dem Gewerbekapital zugerechnet hat 
(ſiehe z. B. PrOVG. v. 2. Juni 1928: R. u. PrVerwBl. 1928, 
1028 und v. 30. Sept. 1930: R.- u. PrVerwBl. 1931, 536). 
Die Rſpr. des OVG. geht auf die grundlegende Entf. vom 
25. Okt. 1894 (OVG. i. StStS. 3, 298) zurück, in der unter 
Hinweis auf die Entſtehungsgeſchichte des Preuß. GewStG. 
v. 24. Juni 1891 und die Beweggründe, welche die Sparer 
zur Einzahlung ihrer Einlagen veranlaßt haben, der Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt iſt, daß Spareinlagen grundſätzlich dem Anlage- 
und Betriebskapital nicht zugerechnet werden können. 

Der RF. vermag ſich gleichfalls nicht der Auffaſſung 
des OVG. anzuſchließen. Zunächſt kann die Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Preuß. GewStG. v. 24. Juni 1891, das unter 
ganz anderen, mit heute nicht mehr vergleichbaren Zeitverhält⸗ 
niſſen entſtanden iſt, keine maßgebende Bedeutung mehr haben 
(8S 1 StAnpG.). Der erk. Sen. kann aber auch dem OVG. 
darin nicht folgen, daß den Beweggründen der Spareinleger, 
wie ſich namentlich aus der Entſch. v. 2. Juni 1928 ergibt, 
entſcheidende Bedeutung beizulegen iſt. Bei der Entſcheidung 
der Frage, was zum dauernden Betriebskapital eines Unter⸗ 
nehmens gehört, kann es nicht darauf ankommen, was ſich 
der Einleger der Spareinlagen hierbei gedacht hat. Das würde 
der wirklichen Sachlage nicht gerecht werden. Was dauerndes 
Betriebskapital iſt, muß in erſter Linie nach dem tatſächlichen 
Verhältnis des Unternehmens ſelbſt, dem das Betriebskapital 
dient, beurteilt werden. Entſcheidend iſt, ob durch die auf⸗ 
genommenen Schulden eine dauernde Vermehrung der Be⸗ 
triebsmittel und damit eine dauernde Verſtärkung des Betriebs⸗ 
kapitals eingetreten iſt. Dies muß auch für Sparkaſſen von 
Genoſſenſchaften gelten, da hierfür eine abweichende Beurtei⸗ 
lung im Geſetze nicht vorgeſehen iſt. Dieſe Auffaſſung dürfte 
auch allein dem Zweck der GewSt. und insbeſ. dem Sinn der 
Hinzurechnung der Dauerſchulden zum Gewerbekapital ent⸗ 
ſprechen. Die GewSt. ſoll nämlich in erſter Linie den Ge⸗ 
meinden einen Ausgleich für die Laſten bieten, welche ihr die 


Gewerbebetriebe auf den verſchiedenen Gebieten des Gemeinde 
haushalt verurſachen. Sie will daher als Objekt ſten 

die Gewerbebetriebe gleichen Umfangs möglichſt gleich we 
befteuern, weil dieſe Betriebe auch den Gemeinden erfahrung?” 
gemäß gleich hohe Laſten verurſachen. Umfang und © des 
eines Betriebs wird aber nun nicht allein durch die Höhe diz 
Eigenkapitals, ſondern auch durch die des Fremd lapitas 
bedingt, mit dem der Betrieb dauernd arbeitet. Ein NZ 
nehmen, das z. B. in der Hauptſache mit Fremdkap 

arbeitet, wird nach Größe und Umfang ſich kaum von eile 
Konkurrenzunternehmen unterſcheiden, das im weſentlichen Be! 
Eigenkapital arbeitet. Das Gebot der ſteuerlichen Gleichmele 
keit verlangt dann aber auch die gleiche Behandlung bei an 
GewSt. Aus welchen Quellen das Fremdkapital kommt, 15 5 
bei der Beurteilung der Frage, ob es der dauernden enn 
ſtärkung des Betriebskapitals dient, nicht entſcheidend 21 
(vgl. auch § 8 Ziff. 1 GewStG. v. 1. Dez. 1936 (Nh Bl. 
979]: „Zinſen für Schulden, die ... der nicht nur vorbei 
gehenden Verſtärkung des Betriebskapitals dienen“). Es 1 
deshalb grundſätzlich unerheblich, ob ſich die Stcßfl. bas > 
ihrem Betrieb erforderliche dauernde Vetriebskapital in 0 15 
von Spareinlagen aus einem möglichſt großen Sparertne 
oder z. B. in Form eines Darlehens verſchafft hat. Eniſche 

dend iſt bei den Einlagen ebenſo wie bei jeder anderen Sa 1 
ob fie den Charakter einer Dauerſchuld getragen haben. Ot 
Prüfung dieſer Frage kann es nun allerdings nicht d diefe 
ankommen, bei jeder einzelnen Einlage feſtzuſtellen, ob 75 
Vorausſetzungen zutreffen. Namentlich kann auch nich erden 


bei jeder einzelnen Einlage nachzuweiſen, wie die Sd 1 
die Einlage praktiſch in ihrem Betrieb verwandt hat. = G5 
Feſtſtellung würde in den meiſten Fallen unmöglich ſen me 


Einlagebeſtand die Stpfl. dauernd rechnen konnte. n 
feſte Einlagebeſtand wird grundfäglich als Dauerſchuld 97, 
können, deren Gegenwert der dauernden Verſtärkung de⸗ im 
lage⸗ und Betriebskapitals gedient hat. Eine Feſtſtellung am 
Weg einer vorſichtigen Schätzung wird hierbei durchau un 
Platze ſein. Nicht maßgebend iſt alſo, welche Art von wal. 
digungsfriſt für die einzelnen Einlagen ausbedunge m „uf 
Daß bei ausbedungener kurzer Kündigungsfriſt eine © aller 
im gewerbeſteuerlichen Sinn trotzdem einen Dauerchar 
haben kann, iſt im Urteil des RF H. 38, 277 näher ausgeſl 


Das BG. hat ſich mit den vorſtehenden Grundſäß 
ſoweit in Widerſpruch geſetzt, als es die Spareinlagen MI 
Kündigungsfrifſt von mehr als drei Monaten dem 
kapital zugerechnet hat. Es mag allerdings manches wer 
ſprechen, daß in erſter Linie gerade die Spareinlagen mi pft 
Kündigungsfriſt von mehr als drei Monaten bei der 9 fir 
ſtehengeblieben ſind und den Charakter einer Dauerſchul find 
die Stpfl. angenommen haben. Nähere Anhaltspunkte nicht 
hierfür aber vom BG. nicht dargetan. Es iſt vielmehr iner 
ausgeſchloſſen, daß auch von dem Einlagebeſtand mit el⸗ 
Kündigungsfriſt von mehr als drei Monaten ein Tei 
mäßig zur Abhebung kommt und inſoweit nicht den Ch sog 
einer Dauerſchuld hat. Andererſeits iſt es natürlich eben! ren 
möglich, daß auch ein Teil der Einlagen mit einer Dauer- 
Kündigungsfriſt ſtehenbleibt und den Charakter einer * 
ſchuld für die Stpfl. annimmt. ie 

e 


i 
Das BU. war daher aufzuheben. Die nicht ſpeucheſc 
Sache mußte an die Vorinſtanz zurückverwieſen werden, 1 in 
im Sinn vorſtehender Ausführungen nachzuprüfen, enter 
welchem Umfang der Einlagebeftand der StPil. den 1 vert 
einer Dauerſchuld für ſie angenommen hat, deren Gege Ver⸗ 
ihr zur dauernden Verſtärkung ihres Betriebskapitals zur 
fügung geſtanden hat. 
(RF H., 4. Sen., Urt. v. 18. Dez. 1936, IVA 105/36 8.) 


fi 
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Reichsverſicherungsamt 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
s Kerſting, Berlin 
* . 
[ Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt! 
0 Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt] 


0 69. Der überlebende Ehegatte, der gemäß 
313 A b ſ. 4 RVO. die Mitgliedſchaft fortſetzt, 
, wenn die Krankheit ihn arbeitsunfähig 
kracht, Anſpruch auf Krankengeld, auch wenn 
durch die Erkrankung keinen Ausfall an 
Lohn erleidet. 


% Nach 8313 Abſ. 4 RBO. jest der überlebende Ehegatte die 
ji erſicherung wie ein Mitglied fort. Er tritt in die volle ber- 
höherungsrechtliche Stellung ein, die der Verſtorbene gehabt hat. 
thin ſetzt die Witwe nicht ihre verſicherungsrechtlichen An⸗ 
brüche aus der Familienhilfe fort, ſondern ſie wird ſelbſt voll 
zerechtigtes und voll verpflichtetes Mitglied der Krankenkaſſe. 
Fer Krankengeldanſpruch der Witwe iſt ſonach nicht anders zu 
ſepandeln als der anderer Verſicherter der geſetzlichen Kran⸗ 
un etficherung. Dort jest der Anſpruch auf Krankengeld Iedig- 
64 voraus, daß Krankheit den Verſicherten arbeitsunfähig macht 
82 Abſ. 1 Nr. 2 RWO). Daß dieſe Arbeitsunfähigkeit zu- 
a) einen Verdienſtausfall herbeiführt, wird zwar — beſon⸗ 
Br bei der Mehrzahl der Pflichtverſicherten — meiſt der Fall 
ser wird aber vom Geſetz nicht zur Vorausſetzung der Ent⸗ 
‚ung des Anſpruchs gemacht. Sollte die Gruppe von Ver⸗ 

erten, deren Krankenverſicherung die RVO. unabhängig vom 
Jorliegen eines Entgelts ausdrücklich zuläßt, — ſei es in der 
Form der Selbſtverſicherung (88 176 ff. RBO.) oder einer der 
nen der Weiterverſicherung ($313 RVO.) — von einem 
29 ſentlichen geſetzlichen Anſpruch ausgeſchloſſen werden, hätte 
8 einer ausdrücklichen geſetzlichen Regelung bedurft. Eine ſolche 
teroſchrift iſt nicht getroffen worden. Auch die freiwillig Wei⸗ 
R verſicherten haben daher Anſpruch auf Krankengeld (vgl. auch 
An a Anm. von Mitgliedern des RVA. II, 2. Aufl., S. 98 


(RVerſA., 1. Rev Sen., Urt. v. 19. Nov. 1936, IIa K 31/86 1.) 
K. 


N 
N 


* 


5 

O 70. § 453 RVO. Die Geltendmachung des der 

baankenkaſſe gegenüber dem Gemeindever⸗ 

Arbdzuſtehenden Anſpruchs auf Zahlung der 

fich eitgeberbeitragsteile zur Krankenver⸗ 

an erung der unſtändig Beſchäftigten iſt nicht 
eine Ausſchlußfriſt gebunden 


Van Verſel, BeſchlSen. der Abt. für Kranken⸗ und InsvVerſ., 
ſchl. v. 4. Nov. 1936, II K 72/36 BS.) [K.] 


* 


ne O. 71. 8 1274 Uhl. 5 RVO, wonach das Ruben 

die en einer Unfallrente er ſt eintritt, wenn 

Ne tatſächlich gewährt wird, iſt dann nicht 

ke zuwenden, wenn die Unfallrente rückwir⸗ 
nd erhöht wird. 


Sin Die Vorſchrift des $ 1274 Abſ. 5 a. a. O. will nach ihrem, 


an und Wortlaut nur diejenigen Fälle treffen, in denen ein 
Na „berechtigter erſtmals die Unfallrente ausbezahlt erhält. 
vechü dem Willen des Geſetzgebers ſoll durch dieſe Vorſchrift 
ei et werden, daß das Ruhen einer Rente wegen des gleich⸗ 

erſich⸗ Anſpruchs auf eine Unfallrente bereits eintritt, che der 
5 icherte überhaupt in den Genuß einer Leiſtung aus der 
beſſalverſicherung gelangt iſt. Infolge dieſer beſonderen Zweck⸗ 
auc mung kann die Anwendbarkeit des § 1274 Abſ. 5 nicht 
lärhr; auf ſolche Fälle erſtreckt werden, in denen nach der tat- 


eint chen Gewährung der Unfallrente eine Erhöhung derſelben 
ritt. So hat das RVerſA. bereits in der Entſch. v. 28. Nov. 


. 


Rechtſprechung 


775 


1935, III a Kn 518/34, zu dem inhaltlich gleichlautenden Abſ. 4 
des § 10 Abſchn. 1 Kap. V Teil 1 der 4. NotVO. v. 8. Dez. 
1931, ſowie in der Entſch. v. 23. April 1936, III a Kn 478/35, 
zu der gleichlautenden Vorſchrift des § 107 Abſ. 3 RKnappſchG. 
a. F. ausgeſprochen, daß der in dieſen Vorſchriften enthaltene 
Grundſatz dann nicht anzuwenden ſei, wenn eine bereits ge⸗ 
währte Unfallrente nachträglich erhöht werde, da der Berech- 
tigte in dieſem Falle ſchon bisher Leiſtungen aus der Unfall- 
verſicherung ausbezahlt erhalte. Es müſſe vielmehr in einem 
ſolchen Falle der für das Ruhen ſonſt allgemein geltende Grund⸗ 
ſatz Anwendung finden, daß das Ruhen in dem Zeitpunkt ein⸗ 
tritt, in dem ein Anſpruch auf die anderweite Rentenleiſtung 
hier die erhöhte Unfallrente) beſteht. 


(RVerſA., 6. RevSen. [KnappſchSen.], Urt. v. 30. Okt. 1936, 
III a Kn 1072/5 2.) [K.] 
* 


72. 8 1274 A b ſ. 5 RVO. Auch eine erſt nach 
dem Zeitpunkt der erſten Zahlung der Un⸗ 
fallrente feſtgeſetzte Invalidenrente darf 
erſt von dieſem Zeitpunkt ab zum Ruhen ge⸗ 
bracht werden, iſt alſo, wenn ſie für eine 
davor liegende Zeit feſtgeſetzt wird, für 
dieſe Zeit zu zahlen. Die Gründe der Entſch. 
4884 (ANachrfRVerſ. 1935, IV 250 = Eu M. 38, 53 
Nr. 17 = J W. 1935, 2994 bs ſtehen nicht entgegen. 


(RVerſA., 3. RevSen. [KnappſchSen.], Urt. v. 10. Juli 1936, 
III a Kn 1165/35 8.) [K.] 


* 


O 73. 88 1371, 15441 A bſ. 3 Ziff. 1 RVO. Werden 
freiwillige Beiträge zur Invalidenverſiche⸗ 
rung (ohne Wanderverſicherung!) von einem 
Verſicherten nach ſeinem Ausſcheiden aus der 
Pflichtverſicherung bei der Reichsknappſchaft 
entgegen der Vorſchrift des $ 1371 RVO. an 
eine LVerſAnſt. entrichtet, jo iſt zur Ertei⸗ 
lung eines Rentenbeſcheides die betreffende 
Bezirksknappſchaft jedenfalls dann zuſtän⸗ 
dig, wenn ihr die freiwilligen Beiträge von 
der LVerſAnſt. überwieſen find. 


(RVerſA., 2. RevSen. [KnappſchSen.], Urt. v. 21. Okt. 1936, 
IIIa Kn 114/36 2). [K.] 


* 


O 74. Die Beiträge eines unſtändigen Mit⸗ 
gliedes eines ehemaligen Knappſchaftsver⸗ 
eins find Beiträge zur knappſchaftlichen Pen⸗ 
ſionsverſicherung i. S. des 8 15441 A bſ. 1 Nr. 3 
RVO. 


(RVerſA., 6. Rev Sen. [Knappſch Sen.], Urt. v. 23. Okt. 1936, 
IIIa Kn 99/36 8.) [K.] 


* 


4 0 75. Nach 8 1681 R V O. i. Verb. m. 5 1 A bſ. 2 
Not O. v. 23. Juni 1933 (RG Bl. I, 397) darf als 
Gutachter nicht ein Arzt benannt werden, 
der nicht die Reichsangehörigkeit beſitzt (8 1 
Ab. 2 VO. über die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit v. 5. Febr. 1934 (RG Bl. I. 85). Von dieſem 
Grundſatz kann auch für diejenigen Verſi⸗ 
cherten, die vor deutſchen Gerichten Recht 
ſuchen, aber eine ausländiſche Staatsange⸗ 
hörigkeit beſitzen, keine Ausnahme gemacht 
werden. Denn 5 1681 RVO. iſt als Ausnahme⸗ 
vorſchrift grundſätzlich eng auszulegen. Daran 
wird auch durch den deutſch⸗polniſchen Ver⸗ 
trag über Sozialverſicherung v. 11. Juni 1931 
(RG Bl. 1933 II, 645) nichts geändert. 

(RBerfA., 3. RevSen. [KnappſchSen.], Urt. v. 18. Juni 1936, 
IITa Kn 669/34 3.) Kn.) 


— 


776 


Rechtſprechung 


** ) 76. S 28 Ab. 1 Ziff. 2 RKnappſchG. Die 
Pflichtverſicherung eines Angeſtellten in der 
knappſchaftlichen Penſionsverſicherung wird 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß er berufs⸗ 
unfähig i. S. des § 36 Abſ. 1 und 2 RKnappſch G. 
i. Ver b. m. §§ 26, 27 Ang Verſ G., SS 34, 35 RK napp⸗ 
ſch G. iſt; dies gilt auch, wenn er ein Ruhegeld 
bezieht. 

Die Faſſung des § 28 Abſ. 1 RKnappſchc g. kann zu der 
Anſicht verleiten, daß auch nach geltendem Recht, entſprechend 
der Regelung des § 49 RKnappſchcG. a. F., nur ſolche Ange⸗ 
ſtellte in der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung pflichtver⸗ 
ſichert find, „die der Verſicherungspflicht nach dem Ang Verſc. 
unterliegen“, alſo nicht die nach §8 13 AngBerj®. verſicherungs⸗ 
freien Perſonen. Es würde indeſſen der Wortfaſſung des § 28 
Abſ. 1 RKnappſchG. eine zu weitgehende Bedeutung beigemeſſen 
werden, wollte man im § 28 Abſ. 1 Nr. 2 a. a. O. die abſchlie⸗ 
ßende Regelung auch der Frage der Verſicherungsfreiheit ſehen. 
Dagegen ſpricht ſchon, daß die Frage der Verſicherungsfreiheit 
und der Befreiung von der Verſicherungspflicht nunmehr im 
§ 29 eine beſondere Regelung gefunden hat. Im übrigen be- 
trifft die Unterſcheidung in den Nr. 1 und 2 des § 28 Abſ. 1 
nur die Frage, welche von den knappſchaftlich verſicherten „Ar⸗ 
beitnehmern“ der Arbeiterpenſionskaſſe und welche der Ange⸗ 
ſtelltenpenſionskaſſe angehören. Daß durch § 28 Abſ. 1 Nr. 2 
a. a. O. die Frage der Verſicherungsfreiheit nicht entſchieden 
werden ſollte, ergibt ſich auch daraus, daß im § 29 Abſ. 1 a. 
a. O. unter anderem auch auf den § 12 Nr. 4 AngBerj®.' ver⸗ 
wieſen wird, der einen Fall der ohne Antrag beſtehenden Ber- 
ſicherungsfreiheit betrifft; wäre ſchon durch § 28 Abſ. 1 Nr. 2 
a. a. O. die Frage der Verſicherungsfreiheit geregelt worden, 
ſo hätte es nicht mehr der Anführung des § 12 Nr. 4 Ang⸗ 
Verſcc. im § 29 Abſ. 1 RͤnappſchcG. bedurft. Hiernach muß 
angenommen werden, daß in dem neuen § 28 Abſ. 1 Nr. 2 
Rnappſchc. mit den „Angeſtellten, die der Verſicherungspflicht 
nach dem AngVerf®. unterliegen“, nur diejenigen Angeſtellten 
gemeint find, die nach den allgemeinen Vorausſetzungen des 
§ 1 AngBeri®. überhaupt der Pflichtverſicherung unterliegen 
können, daß aber für die Frage der Verſicherungsfreiheit dieſer 
Angeſtellten nicht § 28, ſondern lediglich S 29 RKnappſchch. 
die geſetzliche Grundlage bildet. Da nun im $ 29 Abſ. 1 a. a. O. 
unter den im einzelnen aufgeführten Vorſchriften des Ang⸗ 
VerſG., die entſprechend für die Verſicherungsfreiheit in der 
knappſchaftlichen Penſionsverſicherung gelten ſollen, nicht der 
§ 13 genannt wird, fo iſt daraus zu folgern, daß § 13 auf die 
knappſchaftliche Penſionsverſicherung nicht entſprechend anzu⸗ 
wenden iſt. Demnach unterliegen ſeit Geltung des § 29 RKnapp⸗ 
ſchG. n. F., d. h. ſeit dem 1. Jan. 1934 (vgl. Art. IV VO. vom 
17. Mai 1934 [RG Bl. I, 419), Angeſtellte in knappſchaftlich 
verſicherten Betrieben auch dann der Verſicherungspflicht in 
der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung, wenn fie berufs⸗ 
unfähig ſind. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob ſie Ruhe⸗ 
geld beziehen oder ob ihnen dies verſagt worden iſt. 

(RVerſA., 3. RevSen. [KnappſchSen.], Entſch. gem. § 1715 a 
RWO. v. 29. Okt. 1936, III a Kn 737/35 8.) [K.] 
* 

** ) 77. Der Umſtand, daß ein Gewerbetrei⸗ 
bender nach § 2 der 3. VO. über den vorläu⸗ 
figen Aufbau des Deutſchen Handwerks vom 
18. Jan. 1935 als ſelbſtändiger Handwerker in 
der Handwerksrolle eingetragen iſt, ſchließt 
nicht aus, daß der Gewerbetreibende als 
Hausgewerbetreibender nach 8 1226 A b ſ. 1 Nr. 2 
und § 162 RVO. der Invalidenverſicherungs⸗ 
pflicht unterliegt. 

(RVerſA., BeſchlSen. der Abt. für Kranken⸗ und InpVerſ., 
Beſchl. v. 21. Okt. 1936, II K 68/36 BS.) [K.] 


Juriſttſche Wochenſchrift 


O 78. Beſtimmung von Berufsgruppen bir 
Angeſtelltenverſicherung A II 4 (RG Bl. 1929 
1, 274). Bei Feſtſtellung der Verkehrsanſchan 
ung im Sinne des amtlichen Berufsverzeich⸗ 
niſſes bedarf es nach Fortfall der getren 
ten Verbände der Arbeitgeber und Arbe 
nehmer nicht mehr der Ermittlung der ec 
verſchiedenen Anſchauungen der Betriehn 
führer und Gefolgſchafts mitglieder. Es 1 
grundſätzlich den entſcheidenden Stelle" 
überlaſſen bleiben, auf Grund welcher Ek, 
mittlungen fie die Feſtſtellung über dae 
Beſtehen oder das Nichtbeſtehen einer Ver 
kehrsanſchanung treffen, ſofern nur die an. 
geſtellten Ermittlungen eine bin reichen 
ſichere Grundlage für eine ſolche Feſtſtellun! 
bieten. i 

36, 


(AVerſal, 3. Rev Sen. [Knappſch Sen.], Urt. v. 29. Okt. 19 
Ufa Kn 605/35 5.) . 


| Reihsverforgungsgericht | 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin 


[** Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs 
verſorgungsgerichts abgedruckt) 


rung der Abfindungs ſu meg 

Verſorg G. (Faſſ. v. 12. Mai MT 
ſchließt eine Feſtſtellung von Verſorgung e 
gebührniſſen i. S. des 8 57 Abf. 1 RVerſorg n 
in ſich. Iſt ein nach der Gewährung der Ab fte, 
dungsſumme gemäß 8 94 Abſ. 2 a. a. O. geſtel!! 4 
Antrag auf Wiedergewährung von Rente tr 
gen weſentlicher Veränderung der Verha e 
niſſe 6 57 RVerſorg G. rechtskräftig ab 
lehnt worden, ſo findet auf einen weiter 
innerhalb von zwei Jahren ſeit Rechtskraf 
der früheren Entſch. geftellten Antrag 97; 
Neufeſtſtellung (8 57 wie vor) die Borjdt!l, 
des § 91 Abf. 3 Verf. (Faſſ. nach Art. 4 N 
Teil 2der 2. VO. des RPräſ. zur Sicherung Par 
Wirtſchaft und Finanzen v. 5. Juni 1931 (R 
I, 279, 288) Anwendung. 


(RBerforgGer., Urt. v. 21. Sept. 1936, M 6916/35 1.) 
* 


** 80. Beim Ruhen von Offizierpenſi 
nach § 24 Nr. 3 Off PenſG. iſt (ebenſo wie 
Ruhen nach § 62 RVerſorg G.; vgl. hierzu 
X 109 Nr. 30) eine gewährte Kapitalabfin! 
zu berückſichtigen. Die Tätigkeit beider „Fe 

8. 
de 


* 79. Die Gewa 
nach § 94 A bſ. 2 
F 


onen 
bein 
td 


n 
dung 


ſchen Verſuchsanſtalt für Luftfahrt e. — 
Verwendung im öffentlichen Dienſt i. S. 
Ruhensvorſchriften. 


(RVerſorgcger., Urt. v. 23. Sept. 1936, M 2453/35 2.) 


* 
== 81. Das einem früheren Beamten der 94 
desverſicherungsanſtalt in Elſaß⸗Lothrinhet 
vom Deutſchen Reiche gezahlte Ruhege) 
fließt aus öffentlichen Mitteln. 


(RVerſorgGer., Urt. v. 23. Sept. 1936, M 7113/85 2.) 
. _ un” = rg A Me BEE Fa 
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eine Rezeption der in eine zuſammengezogenen Pr. Bek. v. 
13. u. 30. Nov. 1918 (Pr&S. 189, 193) dar. Von dieſen iſt daher 
auszugehen. 

I. Ihr Inhalt iſt folgender: 

Durch die erſte Bekanntmachung ſind ſämtliche Gegenſtände 
„mit Beſchlag belegt“, die zum preußiſchen Kronfideikommiß⸗ 
vermögen (KrßiV.) gehören. Ihte Verwaltung fit dem FM. 
übertragen. Hingegen iſt ausdrücklich beſtimmt, daß andere als 
die zum KrFi V. gehörigen, nämlich im Sondereigentum des Königs 
und der Kgl. Familie ſtehenden Gegenſtande von der Beſchlagnahme 
unberührt bleiben. 

Durch 9 1 Abf. 1 der Bek. v. 30. Nov. wird die erſte „mit 
Rückſicht darauf, daß die Zugehörigkeit der ein⸗ 
zelnen Vermögensgegenſtände zum Kr Fi V. und zum 
Sondervermögen des Preußiſchen Königshauſes 
zweifelhaft erſcheint, dahin ergänzt, daß ſämtliche Gegen⸗ 
ſtände, die zum Sondervermögen — ſowohl zum Privateigentum 
wie zum Fideikommißbeſitz — des vormaligen Königs von Preußen, 
des Königlichen Hauſes und ſeiner Mitglieder gehören und in 
Preußen befindlich ſind, vorläufig mit Beſchlag belegt werden“. 
Im übrigen vgl. die Inhaltsangabe in JW. 1922, 533 ff. Schon 
aus den angeführten Worten ergibt ſich der Zweck, den die Staats⸗ 
regierung bereits mit der erſten Bekanntmachung verfolgte. Sie 
ging von dem Standpunkt aus, daß das KröiV. ausſchließlich im 
Eigentum des Staates ſtehe. Da Preußen durch die Revolution 
eine Republik geworden war, ſo ſollte das Staatseigentum wie 
dem Beſitz ſo der Nutzung des bisherigen Königs und der Mit⸗ 
glieder des Kgl. Hauſes entzogen werden. Daß dies der Zweck 
der erſten Bekanntmachung war, ergibt ſich bereits aus ihrem 
Abſ. 3, der das Privateigentum der betroffenen Perſonen von der 
Beſchlagnahme ausnimmt. Hätte dieſe einen anderen Zweck ge⸗ 
habt, wäre ſie etwa als politiſche Kampfmaßnahme gedacht ge⸗ 
weſen, wie die Beſchlagnahme über das Vermögen des Königs von 
Hannover und des Kurfürſten von Heſſen in den Jahren 1868/9 
(vgl. hierüber unten V), jo war ihre Beſchränkung auf das Hi. 
ſinnlos. Wäre dies die Abſicht der Staatsregierung geweſen, hätte 
man alſo den König und das Königshaus durch eine — wenigſtens 
vorläufige — Entziehung ihrer finanziellen Mittel als politiſche 
Gegner unſchädlich machen wollen, ſo wäre es unverſtändlich, daß 
man in dieſem Falle nicht auch ihr Privatvermögen beſchlagnahmt 
hätte. 

Die ratio legis wird überdies noch klargeſtellt durch die an⸗ 
geführten Worte des 8 1 Abſ. 1 der zweiten Bek. Aus ihnen ergibt 
ſich ein Mehrfaches: Beide Bekanntmachungen bilden ein Ganzes, 
denn jene wird durch dieſe „ergänzt“, ſtellt alſo eine abſchließende 
Regelung der durch die Bek. v. 13. Nov. nicht erſchöpfend ge⸗ 
ordneten Materie dar. Dieſe Ergänzung aber, nämlich die Be⸗ 
ſchlagnahme auch des Sondervermögens erfolgt, weil zweifelhaft 
iſt, inwieweit die im Beſitz des Königs uſw. befindlichen Gegen⸗ 
ſtände im Eigentum der Beſttzer ſtehen oder zum KröiV. gehören. 
Das letztere umfaßt auch Gegenſtände, welche nicht Eigentum des 
Staates ſind. Alſo war die in den beiden Bekanntmachungen voll⸗ 
zogene Gegenüberſtellung eine unzutreffende. Das kann hier auf 
ſich beruhen, weil die Unrichtigkeit dieſer Abgrenzung für die 
Frage nach dem Zweck der Bekanntmachung unerheblich iſt. Die 
beiden Bekanntmachungen bilden, wie bereits ausgeführt, ein ein⸗ 
heikliches Ganzes. Die Darlegung ihres Zweckes, der in den er⸗ 
örterten Worten mit einer Deutlichkeit in die Erſcheinung tritt, 
wie ſie bei Geſetzen ſonſt ſelten iſt, geht alſo dahin, die Vermögens⸗ 
auseinanderſetzung vorzubereiten, die infolge der Revolution zwi⸗ 
ſchen dem Staate auf der einen Seite und dem ehemaligen König 
uſw. auf der anderen Seite erforderlich geworden war. 


II. Nach preußiſchem Staatsrecht iſt gemäß Überg®. 
89, wie der Komp. (JW. 1922, 534) zutreffend hervorhebt, 
gegen die Bekanntmachung nichts zu erinnern (vgl. noch Stender. 
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mungen des StGB. unterſtellt. Der Kl., der frühere Groß⸗ 
herzog, erblickt in der Bekanntmachung eine unzuläſſige Stö⸗ 
rung ſeines Beſitzes, notfalls auch ſeines Eigentums, und hat 
gegen den „Staatsfiskus Weimar“ Klage erhoben und be⸗ 
antragt, die — näher bezeichnete — Einrichtung des Schloſſes 
E. aus der Beſchlagnahme freizugeben. Die Klage wurde in 
den Vorinſtanzen wegen Unzuläſſigkeit des Rechtsweges ab⸗ 
gewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. Aus den Gründen: 
Für die Frage, ob eine Klage vor dem ordentlichen Richter 
erhoben werden darf, ſind der Aufbau und der Antrag der 
Klage maßgebend. Der Kl. behauptet, als Beſitzer und Eigen⸗ 
tümer der ſtreitigen Sachen in ſeinem Beſitz und notfalls auch 
ſeinem Eigentum durch die Beſchlagnahme geſtört zu ſein, 
und er verlangt Freigabe der Sachen aus der Beſchlagnahme. 
Die Klage wendet ſich alſo, wie der BR. zutreffend hervor⸗ 
hebt, unmittelbar gegen die Beſchlagnahmeverfügung. Das 
durch dieſe Verfügung geſchaffene Rechtsverhältnis iſt nicht 
ſchon deshalb bürgerlichen Rechts, weil dadurch in Beſitz und 
Eigentum des Kl. eingegriffen iſt, entſcheidend kommt vielmehr 
in Betracht, ob die Verfügung ſelbſt auf dem Boden des 
bürgerlichen oder dem des öffentlichen Rechts ergangen, d. h. 
ob der Bekl. bei Erlaß der Verfügung dem Kl. als gleich⸗ 
berechtigte Perſon im Verkehr des Privatrechts gegenüber⸗ 
ſtand, oder ob er darin als Staat kraft obrigkeitlicher Gewalt 
dem ſeiner Herrſchaft unterworfenen Kl. im Wege des Be⸗ 
fehls und Verbots gegenübertrat, RG. 93, 255 (258). Nach 
der Annahme des BG. traf die letztere Möglichkeit zu. Die 
Landesregierung als Trägerin der oberſten Staatsgewalt hat 
es für ſtaatsnotwendig erachtet, die vermögensrechtliche Aus⸗ 


Verfg. LV. 4818). Auch die ſpätere Geſetzgebung hat hier keine 
Veränderung herbeigeführt. 

Für die Frage, ob die Bekanntmachungen mit dem 
Reichsrecht vereinbar find, kommt es zunächſt darauf an, 
ob ihnen eine Norm des Reichsrechts zur Zeit ihres Erlaſſes ent⸗ 
gegenſtand. Es wäre jedenfalls verfehlt, die Möglichkeit des Wider⸗ 
ſpruchs zu reichsrechtlichen Beſtimmungen ſchon deshalb zu ver⸗ 
neinen, weil durch die Revolution, jedenfalls für die Zeit der 
Vorgänge des November 1918, das ſtaatsrechtliche Verhältnis Preu⸗ 
ßens zum Deutſchen Reiche aufgelöſt geweſen ſei. Eine derartige 
Annahme würde an der Wirklichkeit vorbeigehen, hat auch weder 
in der Praris noch im Schrifttum Anklang gefunden (Anſchütz, 
RV. Sf, 26, 273; Stier⸗Somlo, RV. 79ff.). Vielmehr 
geht die herrſchende und zutreffende Meinung dahin, daß zwar 
ein Wechſel der Staatsform ſtattgefunden habe, daß aber das heutige 
Rechtsſubjekt „Deutſches Reich“ dasſelbe ſei wie dasjenige, für 
welches die Bismarckſche Verfaſſung gegolten hat. Von dieſem 
Standpunkt aus wäre es auch abwegig anzunehmen, daß der bun⸗ 
desſtaatliche Aufbau des Reiches eine Veränderung erfahren hätte. 
Jedenfalls hat ſie nicht in der Richtung einer Lockerung des Ver⸗ 
hältniſſes der Einzelſtaaten zum Reiche ſtattgefunden. Im Gegen⸗ 
teil vertraten der Rat der Volksbeauftragten und der Vollzugsrat 
des ASR. Groß-Berlin eine ſtark zentraliſtiſche Tendenz, die ſich 
in ihrem politiſchen Gebahren und in den von ihnen geſetzten 
Rechtsnormen bekundet hat. Es hat erſt einer kräftigen Gegen⸗ 
wirkung der öffentlichen Meinung außerhalb Berlins und der 
bundesſtaatlichen Regierungen, insbeſondere auf der Zuſammen⸗ 
kunft vom 25. Nov. 1918, bedurft, um dieſe Entwicklung zurück⸗ 
zudämmen. Iſt demnach durch die Revolution der bundesſtaat⸗ 
liche Aufbau des Deutſchen Reiches unberührt geblieben, ſo hat auch 
der Vorrang des Reichsrechts vor den Landesrechten unverändert 
beſtanden. Daher waren die Revolutionsregierungen der einzelnen 
Staaten in der Ausübung der ihnen zuſtehenden Staatsgewalt nicht 
unbeſchränkt. Vielmehr konnten ſie nur inſoweit tätig werden, 
als das Reichsrecht dem nicht entgegenſtand. Das vorrevolutionäre 
Reichsrecht iſt durch die Ereigniſſe des November 1918 nur inſo⸗ 
weit berührt worden, als ſich das entweder aus dem Wechſel der 
Staatsform oder aus ausdrücklichen Beſtimmungen ergab (RG. 4. April 
1919, ZW. 733; OLG, Dresden 29. April 1920, IW. 1920, 720). 

Der Rat der Volksbeauftragten hat dieſe Rechtsauſchauung 
wiederholt bekundet. Die Neichsgeſetze ſind von den zuſtändigen 
Behörden des Reichs und der Länder fortdauernd angewendet wor⸗ 
den, ohne daß Bedenken in dieſer Beziehung durch die Tatſache 
der Revolution entſtanden wären. Auch die preußiſche Regierung 
hat dieſe Anſchauung betätigt (vgl. etwa den Aufruf v. 13. Nov. 
1918, GS. 187). 

Mithin iſt das Verhältnis des Reichsrechts zum Landesrecht als 
ſolches durch die Revolution nicht berührt worden. Vielmehr be⸗ 
darf es nach Maßgabe der aufgeſtellten allgemeinen Grumdfäge 
bezuglich jedes vorrevolutionären Reichsgeſetzes der Erörterung dar⸗ 
über, inwieweit es durch die Revolution aufgehoben iſt. 

III. Dem 7. 3. kann beigeſtimmt werden, inſoweit er an⸗ 
nimmt, der vom Staat gegenüber ſeinen Gegnern geltend gemachte 
Anſpruch auf Vermögensauseinanderſezung je em 


Rechtſprechung 
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einanderſetzung zwiſchen dem derzeitigen und dem ehemaligen 
Träger der Staatsgewalt durch eine vorläufige Beſchlagnahme 
des fraglichen Vermögens zu ſichern, und hat deshalb als 
Obrigkeit die erforderlichen Anordnungen getroffen. Die Aus” 
legung, welche hier die Bek. v. 20. Febr. 1919 gefunden hat, 
kann in der Reviſionsinſtanz nicht nachgeprüft werden, denn 
es handelt ſich um eine landesgeſetzliche Norm, die nur für 
den ehemaligen Freiſtaat Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach erlaſſen 
iſt, 8 549 3 PO. Im übrigen iſt ein Rechtsverſtoß nicht er⸗ 
ſichtlich. Ohne Grund beruft ſich die Reviſion auf die Aus⸗ 
führungen des RG. in der angeführten Entſcheidung auf 
S. 259 oben. Dort wird ausgeführt, daß bei einer auf Grund 
des 8 1004 BGB. erhobenen, alſo auf ein Privatrecht ge⸗ 
ſtützten Abwehrklage der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt, wenn 
ſchon nach dem Klagevortrage der abzuwehrende Eingriff auf 
Grund der Herrſchaftsgewalt des Staates erfolgt iſt. Gerade 
das trifft zu. Die Klage wendet ſich gegen die Bek. vom 
20. Febr. 1919, und dieſe iſt von dem Staate als der herr⸗ 
ſchenden Obrigkeit erlaſſen. Der Staat als Träger von Ver⸗ 
mögensrechten — als Fiskus, wie man ihn in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft früher zu bezeichnen pflegte — kann ſich zur Sicherung 
ſeiner Vermögensrechte auch an den ordentlichen Richter wen⸗ 
den und vor dieſem mit anderen Privatrechtsſubjekten auf 
dem Boden der Gleichberechtigung verhandeln. Der Bekl. hätte 
alſo die Möglichkeit gehabt, zur Sicherung der von ihm be⸗ 
anſpruchten Vermögensauseinanderſetzung eine einſtweilige 
Verfügung des Richters zu beantragen. Er hat das aber nicht 
getan, er hat vielmehr die ihm auch zuſtehenden Hoheits⸗ 
rechte ausgeübt. Ein Fehlſchluß der Reviſion iſt es, die Maß⸗ 


privatrechtlicher !). Ebenſo iſt der hieraus gezogenen Folge⸗ 
rung beizutreten, daß dieſer Anſpruch im Wege des Zivilprozeſſes, 
notwendigenfalls durch Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Ver⸗ 
fügung verfolgt werden kann. Soweit bei der Erörterung der Aus⸗ 
einanderſetzung dieſe Seite der Angelegenheit berührt wurde, iſt die 
Zuläſſigkeit des gerichtlichen Verfahrens für derartige Streitigkeiten 
auch nicht in Frage gezogen worden. Vgl. die Ausführungen der 
Abg. Glockner, Dietz, Wittemann. (Amtl. Ber. der Verfg. bad. 
NakVerſ. S. 534 ff.) Den gleichen Standpunkt vertritt die Begrün⸗ 
dung des Geſetzentwurfs über die Vermögensauseinanderſetzung zwi⸗ 
ſchen dem Preußiſchen Staate und dem Preußiſchen Königshauſe. 
(Druckſ. Verfg. Preuß. WV. 1919/20 Nr. 1722 S. 17.) 

Eine einſtweilige Verfügung ferner — ihre Zuläſſigkeit in eonereto 
nach Maßgabe des 8 935 3PO. vorausgeſetzt — konnte auf Grund 
des 8 938 PO. die gleichen rechtlichen Wirkungen haben, welche 
durch die Bekanntmachungen herbeigeführt worden find, (Stein, 
3PO. 10 8 938.) 

Sit inſoweit dem 7.35. zu folgen, fo vermag jedoch ſeine 
weitere Ausführung nicht zu überzeugen, daß der Gliedſtaat den⸗ 
ſelben rechtlichen Erfolg, nämlich die Sicherung ſeiner privatrecht⸗ 
lichen Anſprüche nicht nur durch Verfolgung im ordentlichen Rechts⸗ 
weg, ſondern daneben noch durch Ausübung der „ihm auch zu⸗ 
ſtehenden Hoheitsrechte“ erreichen könne. Darin iſt allerdings ihm 
und dem Komp. beizuſtimmen, daß die weimariſche Bek. v. 
20. Febr. 1919 — und das gleiche gilt von den preußiſchen Be⸗ 
kanntmachungen — keine rein „fiskaliſche“ Maßnahme war, wenn 
darunter eine Betätigung des Staates als Privatrechtsſubjekt ver⸗ 
ſtanden werden ſoll. Auch darin kann dem RG. ſchließlich ge⸗ 
folgt werden, als es annimmt, „der Staat“ könne einen ihm zu 
ſtehenden privatrechtlichen Anſpruch entweder als Privatrechts ſub⸗ 
jekt verfolgen oder durch Ausübung ſeiner hoheitlichen Gewalt. 
Aber kann dasjenige, wozu „der Staat“, d. i. der ſou⸗ 
veräne Staat, befähigt iſt, auch der Gliedſtaat des 
Deutſchen Reiches? Oder beſtehen für ihn hier bundesſtaatliche 
Bindungen durch die übergeordnete Rechtsordnung? Das iſt, wie 
Triepel in ähnlichem Zuſammenhang hervorgehoben hat, die Frage, 
die ſich aus dem Verhältnis von Reichs⸗ und Landesrecht ergibt 
(Triepel, Rechtsgutachten über die Anſprüche des Herzogs Kal 


Michael, Mecklenb.⸗Strel. 2. ord. LT. Vertr. Druckſ. Nr. 10 a, S. 14). 
Aus welchen Erwägungen das RG. zu feiner Stellungnahme gelangt 


iſt, laſſen die Gründe nicht erkennen. Jedenfalls verſteht ſich da⸗ 
nicht von ſelbſt. Um die hier zu erörternde Frage noch einmal 
herauszuſtellen: Iſt ein deutſcher Bundesſtaat „zur Sicherung der von 
ihm beanſpruchten Vermögensauseinanderſetzung“ nicht auf Stellung 
eines Antrags auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung beſchränkt, 
kann er vielmehr an Stelle eines derartigen Antrages dieſe Sicherung 
durch Ausübung der „ihm auch zuſtehenden Hoheitsrechte“ erreichen! 
Hierbei kann davon ausgegangen werden, daß die Beſtimmungen 
über die Verfaſſung und das Verfahren der Gerichte durch die 


1) Einen „Anſpruch auf Vermögensauseinanderſetzung“ gibt es 
nicht. Vielmehr liegt eine Summe einzelner privatrechtlicher Ans 
ſprüche vor. Im folgenden wird der Kürze wegen dieſer Ausdruck 
verwendet werden. 
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nahme des Bekl. als rein „fiskaliſch“ hinzuſtellen, weil ſie letzten 
Endes Sicherungen auf dem Gebiete des Vermögensrechtes be⸗ 
zweckte. Nicht der erſtrebte Zweck iſt maßgebend, ſondern der 
Inhalt der ſtaatlichen Außerung. Vergeblich beruft ſich die 
Reviſion auf RG. 96, 215 ff. und 97, 179 ff. In der erſteren 
iſt der Rechtsweg für eine Schadenserſatzklage zugelaſſen, 
weil bei Gelegenheit der Ausübung von Staatshoheitsrechten 
durch Schießen in zu großer Nähe von Gebäuden eine Fahr⸗ 
läſſigkeit begangen ſein ſollte. In dem zweiten Falle ver⸗ 
langte die Kl. auf Grund des preußiſchen Geſetzes v. 1. Aug. 
1909 in Verbindung mit $ 839 BGB. von dem preußiſchen 
Staat und einem Kreiskommunalverband Erſatz des Wertes 
von drei Kühen, weil dieſe ihr von dem Vorſitzenden des 
Kreisausſchuſſes auf Anweiſung des Regierungspräſidenten 
in ungeſetzlicher Weiſe weggenommen worden ſeien, um die 
Kl. wegen ungenügender Butterlieferung zu beſtrafen. Mit 
Recht hat das RG. damals angenommen, daß es ſich nach 
Inhalt und Antrag dieſer Klage um eine bürgerliche Rechts⸗ 
ſtreitigkeit handele. Die Reviſion hat es ſo hinzuſtellen ge⸗ 
ſucht, als ob auch mit der Klage im gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreit Beamte des Bekl. für ungeſetzliche Maßnahmen ver⸗ 
antwortlich gemacht werden ſollten. Dem widerſpricht aber der 
Aufbau und Antrag der Klage. Aus der Annahme des BG., 
daß das ſachſen⸗weimariſche Geſetz über das Strafandrohungs⸗ 
recht der Polizeibehörden v. 7. Jan. 1854 (Reg Bl. ©. 17) 
nicht die Grundlage der Beſchlagnahme bilde, zieht die Revi⸗ 
ſion mit Recht den Schluß, daß dann eine Nachprüfung der 
Beſchlagnahmeverfügung durch das thüringiſche Oberverwal⸗ 
tungsgericht ausgeſchloſſen ſei. Wenn ſie hieraus aber weiter 


Revolution unberührt geblieben ſind. Ungeachtet der politiſchen 
Ereigniſſe ſind dieſe Rechtsſätze dauernd als in Geltung ſtehend 
angewendet worden. Das iſt allgemein bekannt und bedarf keiner 
beſonderen Darlegung. 

IV. Für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten ſind die 
ordentlichen Gerichte nach Maßgabe des 8 13 GVG. zuſtändig. In 
den ordentlichen Rechtsweg gehören der Arreſtprozeß und der Arreſt⸗ 
vollzug, worunter nach der Einteilung der ZPO. auch das Verfahren 
bei einſtweiligen Verfügungen zu verſtehen iſt. (Stein a. a. O. vor 
§ 9151 ©. 823 ff.) 

Fur die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, um die es ſich hier 
handelt, hat die reichsgeſetzliche Beſtellung oder Zulaſſung 
beſonderer Gerichte nicht ſtattgefunden. Es bliebe demnach nur 
diejenige Möglichkeit des Ausſchluſſes des ordentlichen Rechts⸗ 
weges, daß die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Ver⸗ 
waltungsgerichten begründet iſt. Das Reichsrecht ſcheidet in vor⸗ 
liegendem Fall wiederum aus. Eine verwaltungsgerichtliche Zu⸗ 
ſtändigkeit iſt durch das preußiſche Recht ebenfalls nicht begründet. 
Die Frage ſpitzt ſich alſo dahin zu, ob die preußiſchen Bekannt⸗ 
machungen für die von ihnen geregelte Vermögensauseinanderſetzung 


durch Begründung der Zuſtändigkeit einer Verwaltungsbehörde den 


ordentlichen Rechtsweg ausſchließen. Die Bejahung dieſer Frage 
könnte zweifelhaft erſcheinen. Zunächſt ſpricht viel gegen die An⸗ 
nahme, daß durch GVG. 8 13 die Landesgeſetzgebung auch zur 
abweichenden Normierung des Verfahrens für einzelne Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten ermächtigt iſt. Wäre das zuläſſig, ſo bliebe immer 
noch zu prüfen, ob, wie das durch die Beſchlagnahmebekanntmachungen 
geſchehen iſt, die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte für eine 
konkrete Streitigkeit nur für einen Teil des Verfahrens, 
nämlich in bezug auf die Sicherung des Anſpruchs, ausgeſchloſſen 
werden kann. Aber dieſe Fragen können hier dahingeſtellt bleiben, weil 
zu verneinen wäre auf Grund des § 4 EG. zur ZPO. Durch dieſe 
Vorſchrift wird die Freiheit der Landesgeſetzgebung eingeſchränkt, 
wie fie im übrigen auf Grund des § 13 GVG. beſteht. (Stein 
a. a. O. II 988 zu 84 CG. bei Anm. 1.) 

Die vom Staat geltend gemachten Anſprüche ſind privatrechtliche, 
nämlich auf Eigentum geſtützte. Für derartige Anſprüche iſt der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. Er iſt für ſie nicht in Preußen ohne 
Rückſicht auf die ſtreitenden Subjekte allgemein ausgeſchlofſen. Viel⸗ 
mehr gehören derartige Prozeſſe vor die ordentlichen Gerichte. Im 
vorliegenden Fall iſt „der Fiskus“, d. i. der preußiſche Staat als 
Privatrechtsſubjekt, beteiligt. Zur Sicherung privatrechtlicher An⸗ 
ſprüche, die anderen Perſonen gegenüber dem vormaligen König 
uſw. zuftehen, iſt der Rechtsweg durch die preußiſche Landesgeſetz⸗ 
gebung nicht ausgeſchloſſen. Vielmehr ſind die Bekanntmachungen 
die einzigen derartigen Normen. Ihr Zweck geht dahin, für die 
Geſamtheit der in der „Vermögensauseinanderſetzung“ enthaltenen 
Einzelanſprüche eine Sicherung zu ſchaffen. Vermögensauseinander⸗ 
ſetzungen finden auch ſonſt ſtatt. Die Bekanntmachungen find er⸗ 
gangen nicht zur Sicherung einer beliebigen Auseinanderſetzung, 
ſondern zur Sicherung derjenigen, welche infolge der Revolution 
zwiſchen dem Staat und dem bisherigen Landesherrn erforderlich 
geworden war. Es handelt ſich um Anſprüche, wie ſie der Art nach 
auch ſonſt gegen den ehemaligen Landesherrn und die übrigen be⸗ 
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folgern zu können meint, daß der ordentliche Rechtsweg ge⸗ 
geben ſein müſſe, ſo iſt das irrig. Den dabei vorausgeſetzten 
Rechtsſatz, daß alle ſtaatlichen Maßnahmen der Kontrolle 
entweder des Verwaltungsrichters oder des ordentlichen Rich⸗ 
ters unterliegen, gibt es nicht. Er iſt auch nicht, wie die 
Reviſion meint, im 813 GVG. ausgeſprochen. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift handelt nur von bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und 
verweiſt ſie vor die ordentlichen Gerichte, ſoweit nicht auch 
für ſie, alſo für die bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, die 
Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs⸗ 
gerichten begründet iſt oder reichsgeſetzlich beſondere Gerichte 
beſtellt oder zugelaſſen ſind. Die Rechtmäßigkeit der Be⸗ 
ſchlagnahmeverfügung zu prüfen, hat der BR. abgelehnt. 
Vergebens bekämpft die Reviſion dieſen Standpunkt. Die von 
einem Organ der Staatsgewalt zur Ausübung ſolcher Gewalt 
vorgenommene Handlung bleibt Amtshandlung, auch wenn ſie 
den Geſetzen nicht entſpricht. Sie wird dadurch nicht zu 
einer bloßen Privathandlung (vgl. RG. 93, 261). Auch gegen 
unrechtmäßige Amtshandlungen iſt der Rechtsweg alſo nicht 
eröffnet. Ob eine Handlung rechtmäßig oder unrechtmäßig 
iſt, kann der Richter erſt prüfen, wenn die Frage in einem vor 
ihn gehörigen Verfahren aufgeworfen wird. Die Behauptung 
der Unrechtmäßigkeit genügt alſo nicht, um die Zuſtändigkeit 
des Richters zu begründen. Nicht um die Rechtmäßigkeit oder 
Unrechtmäßigkeit der Beſchlagnahmeverfügung handelt es ſich 
aber, wenn der Kl. behauptet, die Beſchlagnahme ſei nach⸗ 
träglich durch ein Geſetz wieder aufgehoben worden. Hier 
dreht ſich der Streit um das Beſtehen oder Nichtbeſtehen der 
Beſchlagnahme. Iſt ſie aufgehoben, ſo enthält der Bekl. dem 


teiligten Perſonen entſtehen können. Lediglich weil an dem ſtrei⸗ 
tigen Rechtsverhältnis der Fiskus beteiligt iſt, ſind ſie von der 
preußiſchen Landesgefetzgebung beſonders behandelt. Gerade eine 
derartige Unterſcheidung verbietet 8 4. Er iſt ergangen im Hin⸗ 
blick auf die früheren Vorſchriften des elſaß⸗lothringiſchen Rechts. 
Nach dieſen waren Streitigkeiten aus der Verdingung öffentlicher 
Arbeiten und ähnlicher Rechtsverhältniſſe, den „travaux publics“ 
und „marchés publics“ im Sinne des franzöſiſchen Verwaltungs⸗ 
rechts, der Zuſtändigkeit der Zivilgerichte entzogen. Die Unter- 
ſcheidung, die vorliegendenfalls von der preußiſchen Geſetzgebung 
gemacht iſt, ſteht dem gleich, mit dem für unſeren Zuſammenhang 
unerheblichen Unterſchied, daß dort für alle Prozeſſe beſtimmter 
Art, hier für einen Prozeß der Rechtsweg ausgeſchloſſen iſt. Aber 
hier wie dort find aus der Gattung, dem Gegenſtand oder der 
Art nach gleichartiger bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten diejenigen 
abgeſondert, in denen nach der Ausdrucksweiſe des § 4 „der Fiskus“ 
Prozeßpartei iſt. 8 13 G VG., 8 4 EG. zur 3 PO. ftanden alſo. 
dem Erlaß der Bekanntmachung entgegen. 

Es bleibt aber die Frage, ob keine andere Norm des Reichs⸗ 
rechts eine Ermächtigung hierzu enthält. 


V. Anlaß zu einer ſolchen Erörterung gibt EG. zur 3 PO. 
85 Abſ. 1 Satz 1. 

Entſprechende Vorbehalte gelten für den Bereich der be⸗ 
treffenden Geſetze nach EG. zu GVG. 88 2, 5, EGG. zum BGB. 
Art. 57, GBO. 88 83, 90, 366. 8189, EG. zur StPO. 8 4, 
StPO. 8 71 Abſ. 1, EG. zur KO. § 7. Durch dieſe Beſtimmungen 
war für die Landesherren der monarchiſchen Einzelſtaaten, die 
Mitglieder landesherrlicher Familien und die 1866 Depoſſedierten 
ein beſonderer Rechtszuſtand geſchaffen worden. Er ging dahin, 
daß nach Maßgabe der bezeichneten Normen für die angeführten 
Perſonen das allgemeine Recht nur ſubſidiär galt. In erſter Linie 
war für ſie das Landesrecht und im Rahmen desſelben die Haus⸗ 
verfaſſung maßgeblich. (Schücking, Autonomie 83 A bei Sten⸗ 
gel⸗Fleiſchmann II S. 292 ff.) 

Galten dieſe Beſtimmungen noch zur Zeit des Erlaſſes der 
Bekanntmachungen, ſo beſtand für dieſe — als Normen des Zivil⸗ 
prozeßrechts — eben im § 5 die erforderliche Ermächtigung. Aber 
find dieſe Vorſchriften, jedenfalls ſoweit fie eine öffentlich⸗ rechtliche 
Sonderſtellung zulaſſen, insbeſondere alſo 8 5, auch nach der Revo⸗ 
lution noch in Geltung geblieben, nicht vielmehr eben durch dieſe 
unanwendbar geworden? f 

Zwar ſind durch die Revolution die öffentlich⸗rechtlichen Vor⸗ 
rechte der bisherigen Landesherren und des hohen Adels nicht ins⸗ 
geſamt aufgehoben. Man wird das allerdings bezüglich ſolcher Be⸗ 
fugniſſe anzunehmen haben, die mit der organſchaftlichen Stellung 
dieſer Perſonen im Staat unmittelbar zuſammenhingen. Aber 
im übrigen ſind Zweifel möglich, inwieweit die Tatſache der 
Revolution als ſolche eine derartige Aufhebung bewirkt hat, ohne 
daß es eines ausdrücklich hierauf gerichteten Rechtsſatzes bedurft 
hätte. (Vgl. hierzu PrAdels(G. v. 23. Juni 1920 — GS. 367 — 
82 Abſ. 1.) Dieſe, bisher noch nicht völlig geklärte Frage kann 
hier auf ſich beruhen. Sie geht dahin, inwieweit durch die Revo⸗ 
lution beſtehende Rechtsverhältniſſe aufgehoben ſind. Für 
uns hingegen handelt es ſich darum, inwieweit durch dieſes Er⸗ 
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Kl. den Beſitz der ſtreitigen Sachen ohne jeden Rechtsgrund 
vor. Die ſo begründete Klage wendet ſich nicht gegen eine 
obrigkeitliche Maßnahme des Staates, ſondern gegen den 
rechtlichen Angriff eines Dritten auf Beſitz und Eigentum des 
Kl. Dabei iſt es dann nur ein rechtlich nicht in Betracht 
kommender Zufall, daß der rechtloſe Angreifer gerade der 
Staat iſt. Der BR. durfte alſo die Frage nicht offen laſſen, 
ob die Bek. v. 20. Febr. 1919 inzwiſchen aufgehoben iſt. 
Inſoweit iſt die Reviſion begründet. 

(H. W. w. S. W., U. v. 7. Juni 1921; 521/20 VII. LS 

Sch 


**4, Außerhalb feines Gebietes kann ein Staat Staats⸗ 
hoheitsakte nicht vornehmen; gegen ſolche Akte iſt der Rechts⸗ 
weg unzuläſſig. Wann handelt ein Staat hoheitsrechtlich, wann 
privatrechtlich ?] F) 

Der Bekl. damals noch ein ſelbſtändiger Bundesſtaat des 
Deutſchen Reiches, hat unter dem 31. Juli 1919 ein am 
2. Aug. 1919 in der Geſetzesſammlung für den Staat Gotha 
(S. 105) verkündetes Geſetz erlaſſen, in welchem es heißt: 
§ 1. Das Gothaiſche Hausfideikommiß, das Lichtenberger 
Fideikommiß, das Ernſt⸗Albert⸗Fideikommiß, die Schmal⸗ 
kaldener Forſten und das Hausallod des ehemaligen Herzog⸗ 
lichen Hauſes, werden — vorbehaltlich der Rechte anderer 
Staaten — beſchlagnahmt und in das Eigentum des Staates 
übergeführt. — 8 2. Die Hofkammer wird aufgelöft. An ihre 
Stelle tritt ... die Landesvermögens verwaltung... — 
§ 4. Die Regierung wird ermächtigt, alle erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen, um den Beſitz des Staates ſicherzuſtellen. 
eignis vorrevolutionäre Rechtsnormen — hier 85 EG. zur 
ZPO. — ihre Geltung verloren haben. Das iſt ein von jenem 
verſchiedenes Problem. 

Man wird annehmen müſſen, daß eine derartige Aufhebung 
erfolgt iſt. Die angeführten Vorbehaltsbeſtimmungen ſind mit der 
Umwandlung der deutſchen Monarchien in Freiſtaaten obſolet ge⸗ 
worden. Sie waren in die Rechtsordnung aufgenommen, um der 
überragenden Stellung der Landesherren in den deutſchen Einzel⸗ 
fiaaten auch auf dem Gebiete des Reichsrechts gerecht zu werden. 
Die deutſchen Monarchien und die Angehörigen des landesherrlichen 
Hauſes genoſſen auf Grund der Entwicklung der Rechtsordnung 
ihrer Staaten auch nach der Einführung des konſtitutionellen 
Syſtems eine Bevorrechtigung. Es hätte einen Bruch mit dieſer 
Entwicklung und zugleich die Vornahme eines vom Kaiſerreich 
ſtets nach Möglichkeit vermiedenen Eingriffs in den inneren Aufbau 
der einzelnen Staaten bedeutet, wenn die Reichsgeſetzgebung ſie 
dem gemeinen Recht unterſtellt hätte. Deshalb wurden die ange⸗ 
führten Vorbehaltsbeſtimmungen erlaſſen, die kein neues Recht 
ſchufen, ſondern die Aufrechterhaltung des beſtehenden Rechts, un⸗ 
geachtet der Erſtreckung der Reichsgeſetzgebung auf die betreffenden 
Materien, ermöglichten. Die beſondere Entwicklung der perſön⸗ 
lichen Rechtsverhältuiſſe des Landesherrn und des landesherrlichen 
Hauſes ſtand mit dem öffentlichen Recht der deutſchen Einzelſtaaten 
in engem Zuſammenhang. Die organſchaftliche Stellung des Monar⸗ 
chen führte dazu, daß für ihn neben den „Monarchenrechten“ auch 
ſonſt, insbeſondere in bezug auf den Gerichtsſtand, Privilegien be⸗ 
gründet waren. Und „in der Natur der Erbmonarchie“, welcher 
Staatsform ſämtliche monarchiſchen Einzelſtaaten zugehörten, 
lag es begründet, „daß die Mitglieder der Familie, an welche das 
Thronfolgerecht geknüpft iſt (der ſog. regierenden Familie oder 
Dynaſtie), eine auch rechtlich beſonders privilegierte Stellung“ ein⸗ 
nahmen. (Brie, Landesherrliches Haus § 1 bei Stengel⸗ 
Fleiſchmann Bd. II S. 718.) 

Mit der Revolution wurden die bisherigen Landesherren zu 
Privatperſonen. (W. Jellinek, Wilhelm II. in den Niederlanden, 
DJ. 1919, 42; Poctſch R. 2 Art 109 Aum. 6.) Das gleiche 
gilt aber auch von den Mitgliedern der landesherrlichen Familie, 
da ſie nur wegen ihrer verwandtſchaftlichen Beziehung zum Landes⸗ 
herrn und wegen der ſtaatsrechtlichen Bedeutung dieſes Verhält⸗ 
niſſes eine ſonderrechtliche Stellung inne hatten. 

Die Rechtsinſtitute des Landesherrn und der landesherrlichen 
Familie ſind durch die Revolution aus dem geltenden Recht ver⸗ 
ſchwunden. Sie gehören nunmehr ausſchließlich der Rechtsgeſchichte 
an. Es gibt keine Perſonen mehr, in denen — vom Standpunkt. 
des geltenden Rechts aus — der geſetzliche Tatbeſtand der uns hier 
beſchäftigenden Normen feine faktiſche Verwirklichung fände. Durch 
den Wandel der Staatsform ſind diejenigen Rechtsnormen aufgehoben, 
durch welche die alte Staatsform ihr rechtsinſtitutionelles Daſein fand. 
So iſt es anerkannten Rechtens, daß auch ohne beſondere Geſetze auf 
Grund der Beſtimmungen des StöGB., die dem Landesherrn und der 
landesherrlichen Familie erhöhten ſtrafrechtlichen Schutz gewährten, 
nach der Revolution eine Beſtrafung nicht erfolgen könne. Um 
das Ergebnis zuſammenzufaſſen: 

Da es nuch der Revolution keinen Landesherrn und keine 
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— 8 5. Alle entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen ſind 
ne. — Auf Grund dieſes Geſetzes hat der Bekl. dem 
Kl. den Beſitz und die Verwaltung auch der in dem preußiſchen 
Kreiſe Herrſchaft Schmalkalden gelegenen ſogenannten Schmal⸗ 
kaldener Forſten entzogen. Zu dieſen Forſten gehört die im 
Klageantrag genannte Parzelle. Der Antrag ſelbſt geht dahm: 
1. feſtzuſtellen, daß der Kl. fideikommiſſariſcher Eigentümer 
iſt der im Grundbuch von St. als Eigentum des Herzoglichen 
Sachſen⸗Gothaiſchen Geſamthauſes aufgeführten Parzelle; 
2. den Bekl. zu verurteilen, dem Kl. diejenigen Rechte wieder 
einzuräumen, die ihm als fideikommiſſariſchem Eigentümer 
des genannten Grundbeſitzes zuſtehen, insbeſondere deſſen Be⸗ 
ſitz und Verwaltung. — Die vom Bekl. erhobene Einrede der 
Unzuläſſigkeit des Rechtsweges iſt von den Vorinſtanzen ver⸗ 
worfen. Die Reviſion hatte keinen Erfolg. Aus den Grün 
den: Darin ift der Reviſion beizupflichten, daß gerade nach 
den leitenden Sätzen des DU. der Rechtsweg für unzuläſſig 
erachtet werden müßte. Es wird dort ausgeführt, daß in der 
Vermögens⸗Auseinanderſetzungsfrage die Parteien an ſich 
gleichberechtigt auf privatrechtlichem Boden gegenüberſtanden; 
daß inſoweit das Rechtsverhältnis des Kl. zum Bell. nicht 
auf der Unterordnung des Staatsbürgers unter die Staats⸗ 
hoheit beruhte; daß offenbar in Erkenntnis dieſer Rechtslage 
der Bekl. anfänglich verſuchte, auf gütlichem Wege mehr zu 
erreichen, als ihm nach dem Domänenabkommen zukam; daß 
Bekl. erſt nach dem Scheitern der Vergleichsverhandlungen 
ſich der Geſetzgebung bediente, um feine Anſprüche. zu ver⸗ 
wirklichen, deren Durchführung in anderer Weiſe ausſichts⸗ 
los erſcheinen mußte. Daraus zieht der BR. den Schluß, 


landesherrliche Familie gab, fo bildete 85 EG. zur 3 6 O. keine 
Ermächtigung zum Erlaß der Bekanntmachungen. 

VI. Eine letzte Norm, auf welche die Bekanntmachungen geſtützt 
werden könnten, iſt Art. 109 Satz 1 EG. zum BGB. Daß 
die von der Preuß. Staatsregierung vollzogene Beſchlagnahme 
des Kronſideikommiſſes und des Sondervermögens eine Entziehung 
i. S. des Art. 109 iſt, bedarf keiner Erörterung. Aber derartige 
Eingriffe ſind nur zuläſſig, wenn ſie „im öffentlichen Intereſſe 
erfolgt ſind. Das iſt der Fall, wenn es ſich um die Betätigung 
der „öffentlichen Verwaltung“ handelt, nicht dann, wenn „im 
vermögensrechtlichen Intereſſe des Arars“ (Grünhut, Enteign. 
R. 79) privatrechtliche Anſprüche des Staates verfolgt werden 
(O. Mayer BR. II 18 ff.; Triepel a. a. O. 15). Der Staat 
iſt zwar nicht begrifflich Privatrechtsſubjekt, wenn er in vermögens⸗ 
rechtlichen Beziehungen ſteht. Dieſe altere, der polizeiſtaatlichen 
Fiskuslehre entſtammende Auffaſſung iſt, wie ich an anderer Stelle 
dargelegt habe, durch die neuere Rechtsentwicklung überholt (vgl. 
meinen Erſtattungsanſpruch im Verwaltungs⸗ und Finanzrecht 
61 ff.). Nun find aber die vom Staat als „Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung“ erhobenen Anſprüche privatrechtlicher Natur (vgl. oben III.). 

Gerade für dieſe rechtliche Natur einer ſolchen „Auseinander⸗ 
ſetzung“ bietet reichen Stoff der Streit über das Eigentum an der 
Herrſchaft Schwedt (OTr. v. 24./28. Juli 1872 (Striethorſts 
Arch. 90, 1 ff.; die Geſchichte des Streits bei Hermann Schulze, 
Hausgeſetze III 582 ff.). Auch im jetzigen Streit hat die Begründung 
des von der Staatsregierung vorgelegten GE. ausdrücklich hervor 
gehoben, daß der Auseinanderſetzungsvertrag „ein privatrechtlicher 
Vertrag“ ſei (a. a. O. 16), daß es ſich, „allein um die Frage 
handelt, inwieweit die in Frage ſtehenden Vermögensmaſſen zum 
Privateigentum des Königshauſes oder zum Privateigentum 
Staats“ gehören (a. a. O. 17). Alſo ſind die Bekanntmachungen 
durch Art. 109 nicht gedeckt. Es würde übrigens eine Überſpan⸗ 
nung des Begriffs des „öffentlichen Intereſſes“ im Sinne des 
Art. 109 bedeuten, wollte man annehmen, daß hierunter auch das 
Intereſſe des Staates an der Durchſetzung ſeiner privatrechtlichen 
Anſprüche zu verſtehen wäre. Dadurch würde dieſem Begriff eine 
Ausweitung gegeben, die über feine geſchichtliche und dogmakiſch⸗ 
Bedeutung hinausginge, ihn praktiſch unbrauchbar machte. Viel⸗ 
mehr iſt gerade der Gegenſatz zur „Förderung rein fiskaliſcher 
Zwecke“ das weſentliche negative Kriterium dieſes Tatbeſtandmer! 
mals. Legte man die entgegengeſetzte Auffaſſung zugrunde, A 
könnte jeder denkbare Eingriff auf Art. 109 geſtützt werden, da = 
Allgemeinheit an der Verwirklichung und Sicherung jedes re 
rechtlichen Anſpruchs des Staates letzten Endes finanziell beteiligt IM 

Daß die Bekanntmachungen nur zwecks Sicherung privakre. 5 
licher Anſprüche ergangen ſind, ergibt ſich zudem aus ihrer En 
ſtehungsgeſchichte. Wir verdanken dieſe Kenntnis u. 4. er 
Buche Kurt Heinigs „Hohenzollern“. Wilhelm II. und ses 
Haus. Der Kampf um den Thronbeſitz. Verlin 1921. Heine 
war, wie er felbft berichtet (a. a. O. S. VII), in dem für die m 
einanderſetzung federführenden Neffort, dem Finanzminiſterium, der 
ſchäftigt, und zwar durch „Mitarbeit an der Liquidation 
Krone“. Am 13. Nov. begab ſich der damalige Fin Min. Dr. ri 
kum zum Min. des Königlichen Hauſes und „erklärte, daß 
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daß das Geſetz v. 31. Juli 1919 einem privatrechtlichen Zwecke 
diente, nicht einem Staatshoheitszweck, und daß der Eingriff 
in das Privateigentum des Kl., den es darſtellt, ein privat⸗ 
rechtlicher iſt, kein öffentlich⸗rechtlicher. Dieſer Schluß iſt nach 
zwei Richtungen hin von Rechtsirrtum beeinflußt. Unrichtig 
iſt einmal die Annahme, daß der Staat ſich ſtets auf dem 
Boden des Privatrechts bewegt, wenn es ſich um ſein Ver⸗ 
mögen handelt. Will z. B. der Staat ſein Vermögen ver⸗ 
mehren, um ſeine ſtaatlichen Aufgaben beſſer erfüllen zu 
können, und er führt deshalb durch Geſetz Monopole ein, ſo 
handelt der Staat öffentlich⸗rechtlich. Unrichtig iſt ferner die 
Annahme, daß der verfolgte Zweck über den Charakter der 
Maßnahme entſcheidet. Maßgebend iſt weder der Zweck, noch 
auch, wie der BR. zutreffend hervorhebt, die Form der 
ſtaatlichen Handlung, etwa die Geſetzesform, maßgebend iſt 
vielmehr lediglich ihr Inhalt. Tritt der Staat den ſeiner 
Herrſchaft unterworfenen Perſonen kraft obrigkeitlicher Ge⸗ 
walt im Wege des Gebots oder des Verbots gegenüber, ſo 
handelt er öffentlich⸗rechtlich, ſtellt er ſich gleichberechtigt neben 
ſie, lädt er ſie etwa vor den ordentlichen Richter, um einen 
Streit auszutragen, fo handelt er privatrechtlich (vgl. RG. 
93, 255 ff.). Würde der BR. von dieſen Geſichtspunkten aus⸗ 
gegangen ſein, ſo würde er erkannt haben, daß der Bekl. bei 
Erlaß des Geſetzes v. 31. Juli 1919 öffentlich⸗rechtlich ge⸗ 
handelt hat. Er verließ, damit den Boden des Privatrechts, 
auf dem er bis dahin mit dem Kl. als einem Gleichberechtigten 
über eine gütliche Einigung verhandelt hatte, er trat auf den 
Boden des öffentlichen Rechts, um im Wege ſtaatlichen Zwan⸗ 
ges das durchzuführen, was er anders nicht erreichen konnte. 


gegenwärtige Regierung ſich genötigt ſehe, ſich um den Vermögens⸗ 
beſitz des bisherigen Herrſcherhauſes zu kümmern und zu eigenen 
Maßregeln zu greifen, falls nicht der Herr Miniſter des Königlichen 
Hauſes ſich mit ſeinen Behörden und Beamten der Regierung für 
die Verwaltung zur Verfügung ſtelle“. 

„Sehr bald ſtellte ſich heraus, daß der Umfang dieſer Beſchlag⸗ 
nahme nicht genügte. Die Vermögensmaſſen des Kroneigentums 
und des Hohenzollernſchen Privatbeſitzes waren zu ſehr mit ein⸗ 
ander verkettet, zum andern ſtiegen Zweifel grundſätzlicher und 
praktiſcher Art auf. Die Beſchlagnahme war auszudehnen. Am 
preußiſchen Vorbild von 1866 gegenüber Kurheſſen wurde von dem 
Miniſterialdezernenten ſtudiert, wie ſo etwas zu machen ſei. Dann 
fabrizierte man im weſentlichen als Abklatſch eine weitere Ver⸗ 
ordnung zur Beſchlagnahme des Vermögens des Preußiſchen Königs⸗ 
hauſes. Damit war der Geſamtbeſitz der Hohenzollern erfaßt.“ Man 
war ſich „allerſeits“, nämlich auf ſeiten des Königshauſes und der 
Regierung, „durchaus im Klaren .. daß die Beſchlagnahme keine 
Enteignung darſtellen ſolle, dieſe auch nicht einleite“. 

Dieſe Angaben find in mehrfacher Beziehung wertvoll. Ein⸗ 
mal beſtätigen ſie das Ergebnis, das ſchon aus dem Wortlaut 
der Bekanntmachungen und ihrem inneren Zuſammenhang gewonnen 
werden konnte: Daß ſie nämlich lediglich erlaſſen worden find 
zur Sicherung der vermögensrechtlichen Anſprüche, die der Staat 
dem Königshaus gegenüber hatte oder zu haben glaubte, mit Rück⸗ 
ſicht auf die „unklaren Beſitztitel, die bei manchen Objekten ob⸗ 
walten“ (FM. Südekum in Sten Ber. Verfg. LV. 4808). 

Weiter aber enthält der Bericht Heinigs den Hinweis auf 
die Geſetzgebung der Jahre 1868/9 als rechtsgeſchichtliches Vorbild 
der zweiten Bekanntmachung, auf die auch Südekum verweiſt (a. a. O. 
4809). Ein Vergleich beſtätigt, daß eine derartige Entlehnung 
tatſächlich ſtattgefunden hat. Er iſt aber zugleich geeignet, die bis⸗ 
herigen Ausführungen über die Beſchlagnahmen von 1918 als 
Wihna benen zur Sicherung privatrechtlicher Anſprüche des Staates 
u ſtützen. Die zweite Bekanntmachung kann nur bei oberflächlicher 

etrachtung mit Heinig (a. a. O. 73) „im weſentlichen als Ab⸗ 
klatſch“ des Geſetzes bezeichnet werden. Hingegen zeigt eine genaue 
Gegenüberſtellung, daß hier weſentliche Unterſchiede beſtehen. 

Durch Kgl. VO. v. 2. März 1868 waren die der preußiſchen 
Staatsgewalt unterworfenen Vermögensobjekte des Königs Georg 
von Hannover beſchlagnahmt. Dieſe Beſchlagnahme war erfolgt, 
weil der ehemalige König die debellatio Hannovers nicht aner⸗ 
kannte und mit dem Ziel auf Wiederherſtellung des früheren König⸗ 
reichs politiſch tätig war. Um eine Verwertung ſeines Vermögens 
für dieſe, dem preußiſchen Staatsintereſſe entgegengeſetzten Be⸗ 
ſtrebungen zu verhindern, wurde die Beſchlagnahme ausgeſprochen 
(dgl. Ber. des StaatsM. im PrStAnz. v. 3. März 1868). Aus 
dieſem Grunde beſtimmte die VO., daß aus den beſchlagnahmten 
Gegenſtänden neben anderen Ausgaben auch „die Maßregeln zur 
Überwachung und Abwehr der gegen Preußen gerichteten Unterneh⸗ 
mungen des Königs Georg und ſeiner Agenten zu beſtreiten“ ſeien 
(ſog. Welfenfonds). “ 

„Auf Grund der gleichen politiſchen Lage und zu dem gleichen 
Zweck wie die VO. erging das ihr nachgebildete Geſ. v. 15. Febr. 
1869. (Sten Ber. Abg. 1868/9, Druckſ. Nr. 10 Nr. 198. Aus 
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Das BU. war aber aus folgenden Erwägungen aufrecht⸗ 
zuerhalten, die in ähnlicher Weiſe ſchon in dem Urteil des 
Landgerichts ausgeſprochen ſind. Nach einem anerkannten 
Grundſatz des zwiſchenſtaatlichen Rechts endet die Staats⸗ 
hoheit eines jeden Staates an den Grenzen ſeines Gebiets. 
Da das im gegenwärtigen Rechtsſtreit ſtreitige Grundſtück in 
Preußen liegt, jo iſt es der Staatshoheit des Bekl. nicht unter⸗ 
worfen. Der Bekl. konnte durch einen Staatshoheitsakt über 
dieſes Grundſtück nicht verfügen. Deſſen iſt er ſich mehr oder 
weniger auch bewußt geweſen. Darauf deutet der im Geſetz 


v. 31. Juli 1919 zugunſten der Rechte anderer Staaten ge⸗ 


machte Vorbehalt hin. Allerdings hat dieſe Erkenntnis den 
Bekl. nicht abgehaften, auch das außerhalb Gothas belegene 
Eigentum des Kl. in das Geſetz v. 31. Juli 1919 einzu⸗ 
beziehen. Iſt aber dieſes Geſetz nicht ein Akt der für Preußen 
maßgebenden Staatsgewalt, ſo iſt es für die in Preußen 
liegenden Forſten und damit auch für das ſtreitige Grund⸗ 
ſtück überhaupt nicht als der Akt einer Staatsgewalt anzu⸗ 
ſehen. Der Kl. iſt in ſeinem Eigentum und ſeinem Beſitz durch 
die Handlung eines anderen verletzt, und nur einen rechtlich 
nicht in Betracht kommenden Zufall bedeutet es, daß der 
andere ein auswärtiger Staat iſt. Weil dieſer auswärtige 
Staat in Preußen Staatshoheitsakte nicht vornehmen kann, 
ſo darf er auch ſeinerſeits in Preußen ſich nicht darauf be⸗ 
rufen, daß er einen Staatshoheitsakt vorgenommen habe. 
Danach iſt der Rechtsweg für die erhobene Klage zuläſſig. 
Was die Reviſion gegen dieſe Folgerungen ausführt, iſt nicht 
ſchlüſſig. 1. Das LG. in Meiningen iſt für die erhobene 
Klage, wie auch die Reviſion nicht verkennt, nach 8 24 ZPO. 


den parlamentariſchen Verhandlungen beſonders die Bismarckſche 
Rede v. 30. Jau. 1869, Sten Ber. Abg. 1868/9 S. 1395 ff.; 
Sten Ber. Herrenhaus 1868/9. Druckſ. Nr. 95, Nr. 110.) 

Die BD. und das Geſetz find zur Abwehr von Unter⸗ 
nehmungen ergangen, welche gegen den territorialen Beſtand des 
preußiſchen Staates gerichtet waren. Eine Abwehr derartiger Unter⸗ 
nehmungen wäre heute nicht tatbeſtandsmäßig im Verhältnis zu 
Art. 109. Vielmehr war im November 1918 und iſt heute hier⸗ 
für, insbeſondere auch zur Vermögensbeſchlagnahme, Reichsrecht 
maßgeblich (vgl. SGB. 88 81 ff. bei. 8 91). Hingegen ergab ſich 
die Zuſtändigkeit Preußens zu ſolchen Maßnahmen 1868/69 trotz 
ſeiner Zugehörigkeit zum Norddeutſchen Bund daraus, daß dieſer 
damals noch keine gemeinſame Geſetzgebung über das Strafrecht 
und das gerichtliche Verfahren hatte. 

Weiterhin aber zeigt die Gegenüberſtellung neben dem aus der 
Verſchiedenheit der betroffenen Vermögensobjekte herrührenden, für 
unſern Zuſammenhang unmefentlichen Unterſchied, noch einen wei⸗ 
teren. Es fehlt die Anordnung, daß aus den beſchlag⸗ 
nahmten Gegenſtänden die Koſten der Bekämpfung 
ſolcher Betätigung des vormaligen Königshauſes zu 
beſtreiten ſeien, die auf die Wiedereinführung der 
Monarchie gerichtet ſind. Gerade die Weglaſſung dieſer Be⸗ 
ſtimmung in der zweiten Bekanntmachung läßt ihren Unterſchied von 
dem im übrigen genau nachgeahmten Geſetz von 1869 hervortreten. 
Allerdings wurde — um bei den Worten Heinigs zu bleiben — 
„am preußiſchen Vorbild von 1868 .. ſtudiert, wie jo etwas zu machen 
ſei“. Aber gerade dieſes Studium führte dazu, die angeführten 
Worte wegzulaſſen. Hätte man 1918 den gleichen Zweck verfolgt wie 
1868 und 1869, ſo würde bei der Anlehnung an die damaligen 
Beſtimmungen nichts näher gelegen haben als die vollſtändige 
Übernahme des § 2 Abſ. 3 des Gef. von 1869. Es iſt aber gerade 
derjenige Teil des Geſetzes nicht übernommen, durch welchen der 
politiſche Kampfzweck, dem es diente, feine rechtsinſtitutionelle Ver⸗ 
wirklichung fand. Nichts iſt geeigneter, den Unterſchied beider Maß⸗ 
nahmen deutlicher zu veranſchaulichen. Durch die VO. und das 
Geſetz der ſechziger Jahre wurde das Vermögen beſchlagnahmt. 
Außerdem wurden Eingriffe in Subſtanz und Erträge für die er⸗ 
wähnten Zwecke zugelaſſen. Letztere find 1918 nicht angeordnet. Alſo 
iſt ihr Zweck ein verſchiedener: Damals politiſches Kampf⸗ 
mittel, jetzt Sicherung privatrechtlicher Anſprüche. 
Auch EG. zum BGB. Art. 109 enthält, wie die letzten Darlegungen 
ergeben, keine Ermächtigung der Landesgeſetzgebung zu den Bekannt⸗ 
machungen. 

VII. Das Ergebnis geht alſo dahin, daß die Bekannt⸗ 
machungen zur Zeit ihres Erlaſſes mit dem Reichs ⸗ 
recht unvereinbar waren. Aus dem Rangverhältnis des Reichs⸗ 
rechts zum Landesrecht folgt ihre Nichtigkeit. Daher bedarf es keines 
Eingehens auf das ſpätere Reichsrecht, dem übrigens für unſere 
Frage nichts zu entnehmen wäre. 

Iſt aber das gewonnene Ergebnis richtig? Widerſpricht es 
nicht vielmehr der Billigkeit, daß die neuen Machthaber zur Siche⸗ 
rung der Auseinanderſetzung des Staates mit dem bisherigen 
Königshaus auf die Beſchreitung des ordentlichen Rechtsweges be⸗ 
ſchränkt find? Gewiß berührt das auf den erſten Blick eigentümlich. 


. 
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als das ausſchließlich zuſtändige Gericht der belegenen Sache 
angerufen worden. Schon in der Ausſchließlichkeit dieſes 
Gerichtsſtandes für unbewegliche Sachen ſpiegelt ſich die 
Staats⸗ und Gebietshoheit wieder. Der Staat duldet nicht, 
daß fremde Richter über die in ſeinem Bereich liegenden 
Grundſtücke urteilen. Wenn es deshalb auch eine — auf das 
Verhältnis der deutſchen Länder untereinander allerdings nicht 
anwendbare — anerkannte Rechtsregel des zwiſchenſtaatlichen 
Rechts iſt, daß ein Staat vor den Gerichten eines anderen 
Staates auch in rein privatrechtlichen Streitigkeiten nicht be⸗ 
langt werden darf, ſo wird doch davon die ebenſo anerkannte 
Ausnahme gemacht, daß bei dinglichen Klagen jeder Staat dem 
Gerichtsſtand der belegenen Sache unterworfen iſt (vgl. RG. 62, 
165ff., Löning in der Feſtgabe für Fitting S. 267). Die 
Reviſion meint nun, daß das LG. in Meiningen als gothaiſches 
Gericht geurteilt habe. Dabei überſieht die Reviſion, daß 
Gotha an dem gemeinſchaftlichen LG. in Meiningen niemals 
beteiligt geweſen iſt — nur Coburg war es —, und vor allem, 
daß das LG. in Meiningen angerufen worden iſt, weil die 
preußiſchen Gebietsteile, in denen die Schmalkaldener Forſten 
liegen, zu dieſem LG. gehören. Das LG. hat alſo als preu⸗ 
ßiſches Gericht geſprochen, und dasſelbe gilt von dem OLG. 
2. Die Reviſion ſucht weiter auszuführen, daß das Geſetz 
v. 31. Juli 1919 ſich nur gegen den Kl. richte, und daß 
dieſer als gothaiſcher Staatsbürger die gothaiſche Staats⸗ 
gewalt anerkennen müſſe. Dabei überſieht die Reviſion, daß 
in dem Geſetz v. 31. Juli 1919 auch eine Verfügung über 
preußiſches Land liegt, daß dieſe unzuläſſig war und von 
dem Staate Preußen und ſeinen Organen, zu denen auch 
ſeine Richter gehören, nicht anerkannt werden kann. 3. Der 
von der Reviſion aufgeſtellte Rechtsſatz, daß jedes deutſche 
Land das Recht eines anderen Landes reſpektieren muß, tt 
grundſätzlich richtig, nur bedingt, wie ſchon erwähnt, die Ge⸗ 
bietshoheit gewiſſe Ausnahmen. Das Reich kann in den ver⸗ 
faſſungsmäßig beſtimmten Grenzen in die Gebietshoheit der 
einzelnen Länder eingreifen, daraus iſt aber für das Ver⸗ 
hältnis der einzelnen Länder zueinander nichts herzuleiten. 
4. Die Schmalkaldener Forſten mögen als Teile des dem 
früheren Herrſcherhauſe von Sachſen⸗Gotha gehörigen Fidei⸗ 
kommiſſes der Fideikommißgeſetzgebung des Staates Gotha 
unterliegen oder wenigſtens unterlegen haben, das Geſetz vom 
31. Juli 1919 hat aber mit der Fideikommißgeſetzgebung als 
ſolcher nichts zu tun. Schon damit erledigen ſich alle wei⸗ 
teren, von der Reviſion zu dieſem Punkt gezogenen Schlüſſe. 
5. Der Vertrag v. 14. Sept. 1866 (Gothaiſche GS. 1865 bis 


Aber es handelt ſich um nichts anderes als um eine Folge aus der 
bundesſtaatlichen Einordnung Preußens in das Reich. Wir haben 
ſelbſt im Laufe der Erörterung die Frage bejaht, daß der ſouverane 
Staat auch durch „hoheitlichen Akt“ eine Sicherung ſeiner privat⸗ 
rechtlichen Anfprüche bewirken könne. Für einen Gliedſtaat liegen 
die Dinge rechtlich anders. Es hätte aber damals nichts im Wege ge⸗ 
ſtanden, daß der Rat der Volksbeauftragten eine Beſchlagnahme 
gleichen Inhalts ausgeſprochen hätte, wie ſie die Preußiſche Re⸗ 
gierung verhängt hat, oder dieſe Beſchlagnahme auf die anderen 
Dynaſtien ausgedehnt hätte. Dann wäre es nur darauf angekommen, 
ob die ſpätere Reichsgeſetzgebung — insbeſondere das ÜbergG. v. 
4. März 1919 — ſie beſtätigt hätte. In dieſem Fall wäre bei der 
rechtlichen Unbeſchränktheit der Reichsgewalt gegen ein derartiges 
Vorgehen nichts zu erinnern geweſen; aber die Beſchlagnahme iſt 
nicht von einem Reichsorgan, ſondern von einem preußiſchen Staats⸗ 
organ ausgeſprochen worden. Deshalb iſt hier der „Grenzſtreit 
zwiſchen Reichs⸗ und Landesrecht“ zugunſten des erſteren zu ent⸗ 
ſcheiden. 

Kehren wir zu unſerem Ausgangspunkt (oben vor I.) zurück: 
Die weimariſche Bekanntmachung iſt der preußiſchen nachgebildet. 
Der einzige Unterſchied beſteht darin, daß die preußiſchen Bekannt⸗ 
machungen in eine zuſammengezogen ſind. Deshalb konnten die 
begründenden Worte des 8 1 Abſ. 1 der pr. Bek. v. 30. Nov. 1918 
fortfallen. Im übrigen iſt lediglich eine Rezeption feſtzuſtellen. 
Daher iſt der Schluß gerechtfertigt, daß für die weimariſche 
Bekanntmachung nichts anderes gilt als für ihr Vorbild: 
Sie iſt nichtig. Weiter folgt aus den Ausführungen oben zu V 
die Nichtigkeit des gothaiſchen Gef. v. 31. Juli 1919, da 
es durch Art. 109 EG. zum BGB. nicht gedeckt wird. Es hätte 
daher m. E. beiden Klagen aus dieſem Grunde ſtattgegeben 
werden müſſen. Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges für ſo begründete 
Anſprüche legt der ZS. im weimariſchen Urteil zutreffend dar. 

Wie die Frage nach der Zuläſſigkeit eines derartigen Eingriffs 
heute zu entſcheiden wäre, kann in dieſem Zuſammenhang nicht 
erörtert werden. 


Priv Doz. Dr. Laſſar, Berlin, z. Zt. Münſter i. W. 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenschrift 


1867 S. 267) war kein „Staatsvertrag“, kein Vertrag zwi⸗ 
ſchen Preußen und Gotha, ſondern ein Vertrag zwiſchen dem 
König von Preußen und dem Herzog von Gotha. Die Lünder 
waren unbeteiligt, denn die Herrſchaft Schmalkalden gehörte 
damals noch nicht zu Preußen und Gotha erwarb ſie nicht. 
Abgeſehen davon aber, der Inhalt des Vertrages wahrt Br 
preußiſche Staatshoheit in vollem Umfange. In Art. 1 Abſ. 2 
des Vertrages wird vereinbart, daß der Herzog befugt ſein 
ſoll, hausſtatutariſche Beſtimmungen zu treffen, und der König 
verpflichtet ſich hier, diejenigen Maßregeln eintreten zu laſſen, 
welche die Rechtsgültigkeit der Beſtimmungen des Herzogs 
in dem Staatsgebiet Preußens zu ſichern geeignet ſind. Solche 
Maßregeln Preußens wurden alſo als erforderlich anerkannt, 
ihr Erlaß wurde vorbehalten. 


(S. G. w. E. S., U. v. 7. Juni 1921; 528/20 VII. a 
u Sch. 


5. Eine Religionsgeſellſchaft genießt, wie andere ſub⸗ 
jektiv befreite Rechtsperſonen, die Befreiung zu 21 des Preuß⸗ 
ErbStG. v. 30. Mai 1873, wenn der mit der Zuwendung 
verfolgte Zweck zu ihren beſtimmungsgemäßen Zwecken und 
Aufgaben gehört. Als ſolche gelten in Deutſchland bei jüdi⸗ 
ſchen Religionsgeſellſchaften — wie auch bei chriſtlichen = 
die Armen⸗ und Krankenpflege ohne Unterſchied der Religions- 
zugehörigleit.] ) 

Aus den Gründen: Die mitklagende jüdiſche Ge⸗ 
meinde zu B. iſt eine deutſche Religionsgeſellſchaft, der nach 
§ 37 des Geſetzes v. 23. Juli 1847 über die Verhältniſſe der 
Juden die Rechte juriſtiſcher Perſonen bezüglich ihrer Ver⸗ 
mögensverhältniſſe zuſtehen. Damit iſt indes, wie das BG. 
zutreffend annimmt, die Anwendung der Befreiungsvorſchrift 
zu 21 des PreußErbStG. v. 30. Mai 1873 noch nicht ohne 
weiteres für den vorliegenden Fall gegeben; denn die Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften genießen wie andere ſubjektiv befreite 
Rechtsperſonen die ſteuerliche Begünſtigung nicht ſchlechthin, 
ſondern nach feſtſtehender Rechtſprechung lediglich um des 
durch ſie verkörperten Zweckes willen. Vorausſetzung für die 
Anwendung der Befreiungsvorſchrift iſt alſo, daß das ihnen 
Zugewendete ihren beſtimmungsmäßigen Zwecken zu dienen 
deſtimmt iſt. Es fragt ſich daher, ob die Krankenpflege, der 
die Zuwendung zur Begründung eines Kinderhoſpitals für 
kranke Kinder ohne Unterſchied der Konfeſſion zu dienen be 
ſtimmt iſt, zu den beſtimmungsmäßigen Aufgaben der klagen⸗ 
den jüdiſchen Gemeinden gehört. Das hat das BG. auf Grund 
des § 59 des genannten Geſetzes in Verbindung mit den 88 2 


Zu 5. Das Urteil betrifft unmittelbar das preuß. ErbſchstG. 
v. 30. Mai 1873, iſt aber trotzdem auch für das geltende Recht von 
Intereſſe. 5 
J. Nach preußiſchem Erbſch StG. find Kirchen⸗ und Religions“ 
geſellſchaften von der Erbſchaftsſteuer befreit, während ſie heute nur 
in der Höhe des Steuerſatzes begünſtigt ſind. Sowohl nach preuß!” 
ſchem Recht wie nach Reichsrecht iſt Vorausſetzung für die Ar 
wendung der Befreiungs⸗ bzw. Begünſtigungsvorſchrift, daß das 
ihnen Zugewendete ihren beſtimmungsgemäßen Zwecken zu dienen Bee 
ſtimmt iſt. 2 
Im vorliegenden Falle war einer jüdiſchen Gemeinde eine 3 
wendung zur Begründung eines Kinderhoſpitals ohne Unterſchied der 
Konfeſſion gemacht. Das NE. ſtellt — in Übereinſtimmung mit allen 
Inſtanzen — feſt: 1. daß die Krankenpflege als ſolche zu den geſet⸗ 
lichen und ſtatutariſchen Zwecken der klagenden Gemeinde gehört. 
Zweifellos laſſen ſich Kirchen⸗ und Religionsgeſellſchaften begriffli 
auch ohne Krankenpflege denken, aber geſchichtlich und tatſächlich be 
trachtet, haben fie ſich den charitativen und ſozialen Aufgaben ſtelꝰ 
mit beſonderer Hingabe und Erfolg gewidmet, in alter Zeit ebene 
wie heute; 2. wird feſtgeſtellt, daß die Krankenpflege der jüdiſche 
Gemeinden ſich beſtimmungsgemäß nicht nur auf jüdiſche Krane 1 
ſchränke, ſondern daß es im Weſen der jüdiſchen Religionsgeſellſcha 
ten ebenſo wie der chriſtlichen deutſchen Kirchen begründet ſei, 15 
Not der Armen, Kranken und Waiſen ohne Rückſicht auf ihre Reli 
gious⸗ und Konfeſſionszugehörigkeit abzuhelfen; auch andere als 
chriſtliche Religionsgemeinſchaften hatten ſich dem chriſtlichen 5 
rakter hinſichtlich der Liebestätigkeit an Bedürftigen angepaßt. Hier. 
wird insbeſondere Bezug genommen auf die Tendenz, die die preußi! 5 
Geſetzgebung der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durchziehe un 
die auf Gleichſtellung der Inden mit den anderen Staatsbürgern 
bezug ſowohl auf Rechte als auch auf Pflichten gerichtet fei. N 
Dieſe in ihrer Tendenz nur zu billigenden Ausführungen * 
dürfen nur in dem Punkte einer Erganzung, welcher die ſog. iefe 
paſſung der jüdiſchen au die chriſtliche Liebestätigkeit betrifft. Dh 
Ausführungen ſind hiſtoriſch inſofern unrichtig, als die eigene jup 1 
Auffaſſung, noch ehe es eine chriſtliche gab, auch die Pflege An 
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und 3 des für die jüdiſche Gemeinde in B. erlaſſenen und be⸗ 
ſtätigten revidierten Statuts v. 11. Nov. 1895 bejaht. Auch 
die Reviſion gibt zu, daß die Krankenpflege zu den Zwecken 
der jüdiſchen Gemeinde gehört, ſie meint indes, daß ſie ſich 
beſtimmungsgemäß nur auf jüdiſche Kranke erſtrecke. Das BG. 
hat jedoch angenommen, einerſeits, daß eine ſolche enge Be⸗ 
grenzung der Zwecke und Aufgaben der jüdiſchen Gemeinde 
ſich aus den erwähnten geſetzlichen und ſtatutariſchen Be⸗ 
ſtimmungen nicht ergibt, und andererſeits, daß zufolge der 
Tendenz, die die preußiſche Geſetzgebung der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts durchziehe, und die auf Gleichſtellung 
der Juden mit den anderen Staatsbürgern in bezug ſowohl 
auf Rechte als auch auf Pflichten gerichtet ſei, gemäß der 
ſeither eingetretenen geſchichtlichen Entwicklung, es im Weſen 
der jüdiſchen Religionsgemeinſchaften ebenſo wie der chriſt⸗ 
lichen deutſchen Kirchen begründet ſei, der Not der Armen, 
Kranken und Waiſen ohne Rückſicht auf ihre Religions⸗ und 
Konfeſſtonszugehörigkeit abzuhelfen; auch andere als chriſtliche 
Religionsgemeinſchaften hätten ſich dem chriſtlichen Charakter 
hinſichtlich der Liebestätigkeit an Bedürftigen angepaßt. Dieſe 
Ausführungen laſſen einen Rechtsirrtum nicht erkennen. Die 
Reviſion vermißt eine geſetz⸗ oder ſatzungsmäßig feſtgelegte 
Verpflichtung der jüdiſchen Gemeinde zur Krankenpflege auch 
gegenüber Andersgläubigen; inſofern muß ſie ſchon an der 
Begründung ſcheitern, daß eine Begrenzung der geſetz⸗ und 
ſatzungsmäßig feſtgelegten Verpflichtung zur Krankenpflege 
nur auf Juden dem Geſetz und dem Statut nicht zu entnehmen 
iſt. Aber auch der Hinweis des BG. auf die geſchichtliche 
Entwicklung und auf die Anpaſſung der jüdiſchen Religions⸗ 
gemeinſchaften an die chriſtlichen in bezug auf die Liebes⸗ 
tätigkeit erſcheint mit ſeiner daraus entnommenen Folgerung, 
daß die Krankenpflege ſchlechthin, ohne Rückſicht auf die Reli⸗ 
gions⸗ und Konfeſſionszugehörigkeit der Bedürftigen, zu den 
beſtimmungsmäßigen Aufgaben der jüdiſchen Gemeinden ge⸗ 
höre, rechtlich bedenkenfrei und beruht im übrigen im weſent⸗ 
lichen auf tatſächlichen Erwägungen, die in der Reviſions⸗ 
inſtanz nicht nachzuprüfen ſind. Die Folgerung, daß zufolge 
dieſer geſchichtlichen Entwicklung die Krankenpflege ſchlecht⸗ 
hin nunmehr zu den beſtimmungsmäßigen Aufgaben der 
jüdiſchen Gemeinden gehöre, konnte auch ohne ausdrückliche 
Aufnahme dieſer Aufgabe in die geſetzlichen oder ſatzungs⸗ 
mäßigen Beſtimmungen getroffen werden, beſonders, wenn 
deren Faſſung an und für ſich ſchon die Krankenpflege unter 
die zu verfolgenden Zwecke aufgenommen hatte, ohne ſie auf 
die eigenen Glaubensgenoſſen zu beſchränken. Denn dann be⸗ 
durfte es, ſelbſt wenn früher eine ſolche Beſchränkung tat⸗ 
ſächlich geübt wäre, nach der Veränderung der Anſchauungen 
zufolge der geſchichtlichen Entwicklung keiner Geſetzes⸗ oder 
Satzungsänderung. Der vorliegende Fall liegt hiernach recht⸗ 
lich genau ſo, wie der vom Senat am 27. April 1917 ent⸗ 


gläubiger verlangte. Man könnte alſo mit Fug eher von einer An⸗ 
paſſung der ehriſtlichen Ideen an die jüdiſchen ſprechen. Noch rich⸗ 
tiger wäre es, den Begriff der ſog. chriſtlichen Liebestätigkeit ein 
für allemal fallen zu laſſen. Die Liebestätigkeit iſt kein beſonderes 
Kennzeichen der chriſtlichen Kirche, ſondern wird von allen Kirchen 
und Religionsgeſellſchaften, wie das Urteil feſtſtellt, in gleicher Weiſe 
ausgeübt. Man ſpreche alſo von kirchlicher Liebestätigkeit im Gegen⸗ 
ſatz zur weltlichen. 

II. Die Ausführungen des Urteils zu 8 8 und der Befreiungs⸗ 
vorſchrift 2 1 des Preuß. ErbſchStcG. können hier übergangen werden; 
ſie bringen gegenüber RG. JW. 1917, 722 nichts Neues. 

III. Dagegen verlohnt es ſich, auf den letzten Abſchnitt des 
Urteils einzugehen, da hier das RG., wenn auch nicht ausdrücklich, 
mit der Rechtſprechung des RF. in Widerſpruch tritt, und dies 
unſeres Erachtens mit Recht. . 

Der RO. hat die Lehre aufgeſtellt, daß die Zuwendungen an 
ſteuerlich begünſtigte juriſtiſche Perſouen zu ihren ſazungsgemäßen 
Zwecken ſchlechthin, alſo für die Geſamtheit ihrer Zwecke, anders zu 
beurteilen ſeien, als wenn die Zweckbeſtimmung ſich nicht mit den 
von der juriſtiſchen Perſon verfolgten Zwecken decke, ſei es, daß ſie 
nur einen Ausſchnitt aus dem Kreiſe dieſer Zwecke umfaſſe, ſei es, 
daß ſie darüber hinausgehe (RF. 1, 20). Nur in erſterem Falle 
kämen die Beſtimmungen zur Anwendung, welche den Erwerb der 
juriſtiſchen Perſon privilegieren (z. B. 812 Abſ. 1 Ziff. 1 ErbſchstG. 
1906), im zweiten Falle dagegen ſei die Zweckbeſtimmung eine den 
Empfänger verpflichtende Auflage (88 1940, 2192 BGB.), daun aber 
ſei die Steuerpflicht der Auflage unabhängig von der möglicherweiſe 
vorliegenden ſteuerlich begünſtigten Stellung des Beſchwerten (8 1 
Abſ. 2 Ziff. 2) zu beurteilen, und zwar zutreffendenfalls nach 8 12 
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ſchiedene Fall VII 55/17 (JW. 1917, 7223). Wie die Zu⸗ 
wendung dort an eine katholiſche Kirchengemeinde behufs 
Gründung eines Kranken⸗ und Waiſenhauſes erfolgt war, 
ſo iſt ſie hier an eine jüdiſche Religionsgeſellſchaft zur Ver⸗ 
wendung für die Gründung eines Kinderhoſpitals für kranke 
Kinder erfolgt. Im dortigen Fall iſt ausgeführt, daß im 
Falle einer Zuwendung zu milden und gemeinnützigen Zwecken 
gemäß 8 8 des Preuß ErbStG. v. 30. Mai 1873 die auf dem 
(als perſonifiziert gedachten und als ſog. unſelbſtändige Stif⸗ 
tung angeſehenen) Zweckvermögen ruhende Steuerpflicht zwar 
auch dann eintritt, wenn auf Grund der Zweckbeſtimmung der 
zugewendete Vermögensvorteil an eine ſubjektiv befreite Perſon 
gelangt, daß jedoch das zugewendete Vermögen dann nicht die 
Natur eines beſonderen Zweckvermögens hat, wenn die ſub⸗ 
jektiv befreite Perſon ſchon beſtimmungsmäßig den ange⸗ 
ordneten Zweck oder einen der angeordneten Zwecke verfolgt; 
denn was ſie dieſem Zweck widme, verwende ſie für ſich ſelbſt 
und nicht für ein beſonderes nicht vorhandenes Zweckvermögen; 
die ihr angefallene Zuwendung diene nur dazu, ſie ſelbſt für 
die Erreichung ihrer eigenen Zwecke beſſer auszuſtatten. Es 
iſt deshalb in dem dort entſchiedenen Falle die Befreiungs⸗ 
vorſchrift zu 21 für anwendbar erklärt, da die Errichtung eines 
Kranken⸗ und Waiſenhauſes als Betätigung der Fürſorge für 
Kranke und Waiſen zu den Zwecken gehöre, die eine katholiſche 
Kirchengemeinde beſtimmungsgemäß verfolge. Es liegt kein 
Anlaß vor, den vorliegenden Fall anders zu beurteilen, wenn 
man davon ausgeht, daß die Krankenpflege auch zu den Auf⸗ 
gaben der klagenden jüdiſchen Gemeinde gehört. Die Reviſion 
beruft ſich auf RF H. v. 26. März 1919 u. 14. Nov. 1919 A3. 
IIA 40/19 u. 278/19, in denen ein Unterſchied gemacht iſt, 
ob eine Zuwendung an eine ſteuerlich begünſtigte Rechtsperſon 
ſchlechthin, alſo für die Geſamtheit ihrer Zwecke, gemacht, oder 
ob die Zweckbeſtimmung der Zuwendung eingeſchränkt iſt und 
nur einen Ausſchnitt aus dem Kreiſe der von der Rechtsperſon 
verfolgten Zwecke darſtellt. Dieſe Entſcheidungen ſind indes 
nicht für das Preuß ErbStG. v. 30. Mai 1873, ſondern für 
das Reichserbſchaftsſteuergeſetz v. 3. Juni 1906 ergangen, und 
es braucht daher zu ihnen nicht Stellung genommen zu 
werden. Für das Preuß ErbStG. v. 30. Mai 1873 iſt nicht 
nur vom 4. ZS. in der Entſcheidung v. 20. Febr. 1896 in 
Sachen Steuerfiskus wider Krankenhaus der jüdiſchen Ge⸗ 
meinde zu Berlin IV 284/95 der Grundſatz ausgeſprochen, 
ſondern auch insbeſondere vom jetzt erkennenden Senat ſeit⸗ 
dem ſtändig daran feſtgehalten, daß es zur Anwendung der 
Befreiungsvorſchriften genügt, wenn der mit der Zuwendung 
an eine ſubiektiv befreite Perſon verfolgte Zweck zu ihren 
beſtimmungsmäßigen Zwecken und Aufgaben gehört, alſo über⸗ 
haupt nur in den Rahmen dieſer Zwecke fällt, mag er auch 
nicht die Zweckbeſtimmung der Perſon erſchöpfen (vgl. außer 
FW. 1917, 722 28 noch u. a. JW. 1899, 786° und RG. 45, 


Abſ. 1 Nr. 3 Erbſchstch. — Dasſelbe würde ſinngemäß für das gel⸗ 
tende Geſetz (§ 35 Ziff. 1 und 3) zu gelten haben. 

Soweit es ſich darum handelt, daß die beſondere Zweckbeſtim⸗ 
mung über den Kreis der von der juriſtiſchen Perſon verfolgten 
Zwecke hinausgeht, iſt gegen die Theorie des RF. nichts zu fagen. 
Nicht gebilligt aber kann ſie für den Fall werden, daß es ſich nur 
um einen Ausſchnitt aus dem Kreiſe dieſer Zwecke handelt. Denn 
es kann für die ſteuerrechtliche Beurteilung keinen Unterſchied machen, 
ob eine Zuwendung zu den fämtlichen Zwecken einer ſteuerlich be⸗ 
günſtigten juriſtiſchen Perſon oder nur zu einem der Zwecke gemacht 
iſt. Auch bei der letzteren Geſtaltung der Sachlage liegt eine Zu⸗ 
wendung zugunſten einer ſteuerlich begünſtigten Rechtsperſon inner⸗ 
halb des durch ſie verkörperten Zweckes vor, um derentwillen ſie 
ſteuerlich begünſtigt iſt. Die Unterſcheidung des RED. tt willkürlich 
und dem Geſetze fremd. Sie würde zu den merkwürdigſten Ergeb⸗ 
niſſen führen und z. B. zur Folge haben, daß die Befreiungsvorſchrift 
des 832 des geltenden Erbſchstcä., wonach Zuwendungen an das 
Reich oder ein Land befreit ſind, überhaupt kaum zur Anwendung 
gelangen könnte. Denn kann man ſich bei der Vielſeitigkeit der 
Zwecke des Reichs oder eines Landes eine Zuwendung denken, die 
nicht nur einen Ausſchuitt aus dem Kreiſe ihrer Zwecke betrifft? 

Fur das preußiſche Erbſch st. hat das NG. die Lehre des 
RFH. in obigem Urteil ausdrücklich abgelehnt unter Hinweis auf bie 
bisherige gegenſätzliche Judikatur, von der abzugehen kein Anlaß vor⸗ 
läge. Die Richtigkeit der Lehre für das RG. 1906 und das 
geltende Recht wird dahingeſtellt gelaſſen, aber wenn man zwiſchen 
den Zeilen lieſt, dürfte das RG. auch für das neue Recht feine 
Anſicht aufrechterhalten wiſſen wollen. Denn ein ſachlicher Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem preußiſchen und dem Reichsrecht beſteht nicht. 

, RA. Dr. Alexander Philipsborn, Berlin. 
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198 ff.). Von dieſer feſtſtehenden Rechtſprechung abzugehen, 
findet der Senat keinen Anlaß. 

(Pr. St. w. G., U. v. 22. Nov. 1921; 
Berlin.) 


6. Inventarwert und Geldentwertung. ] 7) 

Der Kläger hatte das dem Bekl. gehörige Rittergut 
D. im Jahre 1904 in Pacht genommen und für das In⸗ 
ventar 130 000% gezahlt. Bei Aufgabe der Pacht im Juli 
1922 und käuflichen Rücknahme des Inventars durch den 
Verpächter beanſpruchte er einen Kaufpreis von 4000 000 %. 
Die Vorinſtanzen ſprachen ihm dieſen Berrag zu, RG. kam 
zu folgender Entſcheidung: Beſondere und eigenartige Ver⸗ 
hältniſſe bedingen eigenartige und neue Schritte und Maß⸗ 
nahmen. Ein ſolcher neuer, eigenartiger Schritt iſt der ſo⸗ 
gleich zu verkündende Beſchluß des Senats. Zu ſeiner vor⸗ 
herigen Erklärung und Begründung dienen die folgenden 
Erwägungen und Gedanken: Das Recht iſt nicht Selbſt⸗ 
zweck, ſondern lediglich Schutz und Sicherung der 
Intereſſen der Bürger des Staates, und zwar ein⸗ 
mal der perſönlichen, ſodann aber vor allem der wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen. Dieſe Intereſſen ſtehen daher beherr⸗ 
ſchend hinter den Rechtsſätzen und Rechtsregeln, die zu ihrem 
Schutze dienen. Das tritt auch in zahlreichen Beſtimmungen 
des BGB. hervor. Wenn beim Kauf, beim Werkvertrag, bei 
der Miete und Pacht von Mängeln die Rede iſt, die zur 
Wandelung, zum Schadenserſatz oder zum Rücktritt berech⸗ 
tigen, ſo ſind es Mängel wirtſchaftlicher Natur. Dieſer innere 
wirtſchaftliche Körper, der vom Recht, wie von einer Schale 
umkleidet wird, kann bisweilen aus beſonderen Urſachen einen 
ſolchen inneren Auftrieb gewinnen, daß er gleichſam die 
Schale ſprengt und im beſonderen Maße gebieteriſch ſeine 
Berückſichtigung erheiſcht. Dieſer Fall iſt hier gegeben. Hier 
handelt es ſich weniger um einen Rechtsſtreit, als 
vielmehr um einen Intereſſenſtreit. Das iſt der 
eine Geſichtspunkt, der zweite Geſichtspunkt iſt folgender: Es 
gibt drei Quellen, aus denen das ſubjektive Recht geſchaffen 
wird, einmal das Parteirecht, der übereinſtimmende Wille 
der Parteien, dann der Weg der Geſetzgebung und drittens 
das richterliche Recht. Dieſes ſteht den beiden anderen 
Rechtsquellen vollkommen ebenbürtig zur Seite. Wenn gegen⸗ 
über dem Parteienrecht oft geſagt wird, daß es ſich bei der 
richterlichen Tätigkeit nur um Auslegung handele, ſo iſt 
dieſe Auffaſſung nicht durchweg zutreffend. Iſt wirklich ein 
beiderſeitiger Parteiwille vorhanden geweſen, der nur keine 
ausdrückliche Ausſprache gefunden hat, ſondern nur aus den 
Umſtänden zu folgern iſt, ſo bleibt inſofern der Wille der 
Parteien maßgebend, iſt aber ein Wille der Parteien über⸗ 
haupt nicht vorhanden geweſen, weil ſie an die jetzt ein⸗ 
getretene Geſtaltung der Dinge nicht gedacht haben, ſo kann 
von einer Wirkſamkeit des Parteienrechtes nicht mehr die 
Rede ſein, denn auch auf dieſem Gebiete gilt der Grundſatz, 
daß aus nichts nichts werden kann. Wenn überhaupt kein 
Wille der Parteien vorhanden war, tritt der Richter ein, die 
Machtvollkommenheit des Richters. Wenn das Ge⸗ 
ſetz verſagt, tritt der Richter an die Stelle des Geſetzgebers 
für den einzelnen Fall. Hier iſt häufig von einer Lücke der 
Geſetzgebung die Rede, aber das iſt nicht zutreffend. Dem 
liegt die Anſchauung zugrunde, als ob die ganze Fülle und 
der ganze Reichtum des Lebens in eine kodifizierte Geſetz⸗ 
gebung eingeſchloſſen wäre. Das iſt unmöglich. Jeder Tag 
zeigt neue Geſtaltungen des Rechts, die ſchöpferiſche Kraft des 
Lebens iſt unendlich, und in allen ſolchen Fällen hat der 
Richter das Recht zu finden. Alle Geſetzgebung, auch das 
Bürgerliche Geſetzbuch, iſt in Wirklichkeit Stückwerk. Be⸗ 
trachtet man von dieſem Geſichtspunkte aus den vorliegenden 
Fall, fo iſt der Senat der Überzeugung, daß das Vertrags⸗ 
recht und in gewiſſem Grade auch das geſetzliche Recht hier 
verſagen. Die Beſtimmungen des Vertrags vom Jahre 1904 
ruhen auf den damaligen Verhältniſſen und Anſchauungen. 
Kein Menſch, wenn er nicht ein Hellſeher war, hätte die Er⸗ 
eigniſſe vorausſehen können, die ſpäter eingetreten ſind. Es 
mag damit gerechnet worden ſein, daß vielleicht einmal zu 
einer beſtimmten Zeit ein Krieg mit Deutſchland ausbrechen 
werde, aber von dem Weltkrieg, wie er ſich entwickelt 
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[Sch.] 


Zu 6. über die Bewertung des Pachtinventars vgl. JW. 1921, 
1195, 1348; 1922, 65, 68, 70, 434, 792. Der neue Weg, den das 
RG. zur Rechtsfindung gewählt hat, iſt zu begrüßen. D. S. 
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hat, und von ſeinen Folgen konnte niemand eine Ahnung 
haben. Deshalb können auch die Parteien über die jetzt 
eingetretenen Verhältniſſe und darüber, wie der Konjunktur⸗ 
gewinn zu behandeln ſein würde, nichts geahnt haben. Des⸗ 
halb muß dem Parteienrecht gegenüber das Richterrecht in 
Wirkſamkeit treten. Dasſelbe gilt vom Geſetzesrecht. Die 
geſetzgebenden Faktoren des Bürgerlichen Geſetzbuchs haben 
keine Ahnung von der Entwicklung der jetzigen Verhältniſſe 
gehabt. Die Rechtsgrundlagen, die ſie geſchaffen haben, ruhen 
auf den damaligen Anſchauungen. Vor allem aber iſt zu be⸗ 
merken: Alle Schickſale der früheren Zeiten waren dem Be⸗ 
wußtſein und dem Gedächtnis der Menſchen, auch dem des 
damaligen Geſetzgebers entfallen. Sie haben nicht damit ge⸗ 
rechnet, und deshalb muß das Parteienrecht, da es hier ver⸗ 
ſagt, zurücktreten und das Richterrecht in Kraft treten. 
Der Senat iſt nun von dieſem Geſichtspunkte aus zu fol⸗ 
gender Anſchauung gekommen: Weder iſt der Standpunkt 
der Pächter, die glauben, daß ſie den ganzen Vorteil aus den 
veränderten Verhältniſſen einheimſen müſſen, berechtigt, noch 
der Standpunkt der Verpächter, die glauben, daß ihnen alles 
anheimfallen müſſe, ſondern der Senat iſt der Anſicht, daß 
hier eine Mittellinie gezogen, daß ein Ausgleich der 
beiderſeitigen Intereſſen ſtattfinden muß. Hier iſt 
aber eine erhebliche Schwierigkeit zu überwinden. Ausgleich 
iſt ein ganz allgemeiner Grundſatz, und es bedarf namentlich 
ein Fall der vorliegenden Art einer konkreten Geſtaltung 
dieſes Grundſatzes der Ausgleichung. Nun iſt aber das Reichs⸗ 
gericht nicht ein Oberappellationsgericht. Wenn es das letztere 
wäre, ſo würde der Senat eine Anzahl Sachverſtändige zu⸗ 
ſammenberufen und dieſe befragen, wie nun wirtſchaftlich 
dieſer Ausgleich zu bewirken iſt. Das Reichsgericht iſt aber 
Reviſionsgericht, alſo Rechtsgericht und nicht Tatrichter. 
Würde nun das Reichsgericht in dieſen Prozeſſen mit jenem 
allgemeinen Grundſatz die Sache an das jeweilige Berufungs⸗ 
gericht zurückverweiſen, ſo könnte der Fall eintreten, daß das 
eine Gericht ſo und das andere ſo urteilt. Das entſpräche aber 
nicht dem Wunſche der Beteiligten, denn dieſe wollen eine 
allgemeine Entſcheidung; außerdem würde durch die Zu⸗ 
rückverweiſung eine Verzögerung der endgültigen Entſcheidung 
eintreten, während doch die jetzigen Parteien und auch alle 
anderen Beteiligten den baldigen Erlaß einer Entſcheidung 
wünſchen. Der Senat iſt deshalb zu folgendem Vor⸗ 
ſchlag gekommen, der vielleicht geeignet wäre, den Wünſchen 
der Parteien und der ſonſtigen Beteiligten zu dienen. Sie 
wiſſen jetzt, daß die extremen Standpunkte der bei⸗ 
den Parteien nicht gebilligt werden, das Reichsgericht 
vielmehr der Meinung iſt, daß ein beide Teile befrie⸗ 
digender Ausgleich der Intereſſen geſchaffen wer⸗ 
den muß. Es wäre deshalb erwünſcht, wenn die Parteien 
zuſammenträten und die Frage prüften, ob es nicht möglich 
iſt, daß durch ein Sachverſtändigenkollegium unter⸗ 
nommen würde, die geſuchte Mittellinie zu treffen. Damit 
aber der Zuſammenhang mit dem Senat gewahrt bleibt, und 
insbeſondere auch die rechtlichen Geſichtspunkte Beachtung 
finden, wird es vom Senat für wünſchenswert erachtet, daß, 
wenn die Parteien auf den gemachten Vorſchlag eingehen, 
ein Mitglied des Senats dieſen Verhandlungen beitohnt- 
Wenn dieſer Vorſchlag Zuſtimmung finden ſollte, würde die 
Sache ſich fo geſtalten, daß, nachdem die Parteien ſich ſchlüſſig 
gemacht haben, etwa in der Woche v. 19.—24. Juni die 
Konferenz ſtattfindet. Die Verhandlungen würden 3—4 Tage 
in Anſpruch nehmen. Wenn dieſelben dann zu einem Erfolg 
führen oder auch nicht führen, würde man in der letzten Juni⸗ 
woche Termin anſetzen können, und die beteiligten Kreiſe 
würden noch vor dem 1. Juli, dem Tag der Übergabe des 
Inventars, erfahren, wie die ganze Sache ausgegangen tl 
Selbſtverſtändlich geht der Senat davon aus, daß eine Ab⸗ 
ſchätzung ſtattzufinden hat. Der Kernpunkt der ganzen 
Sache ift nun der, welche Grundſätze für die Ab⸗ 
ſchätzung maßgebend ſein ſollen, und dieſe Grundſätze 
können im weſentlichen nur wirtſchaftlicher Natur ſein. 
Wirtſchaftliche Grundſätze aufzuſtellen, iſt aber nicht Aufgabe 
des Reichsgerichts. Daher iſt der vorliegende neue Weg 
beſchritten worden, der einen Verſuch darſtellt, aus den 
Schwierigkeiten rechtlicher und wirtſchaftlicher Art, die i 
diefer Sache vorhanden ſind, herauszufinden, und der au 

durch die Zivilprozeßordnung nicht verboten iſt. Wenn beide 
Parteien ſich einigen, kann der Spruch des Reichsgerichts 
wegfallen, wenn aber von den Parteien der Erlaß eines 
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Spruches gewünſcht wird, ſo kann vielleicht dem auch ent⸗ 
ſprochen werden. Jedenfalls wird es möglich, daß auch für 
gleichliegende Fälle dieſer Art eine für ſie maßgebende Grund⸗ 
lage geſchaffen würde. 

(K. w. W., Entſch. v. 26. Mai 1922; 558/21 III. — Berlin.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und Rechtsanwalt 
Dr. Alsberg, Berlin. 


1. [Strafermäßigung bei Beihilfe zur Tabakſteuer⸗ 
hinterziehung.] Abzulehnen iſt die Annahme, daß im Hin⸗ 
blick auf 857 des Geſetzes der Gehilfe bei der Steuerhinter⸗ 
ziehung nicht milder beſtraft werden dürfe, als der Täter. 
Die Beſtrafung der Beihilfe iſt durch das TStGG. — 862 — 
nur inſoweit beſonders geregelt, als ſie zu Übertretungen 
geleiſtet wird. Im gegebenen Falle bewendet es daher bei 
den Beſtimmungen des StchB. Hiernach iſt die Strafe des 
Gehilfen „nach den für die Strafe des Verſuchs aufgeſtellten 
Grundſätzen“ zu ermäßigen. Dieſe Grundſätze aber finden 
ſich in 844 Abſ. 2 bis 4 StB. Wenn 8 49 daſelbſt hierauf 
verweiſt, ſtatt die einſchlägigen Beſtimmungen des § 44 zu 
wiederholen, ſo iſt das lediglich auf das Beſtreben des Geſetz⸗ 
gebers nach Kürze unter Vermeidung unnötiger Wieder⸗ 
holungen zu erklären. Sie bilden inſoweit einen weſentlichen 
Beſtandteil des § 49 ſelbſt. Daraus, daß nach dem StGB. die 
Verſuchsſtrafe des § 44 zur Strafe der Beihilfe erklärt iſt, nach 
dem TStG. — 857 — aber auch im Falle bloß verſuchter 
Hinterziehung die für die vollendete Tat angedrohte Strafe 
eintritt, folgt daher keineswegs, daß bei Anwendung des 
nach dem TStG. anwendbar bleibenden § 49 StGB. auch 
die darin beſtimmte Strafe nicht eintreten könne, weil ſie 
Verſuchsſtrafe, nämlich die Verſuchsſtraſe des StGB., ſei. 

(U. v. 10. Jan. 1922, 4D 893/21.) D.] 


2. [Vorausſetzung der Anwendung des § 433 Abſ. 1 
RAbgO.] Wenn eine Verurteilung wegen Steuerhinterziehung 
oder ⸗gefährdung davon abhängt, ob ein Steueranſprüch be⸗ 
ſteht oder ob und in welcher Höhe er verkürzt oder ein Steuer⸗ 
vorteil zu Unrecht gewährt iſt, und dieſe Fragen von den 
Finanzbehörden oder ⸗-gerichten zu entſcheiden find, hat nach 
8433 Abſ. 1 RAbgO. das Gericht das Strafverfahren aus⸗ 
zuſetzen, bis über die Fragen rechtskräftig entſchieden worden 
iſt und, wenn es von der rechtskräftigen Entſcheidung des 
Finanzamts oder der Rechtsmittelbehörde abweichen will, die 
Entſcheidung des Reichsfinanzhofs einzuholen. Nach dem 
Urteil des 1. Strafſenats des RG. v. 6. Okt. 1921 (RG St. 56, 
107) bezieht ſich dieſe Vorſchrift nicht nur auf die Rechts⸗ 
mittelentſcheidungen der Finanzbehörden oder ⸗gerichte, ſon⸗ 
dern auf alle Steuerbeſcheide im Sinne von 88 217, 220 
RAbgO. Ob dem beizutreten ſei, braucht für den vorliegenden 
Fall nicht entſchieden zu werden. Denn der jetzt erkennende 
Senat iſt der Auffaſſung, daß eine Ausſetzung des gericht⸗ 
lichen Strafverfahrens auf Grund des § 433 RAbg O. jeden⸗ 
falls dann nicht in Betracht kommt, wenn die Finanzbehörde 
— wie in dem hier gegebenen Falle — nicht nur von der 
ihr durch § 390 RAbgO. eingeräumten Befugnis Gebrauch 
machend, ſich der Unterſuchung und Entſcheidung im Ver⸗ 
waltungs ſtraf verfahren enthalten, ſondern darüber hinaus, 
wie aus ihrer dem Reviſionsgericht auf entſprechende An⸗ 
frage erteilten Antwort v. 5. Dez. 1921 hervorgeht, ſich auch 
den Erlaß eines Steuerbeſcheides im Sinne des § 220 Abſ. 1 


Zu 2. Der Grund, weshalb der IV. Senat in einem Falle der 
vorliegenden Art eine Ausnahme von dem Grundſatz des 8433 
R Abg. zulaſſen will, erſcheint nicht ſtichhaltig. Die Verantwortung 
für das Nichtzuendekommen des Strafverfahrens fiele dem Finanz⸗ 
amt zu. Es iſt ein für allemal verpflichtet, vorab zu entſcheiden; 
dies ergibt ſich aus dem mit eingehender Begründung vom 1. StSen. 
(NEE. 56, 107) dargelegten Sinn und Zweck der Vorſchrift des 
§ 433 RAbgO. Daß dem ordentlichen Strafgericht kein Machtmittel 
zur Verfügung ſteht, die Vorentſcheidung der Finanzbehörde herbei⸗ 
zuführen, ändert an deren geſetzlicher Pflicht nichts. Eine Ausſetzung 
des Steuerverfahrens bis zur Beendigung des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens mit der Wirkung, daß das Gericht ſelbſtändig über den 
Steueranſpruch befindet, iſt mit 8 433 nicht vereinbar. Die Vor⸗ 
entſcheidung der Finanzbehörde iſt unter allen Umſtänden Urteils⸗ 
vvrausſehung. 

KR. Prof. Dr. Klee, Berlin. 
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RAbgD. und mithin auch die Entſcheidung über das Beſtehen 
eines Steueranſpruchs, ſowie über das Vorliegen und über 
den Umfang einer Verkürzung dieſes Steueranſpruchs, bis 
nach Erledigung des gerichtlichen Strafverfah⸗ 
rens vorbehelten hat. Auf einen Fall dieſer Art iſt der 
§ 433 Abſ. 1 RAbgoO. nicht anwendbar, weil ſonſt keine 
Möglichkeit gegeben wäre, das gerichtliche Strafverfahren über⸗ 
haupt zu Ende zu führen. Einer Anrufung der vereinigten 
Strafſenate gemäß § 137 Abſ. 1 GVG. gegenüber der Ent» 
ſcheidung des jetzt erkennenden Senats bedarf es nicht, weil 
ſich der I. Strafſenat in ſeinem angezogenen Urteile vom 
6. Okt. 1921 darüber, ob Ausnahmen der hier bezeichneten 
Art von der Regel des 8 433 Abf. 1 RAbgO. zuzulaſſen 
find, nicht geäußert hat. 
(U. v. 10. Jan. 1922, 4 1609/21.) D.] 


3. [Entbehrlichkeit eines Beſchluſſes über Zulaſſung des 
Finanzamts als Nebenkläger nach der RAbgO.] Nach dem 
Sitzungsprotokoll trifft es zwar zu, daß der Zollinſpektor H. 
in der Hauptverhandlung für das Finanzamt O. als Neben⸗ 
kläger aufgetreten iſt und Anträge geſtellt hat, ſowie daß ihm 
ſchon vor ſeiner Vernehmung als Zeuge die Anweſenheit in 
der Verhandlung geſtattet worden iſt. Es iſt auch richtig, daß 
ein Beſchluß des Landgerichts, durch den das Finanzamt O. 
als Nebenkläger zugelaſſen wurde, ſich nicht bei den Akten 
befindet. Darin kann jedoch weder ein Verſtoß gegen $$ 436 
Abſ. 2, 467 Abſ. 2 noch ein ſolcher gegen 8242 Abſ. 4 StPO. 
gefunden werden. Nach § 437 Abſ. 1 der RAbgO. v. 13. Dez. 
1919 hat, wenn die Staatsanwaltſchaft wegen einer Steuer⸗ 
zuwiderhandlung die öffentliche Klage erhebt — und im vor⸗ 
liegenden Falle war gegen ſämtliche Angekl. das Haupt⸗ 
verfahren wegen Vergehen gegen 88 111, 112 Nr. 4, 124, 
113 Nr. 5 des BranntwStc. v. 15. Juli 1909 bzw. wegen 
Beihilfe dazu eröffnet — das Finanzamt ohne weiteres, kraft 
Geſetzes, die Rechte eines Nebenklägers. Das Erfordernis 
der Zulaſſung durch einen beſonderen Gerichtsbeſchluß gemäß 
§ 436 Abſ. 2, § 467 Abſ. 2 StpO. iſt alſo für das Gebiet 
der RAbgO. beſeitigt. Die Vorſchrift des § 437 Abſ. 1 NAD. 
gilt nach §8 1, 27 Abſ. 1 der VO. zur Einführung der NAHGD. 
v. 18. Dez. 1919 auch für die beim Inkrafttreten der AbgO. 
anhängigen gerichtlichen Strafverfahren. In feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Nebenkläger konnte das Finanzamt (Hauptzollamt) O. 
durch einen Beamten ſeines Verwaltungszweiges vertreten 
werden, und als ſolchen hat es laut Anzeige v. 11. Juni 1920 
den Zollinſpektor H. beſtellt. Dieſer hatte deshalb nach § 437 
Abſ. 1, 8425 Abi. 1 StPO. Anſpruch auf ununterbrochene 
Anweſenheit und auf Stellung von Anträgen in der 
Hauptverhandlung. Der § 242 Abſ. 4 StPO., der überdies 
nur eine Ordnungsvorſchrift enthält, findet auf den Neben⸗ 
kläger und feinen Vertreter keine Anwendung (RGSt. 2, 384, 
388 % „ 

ten e ez 1921, 207259727.) D.] 


gayrriſches Oberſtes Taudesgericht. 
a) Zivilſachen. 


1. Eintragung einer Vormerkung in das Grunde 
buch zur Sicherung der Steuern iſt unzuläſſigef) 

Auf Grund Sicherheitsbeſcheids v. 3. Nov. 1919 beantragte das 
Staatsſteueramt D. gegen den Gutsbeſitzer R. auf Gut St. beim 
GBA. P. die Eintragung einer Sicherungshypothek unter Bezug⸗ 
nahme auf SL Abſ. 2 RG. über Sicherung der Kriegsſteuer, ſowie 
82 des Erganzungsgeſ. zum Steuerfluchtgeſ. v. 24. Juni 1919. Dem 
Antrag wurde entſprochen. Am 30. Dez. 1919 ſtellte das Rentamt P., 
weil die Zuſtimmung des Staatsſteueramts D. zweifelhaft ſei, von 
ſich aus den Antrag, eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
des Arars auf Einräumung einer Sicherungshypothek nach den 
gleichen ſteuergeſetzlichen Vorſchriften auf dem Grundbeſitze des R. 
einzutragen für den Fall, daß der Hypothekeneintrag für den preuß. 


Zu 1. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Ein Wahlrecht zwiſchen 
dem Vollzug der Vollſtreckungsmaßnahmen ſelbſt und der Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung hätte wenig Sinn. Den Erforderniſſen 
raſcher Sicherung des ſtaatlichen Anſpruchs trägt auch das im 
Art. 123 Baye. BB. vorgeſehene Recht der Staatskaſſe viel 
beſſer Rechnung als die von der Mitwirkung des Schuldners oder 
vom vorhergehenden Erlaß einer einſtweiligen Verfügung abhängige 
Vormerkung nach 8 883 BGB. 

j RA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 
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tagt wieder gelöſcht werden ſollte. Das GBA. P. trug die Vor⸗ 
merkung ein. Die erſte Hypothek wurde am 11. Juni 1920 gelöſcht, 
nachdem das Der Ant die Löſchung ſelbſt mitbeantragt hatte. Am 
25. Febr. 1921 ſtellte R. den Antrag zum GBA. P., im Hinblick 
auf 854 Abſ. 1 Satz 2 GBO. auch die auf Erſuchen des Rent⸗ 
amts P. eingetragene Vormerkung zu löſchen. Das GBA. P. wies 
den Antrag ab, weil der Eintragung durch $ 883 BOB. und Art. 123 
Bap auh. BGB. gerechtfertigt ſei. Das LG. P. wies mit Beſchluß 
v. 22. April 1921 die Beſchwerde zurück: auf Grund des Geſetzes 
* April 1917 über Sicherung der Kriegsſteuer, des Geſetzes 
v. 26. Juli 1918 und des Ergänzungsgeſ. v. 24. Juni 1919 gegen 
die Steuerflucht beſtehe kein Anſpruch auf Vormerkung, ein ſolcher 
ſei aber aus Art. 123 Baye. BGB. in Verbindung mit § 2 des 
Ergänzungsgeſ. zum Steuerfluchtgeſ. abzuleiten, wobei für die Zu⸗ 
e § 61 RAbgdO. einſchlägig ſei. Die weitere Beſchwerde hatte 

rfolg. 

Gründe: Die Löſchung wird auf Grund der Vorſchrift in 
85.54 Abſ. 1 Satz 2 GO. verlangt, die jagt, daß eine Eintragung, 
die ſich ihrem Inhalte nach als unzuläſſig erweiſt, von Amts wegen 
zu löſchen ſei. Ihrem Inhalte nach unzuläſſig iſt eine Eintragung 
nicht ſchon dann, wenn die Eintragung unter Verletzung geſetzlicher 
Vorſchriften zuſtande gekommen iſt, wenn alſo die Eintragung nicht 
hätte erfolgen ſollen, ſondern nur dann, wenn das GB. für Ein⸗ 
tragungen dieſes Inhalts nicht beſtimmt iſt, die alſo ihrem Inhalte 
nach vom GB. abjolut ausgeſchloſſen und infolgedeſſen rechtlich be⸗ 
deutungslos ſind (ogl. RIM. 10, 152; DRS. 21, 20; Meikel, 
Bem. da zu 8 54 GBO). Daß es bei der Eintragung der hier 
maßgebenden Vormerkung an der prozeſſualen Vorausſetzung des 
8885 BOB. leinſtweilige Verf. oder Einwilligung) gebrach, hat daher 
im Rahmen der angezogenen Geſetzesſtelle keine Bedeutung. Es iſt 
lediglich zu prüfen, ob die eingetragene Vormerkung ihrem Rechts⸗ 
inhalte ſelbſt nach unzuläſſig iſt. Nach der Rechtsauffaſſung der 
Finanzbehörde und auch des GBA. ſollte die Rechtsgrundlage für 
die Eintragung Art. 123 AG. BGB. in Verbindung mit § 883 BGB. 
bilden. Die Vormerkung hat zur Grundlage einen ſchuldrechtlichen 
Anſpruch auf Eintragung des betr. Grundſtücksrechts; die Eintragung 
hat dabei zu erfolgen auf Bewilligung des Schuldners oder auf eine 
dieſe erſetzende einſtweilige Verf. d. Ger. hin (vgl. 88 885, 888 BGB.). 
Die für die bayr. Staatskaſſe aus Art. 123 fließende Berechtigung 
hiergegen auf Eintragung einer Sicherungshypothek trägt den Rechts⸗ 
charakter einer unmittelbaren Vollſtreckungsmaßregel nach Art des 
8866 PO. Die Eintragung der Sicherungshypothek hat hier nach 
Abſ. 2 der Vorſchrift unmittelbar auf Erfuchen der Behörde zu er⸗ 
folgen, welcher die Beitreibung der Leiſtung obliegt. Sie ift von 
irgendeiner Mitwirkung des Schuldners als des betroffenen Teils 
vollſtändig abgelöſt. Die 88 883 ff. BGB. einerſeits und Art. 123 
a. a. O. andererſeits beruhen ſohin auf verſchiedener Rechtsgrundlage 
und ſchließen ſich demgemäß gegenſeitig aus. (Vgl. insbeſ. Bier- 
mann, Widerſpruch und Vormerkung nach deutſchem GRecht 
Jena 1901] S. 137, 138.) Der Weg des 8883 BGB. hätte auch 
praktiſch wenig Bedeutung für die Staatskaſſe, der das ſtärkere 
Recht aus Art. 123 a. a. O. auf unmittelbare Eintragung der Siche⸗ 
rungshypothek ohne ein weiteres prozeſſuales Erfordernis verliehen 
iſt. Sohin war ſchon aus allgemeinen Gründen die rechtliche Zuläſſig⸗ 
keit der Vormerkung zu verneinen. 


(38., Urt. v. 15. Juni 1921, III Nr. 52/1921, BayRpflg. 21/218.) 


2. Keine Haftung des bayeriſchen Staates oder 
bayeriſcher Gemeinden bei Aufruhrſchäden gegenüber 
einer Verſicherungsgeſellſchaft, inſoweit dieſe Entſchä⸗ 
1800 geleiftet hat (Art. 1 des bayer. Tum Schch. v. 12. März 

. F 

Der Aufruhrſchaden, deſſen Erſatz mit der Klage begehrt wird, 
iſt vor dem 14. Mai 1920, alſo vor dem Inkrafttreten des UnrSchG. 


Zu 2. Eine zuſammengerottete Menge, die im weſentlichen 
aus nicht beurlaubten Soldaten beſtand, hatte am 10. Jan. 1919 
Plünderungen in Regensburg verübt. Die Geſchädigten haben Erſfatz 
von der Verſicherungsgeſellſchaft erhalten. 

Das vorliegende Urteil befaßt ſich nun damit, ob die Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft einen Regreßanſpruch gegen den bayr. Staat hat, 
der an ſich den Geſchädigken gehaftet hätte, ſofern dieſe nicht ver⸗ 
ſichert geweſen wären. 

Nach dem BayTumSh®. v. 12. März 1850 beſteht kein ſolcher 
Regreßanſpruch, wie das Urteil mit eingehender Begründung nach⸗ 
weiſt. Hierbei iſt zu beachten, daß das RTumsSchG. v. 12. Mai 
1920 nicht anwendbar iſt (8 15). Speziell in Bayern wurde im 
Gegenſatz zu den anderen einzelſtaatlichen Tumultgeſetzen aus den 
fünfziger Jahren der Regreßanſpruch der Verſicherung gegen die 
Gemeinde ausgeſchloſſen, wodurch die Gemeinden auf Koſten der 
Verſicherung einen an ſich nicht begründeten Vorteil erlangt haben. 
(Vgl. hierzu das Urteil des ObſteG. München vom gleichen Tage in 
Sachen Agrippina gegen Stadtgemeinde München — 1194/21 —.) 

Das vorliegende Urteil kommt nun zu dem Ergebnis, daß auf 
Grund der gleichen Erwägungen auch der Regreßanſpruch gegen 
den Staat den Verſicherungsgeſellſchaften nicht gewährt werden 
ſollte, obwohl der Wortlaut des Geſetzes eine Regreßhaftung ſpeziell 
des bayeriſchen Staates nicht ausſchließt. 


v. 12. Mat 1920 (RGBl. 941) entſtanden. Nach 8 15 RGeſ. iſt der 
Klageanſpruch alſo nach dem bayr. Geſetz v. 12. März 1850 über 
die Verpflichtung zum Erſatz des bei Aufläufen verurſachken Schadens 
zu beurteilen. Dieſes Landesgeſetz iſt nach Art. 108 EGBGB. und 
Art. 142 AG BGB. bei Einführung des BGB. aufrechterhalten 
worden. 

Die grundlegenden materiellrechtlichen Beſtimmungen über die 
durch das bayr. Geſetz aus Billigkeitsgründen nach den politiſchen 
Ereigniſſen des Jahres 1848 neu ſtatuierten Haftungen für Aufruhr⸗ 
ſchäden ſind in den Art. 1 und 2 enthalten. 

In Art. 1 Abf. I iſt beſtimmt, daß jede policiſche Gemeinde, in 
deren Bezirk von einer zuſammengerotteten Menge oder von ein⸗ 
zelnen aus derſelben mit offener Gewalt Verbrechen oder Vergehen 
gegen Perſonen oder Eigentum verübt worden ſind, verpflichtet iſt, 
den dadurch verurſachten Schaden zu erſetzen. Es iſt alſo als Regel⸗ 
fall die Haftung der Tatortgemeinde vom Geſetz aufgeſtellt worden. 

Der Abf. II, welcher in dem von der Regierung vorgelegten 
Geſetzentwurf ursprünglich nicht enthalten war, ſondern erſt auf Am 
regung der Kammer der Abgeordneten in das Geſetz aufgenommen 
wurde, enthält eine Beſchränkung dieſer den Gemeinden auferlegten 
Haftung; er beſtimmt, daß die Gemeinde für jenen Berrag des 
Schadens, der den Beſchädigten aus Verſicherungsanſtalten erſeßt 
werde, weder den Beſchädigten noch der betreffenden Anſtalt haftet. 

Der Art. 2 trifft zwei Ausnahmen von dem im erſten Abſatz 
des Art. I als Regelfall ſtatuierten Grundſatz der Haftung der Tat⸗ 
ortgemeinde. An deren Stelle trifft die Pflicht zum Schadenserſatz 
die Herkunftsgemeinde, wenn die zuſammengerottete Menge über⸗ 
wiegend aus Perſonen beſtand, die aus einer anderen Gemeinde ge⸗ 
kommen waren, und die Einwohner der Tatortgemeinde außerſtande 
waren, die Beſchädigungen zu verhindern; oder aber die Pflicht zum 
Schadenserſatz trifft den Staat, wenn die zuſammengerottete Menge 
überwiegend aus nicht beurlaubten Soldaten beſtand. 

Nach dem Wortlaut des Art. 2 kann es keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß dem Staat und der Herkunftsgemeinde keine weitergehen⸗ 
den Haftungen auferlegt werden wollten, als ſie im Regelfall für 
die Tatortgemeinde nach Art. 1 ſtatuiert waren. Der Umfang der 
Schadenserſatzpflicht iſt der nämliche, gleichgültig, welche Körper⸗ 
ſchaft zur Schadloshaltung verbunden iſt. Dieſes iſt der klare Sinn 
des Art. 2 Abf. II, wenn hier von dem Übergang der Pflicht zum 
Schadenserſatz geſprochen wird; es iſt damit eben das gemeint, was 
als Inhalt und Umfang der Haftung in Art. 1 normiert iſt. Es 
wäre auch gar kein geſetzgeberiſcher Grund dafür einzuſehen, warum 
dem Staat und der Herkunftsgemeinde in den Ausnahmefällen, in 
welchen ſie zur Schadloshaltung verpflichtet ſind, eine andere weiter⸗ 
gehende Haftung hätte auferlegt werden ſollen als der im Regelfall 
haftenden Tatortgemeinde. 

An dieſer nach dem urſprünglichen Entwurf ganz zweifelloſen 
Intention des Geſetzgebers, daß der Umfang der Schadenserſaßpflicht 
der nämliche ſein ſollte, gleichgültig welcher Körperſchaft die Haftung 
oblag, wurde nichts geändert dadurch, daß infolge der Einfügung 
eines Zuſatzartikels der Umfang der Haftung ſelbſt unter gewiſſen 
Vorausſetzungen eingeſchränkt oder aufgehoben wurde. Die Abſicht 
einer unterſchiedlichen Behandlung der für haftbar erklärten Körper 
ſchaften hinſichtlich der Einſchränkung des Umfangs ihrer Verpflich⸗ 
tungen wäre unverſtändlich, findet auch keine Stütze in den Be⸗ 
ratungen der Landtagsausſchüſſe und der Kammer des Landtags über 
die Entſtehung des Zuſatzartikels. 

Verfehlt iſt auch die Berufung der Reviſionskl. auf den Art. 15 
des Geſetzes und die Deduktion, daß bei Entſchädigungsforderungen 
gegen den Staat zwar die entſprechende Anwendbarkeit der Art. 4—7 
vorgeſchrieben ſei, damit aber zugleich die Anwendbarkeit der Vor / 
ſchrift in Art. 1 Abſ. II ausgeſchloſſen werden wollte. 


Der Art. 15 enthält überhaupt keine dem materiellen Recht an⸗ 
gehörende Vorſchrift, ſondern regelt das Verfahren bei Entſchädi⸗ 


Der Art. 1 Abſ. II beſtimmt nämlich, daß die Gemeinde fur 
jenen Betrag des Schadens, der den Beſchädigten aus Verſicherungs⸗ 
anſtalten erſetzt wird, weder den Beſchädigten noch der betreffenden 
Anſtalt haftet. Der gleiche Grundſatz ſoll nun nach dem Urteil au 
zugunſten des Staates gelten. Es ſoll alſo eine unterſchiedliche ver 
handlung der an ſich haftenden Körperſchaft, alſo hier des Staates, 
nicht erfolgen. ; 

Unter Verſicherungsanſtalten find nicht nur die öffentlichen, 
ſondern auch die privaten Verſicherungen zu verſtehen. 

Nach den Beſtimmungen der 88 255, 412, 399 BGB., ferner 
nach 8 67 des VVG. iſt für die Fälle, in denen kraft Reichsrecht 
eine Verſicherungsgeſellſchaft den Schaden geleiſtet hat, ein Regreß⸗ 
anſpruch gegeben. Der bayeriſche Geſetzgeber von 1850 läßt aber ein 
ſolches Zuſammentreffen mehrerer Anſprüche des Verſicherten, al? 
eines geſetzlichen Anſpruches gegen Stadt oder Staat und eines ver⸗ 
tragsmäßigen gegen die Verſicherungsgeſellſchaft, überhaupt nicht zur 
ſtande kommen. Die gemeindliche bzw. ſtaatliche Haftpflicht jou erft 
da anfangen, wo die Erſaßpflicht durch die Verſicherungsgeſellſchal 
nicht mehr gegeben iſt. Da das ganze Rechtsgebiet durch ein bah 
riſches Spezialgeſetz geregelt iſt, beſteht für die Anwendbarkeit en? 
gegenſtehender reichs rechtlicher Vorſchriften überhaupt kein Raum. 
Nach ſonſtigen verfaſſungsmäßigen oder einzelftaatlichen Geſetzen ot 
keine Haftung gegeben ſein. RA Dr. Felix Zedermann, München. 


51. Jabrg. 1922 Heft 12 


gungsklagen gegen den Staat dahin, daß er die analoge Anwendung 
der in den Art. 4—7 gegenüber den Gemeinden aufgeſtellten Ver⸗ 
fahrensvorſchriften beſtimmt. Dies ergibt ſich ſchon aus dem Wort⸗ 
laut des Art. 15, der nicht von Entſchädigungsanſprüchen gegen den 
Staat, ſondern von Entſchädigungsklagen gegen denſelben ſpricht. 
Es erhellt dies weiter aus der ſyſtematiſchen Anordnung des Geſetzes. 
Während die Art. 1 und 2 die materiellrechtlichen Grundſätze ent⸗ 
halten, regeln die Art. 3—7 das Verfahren (Beweisführung, Eini⸗ 
gungsverfahren, ſummariſches Prozeßverfahren), endlich die Art. 8 
bis 13 die Zwangsvollſtreckung. Die rein prozeſſuale Bedeutung des 
Art. 15 iſt in dieſem Sinne auch unzweideutig zum Ausdruck ge⸗ 
bracht in den Bemerkungen der Motive zum Regierungsentwurf über 
die Stellung des Art. 15 in dem Syſtem des Geſetzes. (Verhand⸗ 
lungen der Kammer der Abgeordneten im Jahre 1849, Beilagen⸗ 
band I, Beilage XXI S. 172.) 

Bei der Auslegung einer geſetzlichen Beſtimmung kommt 
zunächſt deren Wortlaut in Betracht. Iſt derſelbe klar und unzwei⸗ 
deutig, dann iſt er allein maßgebend. Der Abj. II des Art. 1 macht 
keinen Unterſchied zwiſchen ſtaatlichen und privaten Verſicherungs⸗ 
anſtalten. Aus dem Gebrauche des Wortes „Verſicherungsanſtalten“ 
kann nicht geſchloſſen werden, daß der Geſetzgeber nur ſtaatliche An⸗ 
ſtalten im Auge gehabt hat, denn das Wort wurde auch für private 
Verſicherungsunternehmungen gebraucht. In Bayern gab es zur Zeit 
der Erlaſſung des Geſetzes nur die einzelſtaatliche Feuerverſicherungs⸗ 
anſtalt für Gebäude; hätte der Geſetzgeber nur ſtaatliche Unter⸗ 
nehmungen im Auge gehabt, ſo hätte er nicht von Verſicherungs⸗ 
anſtalten ſprechen können, ſondern hätte die einzige ſtaatliche Anſtalt 
genannt. 

Daß nach dem Sprachgebrauch der damaligen Zeit unter Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten ſowohl öffentliche wie private Verſiche⸗ 
rungsunternehmungen verſtanden werden wollten, iſt um ſo mehr als 
ſicher anzunehmen, als um jene Zeit nicht nur in England und 
Frankreich, ſondern auch in Deutſchland das Verſicherungsweſen be⸗ 
gonnen hatte ſich zu entwickeln und in Gotha als bürgerliche Gegen⸗ 
ſeitigkeitsanſtalten ſchon ſeit 1821 die Feuerverſicherungsbank, ſeit 
1829 die Lebensverſicherungsbank beſtand. Der weitere Ausbau des 
Verſicherungsweſens lag im Zuge der Zeit und es entſprach nur dem 
natürlichen Sprachgefühl, wenn in richtiger Vorausſicht der fort- 
ſchreitenden Entwicklung des Verſicherungsweſens mit dem Ausdruck 
„Berſicherungsanſtalt“ eine Wortfaſſung gewählt wurde, welche 
ſowohl die damals vorhandenen wie die zukünftig entſtehenden Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen, mögen ſie ſtaatlichen oder privaten Cha⸗ 
rakter haben, in ſich begreifen ſollte. 

Zu demſelben Ergebnis führt ein Zurückgehen auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der Beitimmung.... 

Ein weiterer Reviſionsgrund geht dahin, daß Art. 1 
Abs. II des Geſetzes v. 12. März 1850 feine Gültigkeit verloren habe; 
die im Art. 108 EGBGB. zugunſten des Landesrechts aufgeſtellten 
Vorbehalte hätten nicht die Kraft, reichsgeſetzliche Normen zu durch⸗ 
brechen; in die Beſtimmungen der Reichsgeſetze, welche für die Ent⸗ 
ſtehung, das Erlöſchen, die Übertragung und die Übertragbarkeit der 
auf Reichsrecht beruhenden Rechte und Anſprüche erlaſſen jind, dürfe 
von der Landesgeſetzgebung nicht eingegriffen werden; eine etwa noch 
entgegenſtehende Beſtimmung, die mit einer ſolchen reichsgeſetzlichen 
Norm ſich nicht vertrage, habe keine Gültigkeit mehr. Dem Art. 1 
Abſ. II des bayr. Geſetzes ſtünden aber die Vorſchriften in 88 250, 
412, 399 BGB., ferner in 867 VVG. v. 30. Mai 1908 entgegen. 

Dieſe Ausführungen der Reviſion ſind rechtsirrtümlich. 
Nach Art. 108 mit Art. 55 und 3 EGBGB. ſind die ſachlich 
rechtlichen Beſtimmungen der landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
Verpflichtung zum Erſatz von Aufruhrſchäden unberührt geblieben. 
Art. 108 EGBGB. enthält einen allgemeinen Vorbehalt für das 
geſamte Rechtsgebiet der Regelung von Aufruhrſchäden zugunſten der 
Landesgeſetzgebung; es iſt ſelbſtverſtändlich, daß, ſoweit dieſer Vor⸗ 
behalt für die Landesgeſetzgebung reicht, der Grundſatz „Reichsrecht 
bricht Landrecht“ nicht gilt, ſondern im Gegenteil das Landesrecht 
unberührt bleibt durch das Reichsrecht, auch wenn es mit den Be⸗ 
ſtimmungen des letzteren in Widerſpruch ſteht. Wie für die Ent⸗ 
ſtehung dieſer Anſprüche und Rechte, ſo iſt auch für deren Erlöſchen 
das Landesrecht allein maßgebend (vgl. das bayr. Geſetz v. 23. Jebr. 
1879 zur Ausführung der ZPO. und KO. in der Faſſ. v. 26. Juni 
1899, Art. II), und dasſelbe gilt hinſichtlich der übertragung und 
Übertragbarkeit der dieſem Rechtsgebiet entſtammenden Anſprüche. 
Im vorliegenden Falle handelt es ſich nicht um einen auf Reichs⸗ 
recht beruhenden Rechtsanſpruch, ſondern um einen auf das bayr. 
Geſetz v. 12. März 1850 geſtützten Anſpruch. Es kann daher auf 
dieſen Fall auch nicht der Grundſatz Anwendung finden, der in 
RG. 76, 208 ausgesprochen iſt, „daß in die Beſtimmungen der Reichs⸗ 
geſetze, die für die Entſtehung, das Erlöſchen, die übertragung und 
Übertragbarkeit der auf dem Reichsrechte beruhenden Rechte und An⸗ 
ſprüche erlaſſen ſind, von der Landesgeſetzgebung nicht eingegriffen 
werden könne“. 

Daher geht auch die Berufung auf 8 255 BOB. und auf 867 
VVG. fehl. 

Denn beide Geſetzesvorſchriften wollen den Fall regeln, daß dem 
Schadenserſatzberechtigken nicht nur gegen den von ihm auf Erſatz in 
Anſpruch Genommenen, ſondern auch gegen einen Dritten Anſprüche 
zuſtehen. Einen ſolchen Anſpruch hat der durch einen Aufruhr Ge⸗ 
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ſchädigte zweifellos gegen diejenigen, welche als Anſtifter oder Teil⸗ 
nehmer an der Zuſammenroktung den Schaden verurſacht haben. 
Aber das gegenſeitige Verhältnis zwiſchen der vertragsmäßigen 
Schadenserſatzpflicht der Verſicherungsanſtalt und der auf poſitiver 
Geſetzesvorſchriſt des Landesrechts beruhenden haftpflichtmäßigen 
Schadenserſatzpflicht einer Gemeinde oder des bayr. Staates im Falle 
von Aufruhrſchäden iſt eben durch das in Kraft gebliebene Landes⸗ 
recht nach Art 1 Abſ. II dahin geregelt, daß die letztgenannte 
Schadenserſatzpflicht nur ſubſidiär ſein ſoll; inſoweit ein Schadens⸗ 
erſatzunſpruch gegen Verſicherungsanſtalten gegeben iſt, wird ein 
ſolcher gegen die Gemeinde oder den bayr. Staat überhaupt nicht 
exiſtent. Er kann daher weder nach 8255 BGB. abgetreten werden 
noch nach 867 des Geſetzes über den Verſicherungsvertrag kraft 
Geſetzes übergehen. 

Richtig iſt, daß der geſetzgeberiſche Zweck, welchen bei der 

Regelung der Schadenserſatzleiſtung der § 255 BGB. im allgemeinen, 
der 867 VVG. ſpeziell für Verſicherungsunternehmungen, der Art. 1 
Abſ. II des Geſetzes v. 12. Mürz 1850 im Falle von Aufruhrſchäden 
verfolgen, der nämliche iſt; es ſoll dadurch verhindert werden, daß 
der Geſchädigte zweimal für ſeinen Schaden Erſatz erhält und damit 
eine ungerechtfertigte Bereicherung erlangt. Aber die von den Geſetz⸗ 
gebern zur Erreichung dieſes Zieles gewählten Methoden ſind ver⸗ 
ſchieden. 8255 BB. und 867 VVG. ſtatuieren beim Vorhanden⸗ 
ſein mehrerer Anſprüche zugunſten desjenigen, der den Schadens⸗ 
erſatz leiſtet, daß die Anſprüche, welche der Schadlosgehaltene gegen 
Dritte hat, inſoweit auf den Erſaßleiſtenden übergehen, ſei es durch 
Abtretung der Anſprüche nach 8 399 BGB., ſei es durch Übergang 
kraft Geſetzes nach 8 412 BGB. 
! Der bayer. Geſetzgeber von 1850 läßt aber ein ſolches 
Zuſammentreffen mehrerer Anſprüche überhaupt 
nicht zuſtande kommen, indem er beſtimmt, daß bei dem Vor⸗ 
liegen eines Erſatzanſpruches gegen eine Verſicherungsanſtalt die ge⸗ 
meindliche oder ſtaatliche Haftpflicht erſt da anfängt, wo die Erſatz⸗ 
pflicht durch Verſicherungsanſtalten nicht mehr gegeben iſt. Es iſt 
daher bei der Fortdauer des Landesrechts in dieſem Rechtsgebiet für 
die Anwendbarkeit der 88 255 BGB. und 67 VVG. begrifflich über⸗ 
haupt kein Raum. Damit entfällt von ſelbſt die von der Reviſtons⸗ 
klägerin behauptete Verletzung der 88 399, 412 BGB. 

Die Reviſion rügt weiter, daß Art. 1 Abſ. II des Geſetzes 
v. 12. März 1850 mit dem zur Zeit der Schadensverübung geltenden 
Staatsgrundgeſetz für den Freiſtaat Bayern v. 4. Jan. 1919 in 
Widerſpruch ſtehe, da die Geſetzesbeſtimmung von 1850 mit dem in 
dem Staatsgrundgeſetz unter Ziff. 9 aufgeſtellten Grundſatz der Un⸗ 
verletzlichkeit des Eigentums ſich nicht vereinbaren laſſe. 
Es wird von der Reviſion ausgeführt, dieſer verfaſſungsmäßige 
Grundſatz zwinge dazu, den Geſchädigten einen Schadenserſaßanſpruch 
gegen Staat oder Gemeinde zu geben; es ſei daher unzuläſſig, den 
Erſatzanſpruch den Geſchädigten vorzuenthalten, wenn ſie zufällig 
einen vertragsmäßigen Anſpruch gegen eine Verſicherungsanſtalt 
haben; hieraus ergebe ſich ein Anſpruch der letzteren auf Grund geſetz⸗ 
lichen Forderungsübergangs. 

Es verſteht fi von ſelbſt, daß es ſich bei der Aufſtellung ver⸗ 
faſſungsmäßiger Grundſätze, die von der Garantie oder Unverlchlid)- 
keit des Eigentums oder von der Sicherheit der Perſon ſprechen, 
wie ſie ſich auch in der alten bayr. Verfaſſung in Titel IV 88, 
im vorläufigen Staatsgrundgeſetz des Freiſtaats Bayern v. 7. März 
1919 (GVBl. 109) unter 8 10, in der neuen bayr. Verfaſſungs⸗ 
urkunde v. 14. Aug. 1919 unter § 16, in der Verf. v. 11. Aug. 
1919 unter Art. 153 vorfinden, um nicht weiter handelt, als um 
den Ausdruck des dem offentlichen Recht angehören- 
den Bekenntniſſes des Verfaſſungsgeſetzgebers zum 
Rechtsſtaat. Der rechtliche Gehalt eines ſolchen Pro⸗ 
grammſatzes iſt rein negativ und erſchöpft fi in der 
Zuſicherung, daß der Inhaber der Staatsgewalt in 
das Eigentum der Staatsbürger und in die Frei⸗ 
heit ihrer Perſon nur inſoweit eingreifen werde als 
er dafür geſetzliche Grundlagen habe, daß aber behördliche Willkür, 
alſo Eingriffe des Staates durch ſeine Organe in Freiheit und 
Eigentum der Untertanen ohne geſetzliche Unterlagen, ausgeſchloſſen 
ſein ſolle. Es handelt ſich alſo nur um die Betonung des Staates 
als eines Rechtsſtaates im Gegenſatz zu einem ſog. Polizeiltaat, aber 
keinesfalls um die Schaffung eines dem Zivilrecht angehörenden 
Garantieanſpruchs für den Staatsbürger gegen den Staat oder die 
Gemeinde für den Fall, daß der Staatsbürger in feiner Perſon 
oder in feinem Eigentum irgendwie zu Schaden kommt. Wenn aus 
ſolchen verfaſſungsmäßigen Programmſatzen ein im Rechtswege ver⸗ 


folgbarer Schadenserſatzanſpruch gegen den Staat gefolgert werden 


wollte, ſo würde man logiſcherweiſe zu der unannehmbaren Kon⸗ 
ſequenz kommen, daß der Staat automatiſch zu einer generellen und 
unentgeltlichen Verſicherungsanſtalt für alle auf ſeinem Territorium 
rechtswidrigerweiſe vorkommenden Sach⸗ oder Perſonenſchäden würde. 

Ebenſo verfehlt iſt es endlich, wenn die Reviſion auf die Nicht⸗ 
anwendung des § 839 BGB. im Zuſammenhalt mit Art. 60. AG BGB 
und mit dem bayr. Geſetz v. 6. Dez. 1913 über die Haftung des 
Staates für Angehörige des bayr. Heeres (GVBl. 911) zu ſtützen 
verſucht wird. 

Nach Art, 77 EGBOB. bleiben unberührt die landesgeſetzlichen 
Vorschriften über die Haftung des Staates für Schadenszufügung 
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ſeitens feiner Beamten. Für Bayern ift durch Art. 60 Ach BGB. 
eine Haftpflicht des Staates für den Fall ſtatuiert, daß ein Staats⸗ 
beamter oder eine Perſon des Soldatenſtandes (Geſetz v. 6. Dez. 
1913) in Ausübung der anvertrauten öffentlichen Gewalt vorſätzlich 
oder fahrläſſig die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amts⸗ 
pflicht verletzt hat. Der Art. 60 AGG BGB. wälzt alſo die an ſich 
nach 8839 BGB. den Beamten treffende Haftung auf den Staat 
oder die andere Körperſchaft ab, in deren Dienſten der Beamte ſteht. 
Die plündernden Soldaten haben ſich außer Dienſt be⸗ 
funden und hatten ſich dem Einfluß ihrer Vorgeſetzten entzogen. 
Tatſachen dafür, daß und wie Beamte oder militäriſche Vorgeſetzte 
ſich einer Überſchreitung ihrer Amtsbefugniſſe oder der pflichtwidrigen 
Unterlaſſung einer ihnen obliegenden Amtshandlung, etwa nach dem 
bayr. Geſetz v. 4. Mai 1851 über das Einſchreiten der bewaffneten 
Macht, ſchuldig gemacht haben, ſind von der Kl. nicht vorgebracht 
worden. Die Abweiſung dieſes Klagegrundes beim Mangel jeglicher 
Subſtanziierung iſt durch die Vorinſtanzen zu Recht erfolgt. 
Übrigens wäre, auch wenn der behauptete Schadenserſatzanſpruch 
wegen Verletzung einer Amtspflicht von der Kl. ſubſtanziiert werden 
könnte, ſeine Verfolgung im Wege einer Klage gegen den Staat 
nach § 11 EGGVG. und Art. 7 des Geſetzes über den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof erſt zuläſſig, wenn von dieſem Gerichtshof durch eine 
die Zivilgerichte bindende Vorentſcheidung feſtgeſtellt wäre, ob der 
Beamte ſich einer Überſchreitung ſeiner Amtsbefugniſſe oder der 
Unterlaſſung einer ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht 
hat (Art.? Abſ. II des Geſetzes über den VGp. v. 8. Aug. 1878 in 
der Faſſung des Art. 165 Z. 1 des AG BGB.). 
(Urt. v. 11. Jan. 1922, I 212/21.) 


b) Strafſachen. 
Berichtet von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. Das KapFluchtG. v. 24. Dez. 1920 iſt am 8. Jan. 
1921 in Kraft getreten (vgl. RGSt. 33, 187; 46, 307, 312; 
50, 398, 404; 53, 33, 35; 54, 170; 55, 199). — Wann gilt ein 
Geſetz als verkündet? f) 

Rechtsirrig iſt die Annahme der Strafkammer, daß der Tag 
der Verkündung eines Reichsgeſetzes nach Art. 71 RVerf. derjenige 
Tag ſei, der auf dem in Frage kommenden Stücke des RGBl. als 
Ausgabetag angegeben ſei. Maßgebend iſt vielmehr lediglich der 
Tag, an dem tatſächlich das RGBl. ausgegeben worden iſt und 
es ſteht den Gerichten frei, nachzuprüfen, ob der wirkliche Aus⸗ 
gabetag mit dem Ausgabevermerk übereinſtimmt. Dies muß aber 
gegebenenfalls bejaht werden. Denn die Ausgabe liegt vor, ſobald 
die Verſendung des betreffenden Stückes des RGBl. begonnen hat, 
ſobald alſo das fragliche Stück dem Poſtzeitungsamt in Berlin 
zur Verteilung und Beförderung übergeben worden iſt (vgl. La⸗ 
band, Deutſches Staatsrecht, Bd. II, 57; Seydel, Bayer. Staats⸗ 
recht Bd II, I e , Re, ai 
KG. v. 2. Mai 1921). 

Verfehlt iſt die Ausführung der Reviſion, es müffe erſt einem 
größeren Perſonenkreis die Möglichkeit gegeben fein, von dem 
Inhalte des zur Verſendung gelangten NEST. Kenntnis zu nehmen, 
bevor man eine Ausgabe des Blattes und damit eine Verkündung 


Zu 1. Das BayObLG. teilt alſo die vom KG. in feinem 
Urteil v. 2. Mai 1921 vertretene und in ihrer Bedeutung damals 
von W. Jellinek an dieſer Stelle (JW. 1921, 751) gewürdigte 
Auffaſſung, daß der Ausgabevermerk, den die Reichsgeſetzblätter 
tragen, auf ſeine Richtigkeit überprüfbar iſt. Es erklärt ferner 
ausdrücklich — was das KG. damals hatte unentſchieden laſſen 
können —, daß der Beginn der Ausgabe, im vorliegenden Falle 
die Einlieferung beim Zeitungspoſtamt in Berlin zum Vertrieb, 
genüge, um die Verkündung als erfolgt zu betrachten. Der ratio 
legis iſt mit einem ſolchen Verfahren natürlich nicht eben genügt. 
Darum ſoll ja auch normalerwelſe ein Geſetz erſt 14 Tage nach 
Bekanntgabe in dieſem Sinne in Kraft treten. Wenn es der 
Geſetzgeber aber, wie leider neuerdings immer häufiger, eilig hat 
und ein anderes anordnet, was ihm durch Art. 71 RVerf. ja 
wieder verſtattet iſt, ſo ſteht der Untertan dem im allgemeinen 
wehrlos gegenüber — aber gerade auf dem Gebiete des Steuer⸗ 
ſtrafrechts nun doch nicht mehr ganz, ſeit wir den 8 358 NUbgD. 
haben, wonach von Strafe freibleiben ſoll, wer in unverſchuldetem 
Irrtum über das Beſtehen oder die Anwendbarkeit ſteuerrechtlicher 
Vorſchriften die Tat für erlaubt gehalten hat. Dieſe Vorſchrift 
kam hier wohl nicht in Betracht, weil der ſteuergeſetzliche Tat⸗ 
beſtand, um den es ſich handelte (Einbringung von Bargeld über 
die deutſch⸗öſterreichiſche Grenze ohne Vermittlung durch eine Bank), 
bei der Neufaſſung des Kapitalfluchtgeſetzes keine Veränderung 
erlitten hatte, alſo vorher ſchon bekannt war. Immerhin hätte die 
Rückſicht auf dieſen § 358 NAD. das Gericht vielleicht doch 
davon abhalten können, in Beziehung auf eine Steuerſtrafrechtsnorm 
den Satz, daß es für die verbindliche Kraft eines Reichsgeſetzes 
nicht darauf ankommt, ob es bekaunt iſt oder nicht, mit der Schärfe 
auszuſprechen, wie es hier geſchehen iſt. 

Prof. Dr. Bühler Halle. 
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des darin bekanntgemachten Geſetzes annehmen dürfe. Denn für 
die verbindliche Kraft eines Reichsgeſetzes kommt es nicht darauf 
an, ob es bekannt iſt oder nicht (vgl. Laband a. a. O. II, 80; 
Seydel a. a. O.; Binding, Handbuch des Strafrechts I, 227). 
Aus der Auskunft des Geſetzſammlungsamts in Berlin v. 10. Okt. 
1921 ergibt ſich aber, daß die Nr. 2 des RGBl. 1921 am 7. Jan. 
1921 nachmittags 4 Uhr dem Zeitungspoſtamt in Berlin zur Be⸗ 
förderung und Verteilung, alſo zum Vertrieb eingeliefert worden 
iſt. Hiernach iſt das Kapitalfluchtgeſetz am 7. Jan. 1921 ver⸗ 
kündet worden und daher mit dem 8. Jan. 1921 in Kraft getreten 
(5 18 a. a. O.). 
(Urt. v. 1. Dez. 1921, RevReg. II Nr. 387/1921.) 


2. Zu 8 5 der Reichs GetrO. für die Ernte 1918. f) 


Beſitzer der beſchlagnahmten Vorräte iſt auch der mit der Ver⸗ 
waltung der Vorräte für den Eigentümer betraute Inhaber des Ge⸗ 
wahrſams. Ein Gutsverwalter iſt in der Regel verpflichtet, ſich um 
den Beſtand oder die Beſchaffenheit der auf dem Gute vorhandenen 
Getreidevorräte zu kümmern und insbeſondere auch den behördlichen 
Anordnungen über den Ausdruſch nachzukommen. 

(Urt. v. 14. Okt. 1920, RevReg. II Nr. 385/1920.) 


3. Zur Reichs GetrO. f) 
Die Pflicht, die Annahme von Getreide ohne Erlaubnisſchein 
zu verweigern ($64 RGctrO.), trifft unter allen Umſtänden den 


Zu 2 u. 3. Die Verletzung der Auskunftspflicht, das Ver⸗ 
ſchweigen von Vorräten, die Nichteinhaltung der Ausdruſchfriſten, 
die Nichtablieferung von Brotgetseide i. S. der RGetrO. ſtellen Unter⸗ 
laſſungsdelikte dar, bei denen, wie bei jedem Unterlaſſungsdelikt, der 
Unterlaſſende als Alleintäter (vgl. Oppenhoff zu 847 StB.) 
verantwortlich iſt. 

85 Retro. 1918—1920 i. V. mit ihren Strafvorſchriften in 
880 ſtellen den Eigentümer des Gutes als Beſitzvermittler einmal 
dem Pächter gleich und faſſen ſie unter dem Begriff „Unternehmer 
des landwirtſchaftlichen Betriebes“ (3. B. 88 RGetrO. 1920) zu wirt⸗ 
ſchaftlichen Zwecken zuſammen, indem ihnen, ſofern ſie den Betrieb 
leiten, d. h. ſich maßgebend wirtſchaftlich in ihm betätigen und 
nicht etwa die Betriebsführung ſelbſtändig einem Dritten überlaſſen, 
die Selbſtverſorgung zugeſprochen wird. 

85 Retro. macht andererſeits aus Gründen der Sicherheit 
für die Erfüllung zwangswirtſchaſtlicher Anordnungen auch Anger 
ſtellte des Betriebsleiters, ſofern ſie eine gewiſſe Selbſtändigkeit in 
bezug auf die „Verwaltung“ der Vorräte beſitzen, zu „Beſitzern“ 
der beſchlagnahmten Vorräte, obwohl ein Beſitz nicht in Frage 
kommt, ſondern nur, wie das Geſetz treffend ſagt, eine Innehabung 
des Gewahrſams. 

Das BayCbL®. betrachtet trotz dieſer geſetzlichen Regelung den 
Gutsverwalter nicht ſchlechthin als einen mit der Verwaltung der 
Vorräte betrauten Gewahrſamsinhaber, fonderu laßt durch den Zuſatz 
„in der Regel“ die Tatfrage zu, ob im Einzelfall nicht der 
Verwalter in ſeinen Verwaltungsbefugniſſen und damit auch in ſeiner 
Verantwortlichkett gegenüber der Behörde und deren Anordnungen 
derart beſchränkt iſt, daß lediglich der Unternehmer des Betriebes 
als Täter für das Unterlaſſungsdelikt in Frage kommt. 2 

Das zweite Urteil (v. 6. Juni 1921) betont zutreffend, es fel 
für die ſtrafrechtliche Verantwortung allein ausſchlaggebend, welche 
Verhältniſſe in Wirklichkeit beſtanden, wer in tatſächlicher Beziehung 
Juhaber des Betriebes geweſen ſei. Die Spruchpraxis hat ſich oft 
durch die rechtlichen Beziehungen unter Zurückſtellung der latſächlichen 
Feſtſtellung, daß die Vewirtſchaftung des Betriebes und die mit ihr 
verbundene Leitung desſelben in anderen Händen lag, als es nach 
den zivilrechtlichen Vorſchriften hätte ſein müſſen, zu Fehlſchlüſſen 
verleiten laſſen. b 

So verurteilte ein Schöffengericht eine Witwe, die ihr Land 
mit Hof zur ſelbſländigen Vewirtſchaftung an den Sohn übergeben 
hatte, ohne daß die Umſchreibung im Grundbuch erfolgt war, wegen 
Nichtablieferung beſchlagnahmter Getreidevorräte, weil fie den Frage 
bogen der Nachſchaukommiſſion über die Anbauflächen ausgeſtellt und 
unterzeichnet hatte und außerdem die Übertragung des Grundbeſitzes 
nicht erfolgt war. Deshalb ſei ſie Unternehmer des landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebes. A 

Mit Recht hob die Berufungsinſtanz das Urteil gemäß 89 
RGetrO. auf mit der Begründung, es ſei noch kein hinreichender 
Grund für die Annahme der Unternehmereigenſchaft der Witwe, wenn 
ſie der Kommiſſion Angaben über die Größe der Anbaufläche ge⸗ 
macht und ſelbſt von dem feſtgeſeten Lieferungsſoll Kenutnis ges 
habt habe. Es ſei weder tatſächlich noch rechtlich unmöglich, daß 
die Angekl. in dieſen Füllen als Beauftragte ihres Sohnes, 1 
wirklichen Unternehmers jenes landwirtſchaftlichen Betriebes gehandelt 
habe (LG. Limburg 1 N 40/21 Urt. v. 30. Jau. 1922). 

Es ſind mir Fälle bekannt, wo der Bauer ſich ſchon über zehn 
Jahre auf den Altenteil geſetzt hat, ohne daß die Übertragung des 
Eigentums im Grundbuch vermerkt iſt. Trotzdem muß der Sohn 
auf Grund ſeiner ſelbſtändigen Wirtſchaftsführung und nicht der 
Altenteiler als der Unternehmer des Betriebes, und zwar als 
alleiniger Unternehmer nach RGetroO. angeſehen werden. 

RA. Ernft Böttger, Berlin, 
Rechtsbeirat des Reichs⸗Landbundes. 
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Inhaber des Betriebes. Für die ftrafrechtliche Verantwortung kommt 
es nur darauf an, welche Verhältniſſe in Wirklichkeit beſtanden, 
wer tatſächlich die Mühle betrieben hat, nicht darauf, was die Be⸗ 
teiligten unternahmen, um ſich von der durch das Geſetz auferlegten 
Pflicht zu befreien und die Verantwortlichkeit zu verſchieben. Aus 
den Umſtänden des Falles kann ſich ergeben, daß der Vertrag, 
wonach dem Obermüller die Leitung und der Betrieb der Mühle 
übergeben wurde, nur ein Scheinvertrag iſt. Soweit aber die Ab⸗ 
machung ernſtlich dahin ging, daß dem Obermüller nach außen die 
Leitung und der Betrieb der Mühle zuſtehen und daß ſich damit 
die Rechtswirkung der ausſchließlichen ſtrafrechtlichen Verantwortung 
für dieſen verbinden ſolle, iſt dem Abkommen eine ſolche Wirkung 
zu verſagen. 
(Urt. v. 6. Juni 1921, RevReg. II Nr. 147/ö1921.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Fr. Goldſchmit II, München. 


4. Zur VO. betr. Verbot der Goldaus fuhr v. 13. Nov. 
1915 und zu § 155 Vereinszollgeſetz. 7) 

Goldmünzen, die bereits über die Grenze geſchafft find, find 
als dem Zugriff der deutſchen Behörden entzogen zu erachten, 
alſo der Einziehung nicht zugänglich; es iſt darum auf Werterſatz 
zu erkennen. Dieſer wie die Geldſtrafe iſt nach dem Zeitpunkte 
der Überführung über die Grenze zu bemeſſen: denn das Unter⸗ 
nehmen der verbotenen Ausfuhr nach § 2 der VO. umfaßt ebenſo 
wie das Unternehmen nach 8134 Ver ZG. auch die Vollendung 
der Ausfuhr, alſo namentlich das ſchließliche Verbringen über 
die Grenze. Für dieſe ganze von ihm gewollte und herbeigeführte 
Tat einſchließlich der am 27. Dez. 1919 erfolgten Überführung 
der Goldmünzen über die Grenze iſt Angekl. verantwortlich, wes⸗ 
halb der für den 27. Dez. 1919 ermittelte Wert der ausgeführten. 
Goldmünzen für die Bemeſſung der Geldſtrafe und des Wert⸗ 
erſatzes zugrunde zu legen iſt. — Bei mehreren Geldſtrafen iſt 
die Erſatzfreiheitsſtrafe für jede Geldſtrafe geſondert auszusprechen. 

(Urt. v. 10. Nov. 1921, Repgieg. II Nr. 364/21.) 


Oberlaudesgerichte. 


Celle. a) Zivilſachen. 


1. Haftung der Eiſenbahn auf Grund des 8 459 
HGB. ) 

Wenngleich der Bekl. an und für ſich nach 884 EVO. für die 
während der Beförderung eingetretene Beſchädigung des Gutes auf⸗ 
zukommen hatte, darf er ſich doch auf die Befreiungsvorſchrift des 
§ 86 Abs. 1 Nr. 2 in Verb. mit dem Abſ. 2 dieſes Paragraphen 


berufen. Außerdem ift indes 8 62 a. a. O. zu berückſichtigen. Dieſer 


verpflichtet den Verſender dazu, das Gut gegen Verluſt, Minderung 
oder Beſchädigung ſicher zu verpacken, ſoweit ſeine Natur dies 
möglich macht. Dies trifft hier unbedingt zu. Unverpackte Web⸗ 
waren würden bei der Eiſenbahnbeförderung nicht nur dadurch, 
daß ſie bei Verladung zuſammen mit ſchweren Frachtſtücken wie 
Kiſten und Fäſſern, welche durch unvermeidliche heftige Rangier⸗ 
ſtöße von ihrem Platz im Eiſenbahnwagen in Bewegung geſetzt 
ſind, zuſammengedrückt werden können, ſondern auch mancherlei 
ſonſtigen ſchädlichen Einwirkungen, wie ſtarker Verſtaubung oder 
dem Zutritt von Feuchtigkeit und Flüſſigkeiten, ausgeſetzt ſein. 
Dieſen Gefahren kann der Abſender mit Erfolg nur durch eine ge⸗ 


Zu 4. Daß das Unternehmen der Konterbande i. S. des 
8 134 Verdolid. die Vollendung mit umfaßt, iſt von jeher an⸗ 
genommen worden (vgl. Hoffmann⸗Trautvetter, Komm. z. 
d. Zoll- und Steuergeſetzen, 1912, 165); die Folgerung, die hier 
daraus gezogen wird, kaun als ſelbſtverſtändlich bezeichnet werden. 
Mit Ausnahme des letzten Abſatzes bewegt ſich die Entſch. auf 
dem Gebiet des materiellen Zollſtrafrechts, das nach 8 453 RAbgdO. 
auch nach deren Jukrafttreten weiter in Geltung geblieben iſt. 
Dagegen gilt in Beziehung auf das Strafverfahren ſeit dem 
23. Dez. 1919 (und demnach gerade ſchon für den vorliegenden 
Fall) eigentlich auch im Zollrecht der neue Rechtszuſtand (vgl. 
allgemeine Verfügung über das Inkrafttreten der RAbgO. im 
Bereiche der Hölle und Verbrauchsabgaben v. 23. Dez. 1919, 
Roll Bl. 1920, 13), obwohl die Entſch. davon keine Notiz zu 
nehmen ſcheint. Ob der Satz, daß bei mehreren Geldſtrafen die 
Erſatzfreiheitsſtraſe für jede Geldſtrafe beſonders auszuſprechen iſt, 
ih) unter dem neuen Recht halten läßt, iſt nicht außer Zweifel. 
§ 435 R Abg. ſtünde wohl nicht entgegen, wohl aber der Wort⸗ 
laut von 8 383 Abſ. 4, bei dem freilich wieder die Beſonderheit 
vorliegt, daß er im Abſchnitt über das materielle Strafrecht ſteht. 

Prof. Dr. Bühler, Halle. 

Zu 1. Ein Ballen Webwaren, der in Papier verpackt war, 
iſt auf dem Eiſenbahntransport durch Eindringen einer ſyrup⸗ 
artigen Flüſſigkeit beſchädigt worden. Das OLG. weiſt in Über⸗ 
einſtimmung mit dem LG. die Klage auf Schadenserſatz nach 
8 86 (1.) Nr. 2 END. ab, weil das Gut mit mangelhafter Verpackung 


eignete Verpackung begegnen. Als ſolche iſt jedoch die bloße Um⸗ 
hüllung mit Papier keinesfalls anzuerkennen. Sie würde allen⸗ 
falls das Eindringen von Staub, nicht aber auch andere Gefahren 
unterwegs abzuwehren vermögen. Infolgedeſſen brauchte der Bekl. 
die für den Kl. beſtimmten Ballen Webwaren nach § 62 Nr. 2 
EVO. zur Beförderung nicht anzunehmen, wenn nicht der Ab⸗ 
ſender im Frachtbrief die Unzulänglichkeit der Verpackung her⸗ 
vorhob. 

Daß dies geſchehen iſt, iſt aber mit dem LG. anzunehmen. 
Dafür ſpricht mit Deutlichkeit der Inhalt des vom Kl. vorgelegten 
Frachtbriefes. Hiernach kann nicht davon die Rede ſein, daß der 
Vermerk „In Papier verpackt“ in der Urkunde nur aufgenommen 
ſei, um die Sendung näher zu kennzeichnen. Dieſem Zweck dienen 
die Spalten des Frachtbriefes „Adreſſe, Anzahl, Art der Ver⸗ 
packung“. Der mit einem Stempel hergeſtellte Vermerk „In Papier 
verpackt“ findet ſich aber abgeſehen davon, daß er in die Fracht⸗ 
riefſpalte „Inhalt“ aufgenommen iſt, an der Stelle neben dem 
Vordruck „Zuläſſige oder vorgeſchriebene Erklärungen, bahnlagernd, 
Anſchlußgleis, Zoll- oder Steuerabfertigung und dergleichen“. Dem⸗ 
nach kam der Vermerk nicht als Mittel zur Feſtſtellung der Identität 
der Sendung in Betracht, ſondern er mußte einen anderen Zweck 
haben. Wenn nun aber neben der Beſchreibung der Sendung in 
der Frachtbriefſpalte „Inhalt“ als Leinenwaren eine Verpackung 
erwähnt wurde, die nach ihrer angegebenen Art für den Zweck 
der Sicherung des Gutes ganz ungeeignet war, ſo konnte das nur 
bedeuten, daß auf dieſe Weiſe die Verpackung als mangelhaft aner⸗ 
kannt wurde, auch ohne daß man gerade dieſes Wort zur An⸗ 
wendung brachte. Nach dem Geſagten liegen die Vorausſetzungen 
des 886 Nr. 2 a. a. O. vor. Bei dem Schaden, welcher die Web⸗ 
waren unterwegs betroffen hat, handelte es ſich unleugbar um 
einen ſolchen, welcher ſeine Urſache in mangelhafter Verpackung hatte, 
während er bei ſicherer Verpackung vermieden worden wäre. Ohne 
Grund beſtreitet der Kl., daß die Ballen unbeſchädigt geblieben 
wären, wenn man zu ihrer Verſendung Kiſten benutzt hätte. Denn 
eine ſyrupartige, alſo dickere Flüſſigkeit, wie ſie den Schaden ver⸗ 
urſacht hat, wäre eben durch die Kiſte von den in ihr befindlichen 
Webwaren ferngehalten worden und hätte, eine ordnungsmäßige 
Beſchaffenheit der Kiſte vorausgeſetzt, durch deren Wände und 
Fugen nicht in einem Grade eindringen können, daß ſie bis an 
das Gut ſelbſt gelangte. In der bloßen Papierverpackung waren 
dagegen die Webwaren der Einwirkung der an die Ballen heran⸗ 
getretenen Flüſſigkeit ungehindert ausgeſetzt. 

Nicht von Belang iſt die angebliche Handelsüblichkeit der ge⸗ 
wählten Verpackung. Es mag ſein, daß man im Verkehr von 
einer anderen Art der Verpackung abſieht, weil trotz Anwendung 
der Papierumhüllung vielfach Sendungen unbeſchädigt anlangen 
mögen, und es die Verſender daher zur Erſparung der grö⸗ 
ßeren Koſten einer vorſichtigeren Verpackung darauf ankommen 
laſſen, ob dennoch ein Schaden entſteht. Allein entſcheidend iſt 
nach der EV O., daß eine ſichere Verpackung ſtattfindet und auf 
ihr darf deshalb die Eiſenbahn beſtehen. 

(OLG. Celle, 2. ZS., Urt. v. 12. Nov. 1921, 2 U 93/21.) 
Milgeteilt von RA. Dr. Ad. Bargmann, Bremerhaven. 
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Düſſeldorf. 
2. Zündwarenſteuer beim Export. f) 


Die Kl. verkaufte und lieferte der Bekl. Zündwaren. Vor dem 
Abſchluß teilte fie der Bekl. mit, daß die Zündwarenſteuer in Weg⸗ 
fall komme, wenn Bekl. ſchriftlich beſtätigt, daß die Feuerzeuge 


zur Beförderung aufgegeben ſei. Durch Verpackung in Papier wür⸗ 
den Webwaren nicht gegen eine Beſchädigung, wie die des vor⸗ 
liegenden Falles geſchüßzt. Wenn Kl. alſo an einer im Frachtbrief 
dafür vorgeſehenen Stelle die Verpackung in Papier ausdrücklich 
angegeben habe, ſo habe er damit nur erklären wollen, daß die 
Verpackung eine ungenügende ſei. Es ſei nicht erforderlich, daß im 
Frachtbrief ausdrücklich bemerkt werde, die Ware ſei mangel⸗ 
haft verpackt. 

Wenn die Eniſcheidung auch m. E. richtig iſt, ſo ſcheint die 
Begründung nicht unbedenklich. Für die Abfertigungen der Eiſen⸗ 
bahn wird es häufig kaum möglich ſein, zu beurteilen, ob die 
Verpackung eines Gutes nach feiner Beſchaffenheit eine mangel⸗ 
haſte iſt und ob ſie daher nach 8 62 (2.) EBD. berechtigt iſt, die 
Beförderung abzulehnen oder ein Anerkenntnis der mangelhaften 
Verpackung. zu verlangen. Einen ſicheren Schutz gegen Anſprüche, 
wie die des vorliegenden Falles, hat ſie, wenn ſie, beſonders in 
Zweifelsfällen ein ausdrückliches Anerkenntnis verlangt (ogl. auch 
Rundnagel, Die Haftung der Eiſenbahn, 2. Aufl., § 16 S. 132 ff., 
Derſ., Beförderungsgeſchäfte in Ehrenbergs Handbuch des Handels⸗ 
rechtes V, 2, S. 338 ff., 440 ff.). 

Wirkl. Geh. Nat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin⸗Wilmersdorf. 


Zu 2. Der Entſch. iſt ſtenerrechtlich wie zivilrechtlich bei⸗ 
zupflichten. Das Zündwtcz. v 10. Sept. 1919 (jetzt in der Faſſung 
v. 25. März 1921, RGBl. 313, und in der Faſſung des Gef. 
v. 8. April 1922, Anl. 7, ROBL. 381) enthält keine dem 8 7 
des, Umj&t$. analoge Beſtimmung der Befreiung des reinen 
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ausſchließlich für das Ausland beſtimmt ſeien. Dieſe ſchriftliche 
Beitztigung erteilte die Bekl., die ihrerſeits die Zundwaren tat⸗ 
ſächlich in das Ausland weiter verkauft hatte, ſie verlangte aber 
die Adreſſierung der Fracht an ihre Adreſſe, damit der ausländiſche 
Kunde die Bezugsquelle nicht erführe. Trotzdem berechnete die Kl. 
1200 % verauslagter Zündwarenſteuer. LG. und OLG. haben 
verurteilt: 

„Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Zündwaren, die 
der Bekl. ſeitens der Kl. geliefert worden ſind, der Beſteuerung 
auf Grund des ZündwStsgeſ. v. 10. Sept. 1919 (RGBl. 1629) unter⸗ 
lagen. Gemäß 8 5 dieſes Geſetzes iſt für die im Inlande herge⸗ 
ſtellten Zündwaren die Steuer zu entrichten, ſobald ſie aus 
den Räumen des Herſtellungsbetriebes in den freien 
Verkehr des Inlandes übergehen. Im vorliegenden Falle 
war die Kl. die Herſtellerin der gelieferten Zünd⸗ 
waren. Sie hat dieſe Waren an die im Inlande wohnende Bekl. 
verkauft und geliefert, die ſie weiterveräußert hat. Damit waren 
die Zündwaren Gegenſtand des freien inländiſchen Handels ge⸗ 
worden, alſo der Beſteuerung unterworfen. Unſtreitig iſt die Steuer 
durch die zuſtändige Behörde bei der Kl. als der nach $4 genannten 
Geſetzes abgabepflichtigen Perſon auch erhoben worden 

Zu Unrecht wendet die Bekl. ein, daß die von ihr bezogenen 
Zündwaren nach 89 mehrgenannten Geſetzes der Steuer nicht 
unterlägen hätten, weil ſie von ihr unverändert nach Holland 
ausgeführt worden ſeien. Unſtreitig ſind die Waren nicht un⸗ 
mittelbar aus den Räumen des Herſtellerbetriebs nach Holland aus⸗ 
geführt, ſondern zunächſt an die Bekl. geliefert worden, die aus⸗ 
drücklich verlangt hatte, daß die Waren zunächſt an ihre Adreſſe 
abgeliefert würden, damit ihrem holländiſchen Abkäufer der Her⸗ 
kunftsort der Ware verborgen bliebe. Wenn die Zündwaren, was 
unterſtellt werden mag, ſeitens der Bekl. nach der Erlangung des 
Beſitzes und des Eigentums an ihnen ſofort nach Holland aus⸗ 
geführt worden ſind, ſo iſt die Ausführung hiernach im Wege des 
inländiſchen Zwiſchenhandels, d. i. aus dem freien Verkehr des 
Inlandes heraus erfolgt. Für Fälle dieſer Art beſtimmt der Abſ. 2 
des 89 angezogenen Geſetzes, daß eine Vergütung der linzwiſchen 
entrichteten) Zündwarenſteuer nicht ſtattfinde. Im übrigen ſind die 
Vorausſetzungen der von der Bekl. eingewendeten Vorſchrift des 
§ 9 ZündwStG. unſtreitig auch inſoweit nicht erfüllt worden, als 
die Ausfuhr nicht unter Steueraufſicht erfolgt und den Streit⸗ 
teilen auch nicht etwa eine Befreiung von der Vorſchrift in 8 15 
Satz 1 ZündwStG. erteilt worden iſt 

Es bedarf keiner weiteren Darlegung, daß abweichende Partei⸗ 
vereinbarungen die Anwendung des Zundwarenſteuergeſetzes nicht 
ausſchließen konnten. 

Eine andere Frage iſt die, inwieweit die von der Bell. 
einredeweiſe geltend gemachte, in der Kaufbeſtätigung v. 7. Nov. 
1919 enthaltene Mitteilung der Kl., die Zündwarenſteuer komme 
in Wegfall, wenn die Bekl. der Kl. ſchriftlich beſtätige, daß die 
Feuerzeuge ausſchließlich für das Ausland beſtimmt ſeien, die 
innervertraglichen Beziehungen der Streitteile zueinander beein⸗ 
flußt hat, m. a. W. ob die Kl. durch jene Mitteilung der Bekl. 


Handels, noch eine dem 8 2 Ziff. 1 des UmſStG. entſprechende 
generelle Befreiung der Ausfuhr (letzteres im übrigen durch die 
Nov. zum UmjSt®. v. 8. April 1922, RSBl. 2157, in Geſtalt 
der Neufaſſung des 8 2 Nr. 10 abgeändert). Das ZündwStG. 
kennt nur die Einrichtung der Steueraufſicht beim Herſteller und 
Groſſiſten (8 11 und § 17f.) und die ſteuerfreie Ausfuhr, wenn 
ſie unter ſolcher Steueraufſicht geſchieht. Infolgedeſſen konnte, 
ſelbſt wenn die an den inländiſchen Beſteller verfrachteten Zünd⸗ 
waren ſofort von dieſem ins Ausland umgeleitet worden wären, 
ohne daß er den Beſitz erlangt hätte, eine Freiſtellung von der 
Steuer nicht ſtattfinden. Denn die Zündwaren waren aus der 
Verfügungsmacht des Herſtellers in die freie Verfügungsmacht des 
Käufers gelangt, ohne daß im Wege der Steueraufſicht die Aus⸗ 
fuhr von vornherein ſichergeſtellt war. Damit waren ſie alſo 
zunächſt in den freien Inlandsverkehr gelangt, wodurch die Steuer⸗ 
pflicht ausgelöſt wurde. Eine Vergütung wegen der Ausfuhr allein 
findet aber nicht ſtatt (8 9 Abſ. 2). 

Eher könnten ſchon Zweifel bei der Auslegung der Mitteilung 
des Verkäufers über den Wegfall der Steuerpflicht im Falle einer 
ſchriftlichen Beſtätigung des Abnehmers über die Auslandsbeſtim⸗ 
mung der Ware aufkommen. Nach der auf rein tatſächlichem Ge⸗ 
biet liegenden Würdigung der Umſtände hat jedoch das Gericht eine 
Zuſicherung mit rechtlichen Folgen in dieſer Mitteilung nicht 
geſehen und man wird im allgemeinen auch für ein Garantie⸗ 
verſprechen etwas mehr verlangen müſſen. Denn über die ſteuer⸗ 
lichen Verhältniſſe von Rechtsgeſchäften muß ſich jeder ſelbſt in⸗ 
formieren. Trotzdem kann im einzelnen Fall es ſehr wohl ſo liegen, 
daß in einer Mitteilung über Steuerfolgen, wenn dieſelbe auf 
Grund einer behaupteten beſonderen Sachlunde gemacht wird und 
den Vertragsgegner ſichtlich und bewußt weſentlich zum Vertrags⸗ 
abſchluß mit beeinflußt, eine verpflichtende Zuſicherung zu finden 
115 Deshalb iſt auch in dieſer Richtung Vorſicht im Geſchäftsverkehr 
geboten. 

RA. Dr Hirſchwald, Verlin. 


geſprochen. 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gegenüber die Steuer, die ſie an ſich auf den Kaufpreis ſchlagen 
durfte, auf ſich genommen hat, bzw. auf Grund der Mitteilung 
auf ſich nehmen muß. Auch dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Aus der fraglichen Mitteilung iſt nichts weiteres zu folgern, 
als daß die Kl., die in derſelben Beſtätigung die Bekl. noch aus⸗ 
drücklich auf die zur Erhebung kommende Steuer aufmerkſam ge 
macht und damit eine Vertragsbedingung unterſtrichen hat, die 
Bekl. auf eine Möglichkeit hinweiſen wollte, wie fie die Stener 
ſparen könne. Sie ging offenbar von der Anſicht aus, daß die 
Vorlage einer ſchriftlichen Beſcheinigung der Bekl. über die be⸗ 
abſichtigte Ausfuhr der Steuerbehörde gegenüber genügen werde, 
um gemäß 89 ZindwSt®. die Befreiung der Lieferung von der 
Steuer zu erwirken. Ihre Mitteilung ſchloß daher den ſtill⸗ 
ſchweigenden, weil ſelbſtverſtändlichen Vorbehalt in ſich, daß die 
Bekl. für den Fall, daß die Anſicht der Kl. irrig ſei, dieſer gegen⸗ 
über zur Erſtattung der Steuer verpflichtet bleibe. Beſondere Um⸗ 
ſtände, die die Kl. hätten veranlaſſen können, die grundſätzlich 
in den Kaufpreis einkalkulierte Steuer im Falle der Überſendung 
fraglicher Beſcheinigung unabhängig von dem Beſcheide der Steuer⸗ 
behörde ſelbſt tragen zu wollen, hat die Bekl. nicht dargetan. Bei 
einer den Grundſätzen der 83133, 157 BGB. entſprechenden Aus⸗ 
legung des von der Bekl. aus anderen rechtlichen Geſichtspunkten 
nicht angegriffenen Vertrages iſt daher in der fraglichen Erklärung 
der Kl. nicht die übernahme der perſönlichen Verbindlichkeit zu 
erblicken, die Bekl. für den Fall der Überfendung einer ſchriftlichen 
Beſtätigung über die Verwendung der Ware von der Entrichtung 
der Steuer zu befreien. Nachdem nun die Steuerbehörde — was 
unſtreitig iſt — abweichend von der Anſicht der Kl. die Erhebung 
der Steuer als erforderlich bezeichnet und die Steuer von der Kl 
eingezogen hat, dieſe Einziehung nach den obigen Darlegungen 
über das Eingreifen des 85 ZündwStG. rechtlich auch nicht be⸗ 
anftandet werden kann, fo iſt die Bekl. der Kl. gegenüber als zur 
Erſtattung der Steuer verpflichtet zu erachten. 


(OLG. Düſſeldorf, Urt. v. 8. März 1922, 10 U 525/22.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Jaffé, Düſſeldorf. 


* 


Frankfurt a. M. 
3. Zur Anwendung des $ 990 Abſ. 1 BGB. f) 


Dem Kl. wurde eine Kuh geſtohlen. Die Diebe ſchlachteten 
und zerlegten das Tier. Das Fleiſch wurde von ihnen in Säcke 
verpackt, von dem Sohne des Bekl. in deſſen Anweſen gebracht. 
Hier wurde das Fleiſch einſtweilen von den Dieben in einem 
Schuppen verſteckt, da der Bekl. ſelbſt nicht zu Hauſe war. Der 
Bekl. kaufte das Fleiſch ſpäter von den Dieben und veräußerte es 
zum größten Teil weiter, während er den kleineren Teil ſelbſt 
verbrauchte. In einem gegen ſie anhängigen Strafverfahren wur⸗ 
den der Bekl. und ſein Sohn wegen Hehlerei rechtskräftig frei⸗ 
Mit der Klage wurde Erſatz des dem Kl. durch den 
Verluſt der Kuh entſtandenen Schadens verlangt. Das LG. ver⸗ 
urteilte zur Zahlung des Betrags, den der Bekl. durch Verkauf des 
Fleiſches erlöſt hatte. 

Die Berufung war ohne Erfolg. \ 

Der Klageanſpruch unterliegt den ſich auf das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Eigentümer und Beſitzer beziehenden Geſetzesvorſchriften, 
durch die die Anwendbarkeit der allgemeinen Vorſchriften über un⸗ 
erlaubte Handlungen (8 823 ff. BGB.) ausgeſchloſſen wird. 

Das angefochtene Urteil nimmt an, daß der Bekl. bereits in 
dem Augenblick den Beſitz an dem Fleiſch erlangt habe, in dem ihm 
dieſes in ſeiner Abweſenheit von ſeinem Sohne ins Haus gebracht 
worden ſei, und daß der Bell. in dieſem Zeitpunkt nicht gewußt 
habe, daß das Fleiſch aus einem Diebſtahl herrühre. Infolgedeſſen 
verneint der Vorderrichter die Anwendbarkeit des 8990 Abf. 1 
Satz 1 BGB., da das Erfordernis des Mangels des guten Glaubens 
in dem nach dieſer Vorſchrift rechtserheblichen Zeitpunkt des Beſitz⸗ 
erwerbes vom Kl. nicht dargetan ſei. Dieſe Begründung des ange” 


Zu 3. Das Urteil verdient durchaus Anerkennung, insbeſondere 
auch in der Schlußausführung, wonach aus dem Freiſpruch im 
Hehlereiprozeß nicht das Mindeſte gegen das Vorhandenſein eines 
böſen Glaubens im Sinne des BGB. zu folgern iſt. Bedeutſamer 
iſt die Erörterung über den Beſitzerwerb: die leider ſehr verbreitete 
Lehre, wonach dieſer im Sinne des geltenden Rechts von einem 
Willen oder ſogar Bewußtſein des Erwerbers unabhängig ſein 10% 
erfährt durch das Urteil eine glänzende Widerlegung. Jene Lehre 
führt auch ſonſt öfters zu verdrehten Ergebniſſen; J B. müßte es 
eine unzuläſſige Beſitzentziehung fein, wenn A. verſehentlich in den 
Überzieher des B. ſtatt in ſeinen eigenen eine Zigarrentaſche ſteckt 
und fie hernach wieder herausuimmt, bevor B. etwas davon ger 
merkt hat. 1 

Noch unerträglicher wäre die Gegenmeinung in unſerem Fall: 
wer ohne Bewußtſein den Beſitz erlangt, kann unmöglich weder 
gutgläubig noch bösgläubig ſein. Die ſtrengere Haftung aus 8 990 
BGB., die überall da eintritt, wo beim Beſitzerwerb der Er“ 
werber nicht in gutem Glauben war, müßte alſo hier ſofort laß 
greifen — ein unmögliches Ergebnis! 

Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen. 
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fochtenen Urteils beruht hinſichtlich der Vorausſetzungen des 8 990 
Abf. 1 Satz 1 BGB. auf einer Verkennung des danach für den 
guten Glauben maßgebenden Zeitpunktes. 

Zu dem Beſitzerwerb i. S. des § 990 BGB. kann es nicht 
genügen, wenn die Sache lediglich rein äußerlich in den Herr⸗ 
ſchaftsbereich einer Perſon gekommen iſt, ohne daß dieſe Kenntnis 
davon erhalten und die Sachherrſchaft tatſächlich ergriffen hat. 
Der Beſitz wird zwar nach 8 854 BOB. durch die Erlangung der 
tatſächlichen Gewalt über eine Sache erworben, ob daneben im 
allgemeinen ein, wenn auch nur rein natürlicher Beſitzwille er⸗ 
forderlich iſt, ſagt das Geſetz nicht, und iſt in Praxis und Recht⸗ 
ſprechung ſtreitig. Auch wenn man dieſes letztere Erfordernis des 
Beſitzerwerbes nicht bejaht, jo kaun doch der Beſitzerwerb nach 8 990 
Abf. 1 Satz 1 BGB. nicht ſchon dann ſtattgefunden haben, wenn 
nur nach den äußeren Umſtäuden eine Perſon die Möglichkeit der 
Herrſchaftsausübung hat, dieſe Möglichkeit aber ſelbſt nicht kennt. 
Solange er dieſe Kenntnis nicht erlangt, kann von einem guten 
oder böſen Glauben des Beſitzers bei dem Beſitzerwerb keine Rede 
ſein, denn dieſer kann begriffsnotwendig nur in Beziehung auf 
ein dem Beſitzer bekanntes Beſitzverhältnis von Bedeutung ſein. 
Der nach 8 990 Abf. 1 Satz 1 BGB. maßgebende Zeitpunkt iſt 
demnach erſt dann eingetreten, wenn der Beſitzer die Sachherrſchaft 
tatſächlich bewußterweiſe ergriffen hat. 8 

Den Begriff des guten Glaubens definiert das Geſetz ſelbſt 

in dem 8 932 Abſ. 2 BGB. In Anwendung dieſer Begriffs⸗ 
beſtimmung auf die Vorſchrift des 8 990 Abſ. 1 Satz 1 BGB. iſt 
der Beſitzer nicht nur dann bösgläubig, wenn er ſein Nichtrecht zum 
Beſitz kannte, ſondern ſchon daun, wenn er es infolge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit nicht kannte, wenn er alſo bei der ihm obliegenden Prü⸗ 
fungspflicht die nach Maßgabe der vorhandenen Umſtände im Ver⸗ 
kehr erforderliche Sorgfalt in einem beſonders ſchweren Maße außer 
acht ließ. 
6 Danach kann von dem Kl. nicht der Nachweis gefordert werden, 
daß der Bekl. bei dem Beſitzerwerb poſitiv gewußt hat, daß das 
ihm verkaufte Fleiſch aus einem Diebſtahl herrühre, ſondern es 
genügt bereits zum Nachweis des böſen Glaubens auf ſeiten des 
Bekl., wenn der Kl. dartut, daß der Bekl. infolge grober Fahr⸗ 
läſſigkeit die ſtrafbare Herkunft des Fleiſches nicht erkannt hat. 

Dieſer Nachweis iſt völlig unabhängig von der Frage, ob ſich 
der Bekl. durch den Ankauf des Fleiſches der Hehlerei ſchuldig 
gemacht hat, unerheblich iſt auch, daß der Bekl. von einer aus 
dieſem Grunde gegen ihn erhobenen Anklage rechtskräftig frei⸗ 
geſprochen worden iſt. Der Tatbeſtand der Hehlerei ſetzt das Be⸗ 
wußtſein, wenn auch nur i. S. des dolus eventualis, voraus, daß 
eine Sache durch ſtrafbare Handlung erlangt ſei, die Vorausſetzungen 
des böſen Glaubens nach § 990 Abſ. 1 Satz 1 BGB. aber ſind ſchon 
erfüllt, wenn die Unkenntnis der ſtrafbaren Herkunft der Sache 
auf grober Fahrläſſigkeit beruht. 

(OLG. Frankfurt a. M., 3. ZS., Urt. v. 6. April 1922, 3 U 354/21.) 


Mitgeteilt von OS GR. Dr. Brandes, Frankfurt a. M. 


* 
München. 

4. Zur Deviſen VO. v. 8. Febr. 1917. — Nichtigkeit 
des Erwerbsgeſchäftes bezieht ſich nicht auf weitere Ge⸗ 
ſchäfte des Erwerbers hinſichtlich der gleichen Ware mit 
Anderen. f) 5 

Die Klage iſt geſtützt auf einen Kaufvertrag, welchen der 
Kaufmann R. mit der Bekl. mündlich zu N. über einen Poſten 
in Z. eingelagerter Korke zu einem in deutſcher Währung zahl⸗ 


Zu 4. Nach 83 der Bek. über den Zahlungsverkehr v. 
8. Febr. 1917, die ſeit dem 11. Sept. 1919 außer Kraft getreten 
iſt, konnten Verbindlichkeiten in Reichs⸗ oder ausländiſcher Währung 
gegenüber einer im Ausland anſäſſigen Perſon oder Firma zum Zweck 
des Erwerbs von Waren nur mit Einwilligung der Reichsbank ein⸗ 
gegangen werden. Daß darunter ein Geſchaft unter Inländern nicht 
deshalb fiel, weil ſich die Waren im Ausland befanden, ergab 
nicht nur der Wortlaut, ſondern auch der Zweck der Bekanntmachung, 
die Verſchuldung ans Ausland zu verhindern; es ſollte vermieden 
werden, daß Zahlungen an das Ausland erfolgten. Die Bekannt⸗ 
machung machte das Erfordernis der Einwilligung daher lediglich 
von der Perſon der Gläubiger und nicht vom Ort der Ware ab⸗ 
hängig, nämlich davon, ob der Gläubiger im Ausland anſäſſig war 
oder nicht. Auch der Kauf inländiſcher Ware von einem Aus⸗ 
länder bedurfte der Einwilligung der Reichsbank, der Kauf aus⸗ 
ländiſcher Ware vom Inländer war ſtatthaft. Das Gericht be⸗ 
ſchäftigt ſich dann aber noch mit der Frage, ob der Verkäufer, der 
ſeinerſeits die Ware durch ein nichtiges Geſchäft erworben hatte, 
dieſelbe durch ein an ſich gültiges Geſchäft weiter verkaufen kann. 
Die Frage wird bejaht. Allerdings ergibt der Sachverhalt nichts 
darüber, ob etwa der Käufer an dem unerlaubten Erwerb ſeines 
Vormannes beteiligt war. Man wird anzunehmen haben, daß 
das nicht der Fall geweſen iſt. Unter dieſer Vorausſetzung aber 
muß dem Urteil unbedingt beigetreten werden. Das Verbot der 
eingangs erwähnten Geſchafte bezweckte vor allem, die Anhäufung 
von Reichsmark im Ausland zu verhindern. Die Zahlung der 
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baren Kaufpreiſe abſchloß. Es liegt ſomit ein zwiſchen Deutſchen 
im Deutſchen Reiche abgeſchloſſener Kaufvertrag vor über eine im 
Ausland befindliche Ware, bei welchem der Kaufpreis in deutſcher 
Währung zu bezahlen iſt. Im Abſchluſſe dieſes Vertrages kann 
ein Verſtoß gegen die RVO. v. 8. Febr. 1917 nicht erblickt 
werden, und zwar gleichviel, ob die verkaufte Auslandsware dem 
Verkäufer oder einer anderen Perſon gehörte und gleichviel ob 
letztere im Inland oder Ausland anſäſſig it. Die DeviſenVO. v. 
8. Febr. 1917 bezieht ſich nämlich nur auf die Eingehung von 
Verbindlichkeiten in Reichs⸗ oder ausländiſcher Währung gegen⸗ 
über einer im Auslande anſäſſigen Perſon oder Firma. Der Ein⸗ 
wand der Nichtigkeit des Geſchäfts wegen Zuwiderhandlung gegen 
die VO. v. 8. Febr. 1917 iſt ſomit unbegründet. Der Anſicht der 
Berufungskl., daß der fragliche Kaufvertrag nichtig ſei, weil der 
Verkäufer R. beim Erwerb der Korke von der Firma N. gegen 
die mehrerwähnte Verordnung verſtieß, iſt auch, wenn man dieſen 
Erwerb der Korke in Übereinſtimmung mit ihr als ein nichtiges 
Rechtsgeſchäft anſieht, nicht beizupflichten. Denn es muß in Ab⸗ 
rede geſtellt werden, daß ſich eine etwaige Nichtigkeit des Erwerbs⸗ 
geſchäftes auch auf weitere Geſchäfte bezieht, welche der Erwerber 
hinſichtlich der gleichen Ware mit anderen vornimmt. 

Eine andere hier in Betracht kommende Frage iſt allerdings, 
ob der einzige Erwerber und ſpätere Veräußerer der Korke, R., im 
Falle einer Nichtigkeit des Erwerbsgeſchäftes imſtande iſt, ſeinen 
Verpflichtungen als Verkäufer zu genügen, insbeſondere dem Käufer 
das. Eigentum am Kaufgegenſtande zu verſchaffen (8 434 BGB.). 
Hierzu iſt R. imſtande, und zwar ſowohl, wenn er oder als ſeine 
Rechtsnachfolgerin die Kl. als Eigentümer der Korke in Betracht 
kommt, wie auch dann, wenn angenommen würde, daß infolge 
Nichtigkeit des zwiſchen R. und N. abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäftes 
das Eigentum an dem Kaufsgegenſtande nicht an R. übergegangen, 
ſondern bei der zuletzt genannten Firma verblieben wäre. Daß 
man auch eine im fremden Eigentum ſtehende Sache verkaufen 
kann, iſt ein anerkannter Rechtsgrundſatz. Eine Nichtigkeit des 
abgeſchloſſenen Kaufgeſchäftes konnte ſich als aus dem fehlenden 
Eigentum des R. an der Kaufſache nicht ergeben. 

(OLG. München, Urt. v. 17. Okt. 1921, BerReg. L 111/19.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


* 
Naumburg. 

5. Umſatzſteuerpflicht von Einkaufsvereinigungen. f) 

Der klagende Verein, welcher den gemeinſchaftlichen Einkauf 
von Verbrauchsſtoffen und Gegenſtänden des landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebes beſorgt, iſt zur Reichsumſatzſteuer für das Jahr 1917 heran⸗ 
gezogen worden und hat die Steuer unter Vorbehalt eingezahlt. Er 
hat die Rückzahlung der Steuer vom Reichsfiskus vertreten durch die 
Landesregierung, dieſe wieder vertreten durch die Finanzdirektion 
verlangt. Das LG. hat dem Klageantrage entſprechend erkannt. Die 
Berufung hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: Nach 8 110 des RStempG. v. 3. Juni 
1913 (RGBl. 629) und 26. Juni 1916 (RGBl. 639) iſt, da der Aus⸗ 
nahmefall der 88 79, 80 des Geſetzes von 1916 nicht vorliegt, der 
Rechtsweg zuläſſig und die LG. ohne Rückſicht auf den Wert des 
Streitgegenſtandes zuſtäandig. Ebenſo ift die Berufung nach § 20 
Abſ. 4 der VO. über die Entlaſtung der Gerichte v. 9. Sept. 1915 
(RGGBl. 562) und 18. Mai 1916 (RGBl. 393 zuläſſig. Die erſt am 
1. Aug. 1918 in Kraft getretenen Geſetze, durch welche das Ver⸗ 
fahren in Steuerſachen in anderer Weiſe geregelt worden iſt, finden 
hier noch keine Anwendung (UmſStG. v. 26. Juli 1918 Anderung 


Mark an den Inländer kann aber nicht zur Anhäufung der Mark 
im Ausland führen. Iſt die Ware bereits in den Beſitz des In⸗ 
länders übergegangen, ſo würde ein Verbot des Weiterverkaufs die 
Ware der Volkswirtſchaft nutzlos entziehen. Eine ſo weitgehende 
Ausdehnung der Wirkung des Verbots müßte den geſamten gut⸗ 
gläubigen Rechtsverkehr bedrohen und dem böswilligen Verkäufer 
einen willkommenen Vorwand bieten, ſich beim Steigen der Preiſe 
ſeinen Verpflichtungen zu entledigen. Mit Recht weiſt auch das 
Berufungsgericht darauf hin, daß das Unvermögen des Verkäufers, 
ſeinem Abnehmer das Eigentum zu verſchaffen, bedeutungslos iſt. 
Es handelt ſich dabei nicht um ein Unvermögen, das erſt nach⸗ 
träglich eintritt und das nach 8275 BGB. den Verkäufer befreien 
würde. Syndikus Dr. Weisbart, Berlin. 


Zu 5. Zu den prozeſſualen Ausführungen des Urteils, ins⸗ 
beſondere der „Berichtigung“ der beklagten Partei, die eigentlich ja 
keine Berichtigung, ſondern ein bei fehlendem Widerſpruch der be⸗ 
klagten Partei zuläſſiger Eintritt einer neuen Partei in den Rechts⸗ 
ſtreit iſt, iſt nichts weiter zu bemerken. Die Entſch. ſelbſt befaßt ſich 
mit der Auslegung des ZJuſatzes 4 der TarNr. 10 des RStempG. 
(dem Warenumſatzſtempel in ſeiner urſprünglichen Form). Zuſatz 4 
ſtellt bekanntlich für die Befreiung des Zwiſchenhandels von dem 
Warenumſatzſtempel nicht auf die wirtſchaftliche Seite, nämlich die 
Beſitzübertragung ab (wie 88 4 und 7 UmfStG.), ſondern auf die 
„Übertragung in Natur“. Die ſtändige Rechtſprechung des RG. 
(RG. 92, 384; 94, 111; Amtliche Mitteilungen des Reichsſchatz⸗ 
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des NStemp®. v. 26. Juli 1918, RFO. v. 21. Sept. 1918, ſowie 
die Anhaltiſchen AusfVO. Nr. 1442 und 1493). 

Der hier ſtreitige Warenumſatzſtempel iſt eine Reichsabgabe, 
deren Einziehung den einzelnen Bundesſtaaten überlaſſen und nach 
beſtimmten Abzügen an die Reichskaſſe abzuführen iſt. Nach 8 115 
RStempGG. von 1913 ſind in dieſem Geſetz unter Behörden und 
Beamten die betreffenden Landesbehörden und Landesbeamten ver⸗ 
ſtanden. Die Landesregierung hat die Einziehung zu regeln und zu 
kontrollieren. Daher hat nicht der Reichsfiskus, ſondern der be⸗ 
treffende Landesfiskus die Rückzahlung der zu Unrecht erhobenen 
Steuer zu leiſten. Es iſt alſo der Landesfiskus, der die Abgabe 


eingezogen hat, auf Rückzahlung zu verklagen. Die Klage war daher 


gegen den Landesfiskus vertreten durch die Finanzdirektion zu richten. 
Da die zur Vertretung der beklagten Partei berechtigte Behörde 
richtig bezeichnet iſt, iſt anzunehmen, daß der Kl. nur in der An⸗ 
nahme, daß bei Klagen über Reichsabgaben der Reichsfiskus zu⸗ 
ſtändig ſein muſſe, dieſe Bezeichnung gewählt hat, aber den richtigen 
Bekl. hat in Anſpruch nehmen wollen. Deshalb iſt die Berichtigung 
und Richtigſtellung der Bezeichnung des Bekl., gegen welche die Bekl. 
keine Einwendungen erhoben hat, zuläſſig (vgl. RG. 76, 15; 68, 
280; Gaupp⸗Stein 8 268 VI). Die im 8 110 des Geſetzes von 
1913 geſetzte Ausſchlußfriſt zur Erhebung der Klage iſt gewahrt. 
Die Klage wird auf Zuſatz 4 TarNr. 10 zu 8 76 des hier an⸗ 
wendenden Geſetzes v. 26. Juni 1916 (RGGBl. 640) geſtützt, welcher 
beſtimmt: „Wird bei Abwicklung mehrerer Kauf- oder Anſchaffungs⸗ 
geſchäfte, die zwiſchen verſchiedenen Perſonen über dieſelben Waren 
abgeſchloſſen ſind, die Ware nur einmal in Natur übertragen, ſo 
gilt dies nur als Warenlieferung desjenigen, der die Ware in 
Natur überträgt.“ Der Kl., der ſelbſtändig Rechtsperſon iſt, ſchafft 
die Waren auf Beſtellung ſeiner einzelnen Mitglieder an, welche 
dann die Waren durch ihn erhalten. Es liegen daher zwei An⸗ 
ſchaffungsgebiete zwiſchen verſchiedenen Perſonen über dieſelben 
Waren vor. Streitig iſt nur, ob eine zweimalige Übertragung in 
Natur ſtattfindet. 

Das RG. hat den Standpunlt vertreten, daß bei der mangeln⸗ 
den Beſtimmtheit dieſes Ausdrucks, trotzdem ſeine Bedeutung nur 
für das Steuergeſetz maßgebend ſei, auf die Rechtsbegriffe und die 
Rechtsſprache des bürgerlichen Rechtes zurückzugehen ſei. Da das 
BGB. den Ausdruck „Übertragung“ regelmäßig bei Übereignung von 
Rechten anwendet, und es ihn vermeidet, wenn es ſich um körper⸗ 
liche übergabe von Sachen handelt, ſo iſt auch hier, da das Steuer⸗ 
geſetz den Ausdruck „übergabe“ der Ware in Natur vermieden hat, 
unter „Übertragung“ i. S. der TarNr. 10 Übertragung von Eigen⸗ 
tum zu verſtehen (RG. 92, 348; 94, 111). Die vom Kl. angezogene 
Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes Cöln kommt nicht in Frage, da 
ſie über die Auslegung des hier nicht anzuwendenden, überdies einen 
anderen Wortlaut habenden § 4 des UmfSt®. v. 26. Juli 1918 
(Re Bl. 779) handelt. Es kann nach RG. 92, 353 nicht eingewendet 
werden, daß es dem Zwecke des Geſetzes entſpreche, eine Verteuerung 
der Ware durch den Zwiſchenhandel und die dadurch bedingte Be⸗ 
ſteuerung zu vermeiden, um jo mehr, wenn die Mittelsperſon nichts 
verdiene, ſondern nur ihre Verwaltungskoſten zuſchlage. Abgeſehen 
davon, daß es Sinn und Zweck der Steuergeſetze iſt, Gelder auf⸗ 
zubringen, iſt für die Umſatzſteuer keine Tätigkeit erforderlich, die 
auf Gewinnerzielung geht, ſondern nur eine ſolche, die auf Erzielung 
von Einnahmen gerichtet iſt (JW. 1920, 144). Den Zwiſchenhandel 
hat der Geſetzgeber nur inſoweit ſchonen wollen, als er nicht einen 
wirklichen Umſatz der Ware von Eigentum zu Eigentum darſtellt. 

Demnach kann der Kl. mit ſeinem Rückforderungsanſpruche nur 


amtes 1918 S. 99 und 102; 1919 S. 10 und 85), ſowie die Entſch. 
des RF. 1, 92 und Amtliche Mitteilungen 1919 S. 412 legen 
die „Übertragung in Natur“ als Eigentumsübertragung aus und 
ſtellen nur auf die rechtliche Seite ab, fo daß bei mehrfachen Knuf⸗ 
oder Anſchaffungsgeſchäften über die gleiche Ware eine Befreiung 
des Zwiſchenhandels nur dann in Frage kommt, wenn er kein Eigen⸗ 
tum erwirbt und daher durch ſeine Lieferung auch kein Eigentum 
überträgt. Da in dem der Entſch. zugrunde liegenden Fall nach 
den Feſtſtellungen des Tatbeſtandes die landwirtſchaftliche Einkaufs⸗ 
genoſſenſchaft, die für ihre Mitglieder die Anſchaffungen beſorgt, 
Eigentum an den an ſie gehenden Sammelladungen erwirbt und 
hinſichtlich der für die einzelnen Mitglieder beſtimmte Waren erſt 
wieder auf dieſe übertragen muß, hat das OLG. mit Recht die Be⸗ 
freiung nach Zuſatz 4 für die Einkaufsgenoſſenſchaft abgelehnt. Da 
nach RF. 1, 91 und Amtliche Mitteilungen 1919 S. 413 auch die 
Eigentumsübertragung durch die Surrogate des § 929 genügt, würde 
auch in dem im Urteil angeſchnittenen Falle der Lieferung an Groß⸗ 
abnehmer die Steuerpflicht des Vereins dann gegeben ſein, wenn 
trotzdem durch Surrogaterwerb er auch in dieſem Falle das Eigen⸗ 
tum erworben haben würde (was die Entſch. aus anderen Gründen 
unentſchieden läßt). 

84 UmſStG. 1918, 8 7 UmjSt®. 1919 verlangen in bewußter 
Abweichung von Zuſatz 4 das Fehlen der unmittelbaren Beſitz⸗ 
übertragung und ſehen vom Eigentumserwerb des Zwiſchenhandels 
vollſtändig ab. Bei dem vorliegenden Tatbeſtand würde übrigens 
auch, da der Verein an den Sammelladungen unmittelbaren Beſitz 
erwirbt, die Befreiungsvorſchrift des 87 UmfSt®. nicht gegeben fein. 

MU Dr. Lang, Nürnberg. 
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durchdringen, wenn er beweiſt, daß eine Eigentumsübertragung vom 
Lieferanten an ihn nicht ſtattfindet. In RG. 94, 111 find die Ge⸗ 
ſchäfte des Einkaufskommiſſionärs für ſteuerpflichtig erklärt. Eine 
ähnliche Tätigkeit übt der Kl. aus. Nach $2 der Statuten iſt Gegen⸗ 
ſtand des Unternehmens der gemeinſchaftliche Einkauf von Ver⸗ 
brauchsſtoffen und Gegenſtänden des landwirtſchaftlichen Bedarfs. 
Der Kl. ſammelt die Beſtellungen ſeiner Mitglieder. Er beſtellt dann 
die Ware in ſeinem Namen, die Ware wurde an den Kl. geſandt, 
welcher ſie an die einzelnen Mitglieder, welche Ware beſtellt hatten, 
durch einen Angeſtellten oder Beauftragten verteilen ließ. Wenn 
auch in 83e der Geſchäftsordnung als von dem Verein zu be⸗ 
ſorgende Geſchäſte aufgeführt wird „nach Bedürfnis oder auf Wunſch 
des Empfängers Empfangnahme der Waren an der betreffenden 
Eiſenbahnſtation“, ſo kann damit wohl der Auffaſſung des Kl., daß 
er nicht Empfänger der beſtellten Waren ſein will, Ausdruck gegeben 
ſein. Dem ſteht entgegen, daß die Waren an den Kl. geſandt werden, 
abgeſehen von den noch zu erörternden Fällen, daß der Kl. nach 
$3d der Geſchäftsordnung aus jedem Waggon Proben entnehmen 
ſoll, daß er die Berechnung des Kaufpreiſes und Einziehung des⸗ 
ſelben vornimmt, daß er in 86 ſeiner Geſchaftsordnung unbedingte 
Abnahme der Ware von ihm durch ſeine Mitglieder verlangt, daß 
er für den Fall der Weigerung eines Mitgliedes für die Unter⸗ 
bringung der Ware ſorgen will. Erwägt man ferner, daß für den 
Fall von Streitigkeiten aus den Ankäufen der Ware nicht das ein⸗ 
zelne Mitglied, ſondern der klagende Verein zur Wahrnehmung der 
Anſprüche aus den Kaufgeſchäften befugt fein würde, jo kann es 
nicht zweifelhaft ſein, daß trotz der nur vermittelnden Tätigkeit des 
Kl. das Eigentum der in Sammelladungen bezogenen Waren erſt 
auf ihn übergeht und übergehen ſollte. In einzelnen Fällen iſt die 
Ware unmittelbar an Großabnehmer von der Lieferantin geſandt 
worden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob in dieſen Fällen die 
Übertragung des Eigentums in Natur in den Formen des 8 929 
Satz 2, 8930 und § 931 BGB. erfolgt. Da der Kl. keine Aus⸗ 
nahmen wegen dieſer Geſchäfte macht, ſondern den ganzen Geſchäfts⸗ 
betrieb als einen nicht ſteuerpflichtigen anſieht, ſo war dieſer auch 
einheitlich zu behandeln und die Steuerpflicht hinſichtlich des Jahres⸗ 
umſatzes anzunehmen. 
(OLG. Naumburg, 5. ZS., Urt. v. 17. Nov. 1921, 5 U 41/21.) 


Mitgeteilt von IR. Karlewski, Naumburg a. S. 


Berlin. b) Strafſachen. 

1. Auch der Erwerb aus verbotenem oder ſtraf⸗ 
barem Handelsbetriebe ſtellt ſteuerbares Einkommen ge- 
mäß 8 6 Ziff. 3 preuß. EinkStG. v. 24. Juni 1891/19. Juni 
1906 dar. Unrichtige Angabe oder Verſchweigen dieſes 
Erwerbes unterliegt der Strafvorſchrift des § 72 Geſ. 7) 

Dem Rechtsmittel iſt Folge gegeben aus folgenden Gründen: 

I. Gegenſtand der als unrichtig erwieſenen Steuererklärung 
iſt der Geſchäftsgewinn des Angekl. aus dem von ihm im Jahre 
1918 betriebenen Handel mit Seide, Batiſt, Taſchentüchern und 
Garnen. Der Einkauf der Waren fand in Cambrai im feindlichen 
Ausland ſtatt, der Verkauf innerhalb des deutſchen Reichsgebietes. 
Eine Unterſcheidung dieſer beiden Betätigungen unter dem Geſichts⸗ 
punkt, ob die eine oder die andere gegen ein geſetzliches Verbot ver⸗ 
ſtieß, würde dem Weſen des Handelsbetriebes, der beide Betäti⸗ 
gungen in ſich umfaßt, nicht eutſprechen. Für dieſe Beurteilung 


Zu 1. Wenn das RG. jetzt noch auf dem Gebiet des ab⸗ 
ſterbenden preußiſchen Einlammenſteuergeſetzes mit fo großem Auf 
wand eine Entſcheidung erläßt, die einen Bruch mit der Auffaſſung 
des PrO G., des Haupthüters dieſes Geſetzes, bedeutet, muß es 
die Gründe dafür als dringende betrachtet haben. In der Tat 
wird, wer dieſe Entſcheidung lieſt, ſich dem Gewicht ihrer Gründe nicht 
verſchließen können. Es wäre wirklich nichts anderes als ein Hohn 
auf die. Gerechtigkeit, wenn Leute von der Art der hier in Frage 
ſtehenden, die, während ihre Kameraden das Schwerſte durch⸗ 
machten, hinter der Front mit vermutlich größtem ſinanziellem 
Erfolg „ſchoben“, für dieſen Erwerb auch noch ein Steuerprivileg 
genießen dürften — nachdem fie ſchon für die ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen, die ſie da begingen, ſtraflos ausgingen. Dem, was die 
Entſcheidung für die Stenerpflichtigleit ſolchen Erwerbes hier ſo 
klar und überzeugend an allgemeinen Gründen aus der Literatur 
und namentlich auch aus der Rechtſprechung des Riss, beibringt, 
iſt kaum etwas hinzuzufügen. Natürlich iſt es eine Prinzipien⸗ 
frage, daß das „non olet“ bei uns nun auf der ganzen Linie 
ſiegen ſoll; aber in einer Zeit unerhörter Anſpannung der Steuern, 
wo der ehrliche Erwerb in manchmal ſchädlichſter Weiſe heran- 
gezogen wird, über gewiſſe Bedenken nicht hinwegzugehen, wäre 
unverſtändlich. 2 

Wir haben alſo für künſtig nicht daran zu zweifeln, daß 
nicht nur im Reichsſteuerrecht, ſondern auch im Landes ſlcnerrecht, 
ſoweit für ſolches noch Raum, ſittenwidrige Geſchäfte allgemem 
ebenſo beſtenert werden wie normale. 

Allerdings darf nun doch die Gefahr nicht ganz außer acht 
gelaſſen werden, daß mit der Zeit aus diefer Handhabung des 
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iſt vielmehr die Abſicht des Angekl., wie der äußere Verlauf ſeiner 
Hanbelsbetätigung als maßgebend ins Auge zu faſſen. Die Abſicht 
des Angekl. ging erſichtlich von vornherein dahin, die in Cambrai 
aufgekauften Waren mit den Pferdefleiſchtransporten, die er hin 
und wieder in ſeiner militäriſchen Stellung zu begleiten hatte, 
unbemerkt über die deutſche Reichsgrenze zu ſchaffen und dann ab⸗ 
zuſetzen. Nach 81 der im Jahre 1918 noch in dieſer Faſſung 
geltenden BAND. v. 16. Jan. 1917 über die Regelung der Ein⸗ 
fuhr (RGBl. 41) war die Einfuhr aller Waren über die Grenzen 
des Deutſchen Reiches nur mit Bewilligung der zuſtändigen Behörde 
geſtattet; auf Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchrift des § 1 finden 
nach $2 die Strafvorſchriften des Ver Zoll. über Konterbande An⸗ 
wendung; dieſe Vorſchriften find in § 134 Ver Zoll. v. 1. Juli 
1869 enthalten; hier iſt Konfiskation der eingeführten Gegenſtände 
und zugleich eine Geldbuße in Höhe ihres doppelten Wertes ange⸗ 
droht. Der Handel der Art, wie ihn der Angekl. beabſichtigte und 
durchführte, war ohne Verletzung der erwähnten Einfuhrbeſchränkung 
und damit zugleich des 8 134 VerZollG. nicht möglich. Denn der 
Handelsbetrieb war untrennbar mit der Einfuhr der Waren über die 
deutſche Grenze verbunden, zu welcher der Angekl. die notwendige Be⸗ 
willigung der zuſtändigen Behörde (Reichskommiſſar für Ausfuhr⸗ 
und Einfuhrbewilligung in Berlin) nicht beſchaffen wollte und konnte. 
Das wußte der Angekl. auch, wie aus der heimlichen Hinüberſchaffung 
der Waren über die Grenze zu erkennen iſt. Demzufolge iſt für die 
folgenden Erwägungen davon auszugehen, daß der Handelsbetrieb 
des Angell. in der geſchilderten Art — andere Geſchäfte kommen er⸗ 
ſichtlich nicht in Frage —, als Ganzes betrachtet, gegen ein geſetzliches 
Verbot verſtieß, das durch eine Strafandrohung geſchützt iſt. Da⸗ 
neben kommt nicht weſentlich in Betracht, daß der Angell., inſoweit 
er die Waren innerhalb des Deutſchen Reiches ſelbſt verkauft hat, 
außerdem gegen 87 und 11 der BABD. über die Regelung des Ver⸗ 
kehrs mit Web⸗, Wirk⸗, Strick⸗ und Schuhwaren v. 10. Juni 1916 
und 23. Dez. 1916 (RGBl. 463 u. 1420) zuwidergehandelt und ſich 
der Beſtrafung auf Grund des 8 20 Ziff. 1 der VO. ausgeſetzt hat: 
trieb er mit den Waren Großhandel, ſo durfte er nur an ſolche Ab⸗ 
nehmer liefern, mit denen er bereits vor dem 1. Mai 1916 in dauern⸗ 
der Geſchäftsverbindung geſtanden hatte, (8 7) im Kleiuhandel durfte 
er zum mindeſten die Batiſte und Garne an Verbraucher nur gegen 
Bezugsſchein abgeben. (8 11.) 

Eine Beſtrafung des Angekl. wegen der durch ſeinen Handels⸗ 
betrieb begangenen Straftaten kann allerdings nicht erfolgen, denn 
ihm kommt die Straffreiheit zugute, die durch die VO. über eine 
militäriſche Amneſtie v. 7. Dez. 1918 (RGBl. 1415) Militärperſonen 
gewährt iſt. Der Angekl. ſtand zur Zeit der Verübung der Taten im 
Heeresdienſte, die Taten ſind vor dem Inkrafttreten der VO. (12. Dez. 
1918) begangen. Deshalb iſt die Unterſuchung wegen dieſer Vergehen, 
mochte fie zur Zuſtändigkeit der militäriſchen oder der bürgerlichen 
Behörden gehören, durch die Amneſtie VO. (3 1) niedergeſchlagen. 
Dieſer Umſtand iſt jedoch für die hier weſentliche Feſtſtellung, daß 
der ſteuerbare Erwerb des Angekl. aus einem gegen das Strafgeſetz 
verſtoßenden Handelsbetriebe herrührt, ohne Bedeutung. Denn die 
Eigenſchaft der Tat als einer ſtrafbaren, wird dadurch nicht beein⸗ 
flußt, daß die Strafverfolgung infolge eines in der Perſon des 
Täters liegenden Hinderungsgrundes nicht durchgeführt werden darf. 

II. Die Rechtſprechung der höchſten Gerichte iſt ſich ſeit vielen 
Jahren darin gleich geblieben, daß das Gewerbe, des in 8 7, jetzt 8 6 
Ziff. 3 EinkstGG. als Einkommensquelle angeführt iſt, nur eine er» 
laubte, auf Gewinn und Erwerb gerichtete Tätigkeit zur Voraus⸗ 
ſetzung hat und niemals durch ein Verhalten dargeſtellt werden kann, 
dem der Staat mit ſeiner Strafgewalt hindernd und ſtrafend ent⸗ 
gegentritt. (OVG. I, 282; 14, 117; RGSt. 45, 97; KGJ. 35, C. 3.) 
Auch die Wiſſenſchaft ſteht auf demſelben Standpunkt. (Fuiſting⸗ 
Strutz, Pr. dir. Steuern, 8. Aufl., Bd. I, 631 und die dort angef. 
Stellen.) In dieſen Entſcheidungen wird das Hauptgewicht auf den 
Entſtehungsgrund der Einnahmen gelegt. Die Einnahmen aus dem 
Betriebe eines Bordells gehören, da dieſer als Kuppelei gemäß 
8180 StGB. ſtrafbar iſt, nicht zu dem ſteuerpflichtigen gewerblichen 
Einkommen. Wird ein Gegenſtand, deſſen Einfuhr aus dem Aus⸗ 
lande verboten iſt, trotz des Verbots eingeführt, ſo liegt nur der 
Tatbeſtand der Konterbande (8134 VerZollch.), nicht zugleich eine 
Defraudation vor (RGSt. 17, 9). Wer den Vorſchriften des Renn⸗ 
wettgeſ. v. 4. Juli 1905 durch eine an ſich ſtempelpflichtige Tätig⸗ 
keit zuwiderhandelt, iſt nicht auch wegen Stempelſteuerhinterziehung 
ſtrafbar. Dasſelbe iſt von demjenigen angenommen, der aus dem 
Glücksspiel (8 284 StGB.) ein Gewerbe macht. (RGSt. 39, 269 
u. 395.) Dabei iſt aber die äußere Erſcheinungsform der den Er⸗ 
werb bedingenden Tätigkeit in den Vordergrund geſtellt. Die Ein⸗ 
nahmen aus den im Bordellhaus ohne behördliche Erlaubnis be⸗ 
triebenen Schankgewerbe ſind als Einnahme aus Handel und Gewerbe 
zu verſteuern, da der Verſtoß gegen 8 33 GO. nur eine hierbei nicht 
beachtliche ſubjektive Strafbarkeit des Täters enthält; der Mietwert 


Steuerrechts nicht etwas wie eine Legaliſierung ſolcher Geſchäfte 
abgeleitet und z. B. Strafverfolgungen durch den Hinweis damit 
bekämpft werden, daß es ſich hier ja um eine ganz ſchöne Steuer⸗ 
quelle handle! 

Es eutſpricht vielleicht dieſem Gedankengang, wenn das KG. 
am Schluſſe ſagt, es wäre ſogar dafür, die Beſteuerung trotz er⸗ 


der vom Grundſtückseigentümer zum Bordellbetriebe verwendeten, 
den Dirnen gegen Entgelt überlaſſenen Raume ift bei dem Ein⸗ 
kommen aus Grundvermögen zu berückſichtigen. (OVGSSt. 14, 117; 
RGSt. 45, 97; KGJ. 35, c. 3.) Im letzteren Falle iſt angenommen, 
daß die Mietverträge allerdings nichtig ſeien, daß aber eine Be⸗ 
nutzung der Räume i. S. des 8 18 EinkstG. vorliege, wobei der 
Umſtand gleichgüttig ſei, daß die erlangten Vorteile unſittlicher 
Art ſeien und die Benutzung der Räume zu unſittlichen Zwecken er⸗ 
folge. Ebenſo behandelt werden die verbotenen Gewinne bei der 
Beſitzſteuer und bei der außerordentlichen Kriegsabgabe; denn, ſo 
lautet die Begründung hierfür, zum beſitzſteuer⸗ und kriegsabgabe⸗ 
pflichtigen Vermögen gehören die Sachen und Rechte, die der Steuer⸗ 
pflichtige tatſächlich als ſein eigen beſitzt, ohne daß die Steuer⸗ 
pflicht an beſtimmte Erwerbsvorgange geknüpft iſt; ob der Erwerb 
der Vermögensſtücke nach bürgerlichem Recht anfechtbar oder ſogar 
nichtig iſt, ob er auf ſittenwidriger und ſelbſt ſtrafbarer Handlung 
beruht, iſt unerheblich. (OVG St. 18, 313; RGSt. 54, 49; 68, 73, 
abgedr. StBl. 1920, 602.) 

Der RFH. nimmt einen hiervon grundſätzlich verſchiedenen 
Standpunkt ein, indem er Rechtsvorgänge, an die das Geſetz eine 
Steuerpflicht knüpft, ohne Rückſicht auf die ihnen etwa wegen Sitten⸗ 
widrigkeit innewohnende Nichtigkeit mindeſtens dann als ſteuer⸗ 
pflichtig erachtet, wenn ihre Rechtswirkungen nicht rückgängig gemacht 
worden ſind. So hat Rc. 3, 173 die Stempelpflichtigkeit eines 
den öffentlichen Rennen gleichgeſtellten Billardwettſpiels anerkannt 
und für das Gebiet der Verkehrsſteuern den Grundſatz abgelehnt, 
daß die Erhebung einer Steuer von einem ſittenwidrigen oder 
ſtrafbaren Tun mit der Rechtsordnung unvereinbar ſei. In RF. 5, 
288 iſt als Steuerwert des an Verbraucher abgegebenen Weines (35 
Wein StG.) der unter Höchſtpreisüberſchreitung in Rechnung geſtellte 
Preis trotz der Strafbarkeit der Preisabrede zugrunde gelegt, zu⸗ 
gleich wird dort auf ein weiteres Urteil des NEO. hingewieſen, 
in dem die Steuerpflichtigkeit einer gegen die guten Sitten verſtoßen⸗ 
den Schenkung, die zum Zweck der Fortſetzung eines ehebrecheriſchen 
Verhältniſſes gegeben war, bejaht wird. 

Hierbei möge nicht unerwähnt bleiben, daß der 7. ZS. in 
RG. 60, 379 ff., beſ. 387 ausgeſprochen hat, es ſei nicht abzu⸗ 
ſehen, weshalb ein ſchon veranſtaltetes Spielunternehmen, wenn 
es gegen die guten Sitten verſtößt, dadurch gegen andere Ausſpie⸗ 
lungen begünſtigt werden ſoll, daß es von der Beſteuerung frei⸗ 
bleibt. (Im Widerſpruch hiermit ſtehen die oben angeführten Entſch. 
RGSt. 395 

III. Es iſt nicht zu verkennen, daß die bisherige Rechtſprechung, 
ſoweit ſie den Erwerb aus unſittlichem oder ſtrafbarem Gewerbe als 
nicht einkommenſteuerpflichtig nach dem PréinkStc g. anſieht, dem 
allgemeinen Rechtsempfinden zuwiderläuft. Wer auf ehrliche, an⸗ 
ſtändige Art Einkommen erwirbt, muß Steuer davon zahlen, wer 
beim Erwerb Vorſchriften des Sittengeſetzes oder des Strafgeſetzes 
verletzt, bleibt ſteuerfrei. Rö5H. 3, 173 ſagt hierüber, „wer auf 
Grund eines nichtigen Rechtsgeſchäfts die gleichen Vorteile erlangt 
hat, wie ſie das gültige Rechtsgeſchäft für ihn zur Folge ge⸗ 
habt hätte, kann ſich nicht mit Recht beſchwert fühlen, wenn er 
ſteuerlich ebenſo behandelt wird, wie der Teilnehmer an dem 
gültigen Rechtsgeſchaft; Gerechtigkeit und Billigkeit verlangen viel⸗ 
mehr eine derartige Gleichſtellung; die ſteuerliche Begünſtigung 
der auf berbots- oder ſittenwidriger Grundlage ſich im Rechts⸗ 
geſchäftsverkehr Betätigenden wird mit Recht als Unbill emp⸗ 
funden.“ Es liegt hier zwar kein Fall des 8 433 RAbgO. vor, 
in dem das Gericht das Verfahren ausſetzen und die Entſcheidung 
des Ri. anrufen ſoll; denn es handelt ſich um eine Steuer, 
die nicht dem Reiche zukommt, und deshalb iſt die RAbgO. nicht 
anwendbar. Immerhin ſind ſolche Erwägungen des höchſten Steuer⸗ 
gerichtshofs im Reich für den erkennenden Senat auch in der vor⸗ 
liegenden Frage des preußiſchen Steuerrechts von beſonderer Be⸗ 
deutung; ſie haben ihn in der Annahme beſtärkt, daß die bisher 
geltende Auffaſſung von der Steuerfreiheit verbotenen Erwerbes 
nach PrEinkStGG., zum mindeſten unter den heutigen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen, als berechtigt nicht anzuerkennen iſt. 

Es müßten ſchwerwiegende oder vielmehr zwingende Gründe 
ſein, die zur Stütze einer dem allgemeinen Rechtsempfinden wider⸗ 
sprechenden Anwendung des Geſetzes dienlich find. Das trifft 
aber bei Nachprüfung der bisher herrſchenden Rechtſprechung nicht 
unbedingt zu. Sie wird in der Hauptſache damit begründet, daß 
es den Zielen eines geordneten Staatsweſens zuwiderlaufen würde, 
wenn der Staat von den Erträgen gewerbsmäßiger Verübung von 
Verbrechen und Vergehen, die er mit Strafe bedroht, einen Anteil 
in Geſtalt der Einfommenftener für ſich und ſeine Zwecke in An⸗ 
ſpruch nähme. In zweiter Reihe ſteht die Erwägung, daß der 
Steuerpflichtige nicht genötigt werden könne, in feiner Einkommen⸗ 
ſteuererklärung ſich ſelbſt einer von ihm begangenen ſtrafbaren 
Handlung zu bezichtigen. 


folgter Einziehung des unſittlichen Gewinns durchzuführen. Der 
RH. ſcheint nicht geneigt zu fein, ſoweit zu gehen, und nach 
dem neuen Reichsrecht dürfte das in der Tat auch nicht haltbar 
ſein, ſondern im Falle der Einziehung eines ſchon verſteuerten 
Gewinns wäre Berichtigung des Steuerbeſcheids nach 8214 Abf. 2 
RAbgoO. gegeben. Prof. Dr. Bühler, Halle. 
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Die erfte Begründung, die mit dem Anſehen und dem ſittlichen 
Bewußtſein des Staates ſeine Pflicht zur Zurückweiſung eines 
Steuervorteils verbindet, findet keine Stütze in einer geſetzlichen 
Beſtimmung, ſondern bewegt ſich auf theoretiſcher Grundlage eines 
Idealſtaates, die ſich mit der Wirklichkeit und mit der Forderung 
der Wirtſchaftlichkeit des Stagtslebens nicht in Einklang bringen 
läßt. Gerade die wirtſchaftlichen Geſichtspunkte ſind aber, wie 
allſeitig anerkannt wird (zu vgl. OVGSt. 14, 117 u. 18, 313), 
in Fragen des Steuerrechts in erſter Reihe zu berückſichtigen. 
Man braucht deshalb nicht gleich an das bekannte „non olet“ des 
römiſchen Kaiſers Vespaſian zu denken. Der Grundſatz von der 
notwendigen Ehrbaxkeit des Staates wird jedoch von der zwar noch 
nicht in einem Geſetz feſtgelegten, aber aus dem gegenſeitigen Ver⸗ 
hältnis von Staat zu Volk ſich zwingend ergebenden Pflicht des 
Staates zur Erhaltung und Stärkung der Staatswirtſchaft mehr 
als aufgewogen. Der Staat kann aber die Quellen der Volkswirt⸗ 
ſchaft nur finanziell nutzbar machen, indem er das, was er braucht, 
von denen einzieht, die aus ihrer Betätigung für ſich wirtſchaft⸗ 
liche Erfolge erzielt haben. Der Staat darf nicht dulden, daß 
einzelne ſich mit ihrer Betätigung außerhalb jeden Pflichtenkreiſes 
ſtellen und dabei den Staat und ſeine Anſprüche aus ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Wirken ausſchalten. (Popitz, Die Ideale im Recht 
und das Steuerrecht, Arch. des öffentl. Rechts 40, 129.) Die 
Forderung gerechter Verteilung der Steuerlaſt dient weſentlich dem 
Zwecke der Staatswohlfahrt, iſt aber unerfüllbar, wenn der Lei⸗ 
ſtungsfähige, der ſich unerlaubt betätigt, zum Schaden des Ehr⸗ 
baren und nun deſto ſchwerer Belaſteten geſchont wird. Deshalb 
muß das Beſteuerungsrecht des Staates alle Vorgänge und Tat⸗ 
beſtände umfaſſen, ſoweit ſie wirtſchaftlich zur ſteuerlichen Aus⸗ 
nutzung geeignet ſind, ohne Rückſicht darauf, ob ihre Form oder 
ihre Entſtehung zivilrechtlich anerkannt oder für das Zivilrecht 
als nichtig anzuſehen ſind. Offentliches Recht und Zivilrecht ſtehen 
nicht unter den gleichen Grundſätzen, insbeſondere für die ſteuer⸗ 
rechtliche Beurteilung iſt der den ſteuerbaren Gewinn darſtellende 
wirtſchaftliche Zuſtand vorzugsweiſe maßgebend. Auch der 
durch ſtrafbare Betätigung erzielte Gewinn ftellt wirtſchaftlich eine 
Einheit dar, die des rechtlichen Schutzes nicht entbehrt, deshalb 
aber auch dem Rechtsſtaat gegenüber leiſtungspflichtig iſt. Dabei 
it an den vom RG. (Pl. Beſchluß v. 18. Dez. 1910, RG St. 44, 
230) unter Aufgabe ſeiner früheren Anſicht fallen gelaſſenen Be⸗ 
griff des rechtlich geſchützten Vermögens zu denken; auch hier 
hat ſich die tatſächliche, wirtſchaftliche Eigenart gegen die ſtrenge 
Beurteilung im Rechtsſinne durchgeſetzt. Um wieviel mehr iſt 
ſolch ein Ergebnis auf dem von wirtſchaftlichen Geſichtspunkten. 
vornehmlich beherrſchten Gebiete des Steuerrechts gerechtfertigt und 
ſogar geboten. (Ahnlich Lurje, Der Einfluß der unerlaubten 
Tätigkeit, insbeſondere des unſittlichen Erwerbes und der unſitt⸗ 
lichen Leiſtung auf die Steuerpflicht, NStgidſch. I, 30 und Kloß, 
Die Beſteuerung verbotener, insbeſondere ſittenwidriger Tätigkeit 
nach den Ergebniſſen der neueſten Rechtſprechung, DStZ. 9, 88). 


IV. Der hiernach abzulehnende Grundſatz, daß der Staat einen 
Anteil aus dem Ertrage von unſittlichem oder ftrafbarem Tun 
ſteuerlich für ſich nicht in Anſpruch nehmen darf, iſt von der 
bisher herrſchenden Rechtſprechung ſelbſt nicht ſtreng durchgeführt 
worden. Wie erwähnt, iſt danach der Eigentümer eines Hauſes, 
der einen Bordellbetrieb unterhält und an Dirnen Räume zum 
Unzuchtbetriebe vermietet, auch die Schankwirtſchaft im Bordell 
betreibt, hinſichtlich der Einnahmen aus dem Bordellbetriebe nicht 
einkommenſteuerpflichtig, aber aus Grundvermögen und Schauk⸗ 
gewerbe zu beſteuern. Darin liegt ein Widerſpruch. Denn der 
Mietwert der Räume iſt ſelbſtverſtändlich gerade durch den darin 
geführten Bordellbetrieb weit über den Ertrag ehrbarer Vermie⸗ 
tung geſteigert, dasſelbe muß von dem Gewinn aus dem den Uns» 
zuchtsbetrieb begleitenden Schankgewerbe gelten. Das weiß der 
Staat, aber er darf einen Anteil aus dieſen, mittelbar der ſtrafbaren 
Kuppelei entſpringenden Erträgniſſen beanſpruchen. Ebenſo an⸗ 
fechtbar find die Entſcheidungen, durch welche bei der Beſitzſteuer 
und bei der außerordentlichen Kriegsabgabe das Vermögen ohne 
Rückſicht auf feine Entſtehung als ſteuerpflichtig anerkannt iſt. 
Danach werden die Kriegswucherer von dieſen beiden Steuern in 
vollem Umfange ihres Vermögenszuwachſes getroffen, der Beſteue⸗ 
rung des Einkommens aus ihrem verbotenen oder ſtrafbaren Ge⸗ 
werbe unterliegen fie aber nicht. Das Einkommen iſt ſittlich an⸗ 
rüchig, das darf der ehrbare Staat nicht antaſten, der aus dem 
Einkommen geſammelte Vermögenszuwachs iſt wieder ſittlich vor⸗ 
wurfsfrei geworden, ihn darf der Staat ſich ohne Bedenken an⸗ 
eignen, auch wenn er die Entſtehung des Zuwachſes kennt. Die 
Begründung für dieſe feinen Unterſcheidungen wird, wie oben aus⸗ 
geführt, in der Eigenart der verſchiedenen Beſteuerungen gefunden, 
kann aber nicht überzeugen. Es gewinnt vielmehr den Anſchein, 
als ob die Rechtſprechung dabei von der Erkenntnis geleitet ſei, 
daß eine ſtraffe Durchführung des Grundſatzes von der Ehrbarkeit 
des Staates zu ganz ungeheuerlichen und deshalb zu vermeidenden 
Folgen führen muß. Die gewaltigen Vermögen, die durch Kriegs⸗ 
wucher und verbotenen Schleichhandel erworben find, müßten ebenſo 
von jeder Steuer frei bleiben, wie die großen Gewinne der Bordell⸗ 
hauseigentümer. Soweit wollte die Rechtſprechung doch nicht gehen, 
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ſie ſuchte und fand eine Begründung dafür, die aber ſtark forma⸗ 
liſtiſch anmutet. 

V. Die Befreiung des verbotenen und ſtrafbaren Erwerbes 
von der Einkommenſteuer preußiſchen Rechts wird, wie erwähnt, 
weiter darauf geſtützt, daß der Steuerpflichtige in der Steuer⸗ 
erklärung über ſein Einkommen aus Handel und Gewerbe Auskunft 
geben müſſe, niemand aber rechtlich genötigt werden dürfe, ſich 
ſelbſt einer ſtrafbaren Handlung zu bezichtigen. Auch dieſer Grund 
iſt nicht ſtichhaltig. Der Steuerpflichtige hat wie jeder Staats⸗ 
bürger ſein Verhalten jo einzurichten, daß es der Rechtsordnung 
des Staates entſpricht. Tut er das nicht und erwirbt er auf ſtraf⸗ 
barem Wege ſteuerbares Einkommen, ſo hat er die Folgen da⸗ 
von zu tragen, und zwar nicht nur die angenehmen des Einkommens⸗ 
genuſſes, ſondern auch die läſtigen der Steuererklärung und der 
Entrichtung der Steuer. Die gegenteilige Annahme würde geradezu 
als ein Anreiz zu verbotenen Erwerbshandlungen wirken; aber 
auch Steuerpflichtige mit ehrbarem Erwerbe könnten ſich dreſe 
Auffaſſung zunutze machen, um der Steuerveranlagung und ⸗zah⸗ 
lung zu entgehen; ſie brauchten nur geheimnisvoll anzudeuten, 
daß mit ihrem Erwerbe etwas nicht in Ordnung ſei, im übrigen 
ſich in Schweigen zu hüllen. Es iſt ſelbſtverſtändlich niemand ver⸗ 
pflichtet, ſofort der Polizei anzuzeigen, wenn er etwas Straf⸗ 
bares begangen hat, auch ein Beſchuldigter iſt nicht genötigt, ſich 
zu belaſten. Nur ſo iſt die etwas weitgehende Entſcheidung des 
NS. 37, 74 aufzufaſſen. Wer aber feiner geſetzlichen Pflicht 
zur Abgabe der Steuererklärung genügen ſoll, hat dieſe Pflicht 
auch vollſtändig zu erfüllen; er macht ſich nach § 72 PrEink StG. 
ſtrafbar, wenn er über ſein ſteuerpflichtiges Einkommen unrichtige 
oder unvollſtändige Angaben macht und wenn er ſteuerpflichtiges 
Einkommen verſchweigt. Der Umſtand aber, daß in der Steuer⸗ 
erklärung nach § 27 PrEinkStcf. die Einkommensquellen (86) an⸗ 
zugeben ſind, bei den Vermögensſteuern der erwähnten Art aber 
nicht, macht keinen weſentlichen Unterſchied. Auch bei den letzteren 
wird es bei Rückfragen der Steuerbehörde häufig zur Offenlegung 
der Entſtehung des Vermögenszuwachſes kommen, während bei den 
Einkommenſteuererklärungen oft die bloße Angabe „aus Handel 
und Gewerbe“ mit der entſprechenden Summe genügen wird, ohne 
daß es der näheren Darlegung der Einzelheiten des Geſchäftsbetriebes 
bedarf. 

VI. Vielleicht unter dem Druck der bisher herrſchenden Recht⸗ 
ſprechung, die zu ganz unbefriedigenden Ergebniſſen führt, hat 
das REinkStG. v. 29. März 1920 (RGBl. 359) mit der Quellen⸗ 
lehre des PrEinkStGG. gebrochen. Nach § 5 gehören zum ſteuerbaren 
Einkommen Einkünfte aus Grundbeſitz, aus Gewerbebetrieb, aus 
Kapitalvermögen und aus Arbeit, ſowie ſonſtige Einnahmen ohne 
Rückſicht darauf, ob es ſich um einmalige oder wiederkehrende 
Einkünfte handelt oder aus welchen rechtlichen oder tatſächlichen 
Gründen ſie dem Steuerpflichtigen zugefloſſen ſind. Die Frage 
der Beſteuerung verbotenen oder ſtrafbaren Erwerbes wird bei 
Anwendung dieſes Geſetzes in den Hintergrund treten. Es iſt aber 
beſtimmt anzunehmen, daß der RF. auch für die REinkSt. die⸗ 
ſelben Grundſätze aufſtellen wird, wie er ſie in den erwähnten 
Urteilen für Verkehrs⸗ und Verbrauchsſteuern anerkannt hat. Nicht 
zuletzt iſt der erkennende Senat durch die Rückſicht auf die ſtaat⸗ 
lichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Vaterlandes dazu ver⸗ 
anlaßt, von der bisherigen Rechtſprechung abzugehen und auch 
den Gewinn aus ſtrafbarem Erwerb als ſteuerpflichtig anzuerkennen. 
Die heutige Notlage des Staates zwingt dazu, alle Steuerquellen 
nach Möglichkeit auszuſchöpfen. Der Staat kann auf wichtige 
Steuern nicht verzichten, weil er dadurch andere Teile der Be⸗ 
völkerung, die eine Mehrbelaſtung nicht mehr aushalten, noch 
ſchwerer bedrücken müßte. Das allgemeine Wohl wird durch eine 
falſche Steuermoral erheblich geſchädigt. Denn einmal wird das 
Rechtsempfinden in weiten und gerade in den ehrbaren Kreiſen 
Volkes durch die als Begünſtigung der Unredlichkeit in die Er⸗ 
ſcheinung tretende Steuerfreiheit ſtrafbaren Erwerbes ſchwer ge⸗ 
kränkt, und dann wird in denſelben Kreiſen eine nicht unberechtigte 
Erbitterung darüber zum Ausdruck kommen, daß Steuern bezahlen 
muß, wer auf ehrliche, anftändige Art Einkommen erwirbt, nicht 
aber derjenige, der beim Erwerbe Strafvorſchriften verletzt: für 
dieſe muſſen die erſteren die Steuern zugleich aufbringen. Einen 
ſolchen Zuſtand lediglich unter Zuhilfenahme des höchſt anfecht⸗ 
baren Grundſatzes von dem ſittlichen Bewußtſein des Staates 
aufrecht zu erhalten, erſchien nicht möglich, zumal in der letzten 
Kriegszeit und in den ſeitdem vergangenen Jahren ſich eine auf⸗ 
fallende Zunahme verbotener und ſtrafbarer Erwerbsgeſchafte be⸗ 
merkbar gemacht hat. | 5 

VII. Der Einwand des Angekl., daß bei Durchführung des 
Strafverfahrens wegen verbotenen Erwerbes und zugleich des Steuer⸗ 
ſtrafverfahrens eine doppelte Beſtrafung eintreten würde, iſt für 
ihn gegenſtandslos, da durch die Amneſtie VO. v. 7. Dez. 1918 
ſeine Beſtrafung wegen der von ihm begangenen Zuwiderhandlungen 
gegen das Einfuhrverbot ausgeſchloſſen iſt. Auch die Einziehung 
von Gewinn kommt hier nicht in Frage. Der erkennende Senat 
würde aber auch neben der Einziehung die Beſteuerung für zuläſſig 


erachten. 


(KH, 1. StS., Urt. v. 2. Dezember 1921, 11 4/21.) 
Mitgeteilt von KR. Geh. IR. Dr. Graeber, Berlin. 
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2. Begriff des ſtehenden Gewerbes i. S. des preuß. 
Hauſierſteuergeſetzes. f) 

Der Angekl. kauft in ſeinem Wohnort K. und in den umliegen⸗ 
den Dörfern von den Landwirten fette Schweine auf, läßt ſie von den 
Verkäufern zur Bahnſtation bringen und verſchickt ſie wagenweiſe 
nach den größeren Städten, wo er ſie auf den ſtädtiſchen Märkten 
verkaufen läßt. Der Angekl. ſucht die Landwirte meiſt ohne vor⸗ 
herige Beſtellung auf. 

Das BG. hat den Angekl. des Vergehens gegen 8 18 Hauſier⸗ 
StG. v. 3. Juli 1876 nicht für ſchuldig erachtet, weil er in K. ein 
ſtehendes Gewerbe betreibe und ihm deshalb die Ausnahme des 
8 2 des Geſetzes zugute komme. 

Die Reviſion rügt Verletzung des Hauſierſteuergeſetzes, der 
Begriff des ſtehenden Gewerbes ſei verkannt. 

Das Rechtsmittel iſt begründet. 


Zunächſt iſt der Strafkammer darin beizutreten, daß der 
Angekl. der Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen nicht unter⸗ 
liegt, wenn er in K. ein ſtehendes Gewerbe als Viehhändler be⸗ 
trieben hat; denn in dieſem Falle durfte er die Viehankäufe in 
Ausübung ſeines ſtehenden Gewerbes vornehmen und benötigte dazu 
nur der Legitimationskarte gemäß 88 44, 44a GewO. Der Betrieb 
eines ſtehenden Gewerbes ſetzt regelmäßig Wohnſitz oder mindeſtens 
eine gewerbliche Niederlaſſung voraus (Landmann, Gewerbe⸗ 
ordnung 7. Aufl. h 1 zu 8 14). Was unter gewerblicher Niederlaſſung 
zu verſtehen iſt, läßt ſich auch aus § 42 Abſ. 2 GewO. nicht all⸗ 
gemein beſtimmen. Die Motive zur Novelle von 1883 (Land⸗ 
mann a. a. O. h 5 zu 8 42) ſtellen es als möglich hin, daß bei 
gewiſſen Gewerbetreibenden die Wohnung, in welcher ſie gewerb⸗ 
liche Aufträge und Beſtellungen entgegennehmen und welche als 
der Mittelpunkt ihrer geſchäftlichen Tätigkeit zu betrachten iſt, als 
Geſchäftslokal i. S. des § 42 Abſ. 2 angeſehen werde. Andererſeits 
ſoll damit nicht ſchon der Begriff der gewerblichen Niederlaſſung 
unbedingt erfüllt ſein, vielmehr ſind hierfür die ſonſt in Betracht 
kommenden geſamten Verhältniſſe, insbeſondere die Geſamtheit der 
von den Gewerbetreibenden getroffenen Veranſtaltungen und die be⸗ 
gleitenden Umſtände zu berückſichtigen; die Anmeldung des Ge⸗ 
werbebetriebes als eines ſtehenden für ſich allein ſoll nicht maß⸗ 
gebend jein. 

Der Angekl. hat sum in ſeinem Wohnort in dem von ihm ge⸗ 
mieteten Hauſe ein beſonderes Zimmer eingerichtet, in dem er die für 
die Durchführung ſeines Geſchäftsbetriebes erforderlichen ſchriftlichen 
Arbeiten erledigte und mit den Landwirten, die zwecks Verkaufs 
von Schweinen zu ihm kamen, verhandelte. Das Zimmer habe in 
der Hauptſache der Erledigung ſeiner geſchäftlichen Angelegenheiten 
gedient und ſei als ſein Geſchäftslokal anzuſehen. Das ſo betriebene 
ſtehende Gewerbe habe er angemeldet. 


Bedenken gegen dieſe Begründung beſtehen inſofern, als die 
Feſtſtellungen des LG. nicht ergeben, daß der Angekl. ſein Gewerbe 
als Viehhändler in der Hauptſache ſtehend und nicht im Umher⸗ 
ziehen betrieben hat. Würden die Aufkäufe im Umherziehen über⸗ 
wiegen, ſo müßte angenommen werden, daß die von ihm getroffenen 
Veranſtaltungen vornehmlich dazu beſtimmt waren, dem Hauſier⸗ 
betriebe zu dienen. über dieſe Frage, insbeſondere über den Um⸗ 
fang des ſtehenden Gewerbes des Angekl. bietet das Berufungs⸗ 
ufteil keine genügende Aufklärung. Zum ſtehenden Gewerbe könnten 
einmal die Ankäufe von Schweinen in ſeinem Wohnort K. ſelbſt ge⸗ 
rechnet werden und ferner diejenigen Ankäufe außerhalb ſeines Wohn⸗ 
ortes, die auf vorherige Beſtellung ſeitens der ihn aufſuchenden Vieh⸗ 
beſitzer von ihm getätigt ſind. Ob dieſe für die Annahme eines 
ſtehenden Gewerbes zu verwertenden Ankäufe in dem Geſchäfts⸗ 
betriebe des Angekl. an Zahl und Umfang die unter dem Merk⸗ 
male des Hauſierbetriebes vorgenommenen Ankäufe überwogen, iſt 
von entſcheidender Bedeutung. Denn nur im Falle der Bejahung 
dieſer Frage kann davon die Rede ſein, daß der Angekl. die außer⸗ 


Zu 2. Die Entſch. intereſſiert natürlich hier nicht nach ihrer 
tatſächlichen Feſtſtellung, die zu einer Rückverweiſung zur ander⸗ 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das BG. geführt hat, 
ſondern nach ihrer rechtlichen Einſtellung. Danach hat der Angekl. 
bie außerhalb ſeines Wohnortes ohne vorherige Beſtellung vor⸗ 
genommenen Ankäufe im ſtehenden Gewerbebetriebe vorgenom⸗ 
men, wenn ſie an Zahl und Umfang weſentlich zurückbleiben hinter 
den Ankäufen in ſeinem Wohnorte und hinter den zwar außer⸗ 
halb desſelben, aber auf vorherige Beſtellung „getätigten“. Der 
Grundſatz des KG. iſt ja ganz richtig, aber dem modernen Juriſten 
wird es nicht wohl bei einer Geſetzesvorſchrift, die zu ſolchen Hilfs⸗ 
mitteln nötigt. Was macht es nun wirtſchaftlich und ethiſch aus, 
ob im‘ Hauſierbetriebe etwas mehr oder weniger Schweine ge- 
kauft worden ſind! In letzterem Falle, wenn alſo der ſtehende 
Gewerbetrieb überwiegt, wird der Angekl. freigeſprochen, ſonſt nicht! 
Wieviel gehört zum „Überwiegen“ jener Ankäufe ? Zu beachten waren 
auch noch die Erlaſſe v. 13. Dez. 1883 (HM Bl. 1909, 432), 
v. 14. Okt. 1908 (ebenda), v. 13. Mai 1898 (HM Bl. 261), 
v. 5. Dez. 1914 (SM Bl. 580), NÖ. v. 20. Nov. 1905 GewArch. 5, 
311, OLG. München v. 16. Okt. 1909 (GewArch. 10, 131). 


Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Cöln. 
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halb ſeines Wohnortes ohne vorherige Beſtellung vorgenommenen 
Ankäufe für die Zwecke ſeines ſtehenden Gewerbe- 
betriebes getätigt hat (8 44 GewO.) 
(KG., 1. StS., Urt. v. 22. Jan. 1922, 1 8 2/22.) 
Mitgeteilt von KGRat Prof. Dr. Klee, Berlin. 


Landgerichte. 


Düſſeldorf. Zivilſachen. 

1. Begriff der Annahme i. S. des $ 97 der Eiſenb⸗ 
VerkOrdn. 

Zur Annahme i. S. des 897 EV O., die als gleichbedeutend 
mit der Annahme i. S. der 88 436, 464 HGB. angeſehen werden 
muß, gehört eine übernahme der Sendung durch den Empfänger 
mit ſeinem Willen, alſo eine Annahme als Erfüllung. Gewiß kann 
der Empfänger einen Dritten zur Abnahme der Sendung bevoll⸗ 
mächtigen. Doch darf hier nicht ſo weit gegangen werden, daß jede 
Hausangeſtellte, die im allgemeinen nicht in der Lage ſein wird, 
die vertragsmäßige Beſchaffenheit einer Ware zu beurteilen, hierzu 
als ſtillſchweigend bevollmächtigt anzuſehen if. Dieſe Auffaſſung 
des Vorderrichters muß vielmehr als rechtsirrig angeſehen werden. 

(LG. Düſſeldorf, Urt. v. 16. März 1922, 1271/21.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Breuer II, Düfjeldorf. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat 
Dr. Hecker und Reichsfinanzrat Dr. Boethke, München. 


[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. Bei der Erhöhung des Grundkapitals einer 
AktGeſ. unterliegen die Koſten der Kapitalerhöhung auch 
dann nicht der Abgabe aus TarNr. 1Aa des RStempG., 
wenn ſie vom erſten Erwerber verdeckt übernommen ſind, 
d. h. wenn fie im Aufgeld ſtecken. ) 


Die Beſchwerdeführerin iſt eine AktGeſ., deren Grundkapital 
urſprünglich 300 000 % betrug. Die fünf Aktionäre ſtellten der 
Geſellſchaft weitere je 140 000 %, zufammen 700 000 %, zur Ver⸗ 
fügung und ließen ſich darüber gleichlautende Schriftſtücke ausſtellen, 
nach denen die Geſellſchaft anerkannte, den Aktionären je 140 000 % 
zu ſchulden. Die Schuld ſollte unverzinslich ſein, aber am Gewinne 
der Geſellſchaft in beſtimmt bezeichneter Weiſe teilnehmen. Die 
Gläubiger ſollten nicht berechtigt ſein, die Forderungen zu kündigen. 
Die Geſellſchaft verpflichtete ſich, beim Eintreten gewiſſer Voraus⸗ 
ſetzungen ihr Grundkapital um wenigſtens 700 000 % durch Ausgabe 
von 700 Inhaberaktien zu erhöhen und den Glaubigern auf je 
1000 % der Forderung eine Aktie zum Nennwert von 1000 % zu 
geben. Die Schuldanerkenntnisgläubiger ſollten verpflichtet ſein, 
dieſe Aktien zu nehmen, und zwar die Inhaberaktie gerechnet zum 
Kurſe von 108%. Die 80% Aufgeld ſollten die Gläubiger ſofort an 
die Geſellſchaft einzahlen. Die Stempel und Unkoſten der Er⸗ 
Ne des Grundkapitals übernahm die Geſellſchaft in den Schuld⸗ 
ſcheinen. 

In der notariellen Verhandlung v. 9. Juni 1920 beſchloß die 
Generalverſammlung, das Grundkapital um 700 000 % zu erhöhen. 


Zu 1. Der Ri. Spricht ſich dahin aus, daß bei Erhöhung 
des Grundkapitals einer AGeſ. die Koſten der Kapitalserhöhung 
auch dann nicht der Abgabe aus TarNr. 1A a RStG. unterliegen, 
wenn fie vom erſten Erwerber verdeckt übernommen ſind, d. h., wenn 
ſie im Aufgeld ſtecken. Bereits in früherer Entſcheidung (Urt. v. 
20. Sept. 1921) hatte der RH. ſich dahin ausgeſprochen, daß die 
bei Erhöhung des Grundkapitals einer AGeſ. vom erſten Erwerber 
der Aktie neben dem Übernahmekurs getrennt übernommenen Koſten 
ebenſowenig wie die Stückzinſen dem Geſellſchaftsſtempel unterlagen. 

Dieſe Rechtſprechung des NEH. iſt ſehr zu begrüßen; nicht ganz 
zweifelsfrei iſt aber, ob dieſe Rechtſprechung praktiſchen Wert er⸗ 
langt. Das neue KapVerkstG. beſtimmt nämlich, daß die Vor⸗ 
ſchriften des erſten Teiles über den Geſellſchaftsſtempel v. 1. Sept. 
1921 ab in Kraft treten (8 97 Abſ. 2). 8 6 Nr. a beſtimmt: „Der 
Steuer unterliegen Zahlungen und Leiſtungen, die zum Erwerbe von 
Geſellſchaftsrechten einer inländiſchen Geſellſchaft durch den erſten 
Erwerber erforderlich ſind oder zu deren Bewirkung die Geſell⸗ 
ſchafter einer inländiſchen Geſellſchaft auf Grund des Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſes verpflichtet ſind (weitere Einzahlungen, Nachſchüſſe, 
Zubußen usw.).“ 5 11 beſagt dann weiter: „Die Steuer beträgt 
752 00 des Wertes des Cegenſtandes. Der Wert des Gegenſtandes 


922 


Die neuen Aktien wurden in erſter Linie den Schuldanerkenntnis⸗ 
gläubigern zur Verfügung geſtellt. Im Vertrage heißt es: „Der 
Nennwert der danach den Gläubigern zu gewährenden jungen Aktien 
entſpricht dem jedesmaligen Nennwert der Schuldforderung des 
Auerkenntnisgläubigers. Die Anerkenntnisforderung des zeichnen⸗ 
den Gläubigers gilt als Einlage in der Weiſe, daß die Valuta 
der Schuldforderung mit dem auf die Aktien zu zeichnenden Betrage 
verrechnet wird.“ 

Die neuen Aktien ſind tatſächlich von den Schuldanerkenntnis⸗ 
gläubigern, die teilweiſe durch Abtretung gewechſelt hatten, ge⸗ 
zeichnet worden 

Für den Fall, daß nicht ſämtliche Aktien in dieſer Weiſe unter⸗ 
gebracht würden, war in der Verhandlung v. 9. Juni 1920 feſt⸗ 
geſetzt, daß die übriggebliebenen Aktien zum Kurſe von 108 zunächſt. 
den Aktionaren unter gewiſſen Bedingungen und dann allgemein 
angeboten werden ſollten. 

Die Beurkundung der Kapitalerhöhung wurde zunächſt mit 
35 000 % (5% von 700000 ½) verſteuert. Durch Steuerbeſcheid 
vom 5. Juli 1921 wurden aber 2800 % nachgefordert, indem der 
Betrag der Erhöhung des Aktienkapitals zu 108% = 756 000 46 
angenommen wurde. 

In dem hiergegen eingelegten Einſpruch wurde geltend gemacht, 
ſeinerzeit ſeien wohl die Aktien mit 108 % angerechnet worden, 
jedoch ſeien die 8% nicht in die Geſellſchaftskaſſe gefloſſen, ſondern 
zugunſten des damaligen Vorſtehers M. gezahlt worden, weil dieſer 
die Verpflichtung gehabt hätte, ſämtliche Steuern und Unkoſten von 
dieſen 8% zu zahlen. Dieſe 8% kämen lediglich als Agio in 
Betracht. 

Einſpruch und Berufung wurden zurückgewieſen. 

Der nunmehr eingelegten Rechtsbeſchwerde war der Erfolg nicht 
zu verſagen. 


wird berechnet, ſoweit die Eutſtehung der Steuerſchuld von Geld⸗ 
zahlungen abhängig iſt, von dem zu entrichtenden Geldbetrage ...“ 
Die Faſſung des neuen Geſetzes lautet alſo weſentlich anders als 
die bisherigen Beſtimmungen des RSG: Hier war in TarNr. 1 
beſtimmt: „Der Veſteuerung unterliegen Beurkundungen von Geſell⸗ 
ſchaftsverträgen und von Geſellſchafterbeſchlüſſen, wenn ſie betreffen 
die Errichtung von inländiſchen Aktiengeſellſchaften ..., ſowie die 
Erhöhung des Grundkapitals ſolcher Geſellſchaften mit 50% des Grund⸗ 
kapitals oder des Betrages der Erhöhung dieſes Kapitals zuzüglich 
des Betrages, um den der Nennwert der das Grundkapital oder die 
Kapitalserhöhung bildenden Aktien durch den Betrag überſchritten 
wird, ſür welchen ſie von den erſten Erwerbern übernommen werden.“ 

Für die Beantwortung der Frage, ob die neuen Vorſchriften 
RF. Bedeutung auch für das neue KapVerkStG. haben werden, iſt 
es gleichgültig, daß man mit dem bisher geltenden Grundſatz der 
Urkundenverſteuerung gebrochen hat und die Steuerpflicht jetzt an 
die Einzahlungen und ſonſtigen Leiſtungen der Geſellſchafter knüpft. 
Entſcheidend iſt vielmehr, daß auch heute noch für die Steuerpflicht, 
wie die amtliche Begründung des dem Reichstag vorgelegten Ent⸗ 
wurfes ergibt (Druckſ. des RT. Nr. 2865, S. 23), die Zuwendung von 
Aulage⸗ und Betriebskapital au die Geſellſchaft ſein ſoll. Das ergibt 
ſich ganz beſonders aus der im 86e neu geregelten Steuerpflicht 
bei der Zuwendung von Anlage- und Betriebskapital ſeitens der 
ausländiſchen Geſellſchaft an ihre inländiſche Niederlaſſung. Wenn 
man dieſen Ausgangspunkt ſcharf im Auge behält, ſo erkennt man, 
daß auch heute noch nach den Beſtimmungen des Kapitalverkehrs⸗ 
ſteuergeſetzes ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen den Grundſätzen 
bei Berechnung des Geſellſchaftsſtempels und bei Berechnung eines 
Anſchaffungsſtempels beſteht: Der letztere wird berechnet nach dem 
Erwerbspreiſe, d. h. nach der Höhe des Entgeltes, welches der 
Aktionär für den Erwerb der Aktie aufzuwenden hat; aus dieſem 
Grunde ſind auch Stückzinſen auf Dividendenwerte ſchlußnoten⸗ 
ſtempelpflichtig. Der Geſellſchaftsſteuer ſoll die Zuwendung von 
Anlage- und Betriebskapital an die Kapitalgeſellſchaft unterliegen. 
Allerdings beſtimmt §6a ganz allgemein: „Der Steuer unter» 
liegen Zahlungen und Leiſtungen, die zum Erwerbe von Geſellſchafts⸗ 
rechten einer inländiſchen Geſellſchaft durch den erſten Erwerber 
erforderlich ſind. ..“ Es wäre aber nach meiner Anſicht irrig, 
hieraus zu folgern, daß auch die Geſellſchaftsſteuer n dem Er⸗ 
werbspreiſe, den der Aktionar für den Erwerb der Aktien zu 
zahlen hat, zu berechnen iſt. Es ſollte, wie die amtliche Begrün- 
dung auf S. 28 zu 86a ausdrücklich hervorhebt, keine Anderung 
in der bisherigen Rechtslage erfolgen. Die Begründung bemerkt 
zu 8 6a: „Die Vorſchrift enthält die Bezeichnung der Rechtsvorgänge, 
die regelmäßig von der Geſellſchaftsſteuer betroffen werden ſollen. 
Zu den ſteuerpflichtigen Zahlungen und Leiſtungen gehören bei 
Abel. und GmbH. nicht nur die Beträge, die bei der Errichtung 
der Geſellſchaft oder der Erhöhung des Kapitals auf das Grundkapital 
oder Stammkapital zu leiſten ſind, ſondern auch die Beträge, die 
die Aktionäre über das Grund⸗ oder Stammkapital hinaus zu ent⸗ 
richten haben (Agio).“ 

Der Text des Entwurfes zu $6a iſt unverändert Geſetz ge⸗ 
worden. Eine Debatte im Ausſchuß des Reichstages hat hierüber nicht 
ftattgefunden (vgl. Bericht des 11. Ausſch., Druckſ. des RT. Nr. 3754 
S. 1 u. 42). 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der für die Beurkundung der Grundkapitalserhöhung zu er⸗ 
hebende Stempel iſt an ſich nach der Größe des Nennbetrags zu 
bemeſſen, der die Erhöhung ausmacht. Zuzurechnen iſt aber ber 
Betrag, um den der Nennwert durch den Betrag überſchritten wird, 
für den die Aktien von dem erſten Erwerber übernommen werden. 
Hiernach bildet für den vorliegenden Fall der Nennbetrag der neuen 
Aktien in Höhe von 700 000 % die untere Grenze der Wertbemeſſung. 
Inſoweit beſteht auch kein Streit. Es fragt ſich nur, ob noch 
weitere 8% der Wertbemeſſung zugrunde zu legen ſind. 


Es kann dahingeſtellt bleiben, wie die Schuldanerkenntniſſe 
und ihre Verbindung mit der Kapitalerhöhung rechtlich und wirt⸗ 
ſchaftlich zu beurteilen find, ob die Auffaſſung des LF A. zutrifft 
oder ob man z. B. in der Hingabe der Schuldanerkenntnisbeträge 
Vorauszahlungen auf die zukünftige Kapitalerhöhung zu erblicken hat; 
in keinem Falle darf ein Aufgeld von 80% dem ſtempelpflichtigen 
Werte zugerechnet werden. Der RFH. hat in einer Entſch. v. 
20. Sept. 1921 (RF. 7, 12) eingehend dargelegt, daß die bei 
Erhöhung des Grundkapitals einer AGeſ. vom erſten Erwerber über⸗ 
nommenen Koſten der Kapitalerhöhung und die Stückzinſen nicht 
der Abgabe aus TarNr. 14 a des RStempG. unterliegen. Der 
Eutſch. lag ein Fall zugrunde, in dem die neuen Aktien zu 1100 
des Nennwerts ausgegeben und die Zeichner der Aktien daneben 
verpflichtet waren, Stückzinſen zu zahlen und die Koſten der Kapital⸗ 
erhöhung zu tragen. Es handelte ſich alſo um einen Fall der 
offenen Übernahme von Zinſen und Koſten. Es fragt ſich, ob 
die Entſch. auch auf den Fall der verdeckten Übernahme auszu⸗ 
dehnen iſt; denn eine dahingehende Behauptung iſt hier aufgeſtellt 
worden, da geltend gemacht iſt, daß die 800 Aufgeld zur Bezahlung 
der Koſten aufgewendet worden ſind. Die Rechtsfrage iſt zu bejahen. 

Der leitende Geſichtspunkt für jene Entſcheidung war der, daß 
in dem den Nennwert überſteigenden Ausgabebetrage der Agio⸗ 


Immerhin iſt zuzugeben, daß der Wortlaut. des neuen 
Geſetzes zu Zweifeln Anlaß geben kann. 

Legt man entſcheidendes Gewicht auf die wirtſchaftliche Aus⸗ 
legung des Geſetzes, wie es hier geſchieht, ſo behält die neue Recht⸗ 
ſprechung des RF. ihre Bedeutung auch für das Kapitalverkehrs⸗ 
ſteuergeſetz, deun die entſcheidenden Grundſätze in dem erſten Urteil 
v. 20. Sept. 1921 beſagen: „Der Schlußnotenſtempel beſteuert den 
Umſatz eines Wertpapiers von einer Hand in die andere und muß 
daher alles in Rechnung ziehen, was der Erwerber zur Erlangung 
des Wertpapieres aufwenden muß, gleichviel, ob es ſich dabei um 
ein Entgelt für dauernde oder vorübergehende Leiſtungen handelt. 
Darum kommt im Lieferungspreis eines Dividendenpapiers 
beiſpielsweiſe auch die geſchätzte Dividende des laufenden Jahres 
mit in Anſchlag. Der Aktienſtempel aber beſteuert die Kapital⸗ 
inveſtition, d. h. dasjenige, was einer Geſellſchaft als dauernder 
Betrag für ihre Betriebsmittel zufließt. Dieſe Unterſchiede ver⸗ 
wiſchen zu wollen, heißt, dem Geſetzgeber die Abſicht einer Doppel⸗ 
beſteuerung unterſtellen, während gerade die verſchiedene Normierung 
der Steuerſätze zeigt, daß der Geſetzgeber ganz verſchiedene wirtſchaft⸗ 
liche Vorgänge hat treffen wollen. Der Schlußnotenſtempel kann, 
ſelbſt in ſeiner jetzigen Höhe, auch das für einmalige Nebenleiſtungen 
gezahlte Entgelt tragen. Dagegen erſcheint es durchaus e 
einen auf den Kapitalzuſammenſchluß gelegten hohen Stempel, wie 
den Emiſſionsſtempel, auch auf vorübergehende Leiſtungen auszu⸗ 
dehnen ... Als Aufgeld gilt auch nach heutiger handelsrechtlicher 
Auffaſſung nur, was der Aktionär als Gegenwert für die dauernden 
Zwecke der Geſellſchaft als Betriebsmittel zahlt...“ 

Für die Praxis iſt von Bedeutung, daß Herr Senatspraſident 
Dr. Kloß in den Münchener Neueſten Nachrichten v. 24. April 1922 
Nr. 192 S. 6 zu der hier behandelten Frage Stellung genommen 
hat. Er führt aus: 

„Der Wortlaut der neuen Vorſchrift des 8 6a und auch der 
ſonſtige Inhalt des Geſetzes unterſcheidet nicht, ob die gezahlten 
Beträge dem werbenden Kapital der Geſellſchaft (Betriebskapital, 
Grundkapital, Stanumkapital) zugeführt oder für ſonſtige Zwecke 
verwendet werden. Der Reichsfinanzhof hatte ſich im letzten Jahre 
unter Bruch mit der bisherigen Praxis und der Rechtſprechung des 
Reichsgerichtes zu der Auffaſſung bekannt, daß der Entgelt für 
Aktien und Stammanteile bei Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung dem Entrichtungsſtempel unterliegen, ſoweit es dem Grund⸗ 
oder Stammkapital zugeführt werden müſſe, daß alſo insbeſondere 
die von den erſten Erwerbern übernommenen Gründungskoſten oder 
Kapitalserhöhungskoſten (3. B. Stempelkoſten) und Stückzinſen nicht 
zum ſtempelpflichtigen Entgelt gehören. Dieſe Praxis wird nur 
eine vorübergehende Epiſode bedeuten. Nach dem neuen Kapital⸗ 
verkehrsſteuergeſetz iſt die Einrechnung zum mindeſten der über⸗ 
nommenen Koſten in den ſteuerpflichtigen Betrag nicht zweifel⸗ 
haft; denn die Zahlung dieſer Beträge iſt zum Erwerb der Geſell⸗ 
ſchaftsrechte erforderlich. Bei Stückzinſen iſt die Frage zweifelhaft, 
immerhin ſprechen überwiegende Gründe für ihre Einbuchung in 
die Steuerberechnung, denn die Gewährung der Zinſen entſpricht 
dem Geſellſchaftsrecht, die Zahlung für dieſe ſtellt alfo eine Gegen⸗ 
leiſtung für das Geſellſchaftsrecht dar.“ 

RA. Dr Koeppel, Deelin. 
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gewinn beſteuert werden ſolle, dieſer aber eine Kapital vermeh⸗ 
rung darſtelle und, wie 8 262 Nr. 2 des HGB. ergebe, die Koſten 
der Aktienausgabe nicht mitumfaſſe, daß daher nur der um die 
Koſten geminderte Reſt des Aufgeldes dem Reſervefonds zuzuweiſen 
ſei. Es iſt weiter ausgeführt, daß, wenn das Geſetz vom Grund⸗ 
kapital ausgehe und ihm für die Beſteuerung das zuzähle, was den 
Nennwert der das Grundkapital oder die Kapitalerhöhung bilden⸗ 
den Aktien überſchreite, damit hinreichend deutlich ausgedrückt ſei, 
daß auch bei dem überſchreitenden Betrage nur an etwas gedacht 
ſein könne, was ſelbſt wieder Kapital ſei. Dieſe Erwägungen 
führen dazu, auch bei verdeckter Übernahme der Koſten dieſe aus 
dem Aufgeld auszuſcheiden, da insbeſondere das Aufgeld nur nach 
Abzug der Koſten in den Reſervefonds einzuſtellen iſt. 

Das LFA. hat dieſen Geſichtspunkt nicht berückſichtigt. Des⸗ 
halb war ſeine Entſcheidung aufzuheben. 

Bei der nunmehr gebotenen freien Beurteilung kommt der 
Senat zu dem Ergebniſſe, daß die 8% Aufgeld zur Koſtentragung 
verwendet worden ſind. Daß Koſten in dieſer Höhe tatſächlich ent⸗ 
ſtanden ſind, kann ohne weiteres angenommen werden, und daß die 
80% überhaupt nicht in die Geſellſchaftskaſſe gefloſſen, fordern dem 
Vorſteher M. zur Bezahlung der Koſten zugegangen find, iſt glaub⸗ 
haft behauptet. Hiernach war die Beſchwerdeführerin in Höhe von 
2800 % freizuſtellen. 

(RFH., II. Sen, Urt. v. 27. Jan. 1922, II A 14/22.) 


2. Zur Anwendung des 8 5 der RAbgO. Die freie 
Beweiswürdigung muß ſich auf die anerkannten Regeln 
der Beweiswürdigung gründen. Soweit ſich ergibt, daß 
eine tatſächlich mögliche Ermittlung aus nicht zutreffen⸗ 
den Erwägungen unterblieben ift, liegt ein Verfahrens- 
mangel vor. f) 

Der Fabrikbeſitzer D. F. verkaufte ſein Grundſtück in M. 
durch notariellen Vertrag v. 24. Aug. 1918 für 160 000 % an ſeine 
Tochter, Frau P. Auflaſſung und Umſchreibung im Grundbuch ſind 
bewirkt. Der Verkauf fand ſtatt zu einer Zeit, als der Sohn des 
Verkäufers, S., der Beſchwerdeführer, im Felde ſtand und nach 
ſeiner Angabe wenig Hoffnung war, daß er zurückkehren werde. 
Als dies doch eingetroffen war, verkaufte Frau P. das Grundſtück an 
den Vater laut notariellen Protokolls v. 3. März 1920 für 160 000 % 
zurück, und der Vater verkaufte es nach Umſchreibung des Eigentums 
auf ihn durch notariellen Kaufvertrag v. 17. März 1920 wiederum 
für 160 000 % an ſeinen Sohn, den Beſchwerdeführer. Der Vater 
wurde am 10. März 1920, der Sohn am 27. März 1920 als 
Eigentümer im Grundbuch eingetragen. 

Durch Steuerbeſcheid v. 13. April 1920 wurde der Sohn zur 
GrErwSt. in Höhe von 6400 %, das ſind 4% von 160000 %, 
herangezogen, und zwar von dem Geſichtspunkt aus, daß zwar an 
ſich die beiden Übertragungen nach 8 8 Abſ. 1 Ziff. 4 ſteuerfrei find, 
daß aber 85 der RAbgO. hier in Betracht kommt, fo daß die Sache 
ſteuerrechtlich ſo zu behandeln ſei, als hätte die Schweſter das 
Grundſtück unmittelbar auf den Bruder übertragen. 

Einſpruch und Berufung ſind erfolglos geblieben. 

Die Vorinſtanz ſtellt tatſächlich feſt, daß das Grundſtück in 
erſter Linie auf die Tochter übergehen ſollte und erſt nachher auf den 
Beſchwerdeführer, und daß der gewählte Weg, um letzteres zu erreichen, 
ſtatt der Auflaſſung von der Tochter auf den Beſchwerdeführer — Rück⸗ 
übertragung an den Vater und Verkauf von dieſem an den Beſchwerde⸗ 
führer — nur zur Umgehung der GrErwSt. eingeſchlagen ſei. Wäre 
dieſe tatſächliche Feſtſtellung zutreffend, ſo würden die daraus von 
der Vorinſtanz gezogenen rechtlichen Folgerungen nicht zu beanſtanden 
und eine Steuerpflicht des Beſchwerdeführers auf Grund des 85 
RAbgO. für gegeben zu erachten fein. Die tatſächliche Feſtſtellung 
beruht indeſſen auf einem weſentlichen Mangel des Verfahrens, 
den der Beſchwerdeführer in der Beſchwerdeſchrift gerügt hat. Denn, 


Zu 2. Als im Jahre 1879 durch die ZPO. und die SEND. 
der Grundſatz der freien Beweiswürdigung eingeführt wurde, glaubten 
viele Gerichte in Deutſchland, ihn im Sinne der franzöſiſchen 
Souveränität des Gerichts auslegen zu dürfen, und beanſpruchten 
das Recht, Beweisaufnahmen abzulehnen, von denen ſie ſich kein 
Ergebnis verſprachen, oder die ihnen deshalb unnötig erſchienen, 
weil die Sache „genügend aufgeklärt“ ſei. Damals hat das RG., 
und zwar ſowohl in Zivil- wie in Strafſachen, in unermüdlicher 
Arbeit die unteren Inſtanzen dazu erzogen, den Grundſatz der 
freien Beweiswürdigung auf das zu beſchränken, was er bedeutet, 
nämlich auf die Würdigung der erhobenen Beweiſe, daß er da⸗ 
gegen kein Freibrief ſei, um willkürlich die Beweisaufnahme zu 
beſchränken. In derſelben Richtung bewegt ſich erfreulicherweiſe 
die oben abgedruckte Entſcheidung des Rh., die vielleicht deshalb 
doppelt bedeutungsvoll iſt, weil ja bisher Verwaltungsbehörden und 
noch nicht Finanzgerichte zu entſcheiden hatten und bei den Ver⸗ 
waltungsbehörden erfahrungsgemäß eine größere Neigung zu einer 
gewiſſen ſouveränen Behandlung des Geſetzes obwaltet. Aber auch 
die jetzt ins Leben getretenen Finanzgerichte werden gut tun, ſich 
die hier aufgeſtellten Grundſätze zu eigen zu machen und ihre Urteile 
davor zu bewahren, wegen eines Mangels im Verfahren aufgehoben 


zu werden. 
Prof. Dr. Friedrich Stein, Leipzig. 


Rechtſprechung 


923 


wenn die Beſchwerdeſchrift auf die früheren Schriftſätze Bezug nimmt, 
in denen der Tatbeſtand der Feſtſtellung der Vorinſtanz wider⸗ 
ſprechend vorgetragen und unter Beweis geſtellt iſt, ſo iſt damit die 
Rüge erhoben, daß die Beweisaufnahme zu Unrecht unterlaſſen ſei. 
Und dieſe Rüge erſcheint begründet. 

Allerdings iſt es richtig, worauf die Vorinſtanz ſich ſtützt, daß 
die Angaben des Beſchwerdeführers in der Berufungsſchrift nicht 
völlig mit denen in dem Einſpruchsverfahren übereinſtimmen. Zur 
Begründung des Einſpruchs führte der Beſchwerdeführer an: 

Die Abſicht bei übertragung des Grundſtücks an Frau P. ſei 
geweſen, es der Familie zu erhalten, die Rückübertragung an den 
Vater ſei erfolgt mit Rückſicht auf die inzwiſchen eingetretene 
Teuerung, um letzterem zu ermöglichen, die auf dem Grundſtück 
befindliche Weberei mit Hilfe des Beſchwerdeführers wieder ſelbſt zu 
übernehmen, und der Vater habe, als er dann geſehen, daß er den 
Verhältniſſen nicht mehr gewachſen ſei, das Grundſtück mit der 
Fabrik ſeinem Sohne verkauft; beim Verkaufe von der Schweſter an 
den Vater ſei von keiner Seite daran gedacht, daß der Sohn es 
erhalten ſolle. 

In der Berufungsſchrift dagegen wird vorgetragen, der Vater 
habe von Anfang an beabſichtigt, daß das Grundſtück auf den Sohn 
übergehen ſolle, und nur für den Fall Fürſorge treffen wollen, daß 
der Sohn nicht aus dem Felde wiederkehre, auch darauf Rückſicht 
genommen, daß bei ſeinem Ableben keine Schwierigkeiten durch die 
Verſchollenheit eines anderen Sohnes entſtünden. Vor Übertragung 
des Grundſtücks auf die Tochter ſei deshalb zwiſchen Vater, Tochter 
und Beſchwerdeführer vereinbart, die Tochter ſolle es dem Vater 
zurückübertragen, falls der Sohn aus dem Felde zurückkomme und 
das Grundſtück haben wolle. 

Allein auf Grund dieſer voneinander abweichenden Angaben 
glaubt die Vorinſtanz auf jede Beweisaufnahme verzichten und ohne 
weiteres feſtſtellen zu können, daß ſtatt der unmittelbaren Über⸗ 
tragung von der Schweſter auf den Bruder der Weg der Über⸗ 
tragung über den Vater zum Zwecke der Steuerumgehung gewählt 
worden ſei. Das iſt nicht angängig. Wie das FA. ſchon im Er⸗ 
mittlungsverfahren, ſo ſind auch die Rechtsmittelbehörden verpflichtet, 
die tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe zu ermitteln, die für 
die Steuerpflicht und die Bemeſſung der Steuer weſentlich ſind 
(58 204, 228 RelbgO.). Gewiß gibt ihnen § 258 das Recht, über 
tatſächliche Verhältniſſe nach freier, aus der Verhandlung und einer 
Beweisaufnahme geſchöpfſten Überzeugung zu entſcheiden. Dieſes 
Recht geht aber nicht ſo weit, daß ſie ſich über Beweisanträge ohne 
weiteres hinwegſetzen können, ſondern findet ſeine Grenze, wie der 
3. Sen. bereits in dem nicht veröffentlichten Urt. v. 30. Juni 1921 
III A 120% 1 ausgeſprochen hat, in den anerkannten Regeln der 
Beweiswürdigung. Wenn ſich ergibt, daß eine tatſächlich mögliche 
Ermittlung aus nicht zutreffenden Erwägungen unterblieben iſt, 
liegt ein Verfahrensverſtoß vor. So liegt die Sache hier. Die 
Angaben im Einſpruchsverfahren ſind von dem Beſchwerdeführer 
perſönlich in einer Eingabe v. 7. Juli 1920 gemacht, im Berufungs⸗ 
verfahren in einem von einem Rechtsanwalte gefertigten Schriftſatz. 
Schon hieraus können ſich Abweichungen in den Einzelheiten er⸗ 
klären, da Mitteilungen an eine andere Perſon von dieſer erfahrungs⸗ 
mäßig nicht immer genau verſtanden oder zu Papier gebracht werden, 
zumal wenn es ſich, wie vorliegend, mehr um Vorgänge des Innen⸗ 
lebens als um äußere Handlungen Handelt. Sit die Darſtellung, 
wie ſie im Einſpruchsverfahren gegeben iſt, zutreffend, ſo kann 
von einer Anwendung des $5 RAbgO. keine Rede fein, weil die 
Übertragung des Grundſtücks an die Tochter, die Rückübertragung 
an den Vater und die weitere Übertragung an den beſchwerdeführen⸗ 
den Sohn in gar keinem inneren Zuſammenhang ſtehen, ſondern 
jedesmal auf Eutſchließungen beruhen, die erſt nach dem zuſtande⸗ 
gekommenen Eigentumsübergang gefaßt ſind. Ebenſo wäre bei einem 
Tatbeſtande, wie ihn die Berufungsſchrift angibt, eine Anwendung 
des §5 RAbgd. ausgeſchloſſen: denn dann hätte die Übertragung 
an die Tochter zugleich deren Verpflichtung erzeugt, das Grundſtück 
im Falle der Rückkehr des Sohnes aus dem Felde an den Vater 
zurückzuübertragen und nicht dem Sohne aufzulaſſen. Der Sohn 
ſollte das Grundſtück vom Vater und nicht von der Schweſter erhalten. 
Auch die kurze Zeitſpanne zwiſchen der Übertragung von der Tochter 
an den Vater und vom Vater an den Sohn, und der Umſtand, daß 
der Vater ſich während dieſer kurzen Zeit noch als Rentner bezeichnet 
hat, worauf die Vorinſtanz noch hinweiſt, würde an dem Ergebnis 
nichts ändern. 

Hiernach mußte die Vorentſcheidung aufgehoben und die Sache 
zwecks Ermittlung des Tatbeſtandes an die Vorinſtanz zurückver⸗ 
wieſen werden. 

(RFH, II. Sen., Urt. v. 9. Dez. 1921, II A 541/21.) 


3. Bei Feſtſtellung des Ertragswerts nach 8 152 der 
RAbg O. findet ein Abzug für Abnutzung der Gebäude 
nicht ſtatt. 7) 

Zu dem Nachlaß der Ehefrau M. gehörten zwei bebaute Grund⸗ 
ſtücke, die Wohnzwecken dienten. Bei Feſtſtellung des Ertragswerts 


Zu 3. Die Entſcheidung erweckt hinſichtlich ihres Ergebniſſes 
wie ihrer Begrundung erhebliche Bedenken. 

1. Das Urteil ſelbſt ſagt, daß es dem Weſen des Ertragswerts 
entſpreche, die Abnützung der Gebäude zu berückſichtigen. Iſt dies 
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dieſer Grundſtücke ſind die nachgewieſenen Nebenleiſtungen und 
Inſtandhaltungskoſten von dem Mietertrag abgezogen, da ſie mehr 
als ein Fünftel des Mietertrags betrugen (8 152 Abſ. 5 RAbgd.). 
Die Vorinſtanzen haben es jedoch abgelehnt, auch einen Betrag für 
Abnutzung der Gebäude abzuziehen. Hiergegen wendet ſich die 
Rechtsbeſchwerde. 

Dem Beſchwerdeführer iſt zuzugeben, daß es dem Weſen des 
Ertragswerts entſprechen würde, die Abnutzung der Gebäude zu be⸗ 
rückſichtigen. Nun beſtimmt aber § 152 Abſ. 5 RAbgDO., bei Grund⸗ 
ſtücken der vorliegenden Art gelte als Ertragswert das Fünfund⸗ 
zwanzigfache des Miet⸗ oder Pachtertrags, der in den letzten drei 
Jahren im Durchſchnitt erzielt worden iſt oder im Falle der Ver⸗ 
mietung oder Verpachtung hatte erzielt werden können, nach Abzug 
von einem Fünftel für Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten 
oder von dem als erforderlich nachgewieſenen höheren Betrage für 
Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten. Dies iſt ſo zu ver⸗ 
ſtehen, daß von dem durchſchnittlichen Mietertrage, ſoweit nicht der 
Abzug von einem Fünftel genügt, der Durchſchnitt der in den 
letzten drei Jahren erforderlich geweſenen Beträge für Neben⸗ 
leiſtungen und Inſtandhaltungskoſten abzuziehen und das Ergebnis 
mit 25 zu vervielfältigen iſt. Danach iſt es jedenfalls ausgeſchloſſen, 
die Abnutzung anders zu berückſichtigen als dadurch, daß die in den 
letzten 3 Jahren im Durchſchnitt eingetretene Abuutzung von dem 
Mietertrag abgezogen wird, was zur Folge hätte, daß der Ertrags⸗ 
wert um das Fünfundzwanzigfache dieſer durchſchnittlichen Abnutzung 
vermindert würde. Dies Ergebnis unterliegt jedoch erheblichen Be⸗ 
denken; es könnte im Einzelfalle dazu führen, daß bei einem 
zweifellos keineswegs wertloſen Grundſtück ein Ertragswert nicht 
übrig bliebe. Dazu kommt, daß die tatſächliche Abnutzung nur ſchwer 
feſtzuſtellen iſt und deshalb regelmäßig mit einer erfahrungsmäßig 
zu vermutenden Abnutzung gerechnet wird, was nur dann erträglich 
iſt, wenn der einfache Betrag der Abnutzung, nicht aber wenn der 
fünfundzwanzigfache für eine Steuer von Bedeutung iſt. Deshalb 
erſcheint es nicht gerechtfertigt, die geſetzlichen Beſtimmungen aus⸗ 
dehnend auszulegen, um zur Zuläſſigkeit eines Abzugs für Abnutzung 
zu gelangen. Das Geſetz geſtattet nach ſeinem Wortlaut nur den 
Abzug der Beträge für Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten. 
Daß die Abnutzung eines Gebäudes nicht zu den Inſtandhaltungs⸗ 
koſten gerechnet werden kann, bedarf keiner Darlegung. Aber auch 
von einer Nebenleiſtung kann keine Rede ſein. Selbſt wenn man 
annehmen wollte, daß die Abnutzung eine Folge der Gebrauchsüber⸗ 
laſſung ſei und daß die infolge einer Leiſtung eintretende Ver⸗ 
mögensminderung des Leiſtenden wie die Leiſtung ſelbſt zu behandeln 
ſei, jo ergäbe ſich noch nicht die Zuläſſigkeit des Abzugs der Ab⸗ 
nutzung, weil die Gebrauchsüberlaſſung nicht eine Nebenleiſtung, 
ſondern die Hauptleiſtung des Vermieters iſt 

Gegen die Richtigkeit des Ergebniſſes ſpricht auch nicht, daß 


aber der Fall, ſo dürfte nicht vor Bedenken im Hinblick auf die 
Wortfaſſung des Geſetzes Halt gemacht werden. (gl. AD. 34 und 
RF. z. B. 7, 298 ff., insbeſondere 301 zur Auslegung des 8 23 
Abſ. 1 Nr. 3 UmſStG.) 

€ 5 Die in der Entſch. betonten Bedenken find nicht durchſchlag⸗ 
gebend. 

a) Daß die 25fache Abnützung abgezogen würde, iſt nicht auf⸗ 
hellend, ſondern m. E. ſelbſtverſtändlich. Wenn man als Ertragswert 
das 25fache des jährlichen Ertrags anſieht, ſo iſt doch an dieſem 
Geſamtertrag auch das 25fache der alljährlichen Abnützung als Ge⸗ 
ſamtabnützung zu erachten und abzuziehen. 

b) Der Umſtand, daß im Einzelfall bei einem keinesfalls wert⸗ 
loſen Grundſtück ein Ertragswert nicht übrig bliebe, kann auch bei 
der Regelung entſprechend dem Urteil eintreten, wenn in den in 
Frage ſtehenden 3 Jahren für die Inſtandhaltung große 
Summen ausgegeben werden mußten und ausgegeben wurden. Es 
zwingt dies nur dazu, die Zweckmäßigkeit der Regelung des Geſetzes 
in Zweifel zu ziehen und außerdem im Einzelfall genau nachzu⸗ 
prüfen, ob es ſich wirklich um Inſtandhaltungs⸗ oder Inſtand⸗ 
ſetzungs koſten handelt. (Vgl. Mrozek zu 152 S. 531 Aum. 12 
Preuß OVGSSt. 8, 135.) 

c) Die Entſcheidung führt zu der abſolut unmöglichen Folge⸗ 
rung, daß, wer ſein Gebäude gut im Stande hält und alljährlich 
die zur Inſtandhaltung erforderlichen Ausgaben aufwendet, einen 
kleineren Ertragswert zu verſteuern hat als derjenige, der die Ab⸗ 
nützung mit in Kauf nimmt und ſein Gebäude verwahrloſen laßt. 

d) Endlich iſt auch die letzte Erwägung nicht ſtichhaltig. Zwar 
ſtellt die Abnützung ſicherlich keine Inſtandhaltungskoſten dar. An⸗ 
dererſeits aber iſt die Abnützung meines Erachtens unbedingt als 
eine Nebenleiſtung im Sinne des Geſetzes anzuſehen. Die Gebrauchs⸗ 
überlaſſung iſt zwar unzweifelhaft Hauptleiſtung des Vermieters; 
die mit der Gebrauchsüberlaſſung verbundene Abnützung des Ge⸗ 
bäudes iſt dagegen eine Nebenleiſtung des Eigentümers, für die er 
mit dem Pachterträgnis entſchädigt werden ſoll, die dieſes Pacht⸗ 
erträgnis aber ihrerſeits vermindert. — So komme ich zum Er⸗ 
gebnis, die Abnützung als eine Nebenleiſtung i. ©. des § 152 Abſ. 5 
zu betrachten, was dem Sinne des Geſetzes entſpricht und die 
Unmöglechkeit beſeitigt, daß Ungleichheiten entſtehen, je nachdem 
jemand alljährlich die Abnützung durch Reparatur beſeitigt oder nicht. 

RA. Dr. Wilhelm Kiefe I, Stuttgart. 


danach in einzelnen Fällen der Ertragswert unbillig hoch feſtzu⸗ 
ſtellen iſt. Denn nach § 152 Abſ. 6 ARAbgD. kann der Steuer⸗ 
pflichtige verlangen, daß ſtatt des Ertragswerts der gemeine Wert 
der Bewertung zugrunde gelegt wird. Das Geſetz hat alſo damit 
gerechnet, daß bei der Feſtſtellung des Ertragswerts nach den Be⸗ 
ſtimmungen des 8 152 Abſ. 2—5 Unbilligkeiten eintreten könnten, 
und für Abhilfe geſorgt. Demgegenüber wäre es nicht gerechtfertigt, 
der unbillig hohen Feſtſtellung des Ertragswerts im Einzelfalle 
durch eine Auslegung abzuhelfen, die auf der andern Seite zu einer 
ungerechtfertigten Schädigung des Steueraufkommens führen und 
die Abſicht des Geſetzes, eine zweifelsfreie Berechnung des Ertrags⸗ 
werts zu erreichen, vereiteln würde. 

(RFH., I. Sen., Urt. v. 18. Jan. 1922, I a A 214/21.) 


4. Vorausſetzungen der Auskunftpflicht anderer 
Perſonen als des Steuerpflichtige n.“ 

Das FA. K. hat außer anderen Gewerbetreibenden auch den 
Beſchwerdeführer, einen Lederhändler ſeines Bezirks, unter Hinweis 
auf 8177 RAbgdo. aufgefordert anzugeben, mit welchen Mengen 
Leder die Schuhmacher und Sattler in K. und M. im Jahre 
1920 von ihm mit Leder beliefert worden waren. Mit Schreiben 
vom 13. Mai 1920 wurde dieſe Aufforderung unter Beifügung 
eines rund 90 Namen enthaltendes Verzeichniſſes ergänzt. Das 
LF A., das zur Aufforderung ſeine Genehmigung nach 8147 Abſ. 2 
Nr. 3 der AusfBeſt. zum UmfSt®. 1919 gegeben hatte, wies du 
Beſchwerde der die Auskunft Verweigernden als unbegründet ab. 
Hiergegen wendet ſich die Rechtsbeſchwerde mit der Begründung, 
daß 8177 RAbgdoO. durch 8 209 eingeſchränkt werde; die Er⸗ 
teilung der Auskunft ſei ſo zeitraubend, daß Beſchwerdeführer 
ſie nicht leiſten könne; ein Teil der Benannten habe von ihm über⸗ 


Zu 4. Die Entſch. bringt, abgeſehen etwa von der Klar⸗ 
ſtellung des Verhältniſſes von § 186, zu 8 209 RAbgOO. gegenüber 
den angeführten früheren im 4. Band der Sammlung veröffent⸗ 
lichten, nichts grundſätzlich Neues. Sie beſtätigt, daß die Be⸗ 
ſtimmungen der RAbgoO. über die nur fubjidiäre Heranziehung 
Dritter zu Auskünften, obwohl in der Form von Sollvorſchriften 
gegeben, zwingenden Rechts ſind und daß ihre Einhaltung vom 
Rö H. nachzuprüfen iſt. Wenn ſie die Rechtslage, die ſich für den 
Dritten daraus ergibt, ein (ſubjektives) Recht nennt, jo kann ich 
dem von meinem Standpunkt aus, wie ich ihn in meinem Buch „Die 
ſubjektiven öffentlichen Rechte“, 1914, S. 21 ff. vertreten habe, 
nur zuſtimmen. Iſt dieſes Recht aber einmal anerkannt, dann 
muß es auch geſchützt werden und dies kann in der Tat nicht 
anders als dadurch geſchehen, daß vom J A., wenn es Dritte zu 
Auskünften heranzieht, irgendwelche Darlegung der Notwendigkeit 
dieſes Schrittes verlangt wird. 

über die Angemeſſenheit des Ergebniſſes dieſer Rechtſprechung, 
bzw. der Vorſchriften, die ihr zugrunde liegen, werden Steuer⸗ 
pflichtige und Steuerbehörden ſchwerlich je einer Meinung werden. 

Jene werden ſagen, daß ohne ſolchen Schutz die Inanſpruch⸗ 
nahme für Hilfspflichten unangenehmſter Art für den Gewerbe⸗ 
treibenden ſich ins Üferloſe ſteigern würde; die Steuerbehörden 
werden mit ebenſo gutem Grunde erwidern, daß es eine unendliche 
Erſchwerung ihrer ohnedies überſchweren Arbeit bedeutet, ſolche 
Umwege gehen zu müſſen, alſo ſtatt, wie in unſerem Falle, an einen, 
ſich an 90 Steuerpflichtige wenden und mit jedem von ihnen ſich 
abmühen zu müſſen, um ſchließlich dann doch noch auf jenen 
Dritten zurückzugreifen. Wie im materiellen, ſo wäre natürlich 
auch im formellen Recht, namlich mit Beziehung auf die Auskünfte 
unvergleichlich vorteilhafter die Erfaſſung an der Quelle und 
das Übermaß der Geſchäfte drängt die Finanzbehörden mit Not⸗ 
wendigkeit dazu, ſie ſich zunutze zu machen. Man kann es ihnen 
nicht übelnehmen, wenn ſie dieſen Weg verſuchen, wo es rechtlich 
einigermaßen geht — oder auch nicht geht —, wie im vorliegenden 
Fall, der nicht vereinzelt daſteht. Auf einen Fall ähnlichen Vor⸗ 
gehens weiſt z. B. neuerdings Heilfron(DStztg. 1921/22, S. 558) 
hin, in dem Berliner Finanzbehörden von einer Reihe von Ver⸗ 
legern generelle Angaben der von ihnen an Schriftſteller gezahlten 
Honorare verlangten, ohne daß auch nur der Name dieſer Schrift⸗ 
ſteller vom. F A. genannt worden wäre; auch da hatte erſtaun⸗ 
licherweiſe das LF A. entſprechend § 147 Abſ. 2 Ziff. 3 Ausf Beſt. 
zum UmfStG®. ſeine (nach der RAbgO. an ſich gar nicht nötige) 
Genehmigung zu dem Vorgehen erteilt, deſſen Unzuläſſigkeit damit 
aber natürlich nicht geheilt werden konnte. Von den L§A. muß 
aber Beachtung der Schranken, die 5209 a. a. O. aufſtellt und 
die vom RF M. in feinem Erlaß v. 1. Juni 1920 (RStBl. 1920, 
377) ſchon klar herausgeſtellt und eingeſchärft worden waren, 
natürlich in höherem Maße verlangt werden, als von einem J A. 
— Gegebenenfalls wird hier von der Möglichkeit der Aufſichts⸗ 
beſchwerde Gebrauch zu machen ſein. Für die Ermittlung von 
umſatzſteuerpflichtigen Warenlieferungen (anders als bei Lei 
ſtungen) haben, wie unſere Entſch. zeigt, die Finanzbehörden 
in § 186 eine Handhabe, deren Gebrauch nicht durch 8 209 beengt 
iſt und auf dieſem Gebiet werden ſie ſich daher, wie das die 
Entſch. zum Schluß andeutet, ganz gut helfen können. 

Prof. Dr. Bühler, Halle. 
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haupt nie Leder bezogen. Er müſſe annehmen, daß das JA. 
überhaupt nicht verſucht habe, die erforderlichen Stenerermittlungen 
bei den Steuerpflichtigen ſelbſt anzuſtellen. 


Die Auffaſſung des Beſchwerdeführers über das Verhältnis der 
88 177 und 209 NAD. iſt zutreffend; ſ. den Ausſchußbericht 
zum Entwurfe der RAbgO. Nr. 1460/19 der Druckſ. der Nat Verſ. 
S. 32. Nach 8§ 209 Abf. 1 Satz 1 ſollen, wenn es ſich um die 
Ermittlung von Steueranſprüchen gegen beſtimmte Perſonen handelt, 
andere Perſonen erſt dann zu einer Auskunft oder zur Vorlegung 
von Büchern angehalten werden, wenn die Verhandlungen mit 
dem Steuerpflichtigen nicht zum Ziel führen oder keinen Erfolg 
verſprechen. Das FA. ſoll alfo im Steuerermittlungsverfahren, 
zunächſt die Auskunft des Steuerpflichtigen prüfen, dann in 
der Regel mit dem Steuerpflichtigen in Vernehmen treten, 
gegebenenfalls ihn zur Vorlegung ſeiner Bücher und Geſchäfts⸗ 
papiere anhalten (8 207 Abſ. 1); erſt, wenn die Verhandlungen 
mit ihm nicht zum Ziel führen, ſollen Dritte zur Auskunft (8 177) 
oder zur Vorlegung von Büchern (8185) angehalten werden; nur 
wenn die Verhandlungen mit dem Steuerpflichtigen keinen Erfolg 
verſprechen, kann letztere Maßnahme ſofort getroffen werden. Der 
8209 iſt zwar nur in die Form von Sollvorſchriften gekleidet; 
ſeine Aufnahme in das Geſetz bezweckte aber doch die Schaffung 
von Rechtsgarantien gegen ein willkürliches Vorgehen der Behörden. 
Der RF. hat in mehreren Entſch. die Frage, ob die Erzwing⸗ 
barkeit der anzuordnenden Maßnahmen von dem Vorliegen der 
Vorausſetzungen des 8209 abhangt, und ob dieſe Fragen nach 
8283 RAbgO. zur Entſcheidung des NFH. gebracht werden können, 
bejaht; a. NFH. 4, 234, 265, 334. Er hat dabei ausgeführt, 
daß auch der Dritte, von dem Auskunft verlangt wird, ein durch 
die Rechtsmittel der RAbgO. verfolgbares Recht darauf habe, daß 
ihn das FA. nicht unter Mißbrauch ſeines Ermeſſens zur Aus⸗ 
kunftserteilung anhalte, wenn Verhandlungen mit dem Steuer⸗ 
pflichtigen zum Ziel führen oder Erfolg verſprechen würden. Der 
Möglichkeit der Anrufung des RF. in Fallen der fraglichen Art 
haben dieſe Entſcheidungen zwar ſehr enge Grenzen gezogen. Immer⸗ 
hin wurde doch eine Begründung des finanzamtlichen Vorgehens 
im Intereſſe des dritten Auskunftspflichtigen verlangt, indem eine 
amtliche — und als ſolche glaubhafte — Erklärung des FA., daß 
die Vorausſetzungen des § 209 gegeben ſeien, als notwendig er⸗ 
achtet wurde. 


Dem Beſchwerdeführer gegenüber aber hat das FA. in dieſer 
Hinſicht gar nichts erklärt. Nachträglich hat es dem L A. gegenüber 
nur bemerkl, daß die vom Beſchwerdeführer geforderten Angaben 
im Steuerermittlungsverfahren für die Feſtſtellung der Umſätze von 
ganz beſonderer Bedeutung ſeien, weil nur wenige Handwerker 
ordnungsmäßige Aufzeichnungen gemacht haben, und aus dieſem 
Grunde eine Prüfung der Erklärungen ſehr erſchwert werde; auch 
die Sachverſtändigen ſeien auf die Angaben angewieſen, zumal 
ſie nicht ſämtliche Betriebe perſönlich kennen und daher ihr Gut⸗ 
achten ſich in vielen Fällen nach der Menge des bezogenen Leders 
richten müſſe. Dieſe allgemein gehaltenen Ausführungen, auf die 
das LF A. bei der Zurückweiſung der Beſchwerde ſich berufen hat, 
können die Anwendung des 85177 RAbgO. nicht rechtfertigen. 
Denn aus ihnen konnte der Beſchwerdeführer nicht entnehmen, 
daß die Vorſchriften des 8209 wirklich beachtet wurden; er konnte 
nicht entnehmen, ob das FA. irgend etwas in der Richtung gegen 
die einzelnen Steuerpflichtigen ſelbſt getan hat, um wenlgſtens 
den Verſuch zu machen, die Steuer zu ermitteln. e 


Die Vorinſtanzen konnen ſich auch nicht auf 8 186 RAbgO. 
berufen. Nach ihm hat jeder, der Waren zum Weiterverkaufe ver⸗ 
äußert, deren Abgabe an den Verbraucher eine Steuerpflicht be⸗ 
gründet, dem FA. mit Genehmigung des LF A. auf Verlangen feine 
Bücher und Geſchäftspapiere inſoweit zur Einſicht vorzulegen, als 
dies zur Feſtſtellung erforderlich iſt, wer ſolche Waren erhalten. 
hat und um welche Mengen es ſich handelt. Von dieſer Mahnahnıe 
kann allerdings Gebrauch gemacht werden, auch wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des 5209 Abſ. 1 Satz 1 nicht gegeben find; 8 186 fordert 
nicht einmal, daß es ſich um die Ermittlung von Steueranſprüchen 
gegen beſtimmte Perſonen handelt. Dieſer Paragraph hat — f. 
die Begr. zum Entwurfe der RAbgO. S. 101 — beſondere Be⸗ 
deutung gerade für die Umſatzſteuer, die ja jeden Umſatz, alſo 
auch die Abgabe von Waren aller Art an den Verbraucher trifft. 
Er ermöglicht eine weitgehende Kontrolle darüber, ob der Steuer⸗ 
pflicht genügt iſt, ſogar in der Richtung gegen vorläufig noch un⸗ 
bekannte Perſonen. Die Vorſchrift des 8 186 berechtigt das 
FA. aber nicht zur Auskunftseinholung, ſondern nur zur Buch⸗ 
einſicht. Vielleicht hätte das FU. unter Hinweis auf 8186 zweck⸗ 
mäßigerweiſe den Beſchwerdeführer er ſuchen können, die ge⸗ 
wünſchte Auskunft zu erteilen, die vielleicht für ihn weniger zeit⸗ 
raubend und daher weniger läſtig geweſen wäre als die Erteilung 
der von ihm geforderten ſchriftlichen Auskünfte über die Liefe⸗ 
rungen an 90 Handwerker. In die Form einer erzwingbaren Auf⸗ 
forderung durfte ein ſolches Erſuchen aber nicht gekleidet werden. 


(RFH., V. Sen., Urt. v. 24. Nov. 1921, VA 84/21.) 
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5. Nachſicht kann auch wegen Verſäumung der An⸗ 
tragsfriſt des 8236 Abſ. 2 der RAbg O. gewährt werden. f, 
Die Rechtsbeſchwerde des Steuerpflichtigen gegen die Entſch. des 
LF A. iſt durch Entſch. des Vorl. des 2. Sen. des NFH. wegen Friſt⸗ 
verſäumnis als unzuverläſſig verworfen worden. In dieſer Entſch⸗ 
iſt dem Beſchwerdeführer eröffnet worden, daß ihm dagegen binnen 
einer vom Tage der Zuſtellung an laufenden Friſt von 2 Wochen 
der Antrag auf Entſch. durch den Senat zuſtehe (8 236 Abſ. 2 
RAbgO.). Die Entſch. des Senatsvorſitzenden iſt am 14. Juni 1921 
mit eingeſchriebenem Brief an den Beſchwerdeführer abgeſandt worden. 
Die Zuſtellung gilt daher als am 17. desſ. Mon. erfolgt (8 70 Abſ. 3 
a. a. O.). Hiernach lief die zweiwöchentliche Antragsfriſt mit dem 
1. Juli 1921 ab. Durch Schriftſatz v. 7. Juli 1921, der am 14 
dest. Mon. bei dem RFH. eingegangen iſt, ſucht der Beſchwerde⸗ 
führer die Friſtverſäumnis zu entſchuldigen und erhebt Einwendungen 
gegen die Entſch. des Senatsvorſitzenden. Dieſer Schriftſatz iſt 
gemäß 8 23.4 Abſ. 2 a. a. O. als Antrag auf Entſch. durch den Senat 
unter gleichzeitigem Begehren der Nachſichterteilung wegen Ver⸗ 
ſäumuis der Antragfriſt aufzufaſſen. Nachſicht kann nach 8 68 a. a. O 
wegen Verſäumung einer Rechts mittelfriſt erteilt werden. Unter 
„Rechtsmittelfriſt“ verſteht die RAbgO. nicht nur die Friſten zur 
Einlegung der Rechtsmittel im engeren Sinne (Einſpruch, Berufung, 
Anfechtung und Rechlsbeſchwerde — $8 217 bis 219 a. a. O.), ſon⸗ 
dern die Friſten zur Geltendmachung von Rechtsbehelfen jeder Art, 
durch die der Eintritt der Rechtskraft einer Entſch. verhindert wird 
Zu den Rechtsmitteln in dieſem weiteren Sinne gehört auch der 
Antrag auf Entſch. durch das Gericht im Falle des § 236 Abſ. 2 a. a. O. 
Nachſichtgewährung iſt daher gegen die Verſäumung der Antrags⸗ 
friſt des 8286 Abſ. 2 a. a. O. an ſich möglich. (Vgl. auch das 
Erläuterungsbuch zur RAbgO. von Mrozek, Bd. 2 S. 762 Anm. & 
zu 8217 und S. 790 Anm. 12 Abſ. 2 zu § 236.) Gründe, welche 
die Verſäumnis der Antragsfriſt entſchuldigen könnten, hat der Be⸗ 
ſchwerdeführer indes nicht dargelegt. 
(RF9., II. Sen., Urt. v. 30. Sept. 1921, II A 147/21.) 


6. Reichsabgabenordnung. Die mangelhafte Nach⸗ 
prüfung der Rechtzeitigkeit eines Rechtsmittels durch 
die Vorinſtanz einſchließlich der Prüfung der Nachſicht 
iſt ein Verfahrensmangel, der nicht von Amtswegen, 
ſondern nur auf Rüge zu beachten iſt. f) 


Der 4. Senat wollte die Frage, ob die von der Steuerpflich⸗ 
tigen beantragte Nachſicht gegen den Ablauf der Anfechtungsfriſt 
zu Recht vom LF A. abgelehnt iſt, nicht in den für die Rechts⸗ 
beſchwerde durch die 88 267 ff. RAbgO. gegebenen Grenzen prüfen, 
ſondern in eine freie Tatſachenprüfung eintreten, davon ausgehend, 
daß die Nachſichtgewährung zur Prüfung der Zuläſſigkeit der An⸗ 
fechtung gehöre und dieſe Prüfung auch vom RFH. von Amts 
wegen vorzunehmen ſei. Er jah ſich aber daran durch das Urt. des 
2. Sen. RF. 5, 298 gehindert und hat gemäß § 46 NAbgdO. die 
Sache an den Großen Senat verwieſen. 

ac Große Senat hat das Vorliegen des Konfliktsfalls 
bejaht. 

Der 2. Sen. hat RFH.5, 298 rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen: 
„Haben die Vorinſtanzen unterlaſſen zu prüfen, ob ein Einſpruch 


Zu 5. Die ZPO. hat durch die Beſchränkung ihres dritten 
Buches: „Rechtsmittel“ auf Berufung, Reviſion und Beſchwerde 
eine ſcharfe, überall feſtgehaltene Trennung dieſer drei Rechts⸗ 
Behelfe von allen anderen gleichartigen, wie Einſpruch, Widerſpruch 
gegen Zahlungsbefehl und Arreſtbefehl, Erinnerung uſw. durch⸗ 
geführt. Das iſt für den Geſetzgeber bequem, ſofern er nun den 
Boden feſten Sprachbrauches unter ſich hat. Aber es iſt doktrinär, 
weil Gleichartiges getrennt wird und weil jeder nicht zu den Nechts⸗ 
mitteln gehörige Behelf für ſich geregelt werden mußte. Au 

Die NAGO. hat nun zwar ebenfalls einen Abſchnitt IV: 
„Rechtsmittel“ (88 217 ff.). Aber nichts liegt ihrem Sinne ferner, 
als damit einen ſchlagwortartigen techniſchen Ausdruck prägen zu 
wollen. Ohne Zwang und Not darf daher die Auslegung auch einen 
ſolchen beengten Begriff nicht in das Geſetz hineintragen. Rechts⸗ 
mittel i. ©. der NAD. find alle Behelfe, die dazu beſtimmt ſind, 
eine Entſcheidung nicht zum Nachteile des dadurch Beſchwerten end⸗ 
gültig werden zu laſſen. (Vgl. beſ. 8 234 daſ.) Es zeugt von 
geſundem prozeſſualen Empfinden, wenn die oben abgedruckte Ent⸗ 
ſcheidung dabei über alle Formalien hinweg auf den Kernpunkt des 
geſtellten Antrages eingeht. Obwohl ber Antrag auf Entſcheidung 
durch die Rechtsmittelbehörde ſelbſt nach ablehnender Vorentſcheidung 
durch den Vorſitzenden, § 236 Abſ. 2, konſtruktiv kein Rechtsmittel 
gegen dieſe Ablehnung bildet, erkennt der RF. um feiner Wir⸗ 
kung willen ihm mit Recht den Charakter eines „Rechtsmittels im 
weiteren Sinne“ zu und unterſtellt ihn daher folgerichtig dem 8 68 
über die Nachſicht gegen die Verſäumung von Rechtsmittelfriſten. 


Prof. Dr. Friedrich Stein, Leipzig 
Zu 6. Der Entſcheidung iſt leider im Endergebniſſe zuzu⸗ 
ſtimmen. 


Dieſes Bedauern ſtützt fi) vor allem darauf, daß die RAbg O., 
als ‚fie ihre Rechtsbeſchwerde der Reviſion der ZPO. nachbildete, 
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rechtzeitig eingelegt ift, fo iſt dieſe Prüfung in der Rechtsbeſchwerde⸗ 
inſtanz, falls nicht das Finanzamt den Mangel durch Rechtsbeſchwerde 
oder Anſchlußbeſchwerde gerügt hat, nicht nachzuholen.“ Die dieſen 
Grundſatz betreffenden Sätze der Entſcheidung lauten: „Dies — die 
Frage der Rechtskraft des Steuerbeſcheids — hätte von der Eiun⸗ 
ſpruchsſtelle von Amts wegen geprüft werden müſſen. Die Unter⸗ 
laſſung dieſer Prüfung kann jedoch nicht zur Aufhebung der Ent⸗ 
ſcheidung und gegebenenfalls zu einer Verwerfung des Einſpruchs 
als eines verſpätet eingelegten Rechtsmittels führen. Denn es 
handelt ſich um einen Mangel im Verfahren, der in der Rechts⸗ 
beſchwerdeinſtanz, da das Hauptzollamt keine Anſchlußbeſchwerde 
eingelegt und den Mangel nicht gerügt hat, nicht von Aints wegen 
zu beachten iſt.“ 

Die gleiche Rechtsauſicht liegt der Entf. des 2. Sen. RFH. 2, 
320 zugrunde, die die Verfahreusvorausſetzungen erörtert und in 
der es heißt: „Die Verfahrensvorausſetzungen ſind aus dem erſten 
Titel — des vierten Abſchnitts im zweiten Teile der RAbgO. — 
zu entnehmen, ihr Mangel macht die Rechtsmittel ſchlechthin unzu⸗ 
läſſig. Sie müſſen gegeben ſein, ehe das Verfahren beginnt, ſie ſind 
nicht Teile dieſes Verfahrens. Die Nichtbeachtung derartiger Ver⸗ 
fahrensvorausſetzungen ſtellt alſo keinen weſentlichen Mangel des 
Verfahrens ſelbſt dar, der nach 8 269 Abſ. 1 beſonders gerügt werden 
müßte. Mängel des Verfahrens ſind dann als vorliegend zu erachten, 
wenn die im zweiten Titel enthaltenen „Allgemeinen Vorſchriften über 
das Verfahren“ oder die in dem folgenden Titel für die einzelnen 
Verfahrensarten aufgeſtellten beſonderen Vorſchriften verletzt worden 
ſind, wie z. B. die Vorſchriften über Form und Inhalt des die 
Vorausſetzung der ſachlichen Entſcheidung der jeweilig angerufenen 
Inſtanz bildenden Rechtsmittels.“ 

Die vom 2. Sen. vertretene Rechtsanſicht, daß die Unterlaſſung 
der Prüfung der Rechtzeitigkeit eines Rechtsmittels durch die Vor⸗ 
inſtanz einen weſentlichen Mangel des Verfahrens i. S. des 8 267 
Ziff. 2 RAbgOO. darſtelle und die Prüfung des RH. über die Recht⸗ 
zeitigkeit eines Rechtsmittels der Vorinſtanz deshalb den Beſchrän⸗ 
kungen der 88 267 ff. RAbgO. unterliege und nicht von Amts wegen 
einzutreten habe, hindert den 4. Sen., die Gewährung der Nachſicht 
in freier Tatſachenwürdigung zu prüfen, wie es der 4. Sen. auf 
Grund der von ihm vertretenen Rechtsauffaſſung tun will. Denn 
wenn der RF. die Unterlaſſung der Prüfung der Rechtzeitigkeit 
eines Rechtsmittels der Vorinſtanz nur auf Rüge zu beachten hat, 
ſo iſt er auch nicht berechtigt, von Amts wegen die Rechtzeitigkeit 
des Rechtsmittels der Vorinſtanz nachzuprüfen. Die Rechtsauffaſſung 
des 2. Sen. hat daher auch die Bedeutung, daß der RF H. die Recht⸗ 
zeitigkeit des Rechtsmittels der Vorinſtanz nicht von Amts wegen, 
ſondern nur in den Beſchränkungen der §8 267 ff. zu prüfen hat. 
Die Gewährung oder Verſagung der Nachſicht wegen Verſäumung 
einer Rechtsmittelfriſt (8 68 RAbgO.) hängt aber mit der Prü⸗ 
fung der Rechtzeitigkeit des Rechtsmittels untrennbar zuſammen. 
Wird die Nachſicht gewährt, ſo gilt damit das Rechtsmittel als 
rechtzeitig eingelegt, wird die Nachſicht verſagt, jo bleibt das ver⸗ 
fpätet eingelegte Rechtsmittel verſpätet. Würde alſo die Prüfung 
des RH. über die Rechtzeitigkeit des Rechtsmittels der Vorinſtanz 
den Beſchränkungen der 88 267 ff. unterliegen, alſo nicht von Amts 
wegen zu erfolgen haben, ſo müßte das gleiche auch für die Prüfung 


gerade das allerſchlechteſte der fog. kleinen Mittel zur Entlaſtung 
des Reichsgerichts aus der Novelle von 1905 mit übernommen hat. 
Sodann darauf, daß der NFH. gegen den Schluß hin mit unnötiger 
Schärfe betont, daß er ſich nur um die von ihm anzuwendende 
RAbgO. zu kümmern habe. Die anderen höchſten Gerichtshöfe 
„handhaben andere Prozeßordnungen“. Demgegenüber iſt immer 
von neuem der Wunſch auszuſprechen, daß diejenigen höchſten In⸗ 
ſtanzen, die mit der Reviſion oder einem ihm gleichartigen Rechts⸗ 
mittel, ſei es die Rechtsbeſchwerde, die weitere Beſchwerde in Grund⸗ 
buchſachen und Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit oder 
welchem ſonſt, befaßt ſind, mehr das Einende als das Trennende 
betonen möchten. Gewiß, dieſe Rechtsbehelfe ſind in ihren Einzel⸗ 
heiten durchaus ſelbſtändig. Aber der gemeinſame Grundgedanke 
bleibt doch die Nachprüfung der Entſcheidung in der Rechtsfrage, 
d. h. ihre Nachprüfung mit Ausſchluß der tatſächlichen Feſtſtellungen, 
ſoweit dieſe nicht ſelbſt auf einem Mangel des Verfahrens beruhen. 
Leider haben von jeher die Zivil⸗ und die Strafſenate des RG. es 
abgelehnt, in Fühlung miteinander zu treten, und die vielen ſeit 
1900 hinzugetretenen Inſtanzen wetteifern förmlich in einer Eigen⸗ 
brödelei, die der Sache nur ſchaden kann. Denn zumeiſt beruft 
ſie ſich auf Wortfaſſungen und ähnliches. Auch die oben abgedruckte 
Entich. verſchmäht es nicht, den Begriff des Verfahreusmangels aus 
Geſetzesrubriken u. dgl. herauszuarbeiten, anſtatt ihn im Weſen der 
Sache zu ſuchen, wo er in allen Geſetzen derſelbe iſt: der Mangel 
einer richterlichen Handlung in bezug auf den Gang des Rechts⸗ 
ſtreites, mag er int unrichtigen Inhalte oder in dem Fehlen von 
Vorausſetzungen beſtehen. 

Daß die Entſcheidung etwas breiter geraten iſt, als vielleicht 
erforderlich geweſen wäre, möchte man gern hinnehmen, wenn ſie 
nicht in einem ſo ſchwerfälligen Stile gehalten wäre, der an 
den Leſer die denkbar höchſten Anforderungen ſtellt. 
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der Nachſicht gelten. Gerade das aber verneint der 4. Senat. Deshalb 
iſt der Konfliktsfall gegeben. 

Die zu entſcheidende Rechtsfrage iſt demnach folgende: 

Hat der NFH. die Rechtzeitigkeit der bei den Vorinſtanzen be⸗ 
handelten Rechtsmittel insbeſondere auch die Gewährung oder Ver⸗ 
ſagung der Nachſicht ohne die in den 88 267 ff. RAbgO. für die 
Rechtsbeſchwerde gegebenen Beſchränkungen von Amts wegen zu 
prüfen? 

Der Große Senat verneint dieſe Frage. 

Die Rechtslehre des Steuerprozeſſes (vgl. Kloß, Neue Steuer⸗ 
rundſchau, I, 175, das Neue Reichsſteuerrecht, I, 51, Sacks Kleine 
Steuerbücherei, I, 65, 66 und Mrozek, Komm. zur RAbgoO. $ 236 
Anm. 2) unterſcheidet zwiſchen den allgemeinen Prozeß⸗ (Verfahrens-) 
Vorausſetzungen, die vorhanden ſein muſſen, damit in das Verfahren 
als Ganzes eingetreten werden kann, und den beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen, die für einzelne Abſchnitte des Verfahrens in Betracht 
kommen, insbeſondere für die Rechtsmittelinſtanzen, den „Inſtanz⸗ 
vorausſetzungen“, von denen Kloß an letztangeführter Stelle noch 
mit Rückſicht auf ihre verſchiedenen Wirkungen die „Verfahrens 
erforderniſſe“ ſondert. Der 4. Sen. glaubt ſeine Nechtsauffaſſung, 
wie folgt, begründen zu können: Das Rechtsmittelverfahren ſei nach 
§ 217 RAbgᷣO. gegen Steuerbeſcheide (88 211, 220) und gegen die 
im 8 223 bezeichneten Beſcheide gegeben; nur ſoweit die fachliche 
Nachprüfung dieſer Beſcheide in Frage komme, ſei die Nachprüfung 
durch die Vorſchriften der SS 267 ff begrenzt, jo daß die Beſchrän⸗ 
kung für die Prüfung der allgemeinen und der beſonderen Ver⸗ 
fahrensvorausſetzungen nicht beſtehe. Eine beſondere Verfahrens- 
vorausſetzung ſei die rechtzeitige Einlegung eines Rechtsmittels. 
Indem 8236, der ein Nichtüberſehen der Rechtskraft der Vorentſchei⸗ 
dung bezwecke, durch Mußvorſchrift anordne, daß ein verſpätetes 
Rechtsmittel als unzuläſſig zu verwerfen ſei, verſchließe er einem 
verſpäteten Rechtsmittel den Weg für ein weiteres Verfahren in 
der Sache und für eine Sachentſcheidung einen Weg, der nur durch 
Gewährung der Nachſicht (§ 69 Abſ. 1 und 4) wieder frei werde. Da 
die Prüfung in der Sache ſelbſt die Fähigkeit zu ihrer Prüfung 
vorausſetze, dieſe aber dann fehle, wenn der Rechtsmittelweg ver⸗ 
ſperrt ſei, ſo folge daraus, daß auch den oberen Inſtanzen die 
Fähigkeit zur Sachentſcheidung fehle, wenn der durch den Rechts⸗ 
mittelweg gewährte Rechtsſchutzanſpruch auf eine Sachentſcheidung 
ſchon in der Vorinſtanz ſein Ende erreicht habe. Ein Urteil, wel⸗ 
ches, obwohl es dies erkenne, dennoch eine Sachentſcheidung ent» 
halte, widerſpreche ſich ſelbſt. Seine Fähigkeit, eine Rechtsſchutz⸗ 
handlung zu gewähren und die Sachentſcheidung zu geben, habe aber 
die Stelle, welche die Rechtsſchutzhandlung gewähren wolle, von Amts 
wegen zu prüfen. Daraus folge, daß jede Rechtsmittelbehörde von 
Amts wegen die Zuläſſigkeit des in der Vorinſtanz behandelten 
Rechtsmittels zu prüfen habe. Dies gelte auch für den Rh. Daß 
die Vorſchriften der §8 267, 269, 275 für die Prüfung der allge⸗ 
meinen Verſahrensvorausſetzungen keine Anwendung fänden, habe 
auch der 2. Sen. in der Entſch. (RF. 2, 318) angenommen. Das 
R., das in überwiegender Rechtſprechung von der Amtsprüfung der 
Zuläſſigkeit des Rechtsmittels der Vorinſtanz (vgl. z. B. Warneher, 
Rechtſpr. 1916 Nr. 97), ebenſo wie das PreußO VG. (70, 460) aus⸗ 
gehe, bezeichne in ſeinem Urt. v. 19. Sept. 1891 (Seuffalrch. 7 


Indeſſen dieſe Ausführungen beziehen ſich mehr auf die Eleganz 
der Sache als auf das Ergebnis, denn dieſes iſt, wie oben geſagt, 
richtig. Wenn § 267 RAbgO. die weſentlichen Mängel des Ver⸗ 
fahrens auf gleiche Stufe mit der unrichtigen Geſetzesanwendung 
ſtellt, ſo iſt dies an ſich widerſinnig, denn die Verfahrensmängel 
gehören als ein beſonderer Fall in die allgemeine Kategorie der 
unrichtigen Geſetzesanwendung. Die ZPO. hat denn auch in ihrer 
ursprünglichen Faſſung ſtets nur von den Mängeln des Verfahrens 
im Gegenſatz zu den anderen Fällen unrichtiger Geſetzesanwen⸗ 
dung geſprochen. Erſt die folgenden Vorſchriften der §8 269, 275 
Abſ. 2 RAbgO. ergeben den wahren Grund der Zweiteilung. Die 
Verfahrensmängel ſind einmal dadurch privilegiert, daß bei ihnen 
neue Tatſachen und Beweiſe vorgebracht werden dürfen, was bei 
den übrigen Gründen der Rechtsbeſchwerde ausgeſchloſſen iſt. Sie 
ſind aber nach dem Vorbilde der ZPDO.⸗Novelle von 1905 auch 
inſofern unter die übrigen Fälle geſtellt, als es bei ihnen der 
ausdrücklichen Rüge durch den Beſchwerdeführer bedarf. Eine freie 
Nachprüfung, ob etwa aus den Akten ſich Verfahrensmängel ergeben, 
die der Beſchwerdeführer nicht bemerkt hat, iſt dem Resiſionsgerichte 
der ZPO. wie dem der StPO. und dem Rö. verſchloſſen. 

Da nun zu den Verfahrens mängeln, wie oben ausgeführt, nicht 
nur die mangelhafte Form der einzelnen Verfahrensakte, ſondern 
auch ihre Vornahme ohne genügende Vorausſetzungen gehört, ſo 
ergibt ſich ohne weiteres, daß der Rö H. nicht in der Lage iſt, ohne 
beſondere Rüge zu prüfen, ob die Vorinſtanz die Vorausſetzungen 
ihrer Entſcheidung mit Recht oder Unrecht feſtgeſtellt habe. Dieſes 
Ergebnis, über deſſen Unerfreulichkeit wohl kaum eine Meinungs- 
verſchiedenheit beſtehen dürfte, hätte daher auch nicht des etwas 
ſcholaſtiſch anmutenden Umweges über die Möglichkeit einer „ſtil⸗ 
ſchweigenden“ Nachſichtgewährung bedurft, in der dann wiederum 
ein zu rügender Verfahrensmangel zu ſehen wäre. 2 

Prof. Dr. Friedrich Stein, Leipzig. 
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Nr. 245 S. 364) die Prüfung der Zuläſſigkeit des in der erſten 
Inſtanz behandelten Rechtsmittels als eine ganz gleichartige Auf⸗ 
gabe wie die Prüfung der Zuläſſigkeit der Reviſion. 

Dieſen Darlegungen vermag ſich der Große Senat nicht anzu⸗ 
schließen. 

Die RAGHD. ſpricht nicht von allgemeinen oder beſonderen Ver⸗ 
ſahrensvorausſetzungen. Die von der Rechtslehre für ſie aufgeſtellten 
Regeln können nur ſo weit Platz greifen, als ausdrückliche Vor⸗ 
ſchriften der RAbgoO. nicht entgegenſtehen. Einer allgemeinen Er⸗ 
örterung und Begrenzung bedarf es im vorliegenden Falle nicht. 
Denn die RAbgoO. enthält poſitive Vorſchriften, aus denen ſich die 
Beantwortung der zur Entſcheidung ſtehenden Rechtsfrage i. S. des 
2. Sen. ergibt 

Die Rechtsbeſchwerde kann nach § 267 nur darauf geſtützt werden, 

1. daß die Entſcheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger 

Anwendung des beſtehenden Rechtes ... beruhe, 

2. daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide. 

Für ſich allein betrachtet, könnte die Vorſchrift des § 267 Ziff. 2 
überflüſſig erſcheinen. Denn wenn eine Inſtanz ihre Entſcheidung 
auf ein mangelhaftes Verfahren gegründet hat, jo hat ſie das be⸗ 
ſtehende Recht nicht oder unrichtig angewendet. Es würde alſo der 
8267 Ziff. 1 bereits Platz greifen. Die Vorſchrift des § 267 Ziff. 2 
gewinnt erſt Bedeutung, wenn man ſie im Zuſammenhang mit dem 
§ 269 Abſ. 1 und 8275 Abſ. 2 betrachtet. Nach dieſen Vorſchriften 
muß die Begründung, wenn die Rechtsbeſchwerde darauf geſtützt 
wird, daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln leide, die Tat- 
tachen enthalten, die den Mangel ergeben, und nur die jo geltend 
gemachten Gründe unterliegen der Prüfung des Senats. Daraus 
ergibt ſich, daß die Entſcheidungen, die auf einem weſentlichen 
Mangel des Verfahrens beruhen, inſoweit nur bei einer nach 8 269 
Abs. 1 begründeten Rüge der Nachprüfung durch den RF. unter⸗ 
liegen und inſoweit mangels einer ſolchen Rüge aus der Nach⸗ 
prüfung nach 8267 Ziff. I auszuſcheden haben. Die Entſcheidung 
der Frage aber, was die RAbgdO. unter Verfahren verſteht, kann 
allein aus der RabgO. entnommen werden. Die RAbg O. bezeichnet 
die Porſchriften in den 88 51— 78 (über die örtliche Zuſtändigkeit, 
Nachſicht wegen Verſäumung einer Ausſchlußfriſt, Zuſtellungen, Ver⸗ 
fügungen) in der Überſchrift des erſten Titels des erſten Abſchnitts 
eines zweiten Teiles ausdrücklich als die Vorſchriften zum Ver⸗ 
fahren und ebenſo im zweiten Titel des erſten Abſchnitts des 
zweiten Teiles (Ermittlungs- und Feſtſetzungsverfahren) und in dem 
vierten Abſchnitt des zweiten Teiles die in den §8 228—243 zu⸗ 
ſammengefaßten Vorſchriften als allgemeine Vorſchriften über das 
Verfahren und die in den SS 244-284 zuſammengefaßten Vor⸗ 
ſchriften als die einzelnen Rechtsmittel verfahren. Daraus iſt 
klar erſichtlich, welche Vorſchriften ſie als Verfahrens vorſchriften 
angeſehen wiſſen will. Alle hier enthaltenen Vorſchriften ſind grund⸗ 
ſätzlich ſolche, deren Verletzung der Sonderregelung in den 88 267 
Ziff. 2, 275 Abſ. 2 für die Rechtsbeſchwerdeinſtanz unterliegt. Dies 
kann nicht durch den Hinweis auf die Vorſchrift des § 281 widerlegt 
werden. Dieſe Vorſchrift, wonach zur Einlegung der Beſchwerde 
derjenige befugt iſt, der durch die Verfügung beeinträchtigt iſt, ſteht 
zwar auch unter den Vorſchriften des Beſchwerde verfahrens, ent⸗ 
hält aber inhaltlich nur eine Ergänzung des nicht zu den Ver⸗ 
fahrensvorſchriſten gehörenden § 225, der die Befugnis zur Eine 
legung von Rechtsmitteln im allgemeinen beſtimmt. Ob ſie nicht 
dort auch beſſer ihren Plotz gefunden hätte, mag dahingeſtellt bleiben. 
Jedenfalls gibt ſie ſich ſchon durch ihren Inhalt deutlich als nicht 
das Verfahren betreffend zu erkennen. Hinſichtlich des hier zu be⸗ 
trachtenden § 236 aber kann eine Ausnahmebehandlung nicht in 
Frage kommen. Denn außer der Stellung unter die „Allgemeinen 
Vorſchriſten über das Verfahren“ ſchließt auch ſeine Faſſung jeden 
Zweifel aus. Die Worte, die Rechtsmittelbehörde hat zu prüfen, 
ob das Rechtsmittel rechtzeitig iſt, und das verſpätete Rechtsmittel 
iſt als unzuläſſig zu verwerfen, kennzeichnen die Vorſchrift 
deutlich als eine Verfahrens vorſchrift. 

Demnach ſetzt im Rechtsmittelverfahren die Tätigkeit der Be⸗ 
hörde in jeder Inſtanz mit der Prüfung ein, ob das Rechtsmittel 
zuläſſig und in der vorgeſchriebenen Form und Friſt eingelegt iſt. 
Das iſt nach der RAbgO. der Beginn des Verfahrens, die Prüfung 
iſt Beſtandteil des Verfahrens ſelbſt und ſteht nicht außerhalb des 
Verfahrens. Iſt aber die Prüfung bereits Beſtandteil des Rechts⸗ 
mittelverfahrens, ſo können die zu prüfenden Umſtände nicht zu 
den Verfahrensvorausſetzungen gehören. 

Wenn der 4. Sen. meint, das Abgeben eines Sachurteils ſeitens 
des RF. trotz der Erkenntnis, daß eine Steuerfeſtſetzung oder Ein⸗ 
ſpruchsentſcheidung bereits rechtskräftig geworden ſei, widerſpreche 
ſich ſelbſt, ſo iſt zunächſt dagegen zu ſagen, daß ein Urteil, das 
ſich nicht auf eine Nachprüfung der Rechtskraft des Steuerbeſcheids 
oder des Einſpruchsbeſcheids einläßt — und das darf es nach den 
obigen Ausführungen nicht —, auch nicht erkennen kann, daß der 
Steuerbeſcheid oder Einſpruchsbeſcheid rechtskräftig geworden ſind. 
Wenn es ſich aber ſogar auf eine Prüfung einlaſſen wollte, könnte 
es trotzdem ohne weiteres nicht zu ſolcher Erkenntnis gelangen, 
weil Nachſicht auch ohne Antrag bewilligt werden darf ($ 69 Abſ. 4) 
und eine derartige Nachſichtbewilligung die ſonſt durch Friſtablauf 
eintretende Rechtskraft nicht eintreten läßt. Ob aber eine Vor⸗ 
inſtanz, bei der nach § 69 Abſ. 1 die Entſcheidung über die Nachſicht⸗ 
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bewilligung liegt, nicht Nachſicht hat gewähren wollen, kann der 
RH. niemals wiſſen. Es mag fein, daß darüber etwas hätte im 
Urteil geſagt werden müſſen; das ſchließt aber nicht aus, daß die 
Vorinſtanz die ſtillſchweigende Nachſichtbewilligung für zu⸗ 
läſſig gehalten hat, und das Verſchweigen ſeitzer Anſicht wäre dann 
ein Verfahrensverſtoß. Es mag auch ſein, daß Nachſicht gar nicht 
hätte bewilligt werden dürfen, weil das verſäumte Rechtsmittel nicht 
innerhalb der im 8 69 Abi. 2 geftedten Friſt eingelegt war; hat ſie 
aber die Vorinſtanz trotzdem bewilligt, ſo handelt es ſich wiederum 
um einen Verfahrensverſtoß. Und nicht anders liegt es endlich, 
wenn gar kein Grund für die Nachſicht nach § 68 vorgelegen hätte; 
denn der Vorrichter kann z. B. den 8 69 Abſ. 4 dahin ausgelegt 
haben, daß er bei der Bewilligung von Nachſicht gar nicht an den 
§ 68 gebunden, ſondern völlig ſouverän ſei. 

Die Rechtslage kommt alſo darauf hinaus, daß, wenn trotz 
Verfäumung einer Rechtsmittelfriſt eine Vorinſtanz in der Sache 
entſchieden hat und keine Rüge erfolgt, unterſtellt werden muß, ſie 
habe Nachſicht gewähren wollen. 

Sit nach der RAbgO., wie gezeigt, die mangelhafte Nach⸗ 
prüfung der Rechtzeitigkeit eines Rechtsmittels durch die Vorinſtanz 
einſchließlich der Prüfung der Nachſicht ein Verfahrensmangel, der 
nicht von Amts wegen, ſondern nur auf Rüge zu beachten iſt, ſo 
führen die 88 267 ff. dazu, daß die Anführung neuer Tatſachen in 
der Rechtsbeſchwerde auch auf dieſem Gebiete keine Berückſichtigung 
finden kann. Der Umſtand, daß für den Zivilprozeß das RG. oder 
für das Landesverwaltungsgeſetz das Preuß OVG. zu einem anderen 
Ergebniſſe gekommen ſind, kann den vorſtehenden, aus dem poſitiven 
Rechte der RAbgO. geſchöpften Grundſatz nicht erſchüttern. Jene 
höchſten Gerichtshöfe handhaben andere Prozeßordnungen, welchen 
zudem eine Nachſichtgewährung von Amts wegen unbekannt iſt. 

In dem vorliegenden Falle, in dem das Landesfinanzamt die 
Anfechtung unter Verſagung der Nachſicht (868 Abſ. 4 RAbgO.) 
als unzuläſſig verworfen hat und in dem Rechtsbeſchwerdevorbringen 
ſowohl die Rüge, daß das Verfahren an weſentlichen Mängeln 
leide, als auch die Anführung neuer Tatſachen zu finden iſt, 
mäſſen die Neuanführungen außer Betracht bleiben, und es iſt die 
Vorentſcheidung nur daraufhin zu prüfen, ob ſie einen weſentlichen 
Verfahrensmangel (8 267 Ziff. 2 RAbgO.) erkennen läßt. Dieſe Frage 
iſt zu verneinen. 

(Ap, Gr. Sen., Urt. v. 12. Dez. 1921, GrS. 6. 21.) 


7. Reichsabgabenordnung. Kohlenſteuer. a) Die 
Friſt zur Begründung der Rechtsbeſchwerden iſt eine 
Ausſchlußfriſt. b) Gegen die Verſäumung der Friſt zur 
Begründung der Rechtsbeſchwerde kann Nachſicht gewährt 
werden. c) Über die Zuläſſigkeit von Kohlenſteuernach⸗ 
forderungen. f) 

Der 4. Sen. war der Anſicht, daß die Verfahrensrügen erſt 
nach Ablauf der Begründungsfriſt erhoben ſeien, wollte aber deſſen⸗ 
ungeachtet in ihre Prüfung eintreten, weil nach ſeiner Auffaſſung 
Verfahrensrügen, die den Mangel begründende Tatſachen enthalten, 
auch wenn ſie erſt nach Ablauf der Begründungsfriſt (8 268 Abſ. 2 
RAbgO.), alſo auch erſt in der mündlichen Verhandlung erhoben 
würden, vom RF. zu berückſichtigen ſeien. Er ſah ſich aber daran 
durch die Entſch. des 2. Sen. v. 24. Juni 1921 (RF. 6, 118) 
gehindert, in der es heißt: „Nach § 269 Abſ. 1 RAbgO. muß die 
Begründung der Rechtsbeſchwerde, wenn dieſe auf Verfahrensmangel 
gejtügt wird, die Tatſachen enthalten, die den Mangel ergeben, 
und nach 8 268 Abf. 2 iſt die Begründung friſtgemäß einzureichen; 
nach Ablauf der Friſt vorgebrachte Rügen können daher nicht berück⸗ 
ſichtigt werden.“ Der 4. Sen. hat deshalb nach 846 NAD. die 
Sache an den Großen Senat verwieſen. 

Der Große Senat erachtet den Konfliktsfall als gegeben. 

Zu 7. Stände im 8 268 NALZD. nicht das Wort „ſoll“, 
ſondern das Wort „muß“, d. h. wäre der Begründungszwang ebenſo 
obligatoriſch, wie er es nach der ZPD. bei der Reviſion iſt, io 
wäre die Entſcheidung des Großen Senates nicht zu beanſtanden. 
Denn dann müßte man unzweifelhaft jede Nachſchleppung von Ver⸗ 
fahrensrügen nach Ablauf der Begründungsfriſt als verſpätet zu⸗ 
rückweiſen. Aber der große Scharfſinn, den die Entſcheidung auf⸗ 
wendet, und die Heranziehung der Entſtehungsgeſchichte helfen 
nicht über die Tatſache hinweg, daß bei der Rechtsbeſchwerde im 
Gegenſatze zur Reviſion der Beſchwerdeführer ein Recht auf Prüfung 
feiner Beſchwerde hat, auch wenn er ihr gar leine Begründung 
gegeben hat, und daß demgemäß auch die Nachſchleppung einer 
Begründung ihre Berückſichtigung nicht ausſchließt. Zuzugeben iſt 
allerdings, daß zwiſchen Abſ. 1 und Abſ. 2 des 8 268 NAGGD. ein 
Widerſpruch zu beſtehen ſcheint, indem Abs. 2 die Begründungsfriſt 
auf einen Monat bemißt und durch die Zulaſſung der Verlängerung 
den ſonſtigen Ausſchlußfriſten gleichſtellt. Beſteht aber ein folder 
Widerſpruch, dann würde ich es doch wohl für geſünder halten, 
derjenigen Auslegung den Vorzug zu geben, die die minder ſorma⸗ 
liſtiſche, dem Erfolge des Rechtsmittels günſtigere iſt. Ich bedauere 
es deshalb, daß der RH. auch hier die ſachliche Erwägung gegen» 
über den rein ſormalen Bedenken, die er erörtert, ganz in den 
Hintergrund geſtellt hat. 

Prof. Pr. Friedrich Stein, Leipzig. 
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Der vierte Senat ſtützt feine Anſicht, die auch in den Erläuterungs⸗ 
büchern zur RAbgO. von Mrozek (8 67 Anm. 1, § 268 Anm. 11) 
und Rüde-⸗Mühe⸗Hauſer (867) vertreten wird, vor allem auf 
den 8 67, der beſtimmt: 
„Solange die Behörde nicht entſchieden hat, hat ſie auch das 
nach Ablauf einer Friſt Vorgebrachte zu prüfen.“ 

Dieſe Vorſchrift erachtet der vierte Senat auch für das Rechts⸗ 
beſchwerdeverfahren und insbeſondere für die nach Ablauf der Be⸗ 
gründungsfriſt erhobenen und begründeten Verfahrensrügen mit 
folgender Begründung für anwendbar: Der 567 gehöre zum II. Teil 
(Beſteuerung) RAbgO. und zu deſſen erſtem Abſchnitt: „Allgemeine 
Vorſchriften“. Letzterer zerfalle in zwei Titel: erſter Titel: „Vor⸗ 
ſchriften zum Verfahren“, zweiter Titel: „Sachliche Vorſchriften“ 
Im erſten Titel würden unter II in den 88 64--72 behandelt: 
„Friſten. Nachſicht wegen Verſäumung einer Ausſchlußfriſt. Zu⸗ 
ſtellungen.“ Dabei ſei der Aufbau der Beſtimmungen über die 
Friſten folgender: 

8 64. Berechnung der Friſten. 

865. Verlängerung der Friſten. 

a) Friſten zur Einreichung von Erklärungen und Friſten, die 
von Steuerbehörden geſetzt würden; ſie könnten verlängert 
werden. 

b) Ausſchlußfriſten, zu denen auch die Rechtsmittelfriſten ge⸗ 
hörten, könnten nicht verlängert werden. 

8 66. Berechnung aller Friſten in beſonderen Fällen. 

867. Verſäumung der Friſten zu § 65 . Auch das verſpätet 

Vorgebrachte müſſe geprüft werden. 

8 68. Verſäumung einer Rechtsmittelfriſt. Das verſpätete Rechts⸗ 
mittel ſei bei Nachſichtgewährung zu berückſichtigen. 

„Die Vorſchriften der 88 64—68 fanden als allgemeine Vor⸗ 
ſchriften grundſätzlich auch auf das Rechtsbeſchwerdeverfahren An⸗ 
wendung. Deshalb ſei davon auszugehen, daß der 8 67 auch für das 
Rechtsbeſchwerdeverfahren gelte und daß ſeine Anwendung auf die 
nach Ablauf der Begründungsfriſt vorgebrachten Verfahrensrügen 
nur dann ausgeſchloſſen ſei, wenn die Sondervorſchriften des Rechts⸗ 
beſchwerdeverfahrens dies ergaben. Das ſei aber nicht der Fall. 
Die vom 2. Senat angewandten 88 268 Abſ. 2, 8269 Abſ. 1 ergäben 
nicht die Folgerung, daß die nach Ablauf der Begründungsfriſt vor⸗ 
gebrachten Rügen unberückſichtigt bleiben müßten. Die ZPO. (8 554) 
und die RFO. (88 13, 14) hätten den Begründungszwang („muß“) 
vorgeſchrieben, während die RAbgO. die Begründung nur durch 
Sollvorſchrift (8 268 Abſ. 1) erfordere. Deshalb müßten auch die 
Worte des 8 268 Abi; 2 „die Friſt für die Begründung beträgt 
einen Monat“ dahin verſtanden werden, daß die Friſt den Zeitpunkt 
beſtimme, bis zu welchem die durch Sollvorſchrift vorgeſchriebene 
Begründung eingereicht: werden ſolle. Ein Übergang der Soll⸗ 
vorſchrift in Abſ. 1 des 8 268 in eine Mußvorſchrift in Abſ. 2 wäre 
klarer zum Ausdruck gebracht worden, wenn er beabſichtigt geweſen 
wäre. Der 8 268 Abf. 2 unterſcheide auch nicht zwiſchen Rügen, die 
ſich auf 8 267 Ziff. 1 bezögen, und ſolchen, die ſich auf $ 267 Ziff. 2 
gründeten. Der dieſe Sonderung vornehmende 8 269 enthalte über 
die Zeit der Erhebung der Rügen keine Vorſchriften, ſondern beziehe 
ſich auf deren Inhalt. Allerdings verfolge die Friſtſetzung für die 
Begründung den Zweck, die Vorbereitung des RH. zu erleichtern, 
und dieſer Zweck werde vollkommener durch die Annahme der Friſt 
als einer Ausſchlußfriſt erreicht, als durch die Annahme einer der 
Anwendung des 8 67 unterliegenden Friſt. Das Geſetz habe aber 
den im 867 enthaltenen Rechtsſchutz höher geſtellt als den mit der 
Satzung der Begründungsfriſt verfolgten Zweck. Denn es habe dem 
8268 Abſ. 2 keine die Anwendung des 8 67 ausſchließende Faſſung 
gegeben. Für die Beurteilung der in der RAD. enthaltenen 
Friſtbeſtimmungen müßten ihre allgemeinen Vorſchriften zugrunde 
gelegt werden. Geſchehe dies, jo könne die Begründungsfriſt nicht 
als Ausſchlußfriſt angeſehen werden, denn Ausſchlußfriſten könnten 
nach 865 Abſ. 1 Satz 3 nicht verlängert werden, während die Be⸗ 
gründungsfriſt nach 8 268 Abſ. 2 Satz 2 und Abf. 3 verlängert werden 
könne. Aus demſelben Grunde könne die Begründungsfriſt auch nicht 
als Rechtsmittelfriſt angeſehen werden. Sie müſſe deshalb unter die 
Erklärungsfriſten fallen, und deshalb müſſe der für Erklärungs⸗ 
friſten geltende § 67 auch für die Begründungsfriſt gelten. Dieſer 
Auffaſſung ſtehe der 8 275 Abſ. 2 Satz 1 nicht entgegen. Denn 
„geltend gemacht“ ſeien die Gründe für das Vorliegen eines Ver⸗ 
fahrensmangels auch dann, wenn der Beſchwerdeführer nach Ablauf 
der Begründungsfriſt den Verfahrensmangel rüge und die Tatſachen 
angebe, die den Mangel ergäben (§ 269 Abſ. 1). Für die Richtigkeit 
der Annahme, daß der 8 67 auch für die Begründungsfriſt gelte, 
ſpreche es auch, daß die Beſchwerdeführer, die die Begründungsfriſt 
verſäumt hütten, alſo auch diejenigen, bei denen kein Verſchulden 
vorliege, jedes Rechtsbehelfs entbehren würden. Denn Nachſicht 
(88 68, 69) komme nicht in Betracht, weil es ſich nicht um die 
Verſäumung einer Rechtsmittelfriſt handle, und irgendein anderer 
Rechtsbehelf ſei in der RAD. nicht vorgeſehen. Ein ſolches 
Ergebnis könne der Geſetzgeber um ſo weniger gewollt haben, als 
er die in der ZPO. für die Verſäumung der Reviſionsbegründungs⸗ 
friſt getroffene Regelung der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
(ZPO. 8 233 Abſ. 1) gekannt habe. Wenn der Geſetzgeber den 8 67 
für die Begründungsfriſt nicht für anwendbar erachtet hätte, ſo 
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hätte er ſicherlich irgendeine andere Schutzvorſchrift zugunſten des 
ſchuldlos die Begründungsfriſt Verſaumenden gegeben. 

Dieſen Darlegungen vermag der Große Senat ſich nicht anzu⸗ 
ſchließen. Er tritt vielmehr der Anſicht des zweiten Senats dahin 
bei, daß die Begründungsfriſt eine Ausſchlußfriſt iſt. 

Nach 8 269 Abſ. 1 RAD. muß, wenn die Rechtsbeſchwerde 
darauf geſtützt wird, daß das Verfahren an weſenklichen Mängeln leide, 
die Begründung die Tatſachen enthalten, die den Mangel ergeben. 
Wird ſonſt die Verletzung von Rechtsnormen oder ein Verſtoß wider 
den klaren Inhalt der Akten gerügt, fo ſoll nach 8 269 Abſ. 2 die 
Begründung die verletzte Norm oder den Verſtoß bezeichnen. Aus 
dieſer Gegenüberſtellung und der Mußvorſchrift des § 269 Abſ. 1 
ergibt ſich deutlich ein Zwang für die Begründung einer Rechts⸗ 
beſchwerde, die auf Verfahrensrügen geſtützt werden ſoll. Für dieſe 
Begründung iſt im 8268 Abf. 2 eine Friſt geſetzt. Denn die Be⸗ 
gründung des § 269 Abſ.1 kann nichts anderes ſein als die Be⸗ 
gründung des 8 268, und dieſe iſt befriſtet. Deshalb iſt auch die 
Begründung des 8 269 Abſ. 1 befriſtet. Daraus ergibt ſich zwingend, 
daß Verfahrensrügen nur innerhalb der Friſt zur Begründung der 
Rechtsbeſchwerde geltend gemacht werden können. Dieſe Regelung 
iſt auch innerlich gerechtfertigt. Nach Ablauf der Begründungsfriſt 
muß der Gerichtshof das ihm vorliegende Aktenmaterial als voll⸗ 
ſtändig anſehen können. Wenn die Bearbeitung nun erfolgt, muß 
davon ausgegangen werden können, daß ſie nicht durch nachträgliche 
Erklärungen hinfällig gemacht wird. Was über die weſentlichen 
Verfahrensmängel hinaus in Frage kommen kann, muß von Amts 
wegen berückfichtigt werden; ſpätere Erklärungen nach dieſer Rich⸗ 
tung ſind daher nur Fingerzeige, nicht rechtlich Neues. Danach 
ergibt ſich ſchon aus dem Wortlaut und dem Sinne der 88 268, 269 
ſowie aus dem Zwecke der Friſtſetzung der Ausſchluß der Anwendung 
des 8 67 auf die Begründungsfriſt. 

Ganz deutlich wird aber die Richtigkeit dieſes Ergebniſſes er⸗ 
kannt, wenn die Entſtehungsgeſchichte mit in Betracht gezogen wird. 

Der vorläufige Entwurf einer Abgabenordnung, wie er dem 
RF. zur Begutachtung zugegangen iſt, enthielt: 

1. 865 entſprechend 8 67 des Geſetzes; 

2. im 8 216 Satz 3, der im Abſchnitt „Rechtsmittel“ ſteht, die 

Vorſchrift: „Soweit eine beſondere Friſt für die Begründung 
eines Rechtsmittels vorgeſehen iſt, gilt auch 8 65”; 

3. über den Inhalt der Beſchwerdeſchrift und Beſchwerdebegrün⸗ 
dung vor dem Reichsfinanzhof gar nichts, ſo daß für ſie 
die allgemeinen Vorſchriften gelten ſollten. 

Hiergegen hat ſich der Rö§ h. im Schreiben w. 8. Juli 1919 
(Nr. 751/19) gewendet, in dem dargelegt wurde, daß dem oberſten 
Gerichte nicht zugemutet werden könne, gleich einer Aufſichtsbehörde 
die Akten zu durchſuchen, was etwa zugunſten des Beſchwerdeführers 
ausfindig gemacht werden könne. Er ſchlug vor folgende Be⸗ 
ſtimmungen: . 

8 256. Die Rechtsbeſchwerde muß erkennen laſſen: 

1. die Entſcheidung, gegen die ſie gerichtet iſt, 

2. daß eine Nachprüfung dieſer Entſcheidung durch den Reichs⸗ 
finanzhof begehrt wird. 

8257 Abſ. 1. Der Beſchwerdeführer hat ... zu begründen. 
(Börtlich heißt es hier: „Die Anwendung von 8 65, demgemäß auch 
von 8 216 Satz 3, muß für das Verfahren vor dem Reichsfinanzhof 
ausgeſchaltet werden.“) 

8258. Die Begründung muß erkennen laſſen: 

1. inwieweit die Entſcheidung angefochten und ihre Aufhebung 

begehrt wird, 

2. die verletzte Rechtsnorm und, wenn die Rechtsbeſchwerde dar⸗ 
auf geſtützt wird, daß das Verfahren an weſentlichen Män⸗ 
geln leide, die Tatſachen, die den Mangel ergeben. 

Dieſe Ausführungen ſind Anlaß zur Anderung des Entwurfs 
geweſen. Der neue Entwurf iſt der Anregung inſoweit gefolgt, als 
es ſich um Verfahrensmängel handelt. Hier ſollte das früher nach 
der RFHD. und nach der ZPO. 8 554 beſtehende Verfahren aufrecht⸗ 
erhalten werden: Begründungszwang innerhalb beſtimmter Friſt. 
Der frühere § 216 Satz 3 wurde geſtrichen. 

Danach iſt die Begründungsfriſt, weil die Begründung zwingend 
vorgeſchrieben iſt, eine Ausſchlußfriſt. Dem ſteht die Vorſchrift 
des 8 65 Abſ. 1 Satz 3, wonach Ausſchlußfriſten nicht verlängert 
werden können, nicht entgegen. Denn ſie gilt nur, ſoweit für 
Sonderfälle keine Ausnahme zugelaſſen iſt. Eine ſolche Ausnahme 
enthalten die Sätze 2 und 3 des 8 268. 

Die Begründungsfriſt iſt aber nicht nur eine Ausſchlußftiſt, 
ſondern fie muß auch als eine Rechtsmittelfriſt i. S. des 868 
RAHgD. gelten. Der Begriff der Rechtsmittelfriſt iſt nicht eng aus- 
zulegen. Der zweite Senat hat bereits in dem Urteil v. 30. Sept. 
1921 II A 147/21 den Begriff ausdehnend ausgelegt und unter 
Rechtsmittelfriſt nicht nur die Friſten zur Einlegung der Rechtsmittel 
im engeren Sinne (Einſpruch, Berufung, Anfechtung, Rechtsbeſchwerde 
88 217 bis 219), ſondern auch die Friſten zur Geltendmachung von 
Rechtsbehelfen jeder Art begriffen, durch die der Eintritt der Rechts“ 
kraft einer Entſcheidung verhindert iſt, und hat darunter insbeſondere 
auch die Friſt des § 236 Abf. 2 gerechnet. Auf einem ähnlichen 
Gebiete liegt die Begründungsfriſt. Sie gehört zwar nicht zu ben 
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Rechtsmittelfriſten im engeren Sinne, denn die Begründung der 
Rechtsbeſchwerde iſt nicht weſentlicher Beſtandteil der Rechtsbeſchwerde, 
weil letztere auch ohne Begründung eingelegt werden kann, ſie iſt 
auch keine Friſt zur Geltendmachung eines Rechtsbehelfs, durch den 
der Eintritt der Rechtskraft einer Entſcheidung verhindert wird, 
aber die Begründung der Rechtsbeſchwerde bezweckt die Rechtfertigung 
eines Rechtsmittels und dient zu deſſen Durchführung. Die für 
ihre Geltendmachung vorgeſchriebene Friſt iſt daher als eine Rechts⸗ 
mittelfriſt im weiteren Sinne zu behandeln. 

Hieraus folgt, daß nach den 88 68, 69 RAbgO. Nachſicht wegen 
Verſäumung der Begründungsfriſt gewährt werden kann. Von dieſer 
Rechtslage aus erklärt es ſich, daß die RAbgO. eine beſondere 
Beſtimmung über die Nachſichtgewährung wegen Verſäumung der 
Begründungsfriſt (entiprechend 8233 Abſ. 1 ZPO.) nicht aufge⸗ 
nommen hat. Die an der Abfaſſung der RAbgO. beteiligten Fak⸗ 
toren ſind offenbar davon ausgegangen, daß bei Verſäumung der 
Begründungsfriſt die allgemeinen Vorſchriften der 88 68, 69 gelten, 
ſonſt wäre es nicht verſtändlich, daß eine beſondere Schutzvorſchrift 
zugunſten des ſchuldlos die Begründungsfriſt Verſäumenden in das 
Geſetz nicht aufgenommen iſt. 

Im vorliegenden Falle hat die Beſchwerdeführerin die Rüge, 

ein weſentlicher Mangel des Verfahrens liege in der Nichtmitteilung 
des zweiten Gutachtens der Wertprüfungsſtelle v. 4. Aug. 1920, 
nach Ablauf der Begründungsfriſt, nämlich erſt in der mündlichen 
Verhandlung vor dem vierten Senate v. 6. Juli 1921 erhoben. 
Von dem Inhalt des Gutachtens hat für die Beſchwerdeführerin der 
Rechtsanwalt erſt Kenntnis bekommen, als er vor dem Termin 
am 6. Juli 1921 auf dem RFH. die Akten einſah. Allerdings 
erwähnt die Anfechtungsentſcheidung an zwei Stellen „das Gutachten 
der. Wertprüfungsſtelle“, es war aber damit für die Beſchwerde⸗ 
führerin jedenfalls nicht der ganze Umfang der Bedeutung des Gut⸗ 
achtens für die Entſcheidung des LF A. erſichtlich, ſelbſt wenn ſie 
hätte erkennen müſſen, daß außer dem erſten Gutachten noch ein 
zweites eingeholt worden iſt. Ohne Kenntnis des Inhalts des Gut⸗ 
achtens der Wertprüfungsſtelle und ſeiner Bedeutung für die An⸗ 
fechtungsentſcheidung war aber die Beſchwerdeführerin ohne ihr 
Verſchulden gehindert, die Rüge der Nichtmitteilung des Gutachtens 
zu erheben und ſachgemäß zu begründen. 
N Deshalb hat der Große Senat nach den 88 68, 69 RAbgO. 
Nachſicht wegen Verſäumung der Begründungsfriſt in Anſehung 
dieſer Rüge gewährt. Die Rüge iſt auch begründet. Die Anfechtungs⸗ 
entſcheidung gründet ſich im weſentlichen auf das zweite Gutachten 
der Wertprüfungsſtelle, ohne daß der Steuerpflichtigen vorher Ge⸗ 
legenheit gegeben war, dazu Stellung zu nehmen. Darin liegt eine 
Verſagung des rechtlichen Gehörs, denn es kann nicht als ausge⸗ 
ſchkoſſen gelten, daß die Wertprüfungsſtelle ihr Gutachten geändert 
hätte, wenn ihr die erſt im Rechtsbeſchwerdeverfahren gemachten 
Darlegungen der Beſchwerdeführerin über die Gründe, die ſie zum 
Abſchluß der Verträge geführt haben, bekanntgegeben wären, und 
es iſt deshalb auch mit der Möglichkeit zu rechnen, daß das LF A., 
das dem Gutachten der Wertprüfungsſtelle gefolgt iſt, zu einer von 
ſeiner bisherigen Auffaſſung abweichenden Beurteilung des Sach⸗ 
verhalts gekommen wäre. Hätte alſo das I A. das zweite Gutachten 
der Wertprüfungsſtelle der Beſchwerdeführerin mitgeteilt, ſo hätte 
die Beſchwerdeführerin ihr die Beurteilung der Wertprüfungsftelle 
bekämpfendes tatſächliches Vorbringen, das ſie jetzt erſt im Rechts⸗ 
beſchwerdeverfahren geltend machen konnte, ſchon im Anfechtungs⸗ 
verfahren vor dem LF A. geltend machen können. Durch die Nicht⸗ 
mitteilung des Gutachtens iſt alſo der Beſchwerdeführerin das recht⸗ 
liche Gehör verſagt worden, und auf dieſem Verfahrensverſtoße beruht 
auch die Anfechtungsentſcheidung. 

Aus dieſem Grunde war daher die Anfechtungsentſcheidung 
aufzuheben und die Sache an die Vorinſtanz zurückzuverweiſen. 
Letzteres würde ſich nur dann erübrigt haben und es wäre auf 
Freiſtellung zu erkennen geweſen, wenn die Anſicht der Beſchwerde⸗ 
führerin richtig wäre, daß eine Nachforderung der Kohlenſteuer 
unzuläſſig ſei. Dieſe Anſicht iſt aber nicht richtig. 

Nach altem Rechte iſt grundſätzlich die Nachforderung von Ver⸗ 
brauchsſteuern bis zum Ablauf der Verjährungsfriſt für zuläſſig 
erachtet worden (vgl. Otto Mayer, Verwaltungsrecht, Bd.! 
S. 343). Mit dieſem Rechtszuſtande des alten Rechtes befindet ſich 
das Recht der RAbgO. im Einklang, denn auch nach ihm iſt bei 
Verbrauchsſteuern die Nachforderung bis zum Ablauf der Verjäh⸗ 
rungsfriſt ſtets zuläſſig (vgl. Begründung S. 106). Dies ergibt ſich 
aus dem Grundſatz des § 212 Abſ. 1, wonach Nachforderungen 
von Steuern, wenn nichts Abweichendes vorgeſchrieben iſt, zulaſſig 
jind, und daraus, daß die Einſchränkung dieſes Grundſatzes im 
8212 Abſ. 2 für Zölle und Verbrauchsſteuern deshalb nicht gilt, 
weil deren Verjährungsfriſt nach 8 121 Satz 1 ein Jahr beträgt. 
Es bedarf deshalb keiner Entſcheidung, ob das alte oder neue Recht 
auf den vorliegenden Fall anzuwenden iſt, wo der die Nachforderung 
ſtützende Tatbeſtand in die Zeit vor Inkrafttreten der RAbgO., der 
die Nachforderung geltend machende Steuerbeſcheid aber in die Zeit 
nachher fällt. Vielmehr iſt allein die Frage zu entſcheiden, ob für 
die Kohlenſteuer, die zu den Verbrauchsabgaben zu rechnen iſt 
(Re. 3, 160), nach dem Kohlen StG. etwas anderes zu gelten hat. 
Das Kohlen StG. enthält, abgeſehen von der Verjährungsfriſt des 
812, keine die Zuläſſigkeit von Nachforderungen ausdrücklich aus⸗ 
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ſchließende Beſtimmungen. In Betracht kann jedoch kommen, ob die 
Unzuläſſigkeit der Nachforderung für die im 810 des KohlenStß. 
geregelten Fälle ſich aus der dort getroffenen Regelung ergibt. Der 
§ 10 Abſ. 1 erörtert zwei Tatbeſtände, nämlich 1., daß der in der 
Anmeldung angegebene Verkaufspreis im Mißverhältnis zu den ſonſt 
ab Grube oder ab Verarbeitungsſtelle abgeſchloſſenen Preiſen für 
entſprechende Mengen von Kohlen gleicher Art ſteht, und 2., daß 
die Steuerbehörde Bedenken trägt, den nach 88 Abſ. 3 oder 89 
angemeldeten Wert anzunehmen, und ſchreibt für dieſe beiden Tat⸗ 
beſtände vor, daß die Steuerbehörde die Anmeldung beanſtanden kann. 
Im Abſ. 2 heißt es dann weiter: „Führen die Verhandlungen mit 
dem Steuerpflichtigen nicht zu einer Einigung, ſo iſt die Steuex⸗ 
behörde berechtigt, der Verſteuerung den Marktpreis zugrunde zu 
legen oder in Ermangelung eines ſolchen den Wert ſchätzen zu laſſen 
und danach die Steuer feſtzuſetzen.“ Hieraus ergibt ſich allerdings 
das geſetzliche Recht des Steuerpflichtigen auf eine Beanſtandung 
ſeitens der Steuerbehörde und Verhandlung mit ihm, falls die 
Steuerbehörde einen der angeführten Tatbeſtände für vorliegend 
erachtet. Es kann aber aus dem Geſetze nicht die Folgerung gezogen 
werden, daß, wenn vor der Feſtſetzung der Steuer eine Beanſtandung 
nicht erfolgt und die Steuer zunächſt der Anmeldung entſprechend 
feſtgeſetzt wird, die Steuerbehörde ihres Beanſtandungs⸗ und Nach⸗ 
forderungsrechts für die im 8 10 geregelten Fälle verluſtig geht. 
Denn eine Friſt für die Beanſtandung iſt im 8 10 nicht geſetzt 
worden, und deshalb kommt auch für die Fälle des 8 10 als Friſt 
für die Zuläſſigkeit der Beanſtandung nur die Verjährungsfriſt des 
§ 12 in Betracht. Das Recht der Steuerbehörde auf nachträgliche 
Beanſtandung und Nachforderung kann bei dieſer Geſetzeslage durch 
die Ausf Beſt. nicht beſchränkt werden. Aus ihren Vorſchriften (58 26, 
31, 32) ergibt ſich aber auch eine derartige Beſchränkung nicht. Sie 
folgt jedenfalls nicht daraus, daß die AusfBeſt. die Erteilung der 
vorläufigen Empfangsbeſcheinigung für den Fall der Beanſtan⸗ 
dung vor der Steuerfeſtſetzung vorſchreiben. Daher ſteht auch im 
vorliegenden Falle der Umſtand, daß die Anmeldung zunächſt für die 
Juni⸗Kohlen unbeanſtandet gelaſſen und zunächſt die angemeldeten 
Werte der Steuerfeſtſetzung zugrunde gelegt ſind, der Zuläſſigkeit 
der innerhalb der Verjährungsfriſt geltend gemachten Nachforderung 
nicht entgegen. 
(RFH-, Gr. Sen., Urt. v. 19. Dez. 1921, S.) 


S8. 1. Die in Sachſen von einer Geſellſchaft gegen 
ihre Veranlagung zur Kriegsſteuer 1916 vor dem 1. Okt. 
1918 bei der Bezirksſteuereinnahme als dem Beſitzſteuer⸗ 
amt eingelegte Reklamation iſt eine Verwaltungsbe⸗ 
ſchwerde i. S. des § 25 Abſ. 2 des RF HG. und des 8 26 der 
Einführungs VO. zur Reichsabgabenordnung. 

2. Zur Frage der Gewinnkürzung um Aufſichtsrats⸗ 
tantiemen, um Überweiſungen an eine Arbeiterunter⸗ 
ſtützungskaſſe und um Rücklagen zur Verfügung des Vor⸗ 
ſtandes für beſondere Zuweiſungen — Tantiemen, Grati⸗ 
fikationen — an Angeſtellte der Geſellſchaft. ) 

Die Beſchwerdeführerin, eine Aktiengeſellſchaft, hatte gegen 
ihre Veranlagung zur Kriegsſteuer nach dem ArStG. v. 21. Juni 
1916 im Juli 1917 Reklamation bei der Bezirksſteuereinnahme 
als dem Beſitzſteueramt erhoben, demnächſt gegen deſſen Entſch. 
mit der durch Feſtſetzung der Steuer (nebſt Zuſchlag) auf 204 360 % 
dem Reklamationsbegehren in drei Punkten nicht entſprochen wurde, 
im Mai 1919 anderweitige Reklamation an die Reklamations⸗ 
kommiſſion eingelegt und, nach Zurückweiſung der anderweitigen 
Reklamation durch Entſcheidung der letztgenannten Stelle vom 
6. Aug. 1919, im September 1919 ſowohl, entſprechend der ihr 
darin erteilten Rechtsbelehrung, Anfechtungsklage beim ſächſiſchen 
Oberverwaltungsgericht als auch Rechtsbeſchwerde zum Reichsfinanz⸗ 
hof erhoben. Durch Eutſch. des RF. v. 26. Mai 1920 wurde dieſe 
Rechtsbeſchwerde, wegen Zuſtändigkeit des ſächſ. OVG. zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Anfechtungsklage, als unzuläſſig verworfen. 
Durch Entſch. v. 27. Sept. 1920 wies das ſächſ. OVG. die 
Anfechtungsklage ab, die, wie die früheren Rechtsmittel, darauf 
abzielte, daß 1. die Tantiemen der Aufſichtsratsmitglieder der 
Aktiengeſellſchaft, 2. die Rücklagen zur Verfügung des Vor⸗ 
ſtandes für Sondervergütungen an die Beamten und Angeſtellten 
der Geſellſchaft, 3. eine 1916 aus dem Geſchäftsgewinne vorgenom⸗ 
mene Zuweiſung von 25 000 46 an die ſeit Jahren bei der Aktien⸗ 
geſellſchaft eingerichtete Allgemeine Penſions⸗ und Unterſtützungs⸗ 
kaſſe nicht, wie von den Steuerbehörden geſchehen, den jeweikigen 
Bilanzgewinnen der maßgebenden Friedens⸗ und Kriegsgeſchäfts⸗ 
jahre hinzugerechnet wurden 8 

Gegen dieſe Entſch. des ſächſ. Och. hat die AG. Rechts⸗ 


Zu 8. Die Zuſtändigkeit des Ric. zur Verbeſcheidung der 
Rechtsbeſchwerde gegen die Entſcheidung des ſächſ. OVG. iſt ge⸗ 
geben, weil die Einlegung des Rechtsmittels gegen die Veranlagung 
zur KrSt. vor 1. Okt. 1918 erfolgte und die gemäß § 30 KrStch. 
bzw. 866 BeStG. zur erſtinſtanziellen Verbeſcheidung berufene 
Landesbehörde den Charakter einer Verwaltungs-, nicht einer richter⸗ 
lichen oder verwaltungsrichterlichen oder ähnlichen unabhängigen 
Behörde, das vor 1. Okt. 1918 bei ihr eingelegte Rechtsmittel ſo⸗ 
nach ‚den Charakter einer Verwaltungsbeſchweide (EV. z. 
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beſchwerde eingelegt, die, auch auf die Ausführungen der früheren 
Rechtsbeſchwerde verweiſend, die von vornherein oder mindeſtens 
jetzt gegebene Zuſtändigkeit des R§H. behauptet, Verletzung des 
materiellen Rechtes, Verſtoß gegen weſentliche Verfahrensvorſchriften 
und gegen den klaren Inhalt der Akten rügt. 

Für die rechtliche Beurteilung der Sache gilt folgendes: 

Die Annahme der jetzigen Rechtsbeſchwerde, das ſächſ. OVG. 
hätte die Anfechtungsklage gemäß § 22 Abſ. 1b der Einf VO. zur 
AAO. an den RFH. abgeben müfjen, iſt unzutreffend. Sie wider⸗ 
legt ſich — weil damit im Widerſpruch ſtehend — durch Inhalt und 
Begründung der inſoweit endgültig maßgebenden Vorentſcheidung des 
Gerichtshofs v. 26. Mai 1920 IA 217/19 und die Erwägung, daß 
der 822 der EinfBD. gegenüber der ſchon in jener Entſcheidung mit 
herangezogenen Sonder vorſchrift des § 26 der EinfVO. nicht in 
Betracht kommt; denn dieſe beſagt, wie ſchon dort erwähnt, ſachlich, 
daß in den Fällen, in denen ein Rechtsmittel bereits vor dem 
1. Okt. 1918 eingelegt war, es bei der Regelung des 8 25 Abs. 2 
des Ric Geſ. v. 26. Juli 1918 (und den etwaigen landesrechtlichen 
Übergangsvorſchriften) zu bewenden hat. 

Nach Inhalt dieſes 825 Abſ. 2 des NFHGej. hatten die dieſem 
Geſetz entſprechenden Vorſchriften und demgemäß auch die Beſtim⸗ 
mung über Zuläſſigkeit der Rechtsbeſchwerde an den RF. nach 
Erſchöpfung des landesrechtlich geordneten Rechtsmittelzugs (88 8, 9) 
für die Fälle zu gelten, in denen vor dem 1. Okt. 1918 ein Rechts⸗ 
mittel eingelegt war, das ſich nicht als „ein anderes Rechtsmittel 
als die Verwaltungsbeſchwerde“ kennzeichnete. Demgemäß iſt die 
Entſcheidung des ſächſiſchen Oberverwaltungsgerichts, wie auch ſchon 
in der Vorentſcheidung des Gerichtshofs hervorgehoben, dann mit 
der Rechtsbeſchwerde an den R§ch. angreifbar, wenn die von allen 
bisherigen Rechtsmitteln allein dem 1. Okt. 1918 vorausliegende, 
im Juli 1917 angebrachte Reklamation an das Beſitzſteueramt 
als bloße Verwaltungsbeſchwerde anzuſehen iſt. Dies — das Urteil 
v. 26. Mai 1920 läßt dieſen Punkt dahingeſtellt — iſt zu be⸗ 
jahen. Wie der Gerichtshof in ſtändiger Rechtſprechung entſchieden 
hat, ſetzt ein Rechtsmittel im engeren Sinne voraus die Anrufung 
einer richterlichen, verwaltungsrichterlichen oder einer ähnlichen, 
mit entſprechender Unabhängigkeit von anderen Weiſungen als 
denen einer gleichartigen höheren Behörde über die Geſetzesaus⸗ 
legung und ⸗anwendung ausgeſtatteten Behörde, während die Ver⸗ 
waltungsbeſchwerde im Gegenſatze hierzu in der Anrufung einer 
Behörde beſteht, die nicht mit derartigen Rechtsgarantien verſehen 
iſt und deshalb den Steuerpflichtigen nicht die Gewähr bietet, ein 
im voraus geordnetes Rechtsmittelverfahren einzuſchlagen und die 
Eutſcheidung einer unabhängigen Behörde herbeizuführen (RF. 
1, 41/42, 157/158, 162; 2, 95ff.; 4, 161/162, 346). Die mit 
der Reklamation vor dem 1. Okt. 1918 als Beſitzſteueramt ange⸗ 
rufene Bezirksſteuereinnahme in Sachſen iſt nun aber keine ntit 
einer Unabhängigkeit in jenem Sinne ausgeſtattete Behörde. Die 
Beſitzſteuerämter ſind an ſich, als die für die Verwaltung der 
Beſitzſteuer zuſtändigen Behörden, Verwaltungsbehörden und unter⸗ 
ſtehen reichsrechtlich den, ihrerſeits wieder der oberſten Landes⸗ 
finanzbehörde ee Oberbehörden (8 49 BeiSt®. v. 3. Juli 
1913). In Sachſen ſind (gemäß § 49 a. a. O.) als Beſitzſteuer⸗ 
ämter die Bezirksſteuereinnahmen und als Oberbehörden die Kreis⸗ 
ſteurräte beſtimmt (ſächſ. VO. v. 21. Febr. 1914, ſächſ. Geſetz⸗ 
und Verordnungsblatt 1914, 18; Beſitzſteuervollziehungsvorſchriften 
v. 11. Dez. 1916 8 1, Verordnungsblatt 1916, 233); dieſe find 
auch zur Verwaltung der Kriegsſteuer 1916 berufen, ohne daß bei 
deren Veranlagung durch die Beſitzſteuerämter eine Mitwirkung 
der Veranlagungskommiſſionen ſtattfinbet (85 1—4 der Kriegsſteuer⸗ 
Vollziehungsvorſchriften v. 12. Dez. 1916, ſächſ. Vol. 1916, 277). 
Über alle Reklamationen von Geſellſchaften gegen ihre Veranlagung 
— um eine Geſellſchaft handelt es ſich hier — entſcheidet in Sachſen 
„das Beſitzſteueramt, von dem die Veranlagung ausgegangen iſt“ 
(86 der VO, über die Rechtsmittel in Beſitzſteuer⸗ und in Kriegs⸗ 


RAbgO. 8 26 Satz 1; Gef. ü. d. Errichtg. e. Rö. 8 25 Abi. 2 
Satz 1) beſaß. 

Der Ri. hält für das KStG. im Einklang mit dem preuß. 
DRG. — Starch. 1918, 219; 1919, 86 und 87 — und feiner 
bisherigen Rechtſprechung (Ry. 3, 21) an der Abzugs fähig⸗ 
keit der den Aufſichtsratsmitgliedern einer A.-G. 
ſatzungsgemäß zuſtehenden Tantieme feſt, weil 

1. die Tantieme — ebenſo wie die der Vorſtandsmitglieder 
(RF. 2, 182) — eine am Schluſſe des Geſchäftsjahres vorhandene, 
wenn auch der Höhe nach unbeſtimmte und noch der Feſtſtellung 
durch die Geſellſchaftsverſammlung bedürftige Schuld der Geſell⸗ 
ſchaft darſtellt, die den Bilanzgewinn verringert, 

2. das KStG. — im Gegenſatz zum KrAbgG. 1918, 8 22 II 
Satz 2 und KrAbgG. 1919 8 16 JI Satz 2 — eine die Abzugs⸗ 
fähigkeit ausſchließende Beſtimmung nicht enthält, 

3. die Beſtimmung der AusfVorſchr. (8 20 II Satz 2), die die 
Abzugsfähigkeit ausſchließt, unwirkſam iſt, weil ſie vom Geſetze 
nicht getragen wird. 

Die Entſcheidung ſteht im Einklang mit der ſpäteren Rechts⸗ 
entwicklung, die in den beiden anderen, in der Entſcheidung be⸗ 
handelten Fragen — Abzugsfähigkeit von Tantiemen 
und Gratifikationen an Beamte und Angeſtellte der 


ſteuerſachen v. 22. Mai 1917 u. 23. Okt. 1918 — VOBl. 1917, 
54: 1918, 345 —, alſo ebenfalls ohne Mitwirkung einer Ver⸗ 
anlagungskommiſſion (vgl. 88 4, 30 der VO. v. 12. Dez. 1916 
— BOB. 1916, 277, 285 —; 85 1 ff. des Gef. über die Rechts⸗ 
mittel in Beſitzſteuerſachen v. 21. Mai 1917 u. 22. Okt. 1918 
— BOB. 1917, 51; 1918, 342 —, 8 4 Abſ. 1 der erwähnten 
VO. v. 22. Mai 1917 — VOBl. 1917, 55 —). Die Entſcheidung 
über die Reklamation ſteht danach einer reinen, vorgeſetzten Ver⸗ 
waltungsbehörde unterworfenen, Verwaltungsbehörde zu, iſt m. a. 
W. die Entſcheidung über eine Verwaltungsbeſchwerde i. S. des 
§ 25. Abſ. 2 des R§cGeſ., § 26 der EinfVO. zur RAbgO. 

Demgemäß ift die Rechtsbeſchwerde gegen die Entſcheidung 
des ſächſ. OVG. hier für zuläſſig zu erachten. 

Sie iſt auch in bezug auf die Aufſichtsratstantiemen be⸗ 
gründet. Nach den vom ſächſ. OVG. erwähnten Beſtimmungen des 
Geſellſchaftsvertrages, 8 22 in Verb. mit 8 38, die, wie das DVG. 
zutreffend annimmt, als Beſtandteil des Vertrags der Geſellſchaft mit 
den Aufſichtsratsmitgliedern zu gelten haben, „beziehen“ die Mit⸗ 
glieder des Aufſichtsrats die im § 38 feſtgeſetzte Tantieme, d. h. nach 
gewiſſen anderweitigen Reingewinnverteilungen „erhält“ der Auf⸗ 
ſichtsrat 10% von dem nach 8245 des HGB. berechneten Rein⸗ 
gewinn als Tantieine. Damit tft ihm ein Rechtsauſpruch auf die 
Aufſichtsratstantiemen gewährleiſtet und ſind dieſe infolgedeſſen für 
das Gebiet des KrStG. 1916, das nicht wie das KrUbg®. 1918 (8 22 
Abſ. 2 Satz 2, § 24 Abſ. 1) und das KrAbgG. 1919 (8 16 Abſ. 2 
Satz 2, 8 18 Ubi. 1) durch eine beſondere Vorſchrift den Abzug 
der Aufſichtsratstantiemen ausſchließt, und mit deſſen Inhalt da⸗ 
her die abweichende Vorſchrift im § 20 Abſ. 2 Satz 2 der AusfBelt. 
zum KrStG. 1916 nicht im Einklang ſteht, als vom Geſchäfts⸗ 
gewinn abziehbare Betriebskoſten anzuerkennen (NFH. 3, 162, 21, 
22). Das fühl. OVG. begründet ſeine entgegengeſetzte Auffaſſung 
nach Erwähnung des Inhalts des im 833 der Satzung in Be⸗ 
zug genommenen § 245 HGB. über die Aufſichtsratstantiemen, 
deſſen Bedeutung die Kl. verkenne, dahin: „Die Kl. überſieht 
insbeſondere, daß vor der Verteilung einer Aufſichtsratstantieme 
nicht nur die Abſchlagsdividende von 4% vom Reingewinne für 
die Aktionäre, ſondern überdies ſämtliche Abſchreibungen und 
Rücklagen zu kürzen find, Da nun aber inſoweit die General 
verſammlung nicht an den Bilanzvorſchlag des Aufſichtsrats ge⸗ 
bunden iſt, ſondern es in der Hand hat, die Abſchreibungen und 
Rücklagen gegebenenfalls ſoweit zu erhöhen, daß ein weiterer Rein⸗ 
gewinn aufgezehrt wird, ſo hängt die den ſchwankenden Faktor 
der Vergütung des Aufſichtsrats bildende Tantieme nicht nur 
dem Betrage nach, worauf das preußiſche Oberverwaltungs⸗ 
gericht in der einen ſeiner angezogenen Entſcheidungen und neuer⸗ 
dings auch der Reichsfinanzhof in ſeiner im 3. Bande der Samm⸗ 
lung feiner Entſcheidungen und Gutachten auf S. 16 ff. abge⸗ 
druckten Entſcheidung beſonderes Gewicht legt, ſondern auch dem 
Beſtehen nach von der Feſtſtellung des Reingewinns durch die 
Generalverſammlung ab. Daraus folgert z. B. Brand (Komm. zum 
SGB. Anm. 5 zu 8245) mit Recht, daß der Tantiemeanſpruch 
von den Aufſichtsratsmitgliedern erſt geltend gemacht werden kann, 
wenn die Generalverſammlung die Bilanz genehmigt hat, auf Grund 
deren ſich ein Anteil am Jahresgewinn i. S. des 8 245 Abſ. 1 
des HGB. ergibt. Daraus folgt aber weiter, daß jeweilig zu dem 
Zeitpunkt, für welchen die Bilanz aufgeſtellt iſt, auch noch keine, 
wenigſtens keine unbedingte Schuld der Geſellſchaft gegenüber den 
Aufſichtsratsmitgliedern beſtanden haben kann.“ Demgegenüber iſt 
zu bemerken: Die Abhängigkeit der Tantiemeausſchüttung von 
dent Vorhandenſein eines bilanzmäßigen Reingewinns und in⸗ 
ſofern von der Bilanzfeſtſtellung durch die Generalverſammlung 
liegt im Weſen jeder Tantieme und kann nach der Auffaſſung 
des Reichsfinanzhofs nicht für entſcheidend erachtet werden. Dem 
hat der Gerichtshof auch bereits in dem, die Tantiemen an Vor⸗ 
ſtandsmitglieder u. dgl. behandelnden, ihren grundſätzlichen Aus⸗ 


Geſellſchaft und von Zuweiſungen an die Penfiond” 
und Arbeiterunterſtützungskaſſe — bei den dem KörpStch. 
unterliegenden Geſellſchaften über die auf Grund des KrStch. 
vom R. entwickelten Rechtsgrundſätze hinausgeſchritten iſt. 
Während der NFH. die Entſcheidung beider Fragen in über“ 
einſtimmung mit NH. 2, 182 und 4, 208 darauf abſtellt, ob am 
Bilanzſtichtage eine rechtliche Verpflichtung der Geſell⸗ 
ſchaft gegenüber ihren Beamten, Angeſtellten und 
Arbeitern zur Leiſtung der Tantiemen und Gratifikationen 
bzw. der Zahlungen an die Penſions⸗ und Arbeiterunterſtützungs⸗ 
kaſſe beſtand, gelten nach § 6 Ziff. 6 des KörpSt®. als ſteuerbares 
Einkommen nicht „die auf Grund der Jahresabſchlüſſe an Mu⸗ 
glieder des Vorſtandes und des Aufſichtsrates, an Angeſtellte und 
Arbeiter als Entſchädigung oder Belohnung für ihre Tätigkeit 
gereichten Vergütungen jeder Art“ und ſind nach 87 Ziff. 1 des 
gl. Gef. vom Geſamtbetrag der Einkünfte abzuziehen: „Zuwendungen 
an Unterſtützungs⸗, Wohlfahrts⸗ und Penſionskaſſen des Betrie⸗ 
bes, wenn die dauernde Verwendung für die Zwecke der Kaſſen 
geſichert iſt.“ Ob die Vergütungen bzw. Zuwendungen auf Grund 
einer rechtlichen Verpflichtung geleiſtet wurden, iſt hiernach gleich⸗ 


gültig. 
RA. Dünkelsbühler, Münden. 
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führungen nach auch auf die Tantiemen von Aufſichtsratsmitglie⸗ 
dern entſprechend anwendbaren Urteil v. 11. Dez. 1919 IA 129/19, 
RTH. 2, 179ff., insbeſondere S. 182 und 183, Ausdruck gegeben; 
die dortigen Ausführungen gipfeln in dem Ergebnis: Die Tantieme⸗ 
ſchuld beſtehe auch bereits an dem Tage, für den die Bilanz auf⸗ 
zuſtellen ſei, nämlich am Schluſſe des Geſchäftsjahrs; ſie ſei, 
wenn auch nicht beſtimmt, ſo doch beſtimmbar; bei richtiger Bilanz⸗ 
aufſtellung müßten die Tantiemen unter den Paſſiven der Bilanz 
eingeſtellt werden, wenn ſie auch nach dem Reingewinne zu be⸗ 
rechnen ſeien, wie er ſich ohne Kürzung um die Tantieme ſtelle. 
An dieſem Rechtsgrundſatz einer bereits zu dem Zeitpunkt, für 
den die Bilanz aufgeſtellt wird, beſtehenden Schuld hält der Ge⸗ 
richtshof auch in Anwendung auf die Auffſichtsratstantiemen (8 245 
HGB.) wie bisher feſt. 


Wegen Nichtanwendung dieſes Rechtsgrundſatzes (8 267 Ziff. 1 
RAbgO.) unterliegt daher die Eutſcheidung der Aufhebung. 

Bei freier Beurteilung iſt in bezug auf die beiden anderen 
Streitpunkte: Rücklagen zur Verfügung des Vorſtandes für Tan⸗ 
tiemen und Gratifikationen an Beamte und Angeſtellte, ſowie Zu⸗ 
weiſung an die Penſions⸗ und Arbeiterunterſtützungsklaſſe, mit den 
Vorinſtanzen das Verlangen der Beſchwerdeführerin als unbe⸗ 
gründet zu erachten. 


Die Abzugsfähigkeit der erſteren Beträge wäre durch das Be⸗ 
ſtehen eines Rechtsanſpruchs der Beamten und Angeſtellten auf die 
Beträge bedingt (vgl. auch AusfBeſt. 8 20 Abſ. 2 Satz 1 und NFP. 
2, 179), das Beſtehen eines ſolchen iſt aber auch bei ſelbſtändiger 
Prüfung zu verneinen. Gegenüber den früheren Verweiſungen der 
Beſchwerdeführerin auf einzelne Reichsgerichtsentſcheidungen iſt zu 
bemerken, daß gerade auch nach dieſer Rechtſprechung des RG. 
(vgl. z. B. die in dem Klageverfahren angeführte Entſcheidung 
v. 7. Febr. 1919, DI. 1919, Spruchbeilage S. 509/510) es bar⸗ 
auf ankommt, ob es ſich im Einzelfall um eine nachträgliche Be⸗ 
willigung oder Erhöhung eines Entgelts für geleiſtete Dienſte oder 
um eine belohnende Schenkung handelt; m. a. W. für die Frage 
des Beſtehens eines Rechtsanſpruchs ſind lediglich die Geſamt⸗ 
umſtände des Einzelfalls maßgebend. Dieſe ſprechen hier aber 
durchaus dagegen, daß den Beamten und Angeſtellten ein Rechts⸗ 
anſpruch zugeſtanden hätte. Nach der ſchon vom Oberverwaltungs⸗ 
gerichte hervorgehobenen eigenen Erklärung der Geſellſchaft handelte 
es ſich hier um Beträge, die in günſtigen Geſchäftsjahren wie 1911, 
1913, 1915 und 1916 bei der Gewinnverteilung von der General⸗ 
verſammlung aus dem Gewinn ausgeſchieden und dem Vorſtand 
zur Verteilung an beſonders befähigte und verdienſtvolle Beamte 
zur Verfügung geſtellt wurden. Es war alſo, da die Begriffe: 
günſtig, befähigt, verdienſtvolle, keine feſt umgrenzten ſind, ſondern 
der ſubjektiven Beurteilung weiten Spielraum laſſen, ebenſo dem 
freien Ermeſſen der einzelnen Generalverſammlung überlaſſen, ob 
eine ſolche Gewinnausſcheidung vorzunehmen ſei, wie, nachdem 
ſie beſchloſſen, dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Vorſtandes, die 
zu bedenkenden Beamten und die Beträge für den einzelnen zu be⸗ 
ſtimmen. Bei dieſer Sachlage folgte aus der Wiederholung des 
Vorganges in einer Anzahl von Jahren — nicht allen — keines⸗ 
wegs, wie es die Geſellſchaft ſchließlich hinzuſtellen geſucht hat, 
ein durch langjährige Übung ſtillſchweigend erlangter Anſpruch 
der Angeſtellten auf die Beträge, war vielmehr der von ihr ſelbſt 
nach Ausweis ihrer Eingabe an die Bezirksſteuereinnahme vom 
23. Juni 1917 urſprünglich ausdrücklich vertretene Standpunkt, 
daß ihre Beamten und Angeſtellten einen Rechtsanſpruch auf Zu⸗ 
weiſungen aus dem Geſchäftsgewiune nicht hätten, als der richtige 
anzuerkennen. 


Die gebotene Einrechnung der dem Gewinne des Geſchäfts⸗ 
jahrs 1916 entnommenen Zuweiſung an die Allgemeine Peuſions⸗ 
und Arbeiterunterſtützungskaſſe in den Geſchäftsgewinn ergibt ſich 
aus den in dem Urteil des Gerichtshofs v. 14. Dez. 1920 IA 179/20, 
RF. 2, 206 ff., entwickelten Grundſätzen. Denn, wie ſchon das 
Oberverwaltungsgericht an der Hand der Satzungen der Kaſſe dar⸗ 
gelegt hatte, beſitzt einerſeits dieſe Kaſſe keine eigene Rechtsperſön⸗ 
lichkeit und konnte infolgedeſſen ihr als ſolcher gegenüber auch keine 
Rechtsverpflichtung zur Zuweiſung entſtehen. Anderſeits beſtand 
auch kein entſprechender Rechtsanſpruch der Arbeiter der Geſell⸗ 
ſchaft als der Kaſſenmitglieder; ein ſolcher wird vielmehr durch 87 
der, Sagungen ausgeſchloſſen, ſoweit es ſich um Unterſtützungen 
und Penſionen handelt, und, ſoweit es ſich um die Zuweiſung des 
Betrags zur Kaſſe handelt, hat das Geſamtvorbringen der Geſell⸗ 
ſchaft irgendwelche Anhaltspunkte für die Entſtehung eines An⸗ 
ſpruchs der Arbeiter auf Zuweiſung an die Kaſſe nicht geliefert. 

Demgemäß iſt unter Aufhebung auch der auf die Reklamation 
uind die weitere Reklamation hin ergangenen Entſcheidungen eine 
Anderung des Kriegsſteuerbeſcheids lediglich dahin anzuordnen, daß 
bei der Steuerberechnung die Aufſichtsratstantiemen aus dem Ge⸗ 
jchäftsgewinm auszuſchalten ſind. Zu dem Ende iſt ſachgemäß die 
Angelegenheit an das, nunntehr an Stelle der Bezirksſteuereinnahme 
getretene, Finanzamt zurückzuverweiſen (vgl. 8 275 Abſ. 3, 4 NAD.) 
und dieſem auch die Koſtenentſcheidung und die Feſtſetzung des 
Streitwertes zu übertragen (88 243, 286 ff. RAO). 


(ich., Urt. v. 21. Ott. 1921, 1 A 225/20.) 


9. Vermguw KrAbgGeſ. 86 Nr. 4, 8 8 Abi. 1 Nr. 1; 
BGB. 88 1617, 516. Abziehbare oder hinzuzurechnende 
Schenkungen liegen nicht vor, wenn trotz Mangels eines 
ſamilienrechtlichen Rechtsanſpruchs auf Entſchädigung für 
geleiſtete Dienſte zwiſchen Eltern und Kindern eine ſolche 
(ausdrücklich oder ſtillſchweigend) vereinbart wurde 7) 

Der Steuerpflichtige beſaß bei der Ritterſchaftsbank ein Gut⸗ 
haben von zuſammen 55000 % und behauptete, daß hiervon 
20 000 % feinen 4 Kindern gehören. Sämtliche Kinder hatten in 
ſeinem Geſchäfte gearbeitet und lediglich ihren Unterhalt nebſt ge⸗ 
ringfügigem Taſchengeld empfangen. Er habe ihnen angemeſſene 
Lohnzahlung verſprochen, den Varlohn jedoch nicht ausgezahlt, 
ſondern für ſie angeſammelt. Die Kinder waren 1890, 1892, 1895 
und 1901 geboren. Wahrend bei der Veranlagung die Hinzurechnung 
unterblieben war, wurde auf die Berufung des Finanzamts der 
Betrag von 20000 % dem Endvermögen hinzugerechnet. Dem gegen⸗ 
teiligen Antrag wurde nicht entſprochen, da die Kinder keinen Rechts⸗ 
anſpruch auf Entlohnung hätten, vielmehr, da ſie ſich im Haushalt 
der Eltern aufhielten, nach 81617 BGB. zu einer ihren Kräften 
und ihrer Lebensſtellung entſprechenden Arbeitsleiſtung verpflichtet 
geweſen ſeien. 

Die Rechtsbeſchwerde wurde damit begründet, daß aus 8 1617 
BGB. nicht folge, daß im vorliegenden Falle keine wirkliche Ent⸗ 
lohnung der Kinder ſtattgefunden habe, und daß über die bezügliche 
Behauptung bisher ein Beweis nicht erhoben ſei, ſonach auch ein 
Verfahrensmangel vorliege. 

Die Rügen ſind begründet. 

Die Wortfaſſung der Begründung der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung läßt nicht erſehen, daß in eine Würdigung des Vorbringens 
des Berufungsführers eingetreten und dieſes zurückgewieſen werden 
ſollte, läßt vielmehr die Schlußfolgerung zu, daß allein daraus, daß 
aus 8 1617 BGB. kein Rechtsanſpruch auf Entſchadigung geleiſteter 
Dienſte abgeleitet werden kann, die Behandlung der behaupteten 
Gegenleiſtungen als dem Endvermögen zuzurechnende Schenkungen 
(8 8 Abſ. 1 Nr. 1 VermgumSt®.) gerechtfertigt werden ſollte. Wenn 
allerdings aus 81617 BGB. kein Rechtsanſpruch auf Entlohnung 
abgeleitet werden kann, ſo iſt doch der im Schrifttum und in der 
Rechtſprechung weitaus überwiegenden Anſchauung beizutreten, daß 
daneben die ausdrückliche oder ſtillſchweigende, aus den Umſtänden 
des Falles zu folgernde Vereinbarung angemeſſener Entlohnung für 
im Rahmen des § 1617 oder darüber hinausgehend geleiſtete Dienſte 
nicht ausgeſchloſſen, vielmehr zuläſſig iſt, obwohl die angeführte 
Vorſchrift nach ſonſtigen Richtungen zwingendes, d. h. durch die 
Parteien nicht abänderbares Recht enthält (Staudinger, Komm. 
zum BGB. zu § 1617 Anm. 8; Planck, BGB., 3. Aufl., zu 8 1617 
Anm. 5; Di. 1912, 760). Solche Abkommen hat durchgehends auch 
die Einkommenſteuergeſetzgebung und die Praxis in der Veranlagung 
dieſer Steuerart berückſichtigt, wenn es ſich um die Abziehbarkeit von 
Entſchädigungen an Hauskinder für Dienſtleiſtungen im elterlichen 
Betrieb als Werbungskoſten handelte (vgl. z. B. Fuifting- Strutz, 
Preuß. EinfStG., 8. Aufl., zu 8 10 Anm. 8, Nachtr. zu 8 10 Anm. 8 
Bd. 2 S. 1167; v. Breunig, Bayer. EinkStGG. zu § 12 Anm. 15 
und Vollzugsvorſchr. § 23 Abſ. 9 daſelbſt S. 381; Piſtorius, 
Württemb. Eink Std., 3. Aufl. zu Art. 9 Anm. 10; Wachler⸗Hoff⸗ 
mann, Sächſ. Einkst G. 4. Aufl., zu 83 Anm. 10; Strutz, 
[Reichs⸗] EintSt®., 3. Aufl., 1921, zu § 17 Anm. 12, zu 8 46 
Anm. 20; Zimmermann, (Reichs⸗] EinkstG. 1921, zu 87 Un 
merk. 14). Einen ſolchen Vertrag kann der Vater kraft ſeiner elter⸗ 
lichen Gewalt auch mit dem minderjährigen Kinde ohne Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts abſchließen (8 313 BGB., NONKomm. 
dazu Anm. 1). Leiſtungen in ſolchem Zuſammenhange könnten nicht 
als Schenkungen beurteilt werden. Selbſt wenn die Dienſte anfänglich 
und zunächſt unentgeltlich geleiſtet worden wären, ſo wäre es nicht 
grundſätzlich ausgeſchloſſen, nachträglich bewilligte Entgelte für ſolche 
geleiſtete Dienſte als vertragsmäßige Entſchädigungen — im Gegen⸗ 
ſatze zu belohnenden Schenkungen — aufzufaſſen, wenn und ſoweit 
der ernſtliche Wille der Beteiligten auf Dienſtentſchädigung, 
nicht auf Schenkung im Hinblick auf empfangene Dienſte gerichtet 
war (RG. 74, 139; 94, 322; RGRͤKomm. zu 8516 Anm. 4) und 
die Gegenleiſtung eine „entſprechende“ war (8 6 Ziff. 4). 

Die Akten laſſen entnehmen, daß mehrfach die Vereinbarung 
der Entlohnung der Dienſtleiſtungen der Kinder behauptet wurde, 
und die Einvernahme der beiden Töchter ſcheint auch eine Beweis⸗ 
erhebung darüber zu bilden. Die Beweiserhebung ſcheint aber nicht 
als erſchöpfend und abgeſchloſſen gelten zu ſollen, nicht fortgeſetzt 
und ſchließlich nicht gewürdigt worden zu fein, weil die Vorinſtanz 
von einer unrichtigen Tragweite des § 1617 BGB. ausgegangen iſt. 

(Rh., III. Sen., Urt. v. 20. Dez. 1921, III A 252/21.) 


Zu 9. Die Entſch. iſt von großer praktiſcher Tragweite; ihr iſt 
durchaus beizupflichten; ſie war um ſo notwendiger, als manche Unter⸗ 
behörden jeder Geldleiſtung von Eltern an Kinder mit einer vielfach 
doch zu weit getriebenen Skepſis gegenüberſtanden. Beſondere Hervor⸗ 
hebung verdient die Feſtſtellung, daß auch nachträglich bewilligte 
Entgelte für anfänglich unentgeltlich geleiftete Dienſte grund⸗ 
ſätzlich nicht als Schenkungen gelten, wenn und ſoweit der Wille der 
Beteiligten auf Dienſtentſchädigung, nicht auf Schenkung gerichtet war. 

RA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 
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10. Bei der Steuererklärung für die Kriegsabgabe 
vom Vermögenszuwachs iſt der Steuerpflichtige ver⸗ 
pflichtet, wenn er einen Vermögensbeſtandteil als Schen⸗ 
kung bezeichnet, den Schenker anzugeben. f) 


Beſchwerdeführer hat in der Steuererklärung zur Kriegsabgabe 
vom Vermögenszuwachs u. a. 10 100 % deutſche Kriegsanleihe und 
500 % Hamb. Staatsanleihe aufgeführt und in Spalte Bemerkungen 
dazu angegeben, daß dieſe Wertpapiere feiner Ehefrau am 1. Jan. 
1919 geſchenkt worden ſeien, daß aber der Schenker nicht genannt 
werde. 

Nachdem Beſchwerdeführer auf Rückfrage ſich wiederum ge- 
weigert hatte, den Namen des Schenkers anzugeben, erließ das FA. 
auf Grund des 8 168 R Abg. am 31. Marz 1921 die Aufforde⸗ 
rung auf Erteilung der verlangten Auskunft und drohte im Weige⸗ 
rungsfalle eine Geldſtrafe von 100 % oder vier Tage Haft an. 

Hiergegen legte der Steuerpflichtige Beſchwerde ein, in der er 
geltend machte, daß er ſeiner Pflicht als Steuerpflichtiger voll nach⸗ 
gekommen ſei und deshalb nach 8s 168 ff. RAbgd. nicht mehr in 
Anſpruch genommen werden könne. Die verlangte Auskunft richte 
ſich gegen den Schenker, und in dieſer Hinſicht komme er als dritte 
Auskunftsperſon nach 88 177 ff. RAbgO. in Frage. Der Schenker 
ſei aber fein naher Angehöriger i. S. des 8178 RAbgd., und es 
ſei nicht ausgeſchloſſen, daß die Nennung ſeines Namens ihm die 
Gefahr einer Strafverfolgung wegen einer falſchen Vermögenserklä⸗ 
rung zuziehen könne. Er halte ſich daher gemäß 8 178 zur Zeugnis⸗ 
verweigerung für berechtigt. . 

Das ALFA. wies die Beſchwerde durch Beſcheid v. 13. Mai 1921 
zurück. Es handle ſich nicht um eine Frage, die an den Beſchwerde⸗ 
führer als Auskunftsperſon gerichtet ſei, ſondern um eine Auskunft, 
die von ihm als Steuerpflichtigen verlangt ſei, weil ſie für die 
Würdigung ſeiner Angaben und die Beurteilung des Umfanges ſeiner 
Steuerpflicht erheblich ſei. Nach 8 168 RAbgdO. ſei der Steuerpflich⸗ 
tige aber verpflichtet, ſeine Steuererklärung nach Form und Inhalt 
fo abzugeben, wie es das FA. nach den Geſetzen und Ausführungs⸗ 
verordnungen vorſchreibe, und habe insbeſondere bei der Ausfüllung 
von Vordrucken, deren Muſter Beſtandteile der Ausführungs⸗ 
vorſchriften ſeien, alle darin enthaltenen Fragen zu beantworten: 
die vorgeſchriebenen Vordrucke zur Stenererklarung für die Kriegs⸗ 
abgabe vom Vermögenszuwachs enthielten aber unter IVd ausbdrück⸗ 
lich die Frage nach Namen, Stand, Wohnort und Wohnung des 
Se 
WAUJTILLELD. 

Gegen dieſe am 1. Juni zugeſtellte Entſcheidung hat Steuer⸗ 
pflichtiger am 20. Juni Rechtsbeſchwerde eingelegt und ausgeführt, 
daß die allgemeine Pflicht aus 8 168 RAbgd. hinfällig werde durch 
88 177 ff. Er habe ſich mehrfach zur Abgabe einer eidesſtattlichen 
Verſicherung über die Tatſache der Schenkung durch einen nahen 
Angehörigen i. S. des 8 178 erboten, und glaube, daß damit ſeiner 
Auskunftspflicht in vollem Umfang genügt ſei. 

Wenn die Vorinſtanzen ſich zur Rechtfertigung der Anordnung 
auf 8 168 RAbgd. und die Ziff. IV des Steuererklärungsformulars, 
welche ausdrücklich Angabe des Schenkers nach Namen, Stand, Wohn⸗ 
ort und Wohnung verlangt, ſtützen, ſo iſt dies zunächſt nicht als rechts⸗ 
irrtümlich zu beanſtanden. Denn nach § 22 VermZuwerAbgG. hat 
jeder dort genannte Abgabepflichtige, und zu dieſen gehört der Be⸗ 
ſchwerdeführer, eine Steuererklärung abzugeben, und dieſe hat nach 
näherer Beſtimmung des Reichsrats die für die Feſtſtellung des der 
Kriegsabgabe unterliegenden Vermögenszuwachſes erforderlichen An⸗ 
gaben zu enthalten. 8 9 der mit Zustimmung des Reichsrats er⸗ 
laſſenen AusfBeſt. ſchreibt aber die Geſtaltung der Steuererklärung 
nach Anleitung des beigegebenen Muſters 2 (des Steuererklärungs⸗ 
formulars, wie es der Steuererklärung des Beſchwerdeführers zu⸗ 


Zu 10. Was frühere Steuergeſetze an Laxheit ſündigten, das 
holt RAbgoO. durch drakoniſche Strenge ein. § 168 Abf. 2 ſchreibt 
dem Steuerpflichtigen vor: „Bei der Ausfüllung von Vordrucken 
ſind alle Fragen zu beantworten. Die Fragen und Antworten ſind 
ſo zu faſſen, daß die Prüfung, was ſteuerpflichtig iſt und was nicht, 
dem FU. ermöglicht wird. In den Vordrucken iſt zu betonen, daß 
dieſe Prüfung dem FA., nicht dem Steuerpflichtigen zuſteht.“ Der 
Pflichtige iſt hier ſchlimmer behandelt, wie ein Unzurechnungsfähiger, 
da er nicht einmal prüfen darf. Hierbei bleibt die Frage offen, 
wie die Steuerbehörden ohne verſtändnisvolle Mitwirkung des Pflich⸗ 
tigen ihrer Aufgabe gerecht werden ſollen. Unter dem Geſichtswinkel, 
daß die Prüfung ſich auch auf die Unterlagen erſtreckt, konnte dies⸗ 
falls das FA. ſolche Unterlagen fordern. Es konnte aus den im 
Urteil angegebenen Gründen auch Auskunft über die Perſon des 
Schenkers fordern. Iſt inſoweit dem Urteil beizuſtimmen, ſo erſcheint 
dies nicht ohne weiteres der Fall bezüglich der Bemerkung, das 
Veranlagungsverfahren ſei dazu beſtimmt, das Vermögen des Steuer⸗ 
pflichtigen objektiv richtig auch zu ſeinen Gunſten zu erfaſſen. Hätte 
der Beſchenkte die Schenkung überhaupt verſchwiegen und ſich als 
Vermögenszuwachs anrechnen laſſen, ſo konnte das FA. m. E. dem 
Steuerpflichtigen nicht wider Willen einen Steuervorteil zuerfennen. 

Steuervorteile ſind verzichtbar. Wird der Verzicht ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend getätigt, ſo entfällt für die Steuerbehörde das 
Recht, die Unterlagen nachzuprüfen. Denn die Staatshandlungen 
müſſen ſtets einem vernünftigen Zwecke dienen. Sonſt dienen ſie 
der Schikane. RA. Dr. Görres, Berlin. 


Rechtſprechung 
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grunde liegt) vor. Danach kann es an ſich nicht zweifelhaft ſein, 
daß das Verlangen auf Ausfüllung des Steuererklärungsformulars 
ſich an den Beſchwerdeführer als Steuerpflichtigen richtet. Damit 
iſt die Anwendbarkeit des 8 168 RAbgD. auf den vorliegenden Fall 
gegeben, und es ſcheidet der 8178 RAbgd. aus, weil dieſer ſich nur 
auf die Fälle des §177 RAbgo. bezieht, in denen die Verhältniſſe 
derer geregelt werden, die nicht als Steuerpflichtige beteiligt ſind. 
Es kann keine Rede davon ſein, daß 88 177ff., wie der Beſchwerde⸗ 
führer vermeint, die Erfüllung der Pflichten aus 8 168 hinfällig 
machen, ſelbſt wenn die Angaben einer Steuererklärung geeignet 
wären, ein Vorgehen gegen einen Dritten herbeizuführen; denn es 
handelt ſich um die geſetzliche Regelung zweier untereinander ganz 
verſchiedener Rechtsverhältuiſſe, und es iſt nirgends vorgeſchrieben, 
daß die Steuerbehörden bei der Ermittlung von Steuerfällen auf das 
Auskunftsverfahren nach 88 177 ff. RAUbgD. beſchränkt ſeien, ander⸗ 
weite Beweismittel, wie z. B. fremde Steuererklärungen aber nicht 


heranziehen dürften. Durch ſolche Heranziehung werden diejenigen, 


welche die benutzte Steuererklärung abgegeben haben, nicht zu Aus⸗ 
kunftsperſonen i. S. der 88 177 ff. AMD. Die gegenteilige An⸗ 
nahme würde nicht nur mit dem Geſetz in Widerſpruch ſtehen, ſon⸗ 
dern auch inſofern zu unannehmbaren Ergebniſſen führen, als es 
in der Macht des Steuerpflichtigen ſtände, unter Berufung auf die 
den Auskuuftsperſonen gewährten Rechte unvollſtändige und damit 
unrichtige Steuererklärungen abzugeben. 

Hiernach könnte nur in Frage kommen, ob man etwa die unter 
IVd des Steuererklärungsformulars verlangten Angaben als den 
Rahmen, innerhalb deſſen $ 22 VermZuwKrAbgG. die Beſtimmungs⸗ 
befugnis des Reichsrats begrenzt, überſchreitend und deshalb als un⸗ 
verbindlich anzuſehen hätte. Dafür könnte angeführt werden, daß 


86 des Geſetzes eine Vergünſtigung des Steuerpflichtigen darſtellt, 


und daß dieſer auf ſolche Vergünſtigung zu verzichten befugt ſei. 
Indes würde eine ſolche Auffaſſung, ganz abgeſehen davon, daß der 
Beschwerdeführer, welcher die Schenkung zwar nicht an der dazu be⸗ 
ſtimmten Stelle, wohl aber in der Anlage zur Steuererklärung er⸗ 
ſichtlich gemacht hat, anſcheinend überhaupt nicht gewillt war, auf 
ihre Berückſichtigung zu verzichten, der Erwägung nicht gerecht, daß 
das Veranlagungsverfahren dazu beſtimmt iſt, das Vermögen des 
Steuerpflichtigen objektiv richtig, auch zu ſeinen Gunſten ($ 204 
NAHHD.) zu erfaſſen, und daß hierzu eine Prüſung über das Vor⸗ 
liegen der Vorausſetzungen des 86 gleichfalls gehört. Will der 
Steuerpflichtige von der ihm gewährten Vergünſtigung keinen Ge⸗ 
brauch machen, ſo mag er dies daneben erklären, dieſe Abſicht be⸗ 
rechtigt ihn aber nicht, der Steuerbehörde Mitteilungen vorzuenthal⸗ 
ten, welche erforderlich find, um ein zutreffendes Bild über ſeine 
ſteuerlichen Verhältniſſe zu gewinnen. Deshalb hält ſich die zur Er⸗ 
mittlung etwaiger Vermögensabzüge beſtimmte Frage in IV d des 
Formulars im Rahmen der für die Feſtſtellung des kriegsabgabe⸗ 
pflichtigen Vermögenszuwachſes erforderlichen Angaben und damit 
des dem Reichsrat übertragenen Beſtimmungsrechts. Das gilt 
insbeſondere auch von dem Verlangen der Namhaftmachung des 
Schenkers, da 86* VermZuwͤKrAbgG. den Abzug an den Nachweis 
der Schenkung knüpft, die Angabe aber dieſem Nachweis dienen foll 
und auch dazu geeignet iſt. 
(RFH., III. Sen., Urt. v. 13. Okt. 1921, III A 158/21.) 


11. Zur Frage des Minderwerts von bilanzmäßig 


zum Nennbetrag eingeſetzten Forderungen ſowie den 
Abſchreibungen auf fie (Delkrederekonto). f) 
Der beſchwerdeführende Bankverein iſt mit 11600 % zur 


Kriegsabgabe 1919 herangezogen. In ſeinem Kreditorenkonto war 
eine Rücklage von 34 321,06 % enthalten. Streitig iſt die Abzugs⸗ 


Zu 11. A. In Beziehung auf die Zuläſſigkeit von Abſchrei⸗ 
bungen hat der RFH. von Anfang an für die Bedürfniſſe des ge 
werblichen Lebens viel Verſtändnis gezeigt. 

Vor allem war ja die Zulaſſung von Abſchreibungen auf Ge⸗ 
ſamtunternehmungen von ihm eine Tat Er hätte ihr allerdings, 
m. E., eine zweite größere folgen laſſen ſollen, die Zulaſſung von 
Abſchreibungen entſprechend dem jeweiligen Anſchaffungswert 
(und alſo über Null hinaus); aber vor dieſem, allerdings auch kühnen 
Schritt, iſt er leider zurückgeſchreckt und ſind ſo auf den Weg des 
§ 59 a EinkStG. gedrängt worden. 

Indes hat er ſonſt noch manche Gelegenheit benutzt, um Handel 
und Gewerbe gegen kleinliches Vorgehen der Steuerbehörden gerade 
in Abſchreibungsfragen zu ſchützen. In dieſem Sinne iſt auch die 
vorliegende Entſch. zu begrüßen. Denn die Zurückweiſung eines 
Delkrederekontos von 34000 % auf mehr als 4000 000 % Forde. 
rungen, darunter auch ungedeckte, mit der Begründung, daß der 
Nachweis ſchon eingetretener Uneinbringlichkeit nicht erbracht et. 
kann nicht anders als kleinlich genannt werden. Der Begründung, 
mit der die Entſcheidung der Vorinſtanz hier mißbilligt ſind, ul 
durchaus beizutreten. Prof. Dr. Bühler, Halle. 


B. Das Delkrederekonto auf der Paſſivſeite bietet ſteuerrecht⸗ 
lich gewiſſe Schwierigkeiten. Es kann die ſteuerfreien Abſetzungen 
auf uneinbringlich gewordene und die angemeſſene Minderbewertung 
der zweifelhaften Forderungen, d. h. ein Wertausgleichskonto dar⸗ 
ſtellen, daneben aber auch eine ſteuerpflichtige Rückſtellung zur 
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Abſchreibung nicht ſteuerpflichtig ſei, iſt weder von der Veranlagungs⸗ 
behörde noch auf ihre eingelegten Rechtsmittel, zunächſt Einſpruch, 
dann Berufung, im Rechtsmittelverfahren anerkannt werden. Zur 
Begründung hatte der Bankverein geltend gemacht: Es handle ſich 
bei den 34 321,06 % um Minderbewertung ihrer ausſtehenden Forde⸗ 
rungen (Debitoren) von insgeſamt 4261 584,49 %, die beſtänden: 
in Darlehen gegen Wechſel: 105 260 %, in Darlehen auf Hypotheken: 
272 879,01 %, in ungedeckten Forderungen in laufender Rechnung: 
297 458,51 %, in gedeckten Forderungen in laufender Rechnung: 
1 480 621,32 % und in Guthaben bei Banken: 2 105 365,78 4. Der⸗ 
artige Rückſtellungen bzw. Minderbewertungen ſeien im Bankgewerbe 
üblich und ſeien auch geboten mit Rückſicht auf leicht mögliche Ver⸗ 
luſte an den außenſtehenden Forderungen und auf die jetzigen un⸗ 
geklärten wirtſchaftlichen Verhältniſſe, wonach die Gefahr, daß ein 
Geſchäftsmann zu Verluſt komme und dadurch die ihm Kredit ge⸗ 
währende Bank in Mitleidenſchaft gezogen werde, beſonders groß 
ſei. Welche Forderungen in erſter Linie gefährdet ſeien, laſſe ſich 
nicht immer erkennen. Gegenüber der Darlegung des Einſpruchs⸗ 
beſcheides, derartige allgemeine Rückſtellungen wie die hier fragliche 
feien zwar kaufmänniſch verſtändlich, ſteuerlich aber, da ſie nur 
der Beſeitigung künftig möglicher Verluſte dienten, nicht zum Aus⸗ 
gleich bereits eingetretener Entwertungen, als Geſchäftsgewinn zu 
behandeln, machte der Beſchwerdeführer im Berufungsverfahren noch 
geltend: Es handle ſich nicht nur um Rückſtellung für künſtig mög⸗ 
liche Verluſte, ſondern in erſter Linie auch für bereits entſtandene, 
aber noch nicht erkennbare Verluſte. Wenn auch — wie er auf 
Anfrage am 28. Sept. 1920 angab — bislang ſich an den aus⸗ 
ſtehenden Forderungen, die ſämtlich mit dem Nennwert in die Bilanz 
zum 31. Dez. 1919 eingeſtellt ſeien, Verluſte nicht gezeigt hätten, 
ſo könne doch jeden Augenblick ein Verluſt zutage treten. Auch 
wies er auf die verhältnismäßige Geringfügigkeit der Rückſtellung 
im Vergleiche zum Geſamtbetrage der Forderungen hin. 

Das LF A. wies die Berufung zurück, weil es ſich um Rück⸗ 
ſtellung zur Deckung künftiger Verluſte handle, und führte dabei 
u. a. aus: Die Begründung, daß die Abſchreibung für bereits 
eingetretene, aber noch nicht erkennbar gewordene Verluſte gemacht 
ſei, könne zu keinem Erfolge führen. Eine auf derartig allgemein 
gehaltener Begründung beruhende Abſchreibung ſei der zur Deckung 
künftiger Verluſte beſtimmten Abſchreibung gleichzuachten. Dafür, 
daß beſtimmte Forderungen ganz oder zu einem gewiſſen Teile un⸗ 
beibringlich geweſen ſeien, habe der Bankverein keinerlei Nachweis 
erbracht; der Umſtand, daß Ende September 1920 ſich noch keine 
Verluſte an den in der Bilanz vom 31. Dez. 1919 mit dem Nenn⸗ 
wert eingeſtellten Forderungen gezeigt hätten, laſſe darauf ſchließen, 
daß an dem Bilanztage die Forderungen tatſächlich vollwertig ge⸗ 
weſen ſeien. 

Die Rechtsbeſchwerde des Bankvereins iſt begründet. 

Das LF A. wird mit feiner Schlußfolgerung, daß es ſich hier 
nur um eine Rückſtellung zur Deckung künftiger Verluſte handle — 
die allerdings ſteuerpflichtig ſein würde —, der Sach⸗ und Rechts⸗ 
lage nicht gerecht. 5 

Unſtreitig ſind die erwähnten Forderungen von insgeſamt 
4261 584,49 % unter den Aktiven der Bilanz mit ihrem vollen 
Nennwert eingeſtellt. Wenn ein Unternehmen wie der hier fragliche 
Bankverein infolge ausgiebiger Kreditgewährung eine große Anzahl 
ausſtehender Forderungen verſchiedener Art — darunter in immerhin 
höherem Betrag auch ungedeckte — beſitzt, ſo kann es, zumal bei der 
ſeit den letzten Jahren herrſchenden Unſicherheit aller wirtſchaſtlichen 
Verhältniſſe, und zwar auch ohne daß ihm ſchon bis zum Bilanz⸗ 
ſtichtage beſtimmte Einzelheiten über Gefährdung oder Ausfälle be⸗ 
kannt geworden ſein müßten, durchweg damit rechnen, daß nach 
dem vermutlichen Laufe der Dinge ſich unter den Forderungen auch 
ſolche befinden, die, ſchon am Bilanzſtichtage, mit dem, wenn auch 
für das Unternehmen noch nicht zutage getretenen Mangel der 
Gewißheit ihres Einganges behaftet ſind, alſo als zweifelhafte oder 
einem gewiſſen Verluſt unterworfen zu gelten haben. In einem 
Falle dieſer Art entſpricht es regelmäßig dem, geſetzlich (zu vgl. 


Deckung künftiger Verluſte auf Forderungsbeſtände aufnehmen. 
Wendet man ſinngemäß die Beſtimmungen des § 33a EinfSt®. 
auch auf Kaufpreisforderungen des Waren⸗ und Fabrikgeſchäftes 
an — Steuerfreiheit der noch nicht realiſierten Gewinne —, müßte 
eine Abſchreibung der in dieſen Forderungen ſteckenden Verkaufs⸗ 
gewinne vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus zuläſſig erſcheinen. 
Beſonders ſchwierig iſt die Einbringlichkeit der Forderungen 
aus dem aktiven Bankkreditgeſchäft am Bilanzſtichtage unter den 
herrſchenden wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu beurteilen. Es iſt er⸗ 
freulich, daß die Eutſch. dieſer Unſicherheit gerecht wird und eine 
Minderbewertung für die noch nicht erkennbaren Verluſte an Forde⸗ 
rungen berückſichtigt. Nach außen tritt die Erkeuntnis der Un⸗ 
einbringlichkeit durch Stundungsgeſuche, ſchleppende Zahlungsweiſe, 
Zahlungseinſtellung, Zwangsvergleich und Konkurs in Erſcheinung. 
Gerade dem Bankier gegenüber wird der Schuldner ſeine Zahlungs⸗ 
unfähigkeit ſolange wie möglich zu verbergen und ſeine Zahlungs⸗ 
verbindlichkeit zu erfüllen ſuchen auf Koſten der Waren- und anderer 
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818 Krübg®. 1919 in Verbindung mit 8 16 KrStG. 1916; 8 40 
HGB.) zu beachtenden, ordnungsmäßigen kaufmänniſchen Gebrauche, 
ſchon zur Zeit des Bilanzſtichtages den wirklichen Geſamtwert der 
Forderungen niedriger als zum Nennbetrage einzuſchätzen und daher 
bei Einſtellung des vollen Nennbetrages der Forderungen auf der 
Aktivſeite der Bilanz ihm zum Ausgleich des mutmaßlichen Minder⸗ 
mertes ein Bewertungskonto, Dekrederekonto, gegenüberzuſtellen, das 
alsdann (zu vgl. RF. 4, 137) nicht als ſteuerpflichtige Rückſtellung 
anzusprechen iſt. Ob die Forderungen am Bilanzſtichtage als minder⸗ 
wertig im Vergleiche zum Nennbetrage zu betrachten ſind, iſt vom 
ſubjektiven Standpunkt des ordentlichen, die Geſamtverhältniſſe ver⸗ 
ſtändig erwägenden vorſichtigen Kaufmanns aus zu beurteilen, jo 
daß nicht von ausſchlaggebender Bedeutung ſein kann die hier vom 
LF A. hervorgehobene objektive Tatſache, daß noch bis ziemlich lange 
Zeit nach dem Bilanzſtichtage Verluſte bei dem Beſchwerdeführer 
nicht in die Erſcheinung getreten ſind. Der Bankverein will im 
vorliegenden Falle jenen kaufmänniſchen Brauch durch Einſtellung 
des hier fraglichen Poſtens von 34 321,06 %, eines im Vergleiche 
zu dem geſamten Nennwert der Forderungen niedrigen Betrages, 
geübt haben. Unter dieſen Umſtänden und da die Vermutung für 
die Richtigkeit der Bilanz ſpricht, durfte das LFA. — und das⸗ 
ſelbe gilt vom FA. — nicht einfach die Unſtatthaftigkeit jeder Ab⸗ 
ſchreibung, das Vorliegen einer ſteuerpflichtigen Rücklage, annehmen, 
ſondern es hätte ihm obgelegen, dem Vorbringen des Beſchwerde⸗ 
führers durch weitere Aufklärung nachzugehen, insbeſondere ihn zu 
einer näheren Darlegung zu veranlaſſen, in welcher Weiſe er zur 
Errechnung des, ſogar Pfennigbeträge aufweiſenden, hier fraglichen 
Poſtens gelangt iſt. Erſt an der Hand ſolch weiterer Unterlagen 
und unter Berücksichtigung der verſchiedenen Arten der ausſtehen⸗ 
den Forderungen konnte das LF A. — gegebenenfalls nach An⸗ 
hörung eines Sachverſtändigen — eine ſachgemäße Prüfung und 
Entſcheidung darüber treffen, ob nach Lage des Falles hier ent⸗ 
gegen der Behauptung des Beſchwerdeführers dem ſtreitigen Poſten 
ganz oder teilweiſe die Natur eines Wertausgleichpoſtens abzu⸗ 
ſprechen ſei. 
(NRFH., I. Sen., 4. Okt. 1921, IA 88/21.) 


12. 1. Wohnſitzbegriff i. S. des Beſitzſteuergeſetzes. 


2. Begriff des „dauernden Aufenthalts“ i. S. desſelben 


Geſetzes. ) 

Aus den Gründen: 

Ein chileniſcher Staatsangehöriger, der im Jahre 1913 von 
Chile nach Deutſchland gekommen war und ſich ſeit dieſer Zeit in 
Deutſchland aufhielt, wurde nach dem Geſ. v. 26. Juli 1918 zur 
Kriegsabgabe vom Vermögen veranlagt mit der Begründung, daß 
er in Deutſchland, wenn nicht einen Wohnſitz, ſo doch jedenfalls 
ſeinen dauernden Aufenthalt habe. Nach erfolgloſer Berufung wurde 
in der Rechtsbeſchwerde Freiſtellung verlangt und geltend gemacht, 
Beſchwerdeführer ſei lediglich deshalb nach Deutſchland gekommen, 
um ſich von ſeiner Ehefrau, von der er ſchon längere Zeit getrennt 
lebe, ſcheiden zu laſſen, ſowie um zwei uneheliche Kinder zu adop⸗ 
tieren, was in Chile nicht möglich ſei. Er habe immer die Abſicht 
gehabt, nach Erreichung dieſes Zweckes wieder nach Chile zurück⸗ 
zukehren. Daraus, daß er in Deutſchland ein Wohnhaus erworben 
habe, könne nicht geſchloſſen werden, daß er hier dauernden Auf 
enthalt habe nehmen wollen; denn er habe dieſes Wohnhaus als⸗ 
bald wieder verkauft. An der Rückkehr nach Chile ſei er bisher 
lediglich infolge der Kriegsverhältniſſe gehindert geweſen. 

Die Rechtsbeſchwerde wurde vom RH. zurückgewieſen. Da 
Beſchwerdeführer Ausländer ſei, ſei er nach 8 1 KrAbgGö. in Verb. 
mit 8 11 Abſ. 11 Nr. 2 BEL®. zur Entrichtung der Kriegsabgabe 
vom Vermögen nur dann verpflichtet, wenn er im Deutſchen Reiche 
einen Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ſeinen dauern⸗ 
den Aufenthalt hat. Das BStG. ſage nichts darüber, ob es unter 
„Wohnſitz“ den Wohnſitz im Sinne des Doppelſteuergeſetzes oder 
den Wohnſitz im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs (8 7) verſteht. 
Nachdem es ſich aber bei der Beſitzſteuer und der Kriegsabgabe vom 
Vermögen um Perſonalſteuern, ſohin um Steuern derſelben Art 
wie im Doppelſteuergeſetze handelt und in das BStG. auch die 


Gläubiger. Die Forderungen der Bankiers ſind kreditwirtſchaftlich 
ſo different, daß ihre Bewertung nur unter ſachverſtändiger Be⸗ 
urteilung ihres wirtſchaftlichen Zweckes, und der Geſamtwirtſchaft 
überhaupt, durch einen Bankier möglich erſcheint. 
Prof. Leixner, Berlin. 
Zu 12. Die weſenkliche Frage iſt rein tatſächlicher Natur. 
Der Erwerb eines bald wieder verkauften Wohnhauſes beweiſt 
keine Wohnſitzabſicht. Der RFH. lehnt auch die Entſcheidung dar⸗ 
über ab, ob jener Erwerb ausreichend war, um die Annahme des 
Junehabens einer Wohnung unter Umſtänden, die auf die dauernde 
Beibehaltung einer Wohnung ſchließen laſſen zu rechtfertigen. Wäre 
dann nicht eine Zurückverweiſung angebracht geweſen, da doch jene 
Beibehaltungsabſicht nicht geklärt war? Dasſelbe gilt bezüglich 
der Ausführungen über den dauernden Aufenthalt. Die Würdigung 
der tatjächlichen Verhältniſſe tt gewiß nicht Sache des R§ch., aber 
auch hier fehlte die Spruchreife. Der letzte Satz iſt rein formaliſtiſch. 
Prof. Dr. Stier⸗Somlo, Cöln. 
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im Dovppelſteuergeſetze, ſowie in den für Diefes in Betracht 
kommenden Landesſteuergeſetzen enthaltene Nebeneinanderſtellung von 
Wohnſitz und Aufenthalt gleichmäßig übernommen worden it, müſſe 
angenommen werden, daß unter Wohnſitz i. S. des 8 11 Abſ 11 
Nr. 2 des BStG. nur ein Wohnſitz zu verſtehen iſt, der den An⸗ 
forderungen des Doppelſteuergeſetzes entſpricht. Der 2 Zohnſitzbegriff 
des Doppelſteuergeſetzes erfordert das Innehaben einer Wohnung 
unter Umſtänden, die auf die Abſicht der dauernden Beibehaltung, 
einer Wohnung an dem Orte der Niederlaſſung ſchließen laſſen 
(5 1 Abſ. 2 des DoppelStG.). Hiergegen habe die Vorinſtanz 
aber nicht verſtoßen. Sie hat in ihrer Entſcheidung ausdrücklich 
hervorgehoben, daß Beſchwerdeführer bei ſeinem Zuzug nach Deutſch⸗ 
land die Abſicht einer dauernden Wohnſitzbegründung gehabt habe, 
was ſich aus der Tatſache, daß Beſchwerdeführer in Deutſchland 
ein Wohnhaus erworben habe, ergebe, wenngleich dieſes Wohnhaus 
ſpäter wieder veräußert worden ſei. Hieraus erhellt für den R., 
daß die Vorinſtanz den Wohnſitzbegriff des Doppelſteuergeſetzes 
angewendet und dieſen Wohnſitzbegriff auch nicht verkaunt hat. 
Ob die Tatſache des Erwerbes eines Wohnhauſes in Deutſchland 
ausreichend war, um die Annahme des Innehabens einer Woh⸗ 
nung unter Umſtänden, die auf die dauernde Beibehaltung einer 
Wohnung am Orte der Niederlaſſung ſchließen laſſen, zu recht⸗ 
fertigen, darüber enthält ſich der RF. einer Entſcheidung. Denn 
hierbei handle es ſich um die Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe, 
die nach 8 10 des NFHG. dem Angriff mit der Rechtsbeſchwerde 
und damit auch der Nachprüfung durch den RF. entzogen iſt. 
Hinſichtlich des im BSG. gleichfalls nicht näher beſtimmten 
Begriffs des dauernden Aufenthalts ſpricht der NFY. aus, daß, 
wenn ein dauernder Aufenthalt gegeben ſein ſoll, zu der tatſäch⸗ 
lichen Aufenthaltnahme noch die Abſicht der nicht bloß vorübergehen⸗ 
den, ſondern ſtändigen oder wenigſtens auf längere Zeit berechneten 
Beibehaltung des Aufenthalts hinzutreten müßte. Ein Aufenthalt, 
der von vornherein uur zu einem vorübergehenden Zwecke genommen 
wird, ſei kein dauernder, auch wenn die Erreichung des Zweckes 
längere Zeit, als urſprünglich angenommen, in Anſpruch nimmt 
oder wenn die Aufgabe des Aufenthalts zur beabſichtigten Zeit 
wegen ſonſtiger beſonderer, nicht von der Macht des Abgabepflich⸗ 
tigen abhängiger Umſtände unmöglich wird. Auch dies habe die 
Vorinſtanz nicht verkannt. Auf Grund welcher Tatſachen ſie zu 
der Feſtſtellung gekommen ift, daß Beſchwerdeführer in Deutſchland 
einen zeitlich unbegrenzten Aufenthalt genommen habe, ſei allerdings 
nicht dargelegt. Der Rc. könnte aber auch dann, wenn dieſe Tat⸗ 
ſachen in der Vorentſcheidung angegeben worden wären, nicht darüber 
entſcheiden, ob ſie zur Rechtfertigung der Annahme, daß Beſchwerdeführer 
in Deutſchland einen zeitlich unbegrenzten Aufenthalt genommen habe, in 
tatſachlicher Beziehung ausreichend ſind. Denn, wie bereits bemerkt, 
iſt die Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe dem Angriff mit der 
Rechtsbeſchwerde und damit auch der Nachprüfung durch den Rö. 
entzogen. In der Nichtangabe dieſer Tatſachen liege allerdings 
ein weſentlicher Mangel des Verfahrens, der aber hier nicht zur 
Aufhebung der Vorentſcheidung führen könne, weil er nicht gerügt 
iſt (829 Abſ. 1 der RFO. — Urteil IA 213/19 des R§ H. 1. Sen. 
v. 17. Febr. 1920, RH. 2 A, 193 —). 
(R5H., I. Sen., Urt. v. 17. Febr. 1920, IA 213/19.) 


>13. Keine ſteuerliche Rückwirkung eines auf Antrag 
erfolgten Staatsangehörigkeits-Erwerbs von Elſaß⸗ 
Lothringern. Einzelbeſteuerung eines allein notopfer- 
pflichtigen Ehegatten.) 

Die am 25. Dez. 1862 in Mülhauſen (Elſaß) geborene 
Ehefrau des Steuerpflichtigen, eine Altelſäſſerin, hat unbeſtritten 
auf Grund des 8 1 der Anlage zu Art. 53 des FV. mit Wirkung 

Zu 13. Als während des Krieges — im Jahre 1916 — 
eine in Brüſſel abgehaltene Tagung von Militärjuriſten ſich vor⸗ 
zugsweiſe mit aktuellen Fragen des Völkerrechts bejchäfttgte, wur⸗ 
den Zweifel laut, inwieweit dieſe abſeits liegende Disziplin über⸗ 
haupt noch poſitives Recht umfaſſe. Nach dem unglücklichen Kriegs⸗ 
ausgange hat das Völkerrecht für uns Deutſche eine ungeahnte 
Bedeutung dadurch erlangt, daß der in das geſamte öffentliche 
und private Recht des Deutſchen Reichs tief einſchneidende FV. 
eine Fülle völkerrechklicher Probleme von außerordentlicher Trag⸗ 
weite aufwirft. Mag man an dieſe Probleme vom Staatsrecht 
oder vom Steuerrecht herantreten, ſo empfindet man meiſt den 
Mangel an geeigneten wiſſenſchaftlichen Rüſtzeugen. Um fo hoher 
iſt es daher zu veranſchlagen, wenn der RH. im erſten — umfang⸗ 
reichſten — Teile der vorliegenden Entſch. die ſteuerrechtliche Be⸗ 
deutung des nicht ipso jure, ſondern auf Antrag erjolgten Er⸗ 
werbs der franzöſiſchen Staatsangehörigkeit mit geradezu klaſſi⸗ 
ſcher Klarheit darlegt. Die Frage der Rückwirkung ihres Indi⸗ 
genatserwerbs iſt eine der brennendſten Fragen der Elſaß⸗Lothringer; 
in den Verhandlungen vor dem Franzöſiſch⸗Deutſchen Gemiſchten 
Schiedsgerichtshofe iſt bekanntlich der ſchillernde Begriff der vir⸗ 
tuellen Staatsangehörigkeit aufgetaucht, den Triepel in ſeiner 
ſcharfſinnigen, JW. 1922, 140 beſprochenen Schrift zerpffückt hat. 
Der Ri. läßt die Theorie nicht gelten, daß die auf Antrag zu 
Franzoſen gewordenen Elſaß⸗Lothringer gleichſam niemals auf⸗ 
gehört hatten, Franzoſen zu ſein; mit zwingender Logik weiſt 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


vom 11. Nov. 1918 ab die franzöſiſche Staatsangehörigkeit er⸗ 
worben. Der Steuerpflichtige behauptet, daß er ſelbſt ebenfalls 
mit Wirkung von dieſem Tage ab franzöſiſcher Staatsangehöriger 
geworden ſei, da er rechtzeitig gemäß § 2 Abſ. 1 Ziff. 6 der be⸗ 
zeichneten Anlage Anſpruch auf die franzöſiſche Staatsangehörig⸗ 
keit erhoben habe. Er hat auch eine vom franzöſiſchen Konſul in 
Frankfurt a. M. beglaubigte Urkundenabſchrift vorgelegt, wonach 
er, da er die in den genannten Vorſchriften geſtellten Bedingungen 
erfüllt habe, die Eigenſchaft eines Franzoſen erlangt habe, ohne 
daß aber der Zeitpunkt angegeben iſt, von dem ab dies gilt. Es 
iſt nur angegeben, daß er das Verlangen am 25. Nov. 1920 ge⸗ 
ſtellt und daß die Zulaſſungsentſcheidung am 14. März 1921 er⸗ 
laſſen ſei. Da er trotzdem zum Reichsnotopfer in Höhe von 
616 100 % veranlagt wurde, fo erhob er gegen den Steuerbeſcheid 
Einſpruch, indem er geltend machte, daß er nicht perſönlich ſteuer⸗ 
pflichtig ſei. über dieſen Einſpruch iſt noch nicht entſchieden. Am 
2. April 1921 ordnete das Finanzamt den dinglichen Arreſt in 
das Vermögen des Steuerpflichtigen im Hinblick darauf an, daß 
er beabſichtige, ins Ausland zu ziehen. Gegen dieſe Arreſtanord⸗ 
nung hat der Steuerpflichtige Beſchwerde eingelegt. Gegen die 
zurückweiſende Entſcheidung des LFA. richtet ſich die Rechts⸗ 
beſchwerde. Dieſer konnte ein Erfolg nicht verſagt werden. 

Daß der Beſchwerdeführer an dem für die perſönliche Steuer⸗ 
pflicht maßgebenden Stichtag, dem 31. Dez. 1919, deutſcher Reichs⸗ 
angehöriger und deshalb ſteuerpflichtig war, iſt nicht beſtritten. 
Zu entſcheiden iſt zunächſt nur, ob er nachträglich mit rückwirkender 
Kraft die deutſche Reichsangehörigkeit verloren und die franzöſiſche 
Staatsangehörigkeit erworben hat. Trifft das letztere zu, ſo kann 
das Reichsnotopfer von ihm nicht mehr gefordert werden, und muß 
nicht nur der Steuerbeſcheid, ſondern auch die Arreſtanordnung 
in Wegfall kommen. Mit Recht hat aber das LF A. angenommen, 
daß der Beſchwerdeführer die franzöſiſche Staatsangehörigkeit nicht 
mit rückwirkender Kraft erlangt hat, und daß er deshalb am 31. Dez. 
1919 perſönlich ſteuerpflichtig war. 

9 1 der Anlage zu Teil III Abſchn. 5 des JV. regelt die Fälle, 
in denen gewiſſe Perſonen ohne weiteres die franzöſiſche Staats⸗ 
angehörigkeit wieder erlangen. Hier iſt ausdrücklich gejagt: „Mit 
Wirkung vom 11. Nov. 1918.“ 8 2 behandelt die Fälle, in denen 
gewiſſe Perſonen einen Anſpruch auf Verleihung der franzöſiſchen 
Staatsangehörigkeit erheben können. Hier iſt über eine Rückwir⸗ 
kung nichts beſtimmt. Daraus iſt der Schluß zu ziehen, daß für 
die im § 2 bezeichneten Perſonen keine Rückwirkung eintritt. Der 
Beſchwerdeführer begründet ſeine entgegengeſetzte Anſicht mit dem 
Hinweis auf Art. 51 des FV. Dort heißt es: 

„Die Perſonen, die kraft des § 1 der beigefügten Anlage 
die franzöſiſche Staatsangehörigkeit wiedererlangen, gelten 
für die Ausführung der Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Abſchnitts als Elſaß⸗Lothringer. 

Die im 82 der genannten Anlage erwähnten Per⸗ 
ſonen gelten von dem Tage an, an dem ſie die Verleihung 
der franzöſiſchen Staatsangehörigkeit beantragt haben, mit 
rückwirkender Kraft bis zum 11. Nov. 1918 als Elſaß⸗ 
Lothringer. Bei denjenigen, deren Antrag zurückgewieſen 
wird, endet dieſe Vorzugsbehandlung mit dem Tage des 
abſchlägigen Beſcheids.“ 

Durch dieſe Vorſchriften wird aber die Anſicht des Beſchwerdeführers 
nicht geſtützt; denn nur mit Unrecht nimmt dieſer an, daß Elſaß⸗ 
Lothringer nach dem Friedensvertrage Franzoſen ſeien, bei denen 
eine ganz beſondere Behandlung von Rechten und Pflichten beſtimmt 
worden ſei. Er meint, daß die Verfaſſer des Friedensvertrags, wenn 
fie von Elſaß⸗Lothringen und Elſaß⸗Lothringern ſprechen, dar⸗ 
unter franzöſiſches Gebiet und franzöſiſche Staatsaugehörige ver⸗ 


er nach, daß dieſe Gruppe von Elſaß⸗Lothringern erſt vom Zeit- 
punkt der auf ihr Geſuch erfolgten Einbürgerung an die 
Reichsangehörigkeit verloren haben. Die Einbürgerung iſt vor⸗ 
liegend erſt im November 1920 beantragt und im Marz 1921 er⸗ 
folgt; hieraus ergibt ſich die unbeſchränkte perſönliche Notopfer⸗ 
pflicht des Beſchwerdeführers, da dieſer nicht nur am Stichtage 
des Reichsnotopfergeſetzes (31. Dez. 1919), ſondern auch bei In 
krafttreten dieſes Geſetzes (14. Jan. 1920) Deutſcher geweſen iſt 
und der NFH. die Steuerbefreiungspflicht nach Art. 278 FV. grund⸗ 
ſätzlich auf die zur Zeit der Ratifikation des FV. beſtehenden 
Steueranſprüche des Reichs nicht erſtreckt (JW. 1921, 1619 Note 11). 

Für die Finanzämter und Finanzgerichte enthält die Entſch. 
weiter die Mahnung, innerhalb der Grenzen einer jeglichen Ent⸗ 
ſcheidungsrüge alle rechtlichen Geſichtspunkte zu berückſichtigen, die 
bei Verwerfung des Hauptangriffes erheblich werden konnten. Man 
kann nicht gerade behaupten, daß insbeſondere die Finanzämter 
dieſen Grundſatz bisher beherzigt hätten; die felten tiefer eindringen“ 
den Einſpruchsbeſcheide und Gegenerklärungen in höheren In⸗ 
ſtanzen haften ganz überwiegend an der Rechtsmittelbegründung . 

Endlich folgt der NFH. der in dem angezogenen Schrifttum 
vertretenen Auffaſſung, daß das Vermögen von Eheleuten, von 
denen nur der eine notopferpflichtig iſt, zu trennen und daß nur 
der notopferpflichtige Ehegatte mit ſeinem Vermögen zur Abgabe 
zu veranlagen iſt. 

RA. Dr. Wrzeszinski, Berlin. 


51. Jahrg. 1922 Heft 12) 
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ſtehen. Niemals habe der Friedensvertrag es zugelaſſen, daß eine 
Perſon, die dort als Elſaß⸗Lothringer bezeichnet werde, Deutſcher 
ſein könne. Ob dieſe letzte Auffaſſung zutrifft, kann dahingeſtellt 
bleiben. Auch wenn ſie zutrifft, folgt daraus doch nicht, daß der 
Begriff „Elſaß⸗Lothringer“ ein Unterbegriff von „Franzoſe“ iſt. 
Allerdings ſteht der Friedensvertrag auf dem Standpunkt, daß 
Deutſchland im Jahre 1871 durch Angliederung Elſaß⸗Lothringens 
an ſein Gebiet ein Unrecht begangen habe, das wieder gut zu 
machen ſei. Allein er hat hieraus nicht die Folgerung gezogen, 
daß Elſaß⸗Lothringen auch noch nach 1871 als franzöſiſches Ge⸗ 
biet und die Elſaß⸗Lothringer als Franzoſen gegolten haben. 
Denn im Art. 51 heißt es ausdrücklich: „Die ... an Deutſchland 
abgetretenen Gebiete fallen mit Wirkung vom Zeitpunkt des Waffen⸗ 
ſtillſtandes vom 11. Nov. 1918 unter die franzöſiſche Souveränität 
zurück.“ Welche Schlüſſe hieraus im einzelnen zu ziehen ſind, iſt 
in den nachfolgenden Vorſchriften beſtimmt. 

Nach § 1 der Anlage zu Art. 54 erlangen gewiſſe dem Lande 
Elſaß⸗Lothringen beſonders naheſtehende Perſonen mit Wirkung 
vom 11. Nov. 1918 die franzöſiſche Staatsaugehörigkeit wieder. 
Von dieſen heißt es im Art. 54 Abſ. 1, daß fie für die Ausführung 
der Beſtimmungen des Abſchn. V al3 Elſaß⸗Lothringer gelten. Waren 
fie ſchon vor dem Friedensvertrag Elſaß⸗Lothringer, o hat dieſe 
Vorſchrift für ſie keine beſondere Bedeutung, es ſei denn die, 
daß fie für die Ausführung des Abſchn. V auch am 11. Nov. 1918 
und ſpäter wie Elſaß⸗Lothringer behandelt werden. Waren ſie 
vor dem Friedensvertrage nicht Elſaß⸗Lothringer, was in vielen 
Fällen möglich war, ſo ſollen ſie gleichwohl als ſolche gelten, ſo 
daß z. B. Urteile elſaß⸗lothringiſcher Gerichte, die zwiſchen ihnen 
und Ausländern feit dem 3. Aug. 1914 in bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten ergangen und vor dem 11. Nov. 1918 rechtskräftig 
geworden ſind, als endgültig und ohne weiteres vollſtreckbar gelten, 
daß andererſeits Urteile zwiſchen ihnen und Deutſchen erſt vollſtreck⸗ 
bar werden, nachdem ein beſonderes Vollſtreckungsurteil ergangen 
iſt (Art. 78). 

Dies iſt der Rechtszuſtand, der für die Ehefrau des Be⸗ 
ſchwerdeführers maßgebend iſt. Dieſer ſelbſt fällt unter § 2 der 
Anlage zu 8 54, deshalb gilt für ihn Abſ. 2 des 8 54. Die im 
82 der Anlage bezeichneten Perſonen gelten, auch wenn fie vorher 
nicht Elſaß⸗Lothringer waren, doch rückvirkend als ſolche in der 
Zeit vom 11. Nov. 1918 bis zu dem Tage, an dem fie bie fran⸗ 
zöſiſche Staatsangehörigkeit beantragt haben. Der Uuterſchied von 
den im 81 bezeichneten Perſonen beſteht alſo darin, daß die 
Rückwirkung nicht über den 11. Nov. 1918 hinaus geht. Wäre alſo 
z. B. zwiſchen dem Beſchwerdeführer und einem Deutſchen vor dem 
11. Nov. 1918 ein rechtskräftiges Urteil ergangen, jo würde der 
Vollſtreckung nichts im Wege ſtehen. Nur bei ſpäterem Eintritt 
der Rechtskraft würde Art. 78 Ziff. 1 Abſ. 2 anwendbar ſein. 

Gerade der Umſtand, daß der Friedensvertrag die Anwen⸗ 
dung des Begriffs „Elſaß⸗Lothringer“ auch über den 11. Nov. 
1918 hinaus zuläßt (Art. 54 Abſ. 1, Art. 72, 78 uſw.), ſpricht 
dafür, daß dieſer Begriff nicht mit dem des „Franzoſen“ zu⸗ 
ſammenfällt. Art. 54 iſt daher nicht nur keine Stütze der Auffaſſung 
des Beſchwerdeführers, ſondern widerlegt dieſe vielmehr und be⸗ 
ſtätigt die Schlußfolgerung, die oben ſchon aus dem Gegenſatze 
von 81 und § 2 der Anlage zu Artikel 54 gezogen iſt. Es mag 
schließlich noch hervorgehoben werden, daß 8 3 Abſ. 1 der Anlage 
zu 8 54 von Deutſchen ſpricht, die die elſaß⸗lothringiſche Staats⸗ 
angehörigkeit beſitzen. 

Wenn der Beſchwerdeführer, um ſeine Auffaſſung zu be⸗ 
gründen, auf 8 3 Abſ. 3 der Anlage verweiſt, fo iſt nicht erſichtlich, 
inwiefern dieſe Vorſchrift für ihn verwertet werden könnte. Dort 
iſt nur beſtimmt, daß Perſonen, die ihre Einbürgerung beantragen, 
alſo weder unter 8 1 noch unter § 2 fallen, von der Einreichung 
ab den diplomatiſchen und konſulariſchen Schutz Frankreichs ge⸗ 
nießen. Art. 54 des JV. bezieht ſich aber nur auf die 88 1 und 2 
der Anlage. 

Die jetzt neu aufgeſtellte Behauptung des Beſchwerdeführers, 
daß er vor dem 11. Nov. 1918 lediglich die elſaß⸗lothringiſche 
Staatsangehörigkeit gehabt habe, ändert nichts Weſentliches an 
der Rechtslage, da höchſteus eine andere Nummer des § 2 Abſ. 1 der 
Anlage in Frage kommen könnte. Daß etwa die Vorausſetzungen 
des §1 vorliegen, iſt daraus nicht zu entnehmen. In keinem 
Falle träfe alſo eine Rückvirkung über den 31. Dez. 1919 hinaus zu. 

Mit Recht rügt aber der Beſchwerdeführer, daß das LF A. 
nicht in eine Erörterung darüber eingetreten iſt, ob in dem von 
ihm angegebenen Vermögen auch Vermögensſtücke der Ehefrau 
ſtecken. Das Oß§ A. erkennt an, daß die Ehefrau nicht perſönlich 
ſteuerpflichtig ſei. Die Arficht, daß durch dieſe Frage die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung nicht berührt werde, da die Beſchwerde das Arreſtver⸗ 
fahren als ſolches, alſo dem Grunde, nicht auch dem Betrage nach, 
angreift, geht fehl. Der Steuerpflichtige iſt nicht verpflichtet, alle 
rechtlichen Geſichtspunkte hervorzuheben, die Platz greifen könnten, 
wenn ſein Hauptangriff verworfen wird. Sache des Finanzgericht⸗ 
iſt es vielmehr, innerhalb des geſtellten Antrags alle rechtlichen 
Geſichtspunkte zu berückſichtigen, die es für erheblich hält. Das 
OF A. hätte alſo den Steuerpflichtigen zu einer Außerung darüber 
veranlaſſen müſſen, ob in dem von ihm angegebenen Vermögen 


e der Ehefrau ſteckt und welche Vermögensgegenſtände 
as ſind. 

Es könnte in Frage kommen, ob die Ehefrau, wenn ſie auch 
mit Wirkung vom 11. Nov. 1918 die franzöſiſche Staatsangehörig⸗ 
keit erlangt hat, nicht nebenher die Staatsaugehörigkeit des Be⸗ 
ſchwerdeführers behalten hat und von dieſem Geſichtspunkt aus 
als perſönlich ſteuerpflichtig zu behandeln iſt. Das iſt aber zu ver⸗ 
neinen. Denn Perſonen, die nach 81 der Anlage zu Art. 54 die 
franzöſiſche Staatsangehörigkeit wiedererlangen, ſollen da⸗ 
mit die deutſche verlieren. So iſt denn auch im Art. 91 für Polen 
befonders beſtimmt, daß der Erwerb der polniſchen Staatsangehörig⸗ 
keit unter Verluſt der deutſchen geſchehe, und Art. 278 beſtimmt, 
daß die ehemaligen Reichsangehörigen auf Grund der neuerwor⸗ 
benen Staatsangehörigkeit in jeder Richtung von ihrer Pflicht gegen⸗ 
über dem Heimatſtaate zu entbinden ſind, was aber nicht aus⸗ 
ſchließt, daß früher entſtandene Pflichten zu erfüllen ſind. Soweit 
die Ehefrau etwa nach deutſchem Staatsrecht die deutſche Reichs⸗ 
angehörigkeit behalten haben würde, iſt dieſer Rechtszuſtand durch 
den Friedensvertrag außer Kraſt geſctzt. 

Daß eine getrennte Veranlagung der Eheleute trotz 816 des 
RNot OG. zuläſſig iſt, ergibt ſich ebenfalls aus dieſen Ausführungen. 
Überdies iſt Vorausſetzung für die Zuſammenrechuung des Ver⸗ 
mögens der Ehegatten, daß beide perſönlich ſteuerpflichtig ſind 
(vgl. v. Breunig, Reichsnotopfergeſetz 8 16 Anm. 3; Fried⸗ 
manun⸗Wrzeſzinski, 816 Anm. 3; Fürnrohr, § 16 Anm. 4). 

Bei freier Beurteilung iſt die Sache nicht ſpruchreif. Es 
bleibt noch feſtzuſtellen, welcher Teil des Vermögens auf die Ehe⸗ 
frau des Steuerpflichtigen fällt. Danach iſt das Notopfer neu 
zu berechnen. Entſprechend dem Weſen des Arreſtes als einer 
einſtweiligen Maßregel genügt aber eine annähernde Feſtſtellung 
(RF. 5, 140). Das Ec A., an das die Sache zurückgeht, wird 
ferner über das Vorhandenſein eines Arreſtgrundes gemäß den 
in der Rechtsbeſchwerde darüber neu aufgeſtellten Behauptungen in 
eine Erörterung einzutreten haben. Auch wird zu berückſichtigen 
ſein, daß die Aufrechterhaltung des Arreſtes nur ſoweit zuläſſig 
iſt, als nicht der Steuerbeſcheid ſelbſt vollſtreckbar iſt (RF. 4, 3). 

(RSS, III. Sen., 26. Sept. 1921, III A 142/21, S.) 


14. GrErw StG. 8 5, § 8 Abſ. 1 Ziff. 9. 

1. Die Abgabe des Meiſtgebots im Zwangsverſteige⸗ 
rungs verfahren tft neben der Abtretung der Rechte aus 
dem Meiſtgebot als Veräußerungsgeſchäft im Sinne des 
85 Abſ. 3 anzuſehen. 

2. Die BefrVorſchr. des 8 8 Ziff. 9 gilt auch für ſchuld⸗ 
rechtliche Veräußerungsgeſchäfte, insbeſondere auch für 
die Abgabe des Meiſtgebots im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren. }) 

Am 2. Okt. 1919 blieb der Beſchwerdeführer bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung der Beſitzung des H. Meiſtbietender mit einem Ge⸗ 
bot von 90 400 %, wovon 400 % auf das Zubehör entfallen 
ſollten. Am 30. Okt. 1919 trat er ſeine Rechte aus dem Meiſt⸗ 
gebot an die Gemeinde B. ab, wogegen dieſe die Verpflichtungen 
aus dem Meiſtgebot übernahm, ein weiteres Entgelt für die Ab⸗ 
tretung wurde nicht vereinbart. Am ſelben Tage erteilte das 
Notariat als Verſteigerungsbehörde der Gemeinde den Zuſchlag. 
Nachdem dieſe zunächſt durch Steuerbeſcheid vom 14. Apeil 1920 
„für den Übergang des Eigentums von den H.ſchen Erben an fie“ 
zu einer Grunderwerbſteuer von 3000 % veranlagt war, forderte 
das FA. durch Steuerbeſcheid v. 24. Dez. 1920 von dem bes 
ſchwerdeführenden Verein einen gleich hohen Steuerbetrag ein, 


Zu 14. 1. Auf die von verſchiedenen Seiten gegen die 
frühere Eutſcheidung gerichteten Angriffe iſt der NYH. nach ein⸗ 
gehender Prüfung derſelben bei jeiner Auffaſſung verblieben. Die 
neue Entſcheidung iſt ſonach als eine endgültige zu betrachten. 
Es iſt nunmehr zwecklos, auf die Fragen noch einmal einzugehen. 
Der Beſprecher muß ſich die Beſchränkungen auferlegen, die der 
Präſident des NFH. in JW. 1921, 725 für ſolche Fälle mit 
gutem Grunde empfohlen hat; nur wenn es ſich um wirtſchaftlich 
dedeutſame Fragen handeln würde, brauchte die Kritik vor dieſen 
Schranken nicht Halt zu machen. So liegt der Fall nicht. Alſo: 
causa finita est. Hinzugefügt darf aber werden, daß die er⸗ 
ſchöpfende Würdigung der Gegengründe, wie ſie in den Rechts⸗ 
ſprüchen höchſter Gerichtshöfe nicht immer zu finden iſt, geeignet 
iſt, das Vertrauen zur Rechtſprechung zu erhöhen, gleichgültig 
wie man ſich zu den Ergebniſſen ſelbſt ſtellt. a 

2. Die Befreiungsvorſchrift des 88 Nr. 9 GrErwStch., die 
nur von Grundſtück⸗übertragungen ſpricht, wird mit Recht auch 
auf ſchuldrechtliche Veräußerungsgeſchäfte bezogen. Es iſt daher 
von der grundlegenden Auffaſſung des RH. aus folgerichtig, ſie 
auch auf die Abgabe des Meiſtgebotes zu erſtrecken, ſofern es zu⸗ 
folge der Abtretung zu einem grunderwerbsſteuerpflichtigen Ge⸗ 
ſchäfte wird. Von ſelbſt verſteht ſich ferner, daß das Vorhandenſein 
des Befreiungsgrundes aus der Perſon des Meiſtbietenden zu be⸗ 
urteilen iſt. Unabhängig hiervon kann natürlich in Frage kommen, 
ob auf die durch den Zuſchlag begründete Grunderwerbsſteuer ein 
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und zwar nach dem Wortlaut des Beſcheids „für den Übergang des 
Eigentums von den H.ſchen Erben an den Darlehnskaſſenverein 
M.“. Einſpruch und Berufung des Vereins blieben ohne Erfolg. 
Während das FA. in den Gründen des Einſpruchsbeſcheids die 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot als den Rechtsvorgang 
anſah, für den der Verein die mit Beſcheid v. 24. Dez. 1920 ein⸗ 
geforderte Steuer zahlen ſollte, geht die Vorinſtanz in der an⸗ 
gefochtenen Entſch. davon aus, daß die ſtreitige Grunderwerb⸗ 
ſteuer gemäß 8 5 Abſ. 3 in Verb. mit Abſ. 4 Ziff. 4 des GrErw StG. 
für die Abgabe des Meiſtgebots durch den Beſchwerdeführer ange⸗ 
fordert ſei. Sie führt ſodann aus, dieſes Meiſtgebot ſei als ein 
— entgeltliches — Veräußerungsgeſchäft i. S. des 85 Abſ 1 an⸗ 
zuſehen und deshalb nach 85 Abſ. 3 ſelbſt dann ſteuerpflichtig, 
wenn das nachfolgende Abtretungsgeſchäft, das zum Eigentums⸗ 
übergange geführt habe, ein unentgeltliches wäre; auch die Be⸗ 
freiungsvorſchrift des 88 Ziff. 9 könne auf die Abgabe des Meiſt⸗ 
gebots keine Anwendung finden; dieſe Vorſchrift käme nur in 
Frage für den Eigentumsübergang auf die Gemeinde und die 
Weiterveräußerung an einzelne Siedler; ſie gelte aber als eng 
auszulegende Ausnahmebeſtimmung nicht für ein Zwiſchengeſchäſt 
der vorliegenden Art; im übrigen ſeien aber auch die ſonſtigen 
Vorausſetzungen des 88 Ziff. 9 nicht gegeben, weil einmal die 
Gemeinde keine planmäßige Siedlungstätigkeit entfalte und auch 
im vorliegenden Falle das Anweſen nicht zu Siedlungszwecken 
erworben habe und weil ferner die Satzung des Beſchwerde⸗ 
führers (857 Abſ. 2 ff.) keine Gewähr dafür biete, daß bei der 
Auflöſung des Vereins der etwaige Vermögensreſt für gemeinnützige 
Zwecke verwendet werde, indem Raiffeiſenſchen Spar⸗ und Dar⸗ 
lehnskaſſenvereine, für die das Reſtvermögen ſatzungsgemäß 30 Jahre 
lang aufbewahrt werden müſſe, keine gemeinnützigen Unternehmun⸗ 
gen im Sinne der Steuergeſetze darſtellten. 

Hiergegen richtet ſich die Rechtsbeſchwerde. 

Das Rechtsmittel iſt nicht begründet. 

Grundlage des ſchwebenden Rechtsmittelverfahrens iſt der 
Steuerbeſcheid v. 24. Dez. 1920. Dieſer läßt, trotzdem er un⸗ 
richtig von einem „Eigentumsübergang“ an den Darlehnskaſſen⸗ 
verein U. ſpricht, doch aus dieſer Bezeichnung des Vereins als 
Erwerbers mit hinreichender Deutlichkeit erkenuen, daß die Abgabe 
des Meiſtgebots durch den Verein zum Gegenſtand der Beſteuerung 
gemacht iſt. Da auch die Vorinſtanz den Steuerbeſcheid mit Recht 
in vorſtehendem Sinne ausgelegt hat, iſt die abweichende Aus⸗ 
legung, die dem Einſpruchsbeſcheide des FU. zugrunde liegt, für 
die auf die Rechtsbeſchwerde zu treffende Entſcheidung ohne Be⸗ 
deutung. 

Der erkennende Senat hat nun bereits in ſeinem Urteil vom 
4. Febr. 1921 (RF. 5, 154) und ebenſo in feinem nicht ver⸗ 
öffentlichten Urteil v. 4. Marz 1921 (II A 108/21) ſich dahin 
ausgeſprochen, daß in einem Zwangsverſteigerungsverfahren nicht 
nur die Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot, entſprechend 
der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 5 Abſ. 4 Ziff. 4 des GrErwStG., 
ſondern auch die Abgabe des Meiſtgebots ſelbſt als ein Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft i. S. des 85 anzuſehen ſei. Dieſe Entſcheidung iſt 
im Schrifttum von verſchiedenen Seiten bekämpft worden. Vgl. 
insbeſondere „Zeitgemäße Steuerfragen“ 1921, 210 (Ott), JW. 
1921, 601 (Stillſchweig); 1066 (Heinitz); 1068 (Ihde); 
1126 (Hagelberg). Zu vgl. auch Lindemann in den „Zeit⸗ 
gemäßen Steuerfragen“ 1920, 165. Es wird der Auffaſſung des 
erkennenden Senats gegenüber geltend gemacht, die Abgabe des 
Meiſtgebots konne einerſeits rechtsbegrifflich nicht ein zur Über- 
tragung des Eigentums verpflichtendes Veräußerungsgeſchäft i. S. 
des 8 5 Abſ. 1 darſtellen und gehöre andererſeits auch nicht zu 
den im 85 Abf. 4 erſchöpfend aufgezählten Geſchäften, die ohne 
Rückſicht auf ihre rechtliche Natur als Veräußerungsgeſchafte i. S. 
des 85 Abſ. 1 behandelt werden ſollen; wenn ferner im § 5 Abf. 4 
Ziff. 4 die Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot in den Kreis 
der Veräußerungsgeſchäfte einbezogen ſei, ſo folge auch daraus 
nicht, daß die Abgabe des Meiſtgebots ſelbſt ebenfalls ein Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft fein muſſe; die Vorſchrift des 8 5 Abſ. 4 Ziff. 4 
ſei gegeben für den keineswegs ſeltenen Fall, daß eine Mehrheit 
von Abtretungen vorliege, oder den gleichliegenden Fall, daß der 
Meiſtbietende erkläre, für einen anderen geboten zu haben, und 
dieſer andere dann die Rechte aus dem Meiſtgebot einem Dritten 
abtrete; ſie ſei daher auch dann, wenn man die Abgabe des Meiſt⸗ 
gebots nicht als Veräußerungsgeſchäft betrachte, keineswegs, weil 
die Abtretung als das letzte Glied der Kette mit Rückſicht auf 
§ 5 Abſ. 3 ſteuerfrei bleibe, gegenſtandslos oder überflüſſig; endlich 
werde auch bei der von dem erkennenden Senat vertretenen Auf⸗ 
faſſung der bis zum Inkrafttreten des Grunderwerbſteuergeſetzes 
auf Grund der damaligen Stempelgeſetzgebung vorhanden geweſene 
Rechtszuſtand hinſichtlich der Grundwechſelabgabe nicht etwa fort⸗ 
geſetzt, ſondern erheblich zuungunſten der Steuerpflichtigen geändert. 

Der Senat hat unter Berückſichtigung der vorſtehenden Ein⸗ 
wendungen ſeinen Rechtsſtandpunkt einer Nachprüfung unterzogen, 
aber keinen Anlaß gefunden, von ihm abzugehen. 

Was zunächſt den früheren Rechtszuſtand angeht, ſo erhob das 
RStempG. v. 15. Juli 1909 im Anſchluß an die preuß. Stempel⸗ 
geſetzgebung die Grundwechſelabgabe in Form eines Urkundenſtempels 
in erſter Linie von den ſchuldrechtlichen Veräußerungsgeſchäften 
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(TarNr. 11a) und nur in Ermangelung eines ſolchen von den 
ſachenrechtlichen Auflaſſungserklärungen (TarNr. 11 b). Abgeſehen 
von letzteren waren ſtempelpflichtig: „Kauf- und Tauſchverträge 
und andere entgeltliche Veräußerungsgeſchäfte, einſchließlich der ge⸗ 
richtlichen Zwangsverſteigerungen“. Dabei trat nach 8 78 (84) 
des RStempG. die Pflicht zur Eutrichtung zur Abgabe ein bei 
der Zwangsverſteigerung mit der Erteilung des Zuſchlags, bei der 
Auflaſſung mit der Eintragung der Rechtsänderung in das Grund⸗ 
buch. Daneben waren auch bereits, um Stempelumgehungen zu 
verhüten, die jetzt im 85 Abſ. 4 Ziff. 1—4 des GrErwStGG. auf⸗ 
geführten rechtsgeſchäftlichen Erklärungen, insbeſondere auch die 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot und die Erklärung des 
Meiſtbietenden, für einen anderen geboten zu haben, für ſtempel⸗ 
pflichtig erklärt. Dieſe Abtretung und die ihr gleichgeſtellte Er⸗ 
klärung blieben allerdings ſtempelfrei, ſofern ſie im Verſteigerungs⸗ 
termine ſelbſt erfolgten, oder ſofern ein Glaubiger Meiſtbietender 
war, dem eine durch ein geringeres Gebot nicht oder nicht völlig 
gedeckte Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld zuſtand. Wenn 
keiner dieſer beiden Befreiungsgründe vorlag, war aber ſchon bei 
einer nur einmaligen Abtretung ein doppelter Stempel (für die 
Abtretung und für den Zuſchlag) zu entrichten. In Abweichung von 
dieſer Stempelgeſetzgebung hat nun das Grunderwerbſteuergeſetz 
88 1, 4) im Anſchluß an das Zuwachsſteuergeſetz die Grundwechſel⸗ 
abgabe grundſätzlich an den dinglichen Eigentumsübergang geknüpft 
und die dieſem Eigentumsübergange vorausgehenden ſchuldrechtlichen 
Veräußerungsgeſchäfte ſowie die ihnen im 8 5 Abſ. 4 gleichgeſtellten 
rechtsgeſchäftlichen Erklärungen nur unter den beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen des §5 Abſ. 1 und 3 für ſteuerpflichtig erklärt. Danach 
bleibt nach Eintritt eines dinglichen Rechtsüberganges auf jeden 
Fall ſteuerfrei dasjenige nicht länger als ein Jahr zurückliegende 
ſchuldrechtliche Grundgeſchäft, aus dem der neue Eigentümer einen 
Anſpruch auf dieſen Eigentumserwerb erlangt hatte, das alſo in⸗ 
ſofern durch den Eigentumsübergang zur Ausführung gekommen ijt. 


Hat nun im Zwangsverſteigerungsverfahren der Meiſtbietende 
ſeine Rechte aus dem Meiſtgebot an einen anderen abgetreten und 
iſt dieſer dann durch den Zuſchlag nach 88 81, 90 des ZmBerft®. 
Eigentümer des Grundſtücks geworden, ſo kann nur die Abtretung 
als das nach 85 Abſ. 3 des GrErwStch. ſteuerfrei bleibende Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft angeſehen werden. Wäre alſo die Abgabe des 
Meiſtgebots ſelbſt nicht als Veräußerungsgeſchäft i. S. des 8 5 
anzuſehen, ſo würde für Rechtsvorgänge, die nach dem früheren 
Stempelrechte zu einer zweimaligen Erhebung des Reichsſtempels 
für Grundſtücksübertragungen geführt haben, jetzt unter der Herr⸗ 
ſchaft des Grunderwerbſteuergeſetzes nur eine einmalige Steuer 
für den Zuſchlag ſelbſt zu erheben ſein. Ein ſolches Ergebnis 
iſt unvereinbar mit der unverkennbaren Abſicht des Geſetzgebers, 
durch das Grunderwerbſteuergeſetz den Grundwechſel in jeder Form 
in weiterem Umfang zu beſteuern, als es nach der früheren Stempel⸗ 
geſetzgebung der Fall war. Richtig iſt allerdings, wie Stillſchweig 
a. a. O. ausführt, daß nach dem früheren Rechte bei einer ein⸗ 
maligen Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot der Stempel 
dann nur einmal (für den Zuſchlag) zum Anſatz kam, wenn für 
die Abtretung und die ihr gleichgeſtellte Erklärung einer der oben 
angeführten zwei Beſreiungsgründe vorlag. Es mag auch zu⸗ 
gegeben werden, daß dieſe vom Geſetze begünſtigten Fälle häufig 
vorkamen. Trotzdem muß es als ausgeſchloſſen bezeichnet werden, 
daß der Geſetzgeber den Willen gehabt habe, in den ebenfalls durch⸗ 
aus nicht ſeltenen Fällen, wo der Meiſtbietende am Zwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren nicht als Gläubiger beteiligt war und erſt nach 
dem Verſteigerungstermine ſeine Rechte abtrat oder erklärte, für 
einen anderen geboten zu haben, im Gegenſatze zum früheren 
Stempelrecht die Grundwechſelabgabe nur noch einmal zu erheben. 
Gerade in dieſen Fallen ware eine Einſchränkung der Steuerpflicht 
am wenigſten durch wirtſchaftliche Bebürfniſſe gerechtfertigt ge⸗ 
weſen. Wenn die oben erwähnte Befreiungsvorſchrift des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes in das Grunderwerbſteuergeſetz nicht übernommen 
und infolgedeſſen in den von ihr begünſtigten Fällen jetzt bei 
einer gleichzeitigen Steuerpflichtigkeit der Abgabe des Meiſtgebots 
eine Erweiterung der Steuerpflicht im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren gegenüber dem früheren Rechtszuſtand eingetreten iſt, ſo 
iſt dieſe Erweiterung vom Geſetzgeber gewollt, wie ja auch außer⸗ 
halb des Zwangsverſteigerungsverfahrens in den Fällen des 85 
Abf. 4 Ziff. 1—3 des GrErwStöG. die Stenerpflichtigkeit der nach⸗ 
träglichen Übertragungen und Erklärungen nicht mehr, wie nach 
dem früheren Stempelrecht, ausgeſchloſſen werden kann durch den 
Nachweis, daß der aus dem erſten Veräußerungsgeſchäfte berech⸗ 
tigte Erwerber dieſes Geſchäft auf Grund eines Vollmachtauftrags 
oder als Geſchäftsführer ohne Auftrag abgeſchloſſen habe. Der 
Geſetzgeber hat eben den wirtſchaftlichen Bedürfniſſen, die dieſen. 
Befreiungsvorſchriften zugrunde lagen, die weitere Berückſichtigung 
verſagt und dem als Hypothekengläubiger eingetragenen Meiſt⸗ 
bietenden nur noch hinſichtlich der Berechnung der von ihm zu 
entrichtenden Steuer im § 14 des GrErwStG. gewiſſe Vergünſti⸗ 
gungen gewährt. — Im übrigen wird von Stillſchweig a. a. O. 
die ganze Frageſtellung verſchoben, wenn er auszuführen ſucht, 
daß nach dem Grunderwerbſteuergeſetze die einfache Abtretung der 
Rechte aus dem Meiftgebot in jedem Falle ſteuerfrei bleiben müſſe: 
denn daß dieſe Abtretung an ſich ein ſteuerpflichtiges Veräuße⸗ 
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rungsgeſchäft i. S. des 8 5 darſtellt, kann nach § 5 Abſ. 5 Ziff. 4 
ebenſowenig beſtritten werden, wie die daraus nach 8 5 Abſ. 3 
ſich ergebende Folge, daß ſie ſteuerfrei bleiben muß, wenn ſie 
zum Eigentumsübergang auf den Zeſſionar geführt hat. Das aber 
iſt, wie bereits ausgeführt, der Fall, wenn es ſich um die einzige 
oder um die letzte von mehreren Abtretungen handelt und dem 
Zeſſionar oder dem letzten Zeſſionar der Zuſchlag erteilt iſt. In 
dieſer Beziehung kann den abweichenden Auffaſſungen von Heinitz 
0.0.9. und Lindemann a. a. O., die beide, von dem richtigen 
Empfinden geleitet, daß eine nur einmalige Stenererhebung in 
den angegebenen Fällen den Abſichten des Geſetzes zuwiderliefe, 
jede Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebote neben dem Zuſchlag 
für ſteuerpflichtig erklären, nicht beigetreten werden. Lindemann 
ſucht auszuführen, daß neben der beſonders für ſteuerpflichtig er⸗ 


Härten Abtretung „die Geſamtheit der im Verſteigerungstermin bis 


zur Verkündung des Zuſchlags abgegebenen Willenserklärungen“ als 
ein zur Übertragung des Eigentums verpflichtendes Veräußerungs⸗ 
geſchäft i. S. des 85 anzuſehen ſei und daß dieſes Veräußerungs⸗ 
geſchäft i. S. des 85 Abſ. 3 zum Eigentumsübergange geführt 
habe. Dabei iſt jedoch nicht erfindlich, welche Erklärung außer der 
Abgabe des Meiſtgebots und der Abtretung noch zu der Geſamt⸗ 
heit von Willenserklärungen, die zum Eigentumsübergange (Zu⸗ 
ſchlag) geführt haben, gehören könnte; wenn die Abgabe des 
Meiſtgebots zum Zuſchlag geführt haben ſollte und daher nach 8 5 
Abſ. 3 ſteuerfrei bleiben müßte, fo könnte auch jedenfalls nicht die 
ihr nachfolgende Abtretungserklärung nach 85 Abf. 3 ſteuerpflichtig 
werden. Heinitz a. a. O. nimmt zwar an, daß der Zuſchlag auf 
dem Meiſtgebot beruhe, will dieſes aber trotzdem nicht als Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft i. S. des 8 5 gelten laſſen. Danach würde alſo 
bei der Zwangsverſteigerung ein Veräußerungsgeſchäft, das i. S. 
des 85 Abf. 3 zu dem im Zuſchlage liegenden Eigentumsüber⸗ 
gange geführt hätte und dieſerhalb ſteuerfrei wäre, überhaupt nicht 
vorhanden ſein. Auch dieſes erſcheint nicht möglich. 

Hiernach bleibt, wenn man nicht zu einem dem Willen des 
Geſetzgebers zweifellos widerſprechenden Ergebnis gelangen will, 
nur die Annahme übrig, daß der Geſetzgeber unter den Veräuße⸗ 
rungsgeſchäften i. S. des § 5 auch die Abgabe des Meiſtgebots im 
Zwangsverſteigerungsverſahren hat verſtanden wiſſen wollen. Die 
gegen dieſe Auffaſſung aus dem Wortlaut des 85, insbeſondere 
aus der rechtlichen Natur der Abgabe des Meiſtgebots, etwa her⸗ 
zuleitenden Bedenken müſſen um ſo mehr zurücktreten, als an⸗ 
erkanntermaßen die neuen Steuergeſetze mit beſonderer Eile ent⸗ 
worfen und beraten ſind, ſo daß die aus dem bloßen Wortlaut zu 
ziehenden Folgerungen jedenfalls nicht in vollem Umfang haben 
überjehen werden können. Wäre die Rechtsauffaſſung des Senats 
mit dem Wortlaut des 8 5 tatſächlich nicht vereinbar, dann würde 
gleichwohl dem wahren Willen des Geſetzgebers in einer über den 
Wortlaut des Geſetzes hinausgehenden Auslegung Geltung verſchafft 
werden müſſen. In dieſem Sinne hat ſich der erkennende Senat 
bereits in ſeiner Entf. v. 19. Nov. 1920 (RF H. 4, 45) im An⸗ 
ſchluß an die vom RG. im Urteil v. 7. Okt. 1919 (RS. 96, 326) 
aufgeſtellten Grundſätze ausgeſprochen. 

Des weiteren iſt aber der Senat aus den in ſeinem Urteil 
v. 4. Febr. 1921 (RF. 5, 154) dargelegten Gründen der Auf⸗ 
faſſung, daß die Steuerpflichtigen der Abgabe des Meiſtgebots 
mit der ganzen Faſſung des 8 5 keineswegs unvereinbar iſt. Daß 
die mit der Erteilung des Zuſchlags abſchließende Zwangs ver⸗ 
ſteigerung nicht ein bürgerlich⸗rechtliches Veräußerungsgeſchäft ent⸗ 
hält, iſt zweifellos richtig. Ebenſowenig laßt ſich aber im Hin⸗ 
blick auf die oben geſchilderte Entwicklung der den Grundſtücks⸗ 
wechſel betreffenden Steuergeſetzgebung in Abrede ſtellen, daß das 
Grunderwerbſteuergeſetz grundsätzlich den Eigentumswechſel im 
Zwangsverſteigerungsverfahren ſteuerlich nicht anders behandeln will, 
als den Eigentumsübergang, der im Wege der freiwilligen Ver⸗ 
äußerung nach bürgerlichem Rechte herbeigeführt wird. Dieſe gleiche 
Behandlung muß aber dazu führen, in ſteuerlicher Hinſicht die 
Abgabe des Meiſtgebots nicht dem bürgerlich⸗rechtlichen Vertrags⸗ 
angebote, ſondern der Vertragsannahme und den Zuſchlag im 
Zwangsverſteigerungsverfahren, mit dem das Eigentum kraft Ge⸗ 
ſetzes auf den Erſteher übergeht, nicht der bürgerlich⸗ rechtlichen 
Vertragsannahme, ſondern der zum Zwecke der Vertragserfüllung 
durch Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch erfolgenden 
dinglichen Übereignung gleichzuſtellen. Wenn auch der Anſpruch 
des Meiſtbietenden auf Übertragung des Eigentums durch richter⸗ 
lichen Zuſchlagsbeſchluß kein rein bürgerlich⸗rechtlicher und auch 
kein unbedingter iſt, ſondern z. B. bei einer Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens infolge Zurücknahme des Verſteigerungsantrags wegfällt, 
ſo kann auch der durch ein bürgerlich⸗ rechtliches Veräußerungs⸗ 
geſchäft begründete Anſpruch auf Übertragung des Eigentums durch 
Auflaſſung an Bedingungen geknüpft ſein, und im übrigen hat 
ja das Geſetz die Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot aus⸗ 
drücklich als Veräußerungsgeſchäft anerkannt, obwohl in ſolchem 
Falle der Anſpruch des Zeſſionars nicht anders geartet iſt als 
der Anſpruch des Meiſtbietenden. Allerdings wäre der Wille des 
Geſetzgebers klarer zum Ausdruck gekommen, wenn er im 85 
Abſ. 4 des GrErwStch. das Meiſtgebot ebenfalls beſonders auf⸗ 
geführt hätte. Aus der Unterlaſſung können aber keinesfalls zwin⸗ 
gende Schlüſſe in dem Sinne gezogen werden, daß er die Abgabe 
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des Meiſtgebots nicht als Veräußerungsgeſchäft i. S. des 85 
habe behandeln wollen. Sie mag ihren Grund darin haben, daß 
in den Stempelgeſetzen das gerichtliche Zwangsverſteigerungsver⸗ 
ſahren von Aufang an hinſichtlich der Stempelpflichtigkeit den 
jetzt im 85 Abf. 1 gedachten eigentlichen Veräußerungsgeſchäften 
(Kauf⸗ und Tauſchverträge und andere entgeltliche Veräußerungs⸗ 
geſchäfte „einſchließlich der gerichtlichen Zwangsverſteigerungen“) zu⸗ 
gerechnet wurde, ehe noch zur Vermeidung von Stempelumgehungen 
die jetzt im 85 Abi. 4 aufgeführten ſogenannten Zwiſchengeſchäfte 
für ſtempelpflichtig erklärt waren. 

Was die praktiſche Bedeutung der Vorſchrift des 8 5 Abſ. 4 
Ziff. 4 angeht, ſo kann zugegeben werden, daß eine mehrfache 
Abtretung der Rechte aus dem Meiſtgebot zuweilen vorkommt und 
daß daher dieſe Vorſchrift auch dann nicht ganz bedeutungslos ſein 
würde, wenn die Abgabe des Meiſtgebots ſelbſt nicht als Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft i. S. des 85 anzuſehen wäre. Gleichwohl ver⸗ 
mag der Senat nicht anzuerkennen, daß der Geſetzgeber bei Auf⸗ 
nahme dieſer Beſtimmung lediglich den immerhin ziemlich ſeltenen 
Fall einer mehrfachen Abtretung im Auge gehabt und demgemäß 
die Abtretung nur zu dem Zwecke zu einem Veräußerungsgeſchäfte 
erklärt habe, um damit die Steuerpflicht für weitere vorausgegangene 
Abtretungen oder ihr gleichſtehende Erklärungen zu begründen. Will 
man nicht annehmen, daß die Beſtimmung ohne beſondere Er⸗ 
wägungen und namentlich ohne Berückſichtigung der ſich aus 8 5 
Abf. 3 für fie ergebenden Folgen lediglich deshalb in dieſes Geſetz 
ebenſo wie in das Zuw Stg. v. 14. Febr. 1911 aufgenommen iſt, 
weil ſie ſchon in den früheren Stempeltarifen enthalten war, ſo 
liegt jedenfalls viel näher die Annahme, daß der Geſetzgeber ſchon 
beim Vorliegen nur einer Abtretung eine Mehrheit von Ver⸗ 
äußerungsgeſchäften als vorhanden vorausgeſetzt und damit alſo 
auch die Abgabe des Meiſtgebots als ein ſelbſtändiges Veräuße⸗ 
rungsgeſchäft angeſehen habe. 

Für das Zuwachsſteuergeſetz, das dem Grunderwerbſteuergeſetze 
vielfach zum Vorbild gedient hat, hat auch das preuß. OVG. 
in den Urteilen v. 27. Febr. 1913 (Amtl. Mitt. S. 131) und v. 
26. März 1915 (Amtl. Mitt. S. 137) den hier für das Grund» 
erwerbſteuergeſetz vertretenen Standpunkt eingenommen. Es fehlt 
an jedem Grund für die Annahme, daß der Geſetzgeber im Grund⸗ 
erwerbsſteuergeſetz in der ſtreitigen Frage eine vom Zuwachsſteuer 
geſetz abweichende Regelung habe treffen wollen. Die Gegner der 
hier vertretenen Auffaſſung meinen, der Senat könne ſich auf die 
Entſch. des preuß. OVG. zum Zuwachsſteuergeſetze nicht berufen, 
denn dieſe gründeten ſich auf den 827 des ZumwSt®. und eine 
ihm gleiche Vorſchrift ſei dem Grunderwerbſteuergeſetze fremd. Dieſe 
Ausführung überſieht, daß es nicht darauf ankommen kann, aus 
welchen Gründen das OV. zu feiner Auslegung des 8 5 Abſ. 3 
Ziff. 4 des Zum&t®. gelangt iſt. Entſcheidend iſt allein, daß der 
§ 5 Abſ. 3 Ziff. 4 des ZuwStG. durch das preuß. OVG. zur 
Zeit der Aufſtellung und Beratung des Grunderwerbſteuergeſetzes 
als das Meiſtgebot in ſich begreifend ausgelegt und die Praxis der 
Behörden in dieſem Punkte ſeit Jahren feſt und einheitlich war. 
Die Begründung zu 85 des GrErwStGG. (Nr. 374 der Druck. 
der NatVerſ. S. 19) ſagt klipp und klar: „§ 5 des Entwurfs iſt 
gleich 8 5 des Zuwachsſteuergeſetzes“, und gibt damit ganz zweifels⸗ 
frei zu erkennen, daß der 8 5 auch hinſichtlich der Behandlung des 
Meiſtgebots die gleiche Auslegung erfahren ſolle, wie ſie für den 
85 des Zuwm&t®. feſtſtand. Dazu kommt aber weiter, daß der 
Entwurf zum Grunderwerbſteuergeſetz einen 8 15 enthielt, der dem 
§ 27 des ZuwStG. entſprach und insbeſondere in ſeinem Abi. 2, 
wörtlich übereinſtimmend mit dem Abs. 2 des § 27 des Zuw St., 
ausſprach: „Als Rechtsgeſchäfte im Sinne des Abf. 1 find auch 
Vorgänge der im 85 Abſ. 8 (jetzt Abſ. 4) bezeichneten Art, ſowie 
die Abgabe des Meiſtgebots anzuſehen.“ Wenn dieſer 8 15 mit 
feinem Abſ. 2 von dem Ausſchuß der Nat Vers. geftrichen worden iſt, 
ſo hatte dies keineswegs ſeinen Grund darin, daß die Gleichſtellung 
des Meiſtgebots mit den Rechtsvorgängen im 85 Abſ. 3 etzt 
Abſ. 4) gemißbilligt worden wäre. Die Streichung erfolgte viel⸗ 
mehr (ſiehe den Ausſchußber. Nr. 774 S. 3), weil die grundlegen⸗ 
den Beſtimmungen in den 89 5 und 15 des Entwurfs nicht klar 
genug erſchienen, deshalb die Abſ. 1 und 2 des 8 5 eine andere 
Faſſung erhielten, in die der 8 15 mit aufging, und 8 15 neben 
dem neuen 8 5 für entbehrlich gehalten wurde. Dieſe Entſtehung 
des 8 5 beweiſt unwiderleglich, daß die Geſetzgeber das Meiſtgebot, 
genau jo wie die Praxis im Zuwachsſteuergeſetze, zu den Veräuße⸗ 
rungsgeſchäften i. S. des 8 5 Abſ. 4 gerechnet wiſſen wollten. 

Nach vorſtehenden Ausführungen hat die Vorinſtanz das von 
dem Beſchwerdeführer am 2. Okt. 1919 abgegebene Meiſtgebot mit 
Recht als ein grundſätzlich nach 8 5 des GrErwSts. ſteuerpflichtiges 
Veräußerungsgeſchäft angeſehen. Aber auch das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen für die von dem Beſchwerdeführer beauſpruchte 
Steuerfreiheit auf Grund des 88 Abſ. 1 Ziff. 9 iſt in dem an⸗ 
gefochtenen Urteil mit Recht verneint worden. Steuerfrei ſind nach 
dieſer Vorſchrift u. a. ſolche Grundſtücksübertragungen, die der 
Beſiedelung des platten Landes zu dienen beſtimmt ſind, wenn als 
Erwerber ſolche Perſonenvereinigungen beteiligt ſind, die ſich mit 
dem vorgenannten Zwecke befaſſen, und deren Satzung außerdem 
den im Saß 2 des 88 Ziff. 9 geſtellten Anforderungen genügt. 
Die Anwendung dieſer Befreiungsvorſchriſt auf den Beſchwerde⸗ 
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führer iſt nun allerdings nicht ſchon, wie die Vorinſtanz anzunehmen 
ſcheint, um deswillen ausgeſchloſſen, weil das Meiſtgebot nicht 
zum Übergang des Eigentums auf den Beſchwerdeführer geführt hat 
und inſofern nur ein ſogenanntes Zwiſchengeſchäft darſtellt. Nicht 
nur der nach 88 1, 4 des GrErwStG. ſteuerpflichtige dingliche 
Eigentumsübergang, ſondern auch ein nach 8 5 an ſich ſteuerpflich⸗ 
tiges ſchuldrechtliches Veräußerungsgeſchäft, insbeſondere auch die 
Abgabe des Meiſtgebots im Zwangsverſteigerungsverfahren, muß 
nach 8 8 Ziff. 9 ſteuerfrei bleiben, wofern nur die ſonſtigen dort 
bezeichneten Vorausſetzungen gegeben ſind. Demzufolge kommt es 
im vorliegenden Falle nicht darauf an, ob die an dem Meiſt⸗ 
gebot unbeteiligte Gemeinde eine planmäßige Siedlungstätigkeit, 
wie die Voriuſtanz feſtſtellt, nicht entfaltet hat. Vorausſetzung der 
Steuerfreiheit iſt vielmehr zunächſt, daß der an dem Meiſtgebot 
als Erwerber beteiligte Beſchwerdeführer damals ſich mit der Be⸗ 
ſiedlung des platten Landes befaßte, d. h. dieſe Beſiedlung plan⸗ 
mäßig betrieb, mochte dieſer Zweck auch nicht ſatzungsmäßig feſt⸗ 
gelegt ſein und von ihm auch nicht ausſchließlich, ſondern nur in 
Verbindung mit anderen Zielen verfolgt werden. Eine nur ge⸗ 
legentliche Betätigung auf dieſem Gebiete würde dagegen einen 
Auſpruch auf Steuerfreiheit nicht gewähren können. Weiterhin 
iſt dieſer Anſpruch davon abhängig, daß der Beſchwerdeführer ge⸗ 
rade auch das Grundſtück, für welches er das Meiſtgebot abgab, 
unmittelbar dem gedachten Zwecke widmen wollte. (Vgl. Urteil 
v. 21. Okt. 1921, RH. 7, 133.) Die Vorinſtanz hat nicht näher 
erörtert, ob alle vorſtehenden Vorausſetzungen bei dem Beſchwerde⸗ 
führer vorlagen. Seine Behauptungen boten dazu auch keinen 
Anlaß. Insbeſondere iſt aus der von ihm vorgelegten Satzung in 
dieſer Beziehung nichts zu entnehmen. Wenn im §3 unter e der 
Sazung beſtimmt iſt, daß feine Tätigkeit ſich zu erſtrecken habe 
auf die Bekämpfung des gemeinſchaftlichen Handels mit Grund⸗ 
ſtücken und die zweckmäßige Beteiligung an der Entſchuldung 
des Grundbeſitzes, ſo iſt dieſer Zweck nicht gleichbedeutend mit einer 
Beſiedlung des platten Landes. 

Auf jeden Fall hat aber die Vorinſtanz ohne Rechtsirrtum 
angenommen, daß die Satzung des Beſchwerdeführers den An⸗ 
forderungen, die im Satz 2 des SS Ziff. 9 geſtellt werden, inſofern 
nicht genügt, als bei Auflöſung des Vereins der Reſt des Vereins⸗ 
vermögens nicht für gemeinnützige Zwecke beſtimmt iſt. Denn nach 
857 der Satzung fällt das Vermögen des aufgelöſten Vereins zu⸗ 
nädjft an andere Vereine Raiffeiſenſcher Organiſation, die ſich in 
den nächſten 30 Jahren nach der Auflöſung innerhalb des Vereins⸗ 
bezirks bilden. Derartige Vereine verfolgen aber, wie alle Er⸗ 
werbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaſten, denen fie angehören, keine 
gemeinnützigen Zwecke; fie find vielmehr, wie die Vorinſtauz mit 
Recht betont, dazu beſtimmt, den Erwerb und die Wirtſchaft ihrer 
Mitglieder mittels gemeinſchaftlichen Geſchäſtsbetriebs zu för⸗ 
dern, mag ihre Tätigkeit auch unter Umſtänden für die AAgemein⸗ 
heit mittelbar von günſtiger Wirkung fein. 

(NF H., II Sen., Urt. v. 24. Jau. 1922, IT A 494/21.) 


15. 1. Veräußert jemand fein Grundſtück an feinen 
Sohn und ſeine Schwiegertochter je zur Hälfte, ſo liegen 
an ſich zwei Steuerfälle vor, die Erwerber haften nicht 
als Geſamtſchuldner, der Sohn iſt nach 88 Abf. 1 Ziff. 4 
GrErwStG. ſteuerfrei. 

2. Erwerben zwei Eheleute ein bebautes Grundſtück 
je zur Hälfte für zuſammen 22000 , jo iſt bei keinem 
von beiden die ſteuerfreie Wertgrenze von 20000 über- 
ſchritten. Entſcheidend iſt nicht der Wert des ganzen 
Grundſtücks, ſondern der des Teiles. 

Frau P. verkaufte ein bebautes Grundſtück an ihren Sohn 
und deſſen Ehefrau, die Beſchwerdegegner, für zuſammen 22000 %. 
Nachdem die Käufer je zur Hälfte als Eigentümer im Grundbuch 
eingetragen waren, zog das FA. die Erwerber zur Grunderwerbs⸗ 
ſteuer heran, indem es einen ſteuerpflichtigen Geſamtwert von 
22 000 % zugrunde legte, davon eine Steuer auf 1320.46 be⸗ 
rechnete, aber den Anteil des Ehemannes als Sohnes der Verkäuferin 
nach § 8 Abſ. 1 Ziff. 1 frei von der auf ihn entfallenden Hälfte ließ. 

Beide Erwerber legten Einſpruch ein. Sie bezogen ſich auf 
§ 9 und beantragten, die Steuer von 660% auf 330 % herab⸗ 
zuſetzen, da auf die Ehefrau uur ein ſteuerpflichtiger Betrag von 
11000 % entfalle und auch ſonſt die Voraus ſetzungen des 8 9 vor⸗ 
lägen. Der Einſpruch wurde zurückgewieſen. Der Bezirksausſchuß 
gab dem Antrag ſtatt. Die vom HU. eingelegte Rechtsbeſchwerde 
hatte keinen Erfolg. 

Nach SI GrErwStG. wird die Steuer auf Antrag nur zur 
Hälfte erhoben, wenn der ſteuerpflichtige Betrag bei bebauten 
Grundſtücken 20 900 46 nicht überſteigt und wenn gewiſſe, hier 


Zu 15. Die Rechtsgrundſätze, auf denen dieſe Entſch. beruht, 
entſprechen der herrſchenden Lehre. Abweichender Anſicht it aller 
dings Lindemann in Anm. 2 A a. E. zu 89 GrErwStG. Er 
will bei Übertragung eines Grundſtücks an mehrere Erwerber 
ſtets den Wert des ganzen Grundſtücks zugrundelegen, auch wenn 
der Erwerb zu Miteigentum erfolgt. Mit Recht lehnt der NFHO. 
dieſe Auffaſſung ab, da die Übertragung jedes Bruchteils als beſon⸗ 
derer Steuerfall zu erachten iſt. Betrachtet man i. S. des 8 1 


gegebene, ſonſtige Vorausſetzungen zutreffen. Streitig iſt nur, ob 
der ſteuerpflichtige Betrag 20000 % überſteigt oder nicht. Der 
Bezirksausſchuß nimmt an, daß als ſteuerpflichtiger Betrag nur 
11000 % verſtanden werden könne, da bezüglich der anderen 
11000 %, die auf den Ehemann P. entfallen ſeien, eine Steuer⸗ 
pflicht nicht beſtehe. Das FA. dagegen führt aus: Unter ſteuer⸗ 
pflichtigem Betrage ſei der gemeine Wert oder der Veräußerungspreis 
des veräußerten Grundſtücks zu verſtehen, wie er nach den allge⸗ 
meinen Beſtimmungen der 88 11—13 der Verſteuerung zugrunde 
zu legen ſei. Eine Ermäßigung der Steuer, die wegen der be 
ſonderen Umſtände des Einzelfalles eintrete, bleibe für die Frage, 
ob ſich der ſteuerpflichtige Betrag innerhalb der die Ermäßigung 
zulaſſenden Grenze halte, außer Betracht. Ferner wären die Ehe⸗ 
gatten, gleichwie bei Berechnung des Vermögens und des Ein⸗ 
kommens auch in Anſehung der Bewilligung eines Veräußerungs- 
preiſes als eine Einheit zu behandeln. 

Das FA. ſteht auf einem grundſätzlich rechtsirrtümlichen Stand⸗ 
punkte: Es handelt ſich hier um eine Veräußerung von Bruchteils 
eigentum. Frau P. hat ihrem Sohne eine ideelle Hälfte und ihre: 
Schwiegertochter die andere ideelle Hälfte des Grundſtücks übertragen, 
ſo daß die Eheleute Miteigentümer nach Bruchteilen geworden ſind. 
Bruchteilseigentum ſteht aber rechtlich dem Alleineigentume gleich 
Der Unterſchied zwiſchen beiden Eigentumsarten liegt nicht in der 
Art, ſondern in dem Umfang des Eigentumsrechts. Das Recht des 
einzelnen Miteigentümers iſt nicht etwa ein neben das Eigentum 
ſich ſtellendes und dieſes belaſtendes Bruchteilsrecht, ſondern es iſt 
Eigentum (RGRKomm. zum BGB. 8 1008 Aum. 1). Hierauf 
folgt zunächſt, daß die Übertragung jedes einzelnen Bruchteils als 
ein beſonderer Steuerfall zu behandeln iſt. Für die Steuer haftet 
beim Erwerb von Bruchteilseigentum nur der Veräußerer und der 
Erwerber des Bruchteils (Amtl. Mitt. über die ZuwSt. 1914, 229), 
nicht etwa auch der andere Bruchteilseigentümer, gleichgültig, ob 
er ſeinen Bruchteil gleichzeitig erwirbt oder ſchon früher erworben 
hat oder erſt ſpäter erwirbt. Der mehr oder minder zufällige Um⸗ 
ſtand, daß zwei oder mehr Perſonen von einem Alleineigentümer 
gleichzeitig Bruchteilseigentum erwerben, kaun nicht dazu führen, 
fie als Geſamtſchuldner haften zu laſſen. Das FA. hätte aliv 
nicht beide Beſchwerdegegner, ſondern nur die Ehefrau zur Steuer 
heranziehen dürfen. 

Betrachtet man aber jeden Bruchteilserwerb für ſich, ſo iſt 
jedenfalls nach dem Wortlaut des §9 anzunehmen, daß der 
ſteuerpflichtige Betrag 20000 % nicht überſteigt, da der Wert und 
Preis des von der Ehefrau erworbenen Bruchteils nur 11000 % 
beträgt. Das entſpricht aber auch dem Sinne des Geſetzes 
Denn das Geſetz bezweckt, wie aus den Beratungen der Nationale 
verſammlung hervorgeht, den Erwerb von Grundeigentum geringeren 
Umfanges durch minderbemittelte Perſonen zu begünſtigen. Dieſer 
Zweck kaun aber ebenſowohl erreicht werden, wenn jemand Bruch⸗ 
teilseigentum, wie wenn er Alleineigentum erwirbt. Es iſt z. B. 
im wirtſchaftlichen Erſolge dasſelbe, wenn zwei Perſonen von einer 
Grundfläche je einen körperlichen Teil, wie wenn fie je einen 
ideellen Anteil von der Fläche erwerben. Daß hier Eheleute als 
Bruchteilserwerber aufgetreten ſind, ändert nichts au dem Ergebnis. 
Namentlich iſt es bedeutungslos, daß Eheleute in bezug auf die 
Größe des Vermögens und die Höhe des Einkommens wie eine 
Perſon behandelt werden. Denn das gilt nicht nur ſär Fälle, 
wie den vorliegenden, ſondern auch für die Fälle, in denen nur 
ein Ehegatte, ſei es als Erwerber von Alleineigentum oder von 
Bruchteilseigentum beteiligt iſt. Das Geſetz bietet keinen Anhalt 
dafür, Eheleute anders zu behandeln als andere Perſonen, und 
der Umſtand, daß der Erwerb beider Eheleute gleichzeitig erfolgt 
iſt, kaun ihre Rechtslage nicht verſchlechtern gegenüber dem Zu⸗ 
ſtand, daß zwiſchen dem Erwerbe beider eine mehr oder minder 
lange Zeitſpanne liegt. Die vom FA. befürchtete Folgerung, daß 
beide Beſchwerdegegner, wenn nicht 88 Abſ. 1 Ziff. 4 vorgelegen 
hätte, nach § 9 Steuerermäßigung heiten beantragen können, liegt 
durchaus i. S. des Geſetzes. Das ergibt ſich auch aus 8 9 Abf. 2, 
wonach die Ermäßigung wegfällt, wenn dieſelbe Perſon inner⸗ 
halb zweier Jahre durch verſchiedene Rechtsvorgänge mehrere Grund⸗ 
ſtücke oder Grundſtücksteile erwirbt und deren Wert bei bebauten 
Grundſtücken zuſammen höher iſt als 20009 %. Erwirbt z. B. 
ein Ehegatte ein Grundſtück für 15000 % und erwirbt der andere 
ein Jahr fpäter ein Grundſtlck für 20 000 % oder mehr, jo bleibt 
die Steuerermäßigung für den erſten Erwerb beſtehen. 

Die Entſch. des NFH. v. 10. März 1920 (RH. 2, 174) kaun 
nicht als Stütze der Anſicht des Bezirksausſchuſſes dienen. Denn 
es iſt jetzt nicht ſtreitig, was unter dem ſteuerpflichtigen Betrage 
zu verſtehen iſt, ſondern der Streit beſteht darüber, auf welchen 
Gegenſtand der ſteuerpflichtige Betrag zu beziehen iſt, auf das 
das Bruchteilseigentum als Eigentum und unterwirft man die Über⸗ 
tragung eines einzelnen Bruchteils der Grunderwerbſteuer, ſo muß 
man auch bei Anwendung des 89 die Kouſegquenz ziehen. Letztere 
Vorſchrift will den kleinen Mann bei dem Erwerb von Grunde 
eigentunt privilegieren; maßgebend iſt alſo, welchen Grundbeſitz 
er erwirbt, nicht wieviel Grundbeſitz ſonſt noch vorhanden iſt. 
Das Privileg iſt ſubjektiv, nicht objektiv orientiert. 

RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


51. Jahrg. 1922 Heft 12 


ganze Grundſtück oder nur auf den von der Ehefrau erworbenen 
Bruchteil. Wohl aber ſtehen mit Bezug auf §1 Abſ. 2 ZuwStch., 
an das ſich 89 GréErwStG. anlehnt, auf dem Standpunkt, daß 
die einzelnen Bruchteile je für ſich zu betrachten ſind, die Entſch. 
des Preuß. OVG. v. 1. Juli 1912 und v. 26. Sept. 1912 (Amtl. 
Mitt. 1912, 118, 120; OVG. 26, 33, 34) und des Bad. Verwal⸗ 
tungsgerichtshofs v. 16. April 1913 (Amtl. Mitt. 1913, 179). 
Die die Rechtſprechung des Preuß. OVG. ſcharf bekämpfenden, 
vom Bad. Verwaltungsgerichtshof zurückgewieſenen Ausführungen 
von Schwarz (Amtl. Mitt. 1912, 121) beſchäftigen ſich mehr 
mit der Frage der Teilveräußerung als den hier in Rede ſtehenden 
Zweifeln. 
(RFH., II. Sen., Urt. v. 7. März 1922, II A 51/22.) 


16. Zwiſchen off., die aus denſelben Geſell⸗ 
ſchaftern beſtehen und bei denen die Geſellſchafter in 
derſelben Weiſe beteiligt ſind, ſind Umſätze möglich und 
umſatzſteuerpflichtig. 1) 

Die Steuerpflichtige iſt eine OHG. Sie iſt für 1919 unter 
anderem mit 1455 860 % zur Umſatzſteuer herangezogen, die fie 
für Lieferungen an die OHG. R. eingenommen hat. Beide Handels⸗ 
geſellſchaften beſtehen aus denſelben Geſellſchaftern, die an beiden 
Geſellſchaften in gleicher Weiſe beteiligt ſind. Wirtſchaftlich iſt die 
ſteuerpflichtige Firma nach den Angaben der Steuerpflichtigen die 
Fabrikationsabteilung, die Firma R. die Verkaufsabteilung eines 
einheitlichen Unternehmens. 

Der Bezirksausſchuß hat die Steuer für den angegebenen Be⸗ 
trag abgeſetzt, weil die OHG. keine juriſtiſche Perſon ſei, vielmehr 
die Träger der beiden Vermögen die Inhaber ſeien und zwiſchen 
dieſen, weil ſie identiſch waren, ein Umſatz nicht ſtattfinden könne. 

Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizupflichten. 

Der Bezirksausſchuß hat ſeine Rechtsauffaſſung zwar darauf 
abgeſtellt, daß es fi bei den Ohg. um Gebilde handelt, die 
keine juriſtiſchen Perſonen wären. Er ſcheint hiernach für den Fall, 
daß es ſich um nach bürgerlichem Rechte ſelbſtändige Rechtsſubjekte 
handelte, ſelber eine abweichende Meinung zu vertreten. Ob dies 
richtig iſt, erſcheint jedoch ohne weiteres ſelbſtverſtändlich und es 
empfiehlt ſich, vor Erörterung des beſonderen Falles zu der Vor⸗ 
frage Stellung zu nehmen, welchen Einfluß es für die ſteuerrecht⸗ 
liche Beurteilung hat, wenn jemand zwiſchen ſich und dem Verkehr 
ein von ihm beherrſchtes ſelbſtändiges Rechtsſubjekt einſchaltet. Das 
erſcheint um ſo mehr angezeigt, als es wirtſchaftlich keinen 


Zu 16. In der Entſch. (Rx. 7, 207ff.) zeigt ſich wieder 
einmal der Unterſchied der zivilrechtlichen und ſteuerrechtlichen Grund⸗ 
begriffe. Die zivilrechtliche Rechtsfähigkeit liegt für alle Gebiete 
des Zivilrechts feſt; ſie umfaßt phyſiſche und juriſtiſche Perſonen. 
Die ſteuerrechtliche Rechtsfähigkeit hat einen wechſelnden Suhalt, 
ſoweit die Steuerrechtsfäbigkeit nichtrechtsfähiger Perſonenvereini⸗ 
gungen und Zweckvermögen in Betracht kommt. Die Entſch. betont 
mit Recht, daß das Steuerrecht keinen für alle Geſetze geltenden 
Begriff der ſteuerlichen Rechtsfähigkeit hat. 8 86 RAbgdO. iſt nur 
eine Rahmenvorſchrift, die die Folgen der ſteuerlichen Rechtsfähig⸗ 
keit beſtimmt. Ob Perſonenvereinigungen und Zweckvermögen ohne 
juriſtiſche Perſönlichkeit überhaupt ſteuerrechtlich rechtsfähig, d. h. 
ſubjektiv ſteuerpflichtig ſein können (in dieſer Möglichkeit liegt der 
Unterſchied gegenüber dem Zivilrecht), bemißt ſich jeweils nach den 
Beſtimmungen der einzelnen Steuergeſetze Mrozek 8 792, 6, , 8, 
8 861). Das Problem der ſteuerlichen Rechtsfähigkeit der OH. 
iſt ſehr kompliziert (vgl. BankArch. XXI, 156 und 192). Die Entſch. 
geht davon aus, daß — was dem Ziviljuriſten ohne weiteres nicht 
annehmbar zu ſein ſcheint — dieſe ſteuerrechtliche Rechtsfähigkeit der 
OG. nach einer Gruppe von Geſetzen gegeben fein kann, während 
nach einer anderen Gruppe die Steuerpflicht auf den einzelnen Mit⸗ 
gliedern der Perſonenvereinigung ruht. Nach dem geltenden Steuer⸗ 
recht iſt das unbeſtreitbar richtig, wenn auch ein Syſtem in der 
verſchiedenen Behandlung nicht ohne weiteres erkennbar iſt. Denn 
der Gedanke, die Steuerrechtsfähigkeit der OHG. für Einkommen⸗ 
und Vermögensſteuer nicht anzuerkennen (8 80 Abſ. 2 RAD.) und 
ſie für das Gebiet der Vermögensverkehrsſteuern zu bejahen, iſt nicht 
konſequent durchgeführt. Für das Gebiet der Einkommen⸗ und Ver⸗ 
mögensbeſteuerung wird zwar im allgemeinen die ſteuerliche Selb⸗ 
ſtändigkeit der OHG. micht angenommen. Steuerpflichtig ſind die 
Geſellſchafter nach ihrem Einkommen aus oder ihrem Vermögens- 
anteil an der Geſellſchaft. Aber ſchon z. B. die Gewerbeſteuer (Art. 4 
Bayr. v. 27. Juli 1921) behandelt für ihr Gebiet die ODYS. als 
ſtenerrechtlich ſelbſtändig rechtsfähig. Andererfeits iſt aber auf dem 
Gebiete der Vermögensverkehrsſteuern die ſteuerliche Rechtsfähigkeit 
der OHG. nicht folgerichtig durchgeführt. Sie beſteht nach der Recht⸗ 
ſprechung zwar für die Umſatzſteuer und Erbſchaftsſteuer (für letztere 
vgl. R§ H. 2, 197; 7, 192; Steuer und Wirtſchaft 1, 152/153); 
ſie wird aber nicht angenommen für den Grundſtückſtempel nach 
Tarif 11, und das Grunderwerbſteuergeſetz nach der Entſch. des 
Ri H. 5, 182. Auf dieſen beiden Gebieten wird auch bei OHG. 
mit 880 Abſ. 2 RAbgdO. operiert. Mit Recht wird im Bankarch. 
XXI, 156 bei Beſprechung von RF. 7, 22 betont, daß 8 80 Abſ. 2 
auf dem ganzen Gebiet des Reichsſtempelgeſetzes bei Perträgen 
zwiſchen einer OHG. und ihren Geſellſchaftern Geltung haben müßte, 
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weſentlichen Unterſchied macht, ob die Teilhaber einer OHG., die 
ein weiteres Unternehmen betreiben wollen, das von ihrem bisherigen 
Unternehmen rechtlich getrennt bleiben ſoll, hierzu eine neue OHG. 
eingehen oder ſich z. B. der Rechtsform der GmbH. bedienen. 

Rein wirtſchaftlich betrachtet, könnte man dazu neigen, jemand, 
der ſämtliche Anteile einer GmbH. oder ſämtliche Aktien einer AG. 
beſitzt und dadurch dieſes Rechtsgebilde völlig beherrſcht und ſeinen 
Willen beſtimmt, unmittelbar als Inhaber des Sondervermögens zu 
behandeln. Auf dieſe Weiſe könnte man weiter dazu gelangen, Um⸗ 
ſätzen und Leiſtungen zwiſchen dem Sondervermögen und dem Privat⸗ 
vermögen nur formelle Bedeutung zuzuſprechen, wie ſie etwa Ver⸗ 
rechnungen und Buchungen zwiſchen rechtlich unſelbſtändigen Ab⸗ 
teilungen eines und desſelben Unternehmens zukommt. Dieſe Be⸗ 
trachtungsweiſe wäre aber doch ſehr einſeitig und auch wirtſchaftlich 
nicht zutreffend. Denn fie gilt nicht für die Haftung des Inhabers. 
Sobald die Frage aufgeworfen wird, was den Gläubigern des einen 
oder anderen Vermögens haftet und wie dieſe Haftung verwirklicht 
werden kann, macht ſich der Unterſchied, d. h. die rechtliche Sonde⸗ 
rung der Vermögen, auch wirtſchaftlich, und zwar nicht nur für 
den Gläubiger, ſondern auch für den Inhaber geltend. Dieſe recht⸗ 
liche Sonderung darf auch das Steuerrecht nicht außer acht laſſen 
Wo ausnahmsweiſe etwas anderes vorgeſchrieben iſt, vgl. 8 3 
GrErwStG. und gegebenenfalls 85 NUGGD., handelt es ſich um 
Sondervorſchriften, die beſondere Zwecke verfolgen. Sie dürfen nicht 
verallgemeinert werden, ſondern zeugen umgekehrt dafür, daß ſich 
jemand, der aus irgendwelchen Gründen, insbeſondere zur Aus⸗ 
nutzung und Verbeſſerung feines Vermögens, zwiſchen fi und dem 
Verkehr eine neue ſelbſtändige Rechtsperſon einſchiebt, die er mit 
Vermögen ausgeſtattet, oder der das Weiterbeſtehen einer ſolchen 
von ihm wirtſchaftlich aufgeſogenen Rechtsperſon zuläßt, auch ſteuer⸗ 
rechtlich die aus dieſer Organiſation entſpringenden nachteiligen 
Folgen tragen muß, wie ihm andererſeits auch die ſteuerrechtlichen 
Vorteile zugute kommen. 

Dieſer Grundſatz, der auch vom RG. mehrfach aufgeſtellt 
iſt, vgl. beſonders die Entſch. des 7. 35. v. 19. April 1921 
VII 388/1920, iſt näher dahin zu beſtimmen, daß die Frage, wann 
eine rechtlich ſelbſtändige Geſchäftsperſon eingeſchoben ſei, 
nach Steuerrecht, und zwar nach dem jeweilig einſchlagenden Steuer⸗ 
geſetze zu beurteilen iſt. 

Dies iſt für den vorliegenden Fall entſcheidend. Das Steuer⸗ 
recht hat keinen für alle Steuergeſetze geltenden Begriff der ſteuer⸗ 
rechtlichen Rechtsfähigkeit. Auch § 86 Abſ. 1, 2, 88 52, 302 RAbgd. 


daß alſo Gegenſtandswert nur der Bruchteil ſein dürfte, der dem 
Anteil der anderen Geſellſchafter entſpricht. Die Schwierigkeit und 
Syſtemloſigkeit liegt eben darin, die Beſtimmung des § 80 Abi. 2 
RAbgO., die nicht allein eine Berechnungs⸗ und Bewertungsbeſtim⸗ 
mung, ſondern eine Beſtimmung für die Entſtehung von Steuer⸗ 
anſprüchen fein ſoll (R. 5, 182), zu vereinigen mit dem aus 
praktiſchen Gründen wohl mit Recht aufzuſtellenden Erfordernis der 
ſteuerlichen Selbſtändigkeit der OHG. für das Umſatzſteuer⸗ und Erb⸗ 
ſchaftsſteuergebiet (vgl. BankArch. XXI, 193). Dieſe Vereinigung tft 
m. E. der obigen Entf. nicht gelungen. Denn der Satz „für das 
Umſatzſteuergeſetz kommt fie (8 SO Abſ. 2) nicht zu Raum“ iſt keine 
Begründung. Die Entſch. wird aber getragen von den Erwägungen, 
die ſich auf die Entſtehungsgeſchichte des Umſatzſteuergeſetzes, ins⸗ 
beſondere den 8 12 Abſ. 2 des alten Geſetzes (vgl. Mrozek 879 
Anm. 6) und die Natur der der Umſatzſteuer zugrunde liegenden zu 
beſteuernden Tätigkeit ſtützen. Dieſe praktiſchen und Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe hätten in der Entſch. viel mehr betont werden ſollen. 

Bejaht man die Umſatzſteuerpflicht der OHG. als ſolcher 
(Böthke, BankArch. XXI, 194, hat Bedenken dagegen), jo find die 
Folgerungen der Entſch. unbeſtreitbar. Dann ſind ſowohl Liefe⸗ 
rungen der Geſellſchaft an die Geſellſchafter, als auch Lieferungen 
an eine andere, wenn auch aus den gleichen Perſonen beſtehende 
andere OHG. umſatzſteuerpflichtig (jo auch Popitz I, 193). Nur 
darf letztere dann kein rechtlich unſelbſtändiger Teil der erſteren, 
ſondern muß eine rechtlich geſondert beſtehende Och. ſein. Aus 
den Gründen am Schluß der Entſch. iſt zu entnehmen, Haß in dieſem 
Falle mit Recht auch bei wirtſchaftlicher Identität der Betriebe 
Umſatzſteuerpflicht der Lieferungen zwiſchen den beiden Geſellſchaften 
anzunehmen iſt. Praktiſch können ſich dann Schwierigkeiten für die 
Feſtſtellung der Höhe der Lieferungen ergeben, wenn die Buchführung 
nicht getrennt gehalten iſt; dann muß § 210 RAbgᷣO. mit dem 
Schätzungsverfahren helfen. 

Suterejjant find die Schlußausführungen des Urteils, die bei 
Perſonenidentitat der verſchiedenen Geſellſchaften die Möglichkeit der 
Steuererſparung gemäß $7 UmfSt®. andeuten, wenn die Lieferung 
direkt au die Kunden und nicht über Lager der Verkaufsgeſellſchaft 
geht. Dieſes Problem iſt ja in der letzten Zeit wiederholt erörtert 
worden (ogl. Steuerzeitung X, 515/16) mit dem Hinweis auf die 
Möglichkeit des 85 RAbgod 

Daß Lieferungen zwiſchen verſchiedenen Firmen eines Einzel⸗ 
kaufmanns nicht umſatzſteuerpflichtig ſind, muß ſich aus dein Ge⸗ 
danken ergeben, daß rechtliche Verſchiedenheit der Lieferer ver⸗ 
langt wird (vgl. Popitz I, 193). Dieſe fehlt hier. (Anderer An⸗ 
ſicht Böthke, Bank Arch. XXI, 194 am Ende. 

. RA. Dr. Lang, Nürnberg. 
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ſtellen nicht den Satz auf, daß Perſonenvereinigungen und Zwech⸗ 
vermögen ohne bürgerlich⸗rechtliche Rechtsfähigkeit ſteuerrechtlich 
rechtsfähig ſeien, ſondern ſie gehen davon aus, daß dieſe Gebilde 
in einzelnen Steuergeſetzen als ſteuerrechtlich rechtsfähig anerkannt 
ſind und ziehen hieraus die Folgerungen. Nun iſt neben anderen 
Perſonenvereinigungen insbeſondere die OHG. in den Steuergeſetzen 
verſchteden behandelt. Das Körperſchaftsſteuergeſetz, das Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz, die Kriegsabgabengeſetze behandeln die OG. nicht als 
ſteuerrechtlich ſelbſtändiges Rechtsſubjekt. Das Einkommen der OHG. 
iſt Einkommen der Teilhaber. Ahnlich hat der RF. eutſchieden, 
daß die Übertragung des Geſamthandeigentums von einer Miterben⸗ 
gemeinſchaft auf eine von den Miterben gebildete OHG. keinen 
Eigentumswechſel i. S. von TarNr. 11 NEtemp®. darſtelle, vgl. 
RTH. 6, 27, ähnlich für das GrErwstch. RF. 5, 182, und damit 
für dieſe Geſetze, die ausdrücklich auf den Übergang des Eigentums, 
alſo einen rein bürgerlich⸗rechtlichen Rechtsvorgang abhalten, eine 
beſondere ſteuerrechtliche Rechtsfähigkeit der OHG. verneint. Für 
das UmjSt®. gilt dies nicht. Nach ihm, und zwar nach dem hier 
maßgebenden alten UmſStGG. wie auch nach dem Geſetze von 1919, 
iſt umſatzſteuerpflichtig, wer die gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
ausübt. Das ſind aber nicht die einzelnen Perſonen, die ja bei der 
DHG. und der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes von der Ge⸗ 
ſchäftsführung ausgeſchloſſen fein können, ſondern die Perſonen⸗ 
vereinigung als ſolche, ngl. 8 12 Abs. 2 UmſctcG. 1918 und 
nunmehr 886 Abf. 1, 2, 8302 RAbgd., weiter Popitz, Kommentar 
zum UmfSt®., 2. Aufl., Bd. 1 S. 143, Scholz, Kommentar Bd. 1 
S. 295 und die Begründung zum Entwurfe der RAbgO. S. 91, 
ſpäterer Abdruck S. 105; auch RH. 5, 47. Daß die Sache nicht 
ſo aufzufaſſen iſt, als ob in erſter Linie die beteiligten Perſonen 
und nur daneben die von ihnen gebildete Vereinigung als ſteuer⸗ 
pflichtig in Betracht käme, ergibt ſich außer aus der Faſſung, aus 
der Gleichſtellung der Perſonenvereinigungen mit nicht rechtsfähigen 
Gebilden anderer Art, bei denen eine Beteiligung von Perſonen nicht 
in Frage kommt. Hiernach iſt die in der Rechtslehre vertretene, 
aber auch für das bürgerliche Recht beſtrittene Meinung, daß mangels 
Anerkennung als juriſtiſcher Perſönlichkeit bei der OHG. nur die 
beteiligten Geſellſchafter die Träger der Rechte und Pflichten ſeien, 
für die Umſatzſteuer abzulehnen. Unmſatzſteuerpflichtig iſt die OHG. 
als ſolche als ſteuerrechtlich ſelbſtändiges Rechtsſubjekt. 

Trifft dies zu, fo ſind auch die Umſätze der DSG. ſteuer⸗ 
rechtlich nicht lediglich Umſätze der an der Geſellſchaft beteiligten 
Geſellſchafter, ſondern Umſätze der Geſellſchaft. Das gilt zunächſt 
für Umſätze zwiſchen der Geſellſchaft und den Geſellſchaſtern. 8 80 
Abſ. 2 RAbgd. ſteht nicht entgegen. Die Vorſchrift enthält zwar 
nicht nur eine Bewertungsvorſchrift, ſondern ihre Bedeutung reicht 
weiter. Sie ſtellt klar, daß Anteilsberechtigungen zur geſamten Hand 
an Grundſtücken und industriellen Anlagen nicht als Kapitalvermögen, 
ſondern als Grund» und Betriebsvermögen zu behandeln ſind, und 
hat auch ſonſt, z. B. nach den oben angeführten Entſcheidungen des 
Ric. für das Grunderwerbſteuergeſetz Bedeutung. Für das Umſatz⸗ 
ſteuergeſetz kommt ſie nicht zu Raum. Veräußert die OHG. an 
Dritte, ſo liegt ſteuerrechtlich nur ein Umſatz der Geſellſchaft an 
Dritte vor; eine Umſatzſteuerpflicht der Geſellſchafter beſteht über⸗ 
haupt nicht, ſondern nach 886 Abſ. 1 RAbgd. nur eine Verpflich⸗ 
tung der geſchäftsführenden Geſellſchafter für die Erfüllung der die 
Geſellſchaft treffenden Steuerpflicht zu ſorgen, eine Verpflichtung, 
die unter Umſtänden nach 8 90 zu einer perſönlichen Haftung der 
geſchäftsführenden, aber nicht auch der von der Geſchäftsführung 
ausgeſchloſſenen Geſellſchafter führt. Das wird nicht anders, wenn 
die Geſellſchaft an ihre Geſellſchafter gegen Entgelt liefert oder 
entgeltliche Lieferungen von ihnen erhalt; § 80 Abſ. 2 RAbgdO. gilt 
nicht für derartige Umſätze, denn, wie ſchon dargelegt, iſt für das 
UmſStG. die OHG. ſteuerlich rechtsfähig, tritt als ſolche wie eine 
juriſtiſche Perſon mit ihren Teilhabern in Beziehungen. Die An⸗ 
nahme des Gegenteils würde dazu führen, die Möglichkeit eines 
Umſatzes zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchaftern inſoweit zu ver⸗ 
neinen, als der Geſellſchaſter an dem Unternehmen anteilmäßig be⸗ 
teiligt iſt. Auch inſoweit würde übrigens keine Befreiung von der 
Steuer eintreten, ſondern die Steuerpflicht wäre aus §1 Abſ. 2 
Umſstch. 1918 (§1 Nr. 2 Umſstcß. 1919) begründet, wobei als 
Entgelt nicht der gezahlte Preis, ſondern der nach näherer Vor⸗ 
ſchrift des UmfSt®. zu ermittelude gemeine Wert maßgebend wäre. 
Das wäre praktiſch ein unbefriedigendes Ergebnis. 

Iſt hiernach daran feſtzuhalten, daß Umſätze zwiſchen der 
Och. und ihren Mitgliedern möglich find, weil es ſich dabei um 
verſchiedene ſteuerrechtliche Rechtsſubjekte handelt, ſo muß das gleiche 
gelten, wenn die Geſellſchafter an anderen OHG. beteiligt find und 
Umſätze zwiſchen den Geſellſchaften ſtattfinden, und zwar gilt dies 
ſowohl dann, wenn der eine oder andere Geſellſchafter an beiden 
Geſellſchaften beteiligt iſt, wie auch dann, wenn beide Geſellſchaften 
aus denſelben Perſonen beſtehen, ja ſogar dann, wenn wie hier die 
Beteiligung gleich iſt. Handelt es jid) nicht um mehrere rechtlich 
unſelbſtändige Zweige eines rechtlich einheitlichen Unternehmens, 
ſondern um rechtlich geſonderte OHG., bei denen die getrennten 
Vermögensmaſſen dem Zugriff der bei den beiden Geſellſchaften be⸗ 
teiligten Gläubiger in verſchiedener Weiſe ausgeſetzt ſind, ſo ſind 
nach dem oben aufgeſtellten Satze i. S. des UmfjSt®. verſchieden 
ſelbſtändige Rechtsſubjekte gegeben, zwiſchen denen entgeltliche Um⸗ 
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ſätze möglich und ſteuerpflichtig find. Zu demſelben Ergebnis ge⸗ 
langt die Rechtslehre, vgl. Popitz, Kommentar 2. Aufl. Bd. 1 
S. 193 Bem. 5; Becher, Kommentar 2. Aufl. S. 22 oben. Auf 
die abweichende Stellungnahme, zu der das Preuß VG. für das 
Gewerbeſteuerrecht gelangt iſt, iſt hier nicht einzugehen, da ich der 
hier vertretene Satz ausſchließlich aus den Beſonderheiten der Umſatz⸗ 
ſteuer ergibt. 

Die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt hiernach aufzuheben. 
Bei freier Beurteilung iſt die Sache ſpruchreif. Daß es ſich im vor⸗ 
liegenden Falle um zwei rechtlich ſelbſtändige OHG. handelt, iſt un⸗ 
ſtreitig. Beſtritten iſt nur, daß wirtſchaftlich getrennte Betriebe vor⸗ 
lägen, da beſonders das Perſonal dasſelbe ſei und die Buchungen 
und Verrechnungen nur interne Bedeutung hätten, wie dies bei kauf⸗ 
männiſchen Betrieben üblich ſei. Es mag zugegeben werden, daß trotz 
rechtlicher Trennung zweier aus denſelben Mitgliedern beſtehender 
OHG. der Betrieb katſächlich fo gehandhabt werden kann, daß nicht 
zu unterſcheiden iſt, was die eine Geſellſchaft der anderen geliefert 
hat, und welche Entgelte hierauf entfallen. Das kann auch ſonſt 
bei rechtlich getrennten Betrieben vorkommen, bei denen Zweifel be⸗ 
züglich der Umſatzſteuerpflicht überhaupt nicht beſtehen, z. B. bei zwei 
GmbH., die von demſelben Geſchäſtsführer unter Vernachläſſigung 
der Buchführungspflichten geleitet werden. Wie es in einem ſolchen 
Falle mit der Umſatzſteuer zu halten ſei, ob die Möglichkeit der Feſt⸗ 
ſtellung zu verneinen oder nach 8 210 Abf. 2, 3 RAD. zu ver⸗ 
fahren ſei, kann hier dahingeſtellt bleiben, da eine ſolche rein tat⸗ 
ſächliche Vermengung der beiden Betriebe hier nicht ſtattgefunden 
hat. Die Ergebniſſe beider find auseinandergehalten, wie ſich z. B. 
daraus ergibt, daß der hier ſteuerpflichtige Betrieb die von ihm 
benutzten Räume gemietet hat. Vor allem ſteht aber feſt, daß ihm 
für die von ihm gelieferten Waren der Betrag. gutgebracht iſt, deſſen 
Umſatzſteuerpflicht ſtreitig it. Das hat nicht nur interne Bedeutung, 
wie die Steuerpflichtige meint, ſondern könnte für die an beiden 
Geſellſchaften beteiligten Gläubiger wichtig werden. Jedenfalls ge⸗ 
nügt die Tatſache der gejonderten Verrechnung als Unterlage für 
die Feſtſetzung der Umſatzſteuer. 

Endlich hat die Steuerpflichtige noch vorgebracht, daß ſie nach 
84 UmfSt®. 1918 von der Steuer befreit ſei, weil keine Beſitz⸗ 
itbertragung an der Ware von der einen Firma auf die andere ſtatt⸗ 
gefunden habe. Wie es ſich hiermit verhält — nach den Ermittlungen 
wird die Ware in den Räumen der ſteuerpflichtigen Firma verſand⸗ 
fertig hergeſtellt, gelangt dann aber zum Verſand in den Verſand⸗ 
raum der Schweſterfirma — kann hier dahingeſtellt bleiben. Denn 
fraglich kaun nur ſein, ob die Schweſterfirma für die von ihr 
bei der Weiterveräußerung erzielten Beträge nach 8 4 UmſstG. 1918 
8 7 UmfStG. 1919) die Befreiung von der Steuer fordern kann. 
Die Umſatzſteuerpflicht der hier ſteuerpflichtigen Firma ſteht in jedem 
Falle feſt. Denn ſie hat die Ware hergeſtellt und den Beſitz über⸗ 
tragen; ob der Beſitz der Schweſterfirma oder ſogleich den Ab⸗ 
nehmern der Schweſterfirma übertragen iſt, iſt für ihre Steuer⸗ 
pflicht ohne Bedeutung. Dagegen iſt dieſer Punkt für die Steuer⸗ 
pflicht der Schweſterfirma eutſcheidend; über deren Steuerpflicht iſt 
hier aber nicht zu befinden. Die Betrachtung ergibt jedoch, daß die 
hier vertretene Auslegung, wonach die Umſatzſteuerpflicht für Liefe⸗ 
rungen zwiſchen zwei aus denſelben Geſellſchaſtern beſtehenden OHG. 
bejaht wird, im praktiſchen Ergebnis zugunſten der Beteiligten aus⸗ 
fallen kann, da fie die Umſatzſteuer, wenn 8 4 (8 7) eingreift, nur 
von den Fabrikpreiſen und nicht von den mutmaßlich höheren Preiſen 
zu entrichten haben, die die Verkaufsabteilung erzielt. Einem 
etwaigen Mißbrauch dieſer Möglichkeit wird freilich nach 8 5 RAID. 
entgegengetreten werden können. 

(Ro., V. Sen., Urt. v. 10. Nov. 1921, V A 12/21.) 


>17. Ein Holzhändler, der das von ihm im Walde, 
gekaufte und dort lagernde Holz an ſeine Kunden weiter⸗ 
veräußert, iſt nach 84 UmjSt®: 1918 von der Umſatzſteuer 
befreit, wenn die Kunden das Holz im Wald abholen. 1) 
Die Holzhandlung G. in O. hat in ihrer Umſatzſteuererklärung 

für das Jahr 1919 einen Umſatz von 2 213 344,58 % angegeben, 
und von dieſem Betrag 1530 328,49 % für Umſätze abgeſetzt, die 
nach ihrer Anſchauung unter 8 4 UmfSt$. 1918 fielen. Das 
Umſatzſteuergeſetz erachtete § 4 nicht als gegeben und ſetzte aus 
dem ganzen Umſatz von 2213 344,58 % die Steuer auf 11066 % 


Zu 17. Dem Urteile in Verbindung mit dem darin ange⸗ 
zogenen Urteile v. 11. Okt. 1921 (NSS: 7, 85) find folgende 
Sätze zu entnehmen: 

1. Die privatrechtlichen Begriffe behalten grundſätzlich auch 
für das Steuerrecht ihre unveränderte Bedeutung Ric. 1, 206, 
amtl. Mitt. 1919, 325). Daran iſt feſtzuhalten. 

2. Die Beſteuerung knüpft au wirtſchaftliche Vorgänge an, 
wie ja auch die Höhe der Steuer meiſt durch eine wirtſchaftliche 
Größe, den Wert, beſtimmt wird. Die feſten Privatrechtsbegriffe 
iind das Mittel, die wirtſchaftlichen Vorgänge zu erfaſſen. Weil 
ſie aber dieſes Mittel ſind, iſt die Beſteuerung der privatrecht⸗ 
lichen Tatbeſtände nicht der letzte Zweck. Dieſe Erkenntnis führt, 
gerade weil die Privatrechtsbegriffe nicht dehnbar ſind, zu der 
Auslegung der Steuergeſetze, daß, weil die wirtſchaftliche Wirkung 
des Tatbeſtandes getroffen werden ſoll, die Beſteuerung einzutreten 
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feft. Der Einſpruch blieb ohne Erfolg. In der Berufungsinſtanz 
hat die Beſchwerdeführerin zugegeben, daß von der ſtrittigen Um⸗ 
ſatzſumme von 1530 328,49) % ein Teil von 50 529 46 auf Hölzer 
entfalle, die ſie ſelbſt habe einſchlagen laſſen. Die Berufung iſt 
zurückgewieſen worden. Nach den Feſtſtellungen des Berufungs⸗ 
urteils hat die Beſchwerdeführerin das Holz vom Waldeigentümer 
gekauft. Nach Bezahlung oder Hinterlegung von Sicherheiten wurde 
der Beſchwerdeführerin ein Holzverabfolgezettel gegeben, der ſie 
berechtigte, das Holz abfahren zu laſſen. Das Holz iſt dann 
von der Beſchwerdeführerin weiter verkauft worden und die Er⸗ 
werber haben es direkt aus dem Walde abgefahren. Auf Grund 
dieſer Feſtſtellungen kommt der Berufungsrichter zu dem Ergebnis, 
daß mit der Aushändigung der Holzverabfolgezettel der Über⸗ 
gang des unmittelbaren Beſitzes an dem Holze auf die Beſchwerde⸗ 
führerin erfolgt ſei. Dieſe Rechtsauffaſſung werde auch bekräftigt 
durch die im RGRKomm. zu § 854 BGB. Anm. 4 a. E. angeführte 
Entſcheidung des RG. 

Die Rechtsbeſchwerde rügt Verletzung des 8 4 UmfSt&. und 
des 8854 BGB. Ihr kann der Erfolg nicht verſagt werden. 
Die angefochtene Entſcheidung ſtützt ſich auf die Auffaſſung, daß 
die Beſchwerdeführerin nach 8854 Abſ. 2 unmittelbarer Beſitzer 
des Holzes geworden ſei, ſo daß der unmittelbare Beſitz von ihr 
auf die Abnehmer übertragen worden fei. 

Wie der erkennende Senat in einem gleich gelagerten Falle, 
der unter den Geltungsbereich des UmſStc h. v. 24. Dez. 1919 
fiel, im Urteil v. 11. Okt. 1921 (RF. 7, 85) ausführte, erſcheint 
es bedenklich, beim Kaufe von Holz im Walde 8 854 Abſ. 2 BGB. 
ohne weiteres für anwendbar zu erachten. Sollte er aber auch ein⸗ 
ſchlagen, ſo kann dennoch nicht anerkannt werden, daß die dar⸗ 
aus für die Betrachtungsweiſe des bürgerlichen Rechts entſpringenden 
Ergebniſſe für die Auslegung des 84 UmfSt&. 1918 ſchlechthin 
maßgebend fein mußten. Der 8 4 verwertet zwar den bürgerlich⸗ 
rechtlichen Begriff des unmittelbaren Beſitzes, er knüpft an ihn an, 
aber doch nicht in dem Sinne, daß die Umſatzſteuerpflicht gerade 
auf das Vorliegen des bürgerlich⸗rechtlichen Begriffs abgeſtellt wäre. 
Er will nicht die Übertragung des unmittelbaren Beſitzes als 
ſolche i. S. des Zivilrechts mit der Umſatzſteuer treffen, ſondern 
die Heranziehung dieſes Begriffs iſt nur ein Hilfsmittel, die Be⸗ 
ſreiung des reinen Handels, der ſich ohne Beſitzveränderung zu 
vollziehen pflegt, zu ermöglichen. Das Geſetz will durch die Heran⸗ 
ziehung der Begriffsmerkmale des unmittelbaren und des mittel⸗ 
baren Beſitzes die — wirtſchaftlich gedachte — übertragung in 
Natur treffen, aber diejenigen Fälle des reinen Handels befreien, 
bei denen die Ware nicht in den Machtbereich des Zwiſchenhändlers 
gerät. Das ſind aber vor allen anderen die Fälle, wo die Ware 
bis zu ihrer — nicht durch Organe des Zwiſchenhändlers bewirkten — 
Ablieferung an den Verbraucher bei dem erſten Gliede der Kette 
der Veräußerer verbleibt. Dies trifft im vorliegenden Falle zu. 


hat für alle Tatbeſtände mit der typiſchen wirtſchaftlichen Wir⸗ 
kung des begrifflich gekennzeichneten Tatbeſtandes und nur für 
dieſe. Geſtützt auf 8 4 AD. iſt alſo je nach der wirtſchaftlichen 
Wirkung eine entſprechende Anwendung des Steuergeſetzes auf 
außerhalb des Rechtsbegriffes liegenden Tatbeſtände geboten oder 
die Anwendung auf innerhalb desſelben liegende Tatbeſtände aus⸗ 
geſchloſſen. Beiſpiele für entſprechende Anwendung bieten beſon⸗ 
ders die vielbeſprochenen Urteile über die Grunderwerbsſteuerpflicht 
des Kaufangebots (JW. 1921, 1126) und die Kapitalertragsſteuer⸗ 
pflicht der Bezüge des ſtillen Geſellſchafters (JW. 1922, 114). 

3. 84 (jetzt § 7) UmfSt®. wollte freilaſſensden reinen Handel, 
denjenigen, der in Aufeinanderfolge von Kauf und Verkauf be⸗ 
ſteht, ohne daß die Ware ſelbſt berührt wird. Denn nicht das 
Umſatzgeſchäft als Rechtsgeſchäft iſt der ſteuerlich zu erfaſſende Tat⸗ 
Heftand, ſondern der Warenumlauf, die Bewegung der Ware vom 
Verkäufer zum Käufer. Stufenweiſe iſt der geſetzgeberiſche Aus⸗ 
druck dieſes wirtſchaftlichen Gedankens verbeſſert' worden (Waren⸗ 
UmſStempch. TarNr. 10 Zuf. 4, 84 UG. 1918, 87 jetzt). Ge⸗ 
rade durch Verwendung des privatrechtlichen Begriffs „unmittel⸗ 
barer Beſitz“, mit dieſer rechtlichen Faſſung ſollte die Schwierig⸗ 
keit gelöſt werden, nachdem die wirtſchaftliche Faſſung des UmſSth. 
1916 ſich als untauglich erwieſen hatte. Man hat aber nicht be⸗ 
dacht, daß nach 8 854 JI der Beſitz, und zwar der unmittelbare 
Beſitz lediglich durch Einigung, ohne daß die Ware berührt wird, 
überfragen werden kann und ſo durch verſchiedene Beſitzer hin⸗ 
durch geht. Dieſe ohne Berührung der Ware ſich vollziehenden 
Kettengeſchäfte ſollten gerade freigeſtellt werden, indem man die 
Abertragung des unmittelbaren Beſitzes zur Vorausſetzung der 
Beſteuerung machte. Durch Verwendung dieſes Begriffes iſt der 
wirtſchaftliche Gedanke alſo nicht rein zum Ausdruck gekommen. 
Das rechtfertigt die Einſchraukung der Anwendung des Begriffes 
zugunſten der Durchſetzung des Gedankens. 

4. Die Abſicht, bei aufeinanderfolgenden Umſatzgeſchäften den 
Jwiſchenhändler frei zu laſſen, wenn er weder ſelbſt noch durch 
einen Beſitzdiener an die Ware Hand anlegt, hat für Verkauf 
von Holz im Walde zur Folge: Hat ſich der Holzkäufer nicht nur 
die Ermächtigung zur Abfuhr (Holzverabfolgezettel) geben laſſen, 
ſondern das Holz in einem beſonderen Vorgang übernommen oder 
es ſelbſt geſchichtet oder nach Größe oder Güte geteilt, dann hat 


Es muß daher verneint werden, daß ſchon die Anwendbarkeit des 
8854 Abſ. 2 BGB. die Steuerpflicht begründen könne. 

Nachdem die Kunden der Beſchwerdeführerin das Holz aus 
dem Walde abgefahren haben, iſt im vorliegenden Falle der un⸗ 
mittelbare Beſitz i. S. des 84 UmſStG. jeweils nur einmal, und 
zwar vom Waldeigentümer an den Kunden der Beſchwerdeführerin 
übertragen worden. Gegenüber dem Umſatzſteueramte hatte zwar 
der von der Beſchwerdeführerin mit ihrer Vertretung betraute RA. 
angegeben, daß das Holz auf Grund beſonderer, von der Beſchwerde⸗ 
führerin abgeſchloſſener Frachtverträge durch Fuhrunternehmer im 
Walde obgeholt und den Kunden zugefahren worden ſei. Die 
gleiche Angabe findet ſich in einem Aktenvermerk des Umſatzſteuer⸗ 
amts. Allein nachdem der Berufungsrichter ſeine Entſcheidung auf 
Grund einer mündlichen Verhandlung getroffen hat, bei der der 
Inhaber der beſchwerdeführenden Firma und ihr bevollmächtigter 
RA. zugegen waren, muß angenommen werden, daß die Feſt⸗ 
ſtellung im Berufungsurteil, daß die Kunden der Beſchwerdeführerin 
das Holz im Walde abholten, den Tatſachen entſpricht und damit 
die früheren anders lautenden Aktenangaben richtig geſtellt ſind, 
ſo daß ein Verſtoß des Berufungsurteils gegen den klaren Inhalt 
der Akten nicht in Frage kommt. 

Sit hiernach der $4 UmfStG. anzuwenden, fo iſt die Be⸗ 
ſchwerdeführerin bezüglich der einſchlägigen Entgelte von 
1479 969,49 % (= 1 530 328,49 46 — 50 359 4) von der Umſaß⸗ 
ſteuer freizuſtellen. 

(RTH., V. Sen., Urt. v. 7. Febr. 1922, V A 249/21.) 


18. Die Einräumung einer Verkehrshypothek für 
einen Teil der Kaufpreisſchuld iſt im Regelfalle als Ver⸗ 
einnahmung des Entgelts i. S. des 86 Umſ StG. 1918 an⸗ 
zuſehen. f) 

Der Beſchwerdeführer iſt wegen im Jahre 1919 verkaufter 
Grundſtücke zur Umſatzſteuer herangezogen worden. Der Kaufpreis 
wurde zum Teil durch Barzahlung und übernahme auf dem Grund⸗ 
ſtück laſtender Hypotheken beglichen, während für die Reſtkaufpreis⸗ 
ſchuld der Käufer eine Verkehrshypothek beſtellt hat. Die Rechts⸗ 
beſchwerde rügt unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes, näm⸗ 
lich des 86 UmfSt®. 1918, indem fie nicht, wie das LF A., das 
geſamte Entgelt, ſondern nur die Barzahlung als vereinnahmt i. S. 
des 8 6 und demnach für umſatzſteuerpflichtig anſieht. Die Rüge iſt 
unbegründet. Bezüglich der bereits auf dem veräußerten Grundſtück 
laſtenden, durch den Erwerber übernommenen Hypotheken hat der RF. 
(4, 278) bereits in der Entſch. v. 28. Jan. 1921, II A 42/21 aus» 
geſprochen, daß die Übernahme einen Teil des ſteuerpflichtigen Ent⸗ 
gelts bildet. Die Umſatzſteuer iſt auch von dem auf die Hypotheken 
verrechneten Teile des Erlöſes zu entrichten. Der erkennende Senat 
ſchließt ſich dieſer Entſcheidung an; auch er lehnt die Auffaſſung ab, 
daß Gegenſtand des Kaufes nur der von der Hypothek nicht erfaßte 


er Hand angelegt, er hat die Beſitzermacht für ſich ausgeübt, er 
iſt umſatzſteuerpflichtig. Dasſelbe tritt ein (RF. H v. 11. Dit. 1921), 
wenn er ſeine Arbeiter und Angeſtellten als Beſitzdiener veranlaßt, 
ſeinem Abkäufer das Holz vom Walde aus zuzuführen. Die Er⸗ 
langung und übertragung des unmittelbaren Beſitzes, der Rechts⸗ 
vorgang, macht aber den Verkäufer nicht ſteuerpflichtig, wenn 
Beförderungsunternehmer, ſelbſtändige Fuhrleute (8 7 Abſ. 1 a. E.), 
in ſeinem Auftrage, oder wenn Dritte für den Käufer oder der 
Käufer ſelbſt mit Zuſtimmung des Verkäufers das Holz im Walde 
wegholen. — 

5. Das läßt ſich dahin verallgemeinern: In allen Fällen 
der mehreren Umſatzgeſchäfte iſt nicht ſchon die Erlangung und 
Übertragung des unmittelbaren Beſitzes, ſondern deſſen Ausübung 
dasjenige, was die Steuerpflicht des Zwiſchenhändlers entſtehen 
läßt, weil ſie erſt die Ware dem Machtbereich des Verkäufers ent⸗ 
zieht. Nur wer die Ware ergrifſen hat, körperlich ergriffen, kommt 
bei Weitergabe für die Steuerpflicht in Betracht, und wer nicht 
nur zum Zwecke der Beförderung mit einem Dritten einen be⸗ 
ſonderen Vertrag über ihre Verwahrung abſchließt. 

Die Ergebniſſe wie die Auslegungsgrundſätze ſind erfreulich. 

RA. Dr. Wünſchmann, Leipzig. 

Zu 18. Die Entf). iſt zu billigen. Wie in einer weiteren 
Eutſch. p. 29. Nov. 1921 V 96/21 (RAnz. v. 28. Jan. 1922) für 
den gleichlautenden 88 UmfStG. 1919 zutreffend ausgeführt iſt, 
bildet den Gegenſtand des Kaufes das Grundſtück ſelbſt. Belaſtungen 
ändern alſo die Subſtanz des Kaufgegenſtandes nicht. Daher find 
Entgelt außer Barzahlungen auch die Übernahme beſtehender Hypo⸗ 
theken. Mit deren Übernahme hat der Veräußerer auch dieſes Entgelt 
eingenommen, der Erwerber hat für ihn zu leiſten. 

Dies gilt auch für den Regelfall, wenn für den Kaufpreis eine 
Verkehrshypothek beſtellt iſt. Bei der bloßen Stundung beſitzt der 
Verkäufer nur eine Forderung, die wie jede Forderung in der Regel 
abtretbar iſt. Durch die Einräumung der Verkehrshypothek tritt eine 
wirtſchaftliche Novation ein. Es hat der Veräußerer ſtatt der ur⸗ 
ſprünglichen Form der Forderung eine regelmäßig für den Verkehr 
beſtimmte und ihn erleichternde Form der Forderung erhalten, die 
nicht mehr hauptſächlich der Schuldentilgung oder Sicherung dient. 
Das iſt wirtſchaftlich ein vollzogener Austauſch, eine Einnahme. 

7 RA. Dr. Heß, Stuttgart. 
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Wert des Grundſtücks ſei. Dann aber ſtellt die Hypothekenübernahme 
die Vereinnahmung eines Teiles des Entgelts dar. 


Aber auch die Einräumung einer Verkehrshypothek für einen 
Teil der Kaufpreisſchuld iſt in einem Regelfalle wie dem vorliegen⸗ 
den als Vereinnahmung des Entgelts anzuſehen. Dadurch, daß das 
verkaufte Grundſtück zugunſten des Verkäufers mit einer Hypothek 
belaſtet wird (S 1113 BGB.), erhält dieſer ſchon jetzt ein wirtſchaft⸗ 
lich verwertbares Recht, das im Verkehr eine ſelbſtändige Rolle ſpielt, 
nicht nur die Ausſicht auf künftige Befriedigung. Wirtſchaftlich und 
vom Standpunkt der Beteiligten aus betrachtet, gilt die Beſtellung 
einer Reſtkaufgelderhypothek, die jedenfalls über eine bloße Stundung 
der Kaufpreisreſtſchuld hinausgeht und einen ſelbſtändigen Verkehrs⸗ 
gegenſtand ſchafft, als Befriedigung des Verkäufers und demnach als 
Vereinnahmung des Entgelts, unbeſchadet der bürgerlich⸗rechtlichen 
Ausgeſtaltung. Eine unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechtes 
ſeitens der Vorinſtanz liegt demnach nicht vor, und es war, wie ge⸗ 
ſchehen, zu erkennen. 


(RJ ., V. Sen., Urt. v. 4. Okt. 1921, V A 58/21.) 


19. Bei Abſchluß eines Verſicherungsvertrags im 
Inland kommt § 19 Abſ. 2 ErbſchStG. 1919 zur Anwendung, 
wenn auch die Vermittlung des Abſchluſſes im Ausland 
erfolgt iſt. Das in Erfüllung eines ſolchen Vertrages 
Geleiſtete gilt als Zahlung in das Ausland, gleichviel, 
oh ſie mit im Inland oder im Ausland befindlichen 
Mitteln bewirkt iſt. f) > 


Die Beſchwerdeführerin iſt eine Lebens⸗ und Garantieaktien⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft mit dem Sitze in Berlin. § 1 ihrer all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen lautet: 


Der Verſicherungsvertrag wird perſekt durch die antrag⸗ 
gemäße Ausfertigung der Police, 


die unſtreitig in Berlin erfolgt. Nach dem Tode eines in Zürich 
lebenden deutſchen Verſicherungsnehmers hat die Geſellſchaft an 
deſſen ebenfalls in Zürich lebenden Erben die verſicherte Summe 
gezahlt. Da die Erbſchaftsſteuer von ihm nicht eingezogen werden 
konnte, it die Beſchwerdeführerin auf Grund des 819 Abf. 2 
Erbſch StG. 1919 für die Steuer haftbar gemacht. Hiergegen wendet 
ſie ſich mit der Rechtsbeſchwerde, indem ſie unter Bezugnahme auf 
einen Miniſterialerlaß behauptet, daß der Verſicherungsvertrag im 
Sinne dieſes Erlaſſes bei ihrer im Ausland gelegenen Geſchäfts⸗ 
ſtelle abgeſchloſſen und die Verſicherungsſumme aus ihrem Schweizer 
Guthaben von der Baſeler Geſchäftsſtelle gezahlt, alſo nicht „in 
das Ausland“ gezahlt ſei. 

Bei der Prüfung der Frage, ob § 19 Abſ. 2 unrichtig ange⸗ 
wendet iſt, muß der von der Beſchwerdeführerin angeführte Mini⸗ 
ſterialerlaß ausſcheiden; er enthält eine Weiſung an die Verwal⸗ 
tungsbehörden, bindet aber das Gericht nicht, womit indes keineswegs 
geſagt ſein ſoll, daß der RF. die Auffaſſung des Erlaſſes nicht 
mit dem Geſetz in Einklang zu bringen vermag. An der Hand des 
Geſetzes alſo iſt zu prüfen, ob die Haftung der Beſchwerdeführerin 
für die Erbanfallſteuer begründet iſt. Die Frage war zu bejahen, 
weil unter Zahlung i. S. des 8 19 jede Handlung zu verſtehen 
iſt, durch die der Schuldner den Gläubiger wegen einer dieſem 
gegen ihn zuſtehenden Forderung befriedigt, gleichviel, ob dieſe 
Befriedigung direkt oder indirekt, ob ſie mit im Inland oder im 
Ausland befindlichen Mitteln erfolgt. Die Summe wird „ins 
Ausland“ gezahlt, wenn fie auf Grund einer im Inland entitandenen 
Verpflichtung an den im Ausland ſich aufhaltenden Gläubiger 
gelangt. Um eine ſolche Verpflichtung handelt es ſich hier mit 
Rückſicht auf den wiedergegebenen S1 der VerſBed., ohne daß 
hieran etwas durch die Vereinbarung über den Ort der Empfang⸗ 
Ent der Verſicherungsſumme und den Gerichtsſtand geändert 
wird. 

(No., VI. Sen., Urt. v. 29. März 1922, VI A 64/22.) 


20. 1. Angemeſſenheit eines Grabdenkmals (8 102 
Erb ſch etch). 
2. Die Anwendung der Steuerbefreiung des 833 


Zu 19. „Zahlung der Geſchäftsſtelle in Baſel“ iſt wörtlich 
genommen keine „Zahlung ins Ausland“. Jedoch erſcheint die aus⸗ 
dehnende Auslegung des Ri. durch den Zweck des § 19 Abſ. 2 
Erbſch StG. geboten. Nur muß m. E. die Einſchränkung gemacht 
werden, daß die Haftung der Verſicherungsgeſellſchaft dann nicht 
eintritt, wenn ſie verpflichtet iſt, die Verſicherungsſumme den Erben 
der Verſicherten ohne Abzug der Nachlaßſteuer auszuzahlen. Iſt 
das Verſicherungsverhältnis nach ausländiſchem Recht zu beurteilen 
und erkennt der ausländiſche Richter den Abzug der deutſchen 
Nachlaßſteuer nicht an, ſo kann der Verſicherungsgeſellſchaft die 
Haftung für dieſe nicht zugemutet werden. Zum mindeſten gilt dies 
für ſolche Verſicherungsverträge, die vor Inkrafttreten des neuen 
Erbſchaftsſteuergeſetzes abgeſchloſſen wurden, alſo zu einer Zeit, 
wo noch keine Haftung der Verſicherungsgeſellſchaften für Erb⸗ 
ſchaftsſteuern beſtand. 

RA. Dr. Kaufmann, Leipzig. 
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Ziff. 4 ErbſchStG. hängt nicht von einer Notlage des 
Erwerbers ab. f) 

Die Rechtsbeſchwerde wendet ſich zunächſt dagegen, daß die Vor⸗ 
inſtanz den Abzug von 34000 % für ein Grabdenkmal nicht zuge» 
laſſen hat. Die Vorinſtanz hat in dieſer Beziehung ausgeführt: 
Nach 825 Abſ. 2, § 10 Nr. 2 ErbStG. 1919 ſeien nur die Koſten 
eines angemeſſenen Grabdenkmals abzuziehen. Die Angemeſſenheit 
ſei nach den Verhältniſſen des Erblaſſers und nach der Ortsſitte zu 


beurteilen. Der Erblaſſer habe ein Vermögen von unter 100 000 % 


hinterlaſſen. Dem entſpräche mit Rückſicht auf die Sitte ſeines 
Wohnorts (Dorfes) nur eine Aufwendung von 12 000 . 

Dieſen Ausführungen kann nicht gefolgt werden. Das hinter⸗ 
laſſene Vermögen kann nicht entſcheidend ſein. Allenfalls könnte die 
Hinterlaſſung eines ſehr großen Vermögens eine beſondere Auf⸗ 
wendung rechtfertigen. Grundſätzlich muß es auf die Lebensſtellung 
des Erblaſſers ankommen. Es kann z. B. nicht von Einfluß ſein, ob 
der Erblaſſer infolge Vorverſterbens ſeiner Eltern ein größeres oder, 
weil dieſe noch leben, ein geringeres Vermögen hinterläßt. Ebenſo⸗ 
wenig kann man der Ortsſitte eine entſcheidende Bedeutung zumeſſen. 
Ein Grabdenkmal überſchreitet das Maß der Angemeſſenheit auch 
dann nicht, wenn in dem betreffenden Orte allgemein von größeren 
Aufwendungen für Grabdenkmäler abgeſehen wird; denn die Hinter⸗ 
bliebenen haben nicht nur auf die Ortsbewohner, ſondern auch auf 
in anderen Orten wohnende Verwandte und Bekannte des Verſtor⸗ 
benen Rückſicht zu nehmen. Dagegen iſt andererſeits zu berückſichtigen, 
welche Bedeutung der Verſtorbene für die Familie ſowie für andere 
Perſonenkreiſe gehabt hat. So kann ſowohl der Umſtand, daß der 
Verſtorbene das Oberhaupt einer größeren Familie wie auch, daß er 
1 9 150 Ehrenſtellen bekleidet hat, erhebliche Aufwendungen recht⸗ 
fektigen. 

Danach war die Entſcheidung in dieſem Punkte aufzuheben. Bei 
freier Beurteilung iſt die Frage ſpruchreif. Bei Berückſichtigung der 
Lebensſtellung des Verſtorbenen als Sohnes eines angeſehenen 
Landwirts und des Umſtandes, daß er das einzige Kind ſeiner Eltern 
war, ſo daß die Familie infolge ſeines Todes ausſtirbt, können bei 
den Preiſen zur Zeit des Erbfalls die geltend gemachten 34 000 % 
als angemeſſen angeſehen werden. 

Auch die Rüge der Nichtanwendung des 833 Abſ. 1 Ziff. 4a 
ErbſchStGG. iſt begründet. Es kann zunächſt nicht zugegeben werden, 
daß eine Notlage des Erwerbers vorliegen müßte. Das Geſetz ſtellt 
dies Erfordernis nicht auf. Wenn in der Begründung von den in 
einer Notlage befindlichen Erwerbern geſprochen wird, ſo ergibt ſich 
daraus nur, daß der Verfaſſer der Begründung der Anſicht geweſen 
iſt, in derartigen Fällen liege regelmäßig eine Notlage des Erwerbers 
vor. Wenn von der beſonderen Aufſtellung des Erforderniſſes einer 
Notlage abgeſehen iſt, ſo kann dafür einerſeits beſtimmend geweſen 
ſein, daß der Begriff der Notlage in vielen Fällen zu Zweifeln Anlaß 
geben könnte, andererſeits daß in Fällen der vorliegenden Art eine 
Notlage des Erwerbers regelmäßig nur infolge des Vorhandenſeins 
unterſtützungspflichtiger oder unterſtützungsbereiter anderer Perſonen 
ausgeſchloſſen ſein würde und die Berückſichtigung derartiger Um⸗ 
ſtände bei Bemeſſung der Steuer nicht angemeſſen erſchien. Danach 
iſt es nicht zuläſſig, das Vorhandenfein einer Notlage entgegen dem 
Wortlaut des Geſetzes zu fordern. 

Die Vorinſtanz hat die Ablehnung der Befreiung in zweiter 
Reihe damit begründet, daß der Erwerb zuſammen mit dem ſonſtigen 
Vermögen des Erwerbers 100 000 % überſtiege. Sie führt aus, für 
die Berechnung des ſonſtigen Vermögens ſei 8 29 ErbſchStc G. maß⸗ 
